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L 

Das Bundeskartellamt hat auch im vergangenen Jahr 
seinen Auftrag erfüllt. Hervorzuheben sind nicht nur 
seine Anstrengungen bei der Durchführung des Ge- 
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB). 
Auch bei der Vorbereitung des Regierungsentwurfs 
einer Zweiten Novelle zu diesem Gesetz hat das 
Bundeskartellamt wertvolle Hilfe geleistet. Darüber 
hinaus hat das Bundeskartellamt in den Beratenden 
Ausschüssen für Kartell- und Monopolfragen in 
Brüssel sowie im Wettbewerbsausschuß der OECD 
intensiv mitgewirkt (Abschnitt VI). 


II. 

Das Schwergewicht der Gesetzesanwendung durch 
das Bundeskartellamt lag auf Verfahren wegen Ver- 
stoßes gegen das Kartellverbot (146) und auf Ver- 
fahren wegen Preisbindungsmißbrauchs (136). Zah- 
lenmäßig an dritter und vierter Stelle stehen die 
Verfahren wegen Preisempfehlungsmißbrauchs (51) 
und wegen Mißbrauchs einer marktbeherrschenden 
Stellung (49). Kartellanträge und -anmeldungen gab 
es auch im Berichtszeitraum nur wenige (20) ; in den 
meisten Fällen handelte es sich um Spezialisierungs- 
vereinbarungen nach § 5 a (14). 

Auch eine Gesamtbetrachtung der bisher dreizehn- 
jährigen Praxis mit dem Gesetz gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen zeigt, daß die Verfahren wegen 
Verstoßes gegen das Kartellverbot mit Abstand die 
größte Zahl ausmachten (1979 Verfahren beim Bun- 
deskartellamt, 1551 bei den Landeskartellbehörden). 
Das Bundeskartellamt erließ insgesamt 9, die Lan- 
deskartellbehörden erließen insgesamt 200 Bußgeld- 
bescheide. In weiteren rund 500 Fällen wurde das 
Verfahren ohne Bußgeldfestsetzung eingestellt, 
nachdem die betroffenen Unternehmen das bean- 
standete Verhalten auf gegeben hatten (Tabellen M 
und N). 

Die Gesamtzahl der seit 1958 eingeleiteten Verfah- 
ren wegen Mißbrauchs einer marktbeherrschenden 
Stellung beträgt 602 (384 Verfahren beim Bundes- 
kartellamt, 218 bei den Landeskartellbehörden). Ins- 
gesamt ergingen 2 Mißbrauchsverfügungen, und in 
weiteren rund 70 Fällen wurde das Verfahren ohne 
Verfügung eingestellt, nachdem das beanstandete 
Verhalten aufgegeben worden war (Tabellen J 
und K). Anhörungen nach § 24 hat das Bundeskar- 
tellamt in 4 Fällen durchgeführt. 

Die Zahl der preisbindenden Unternehmen hat sich 
im Berichtszeitraum weiter von 888 auf 855 vermin- 
dert. Auch die Zahl der gebundenen Verkaufseinhei- 
ten ging von rund 106 000 auf rund 104 000 zurück 
(ohne Kraftfahrzeug-Ersatzteile). Bei Kraftfahrzeug- 


Ersatzteilen ergab sich ein leichter Anstieg von rund 
65 000 auf rund 68 000. 

Diese zahlenmäßigen Vergleiche zeigen, daß die 
Vorschriften über marktbeherrschende Unternehmen 
relativ wenig angewendet wurden. Bei der Marken- 
warenpreisbindung hat sich wiederum herausge- 
stellt, daß neben der Mißbrauchsaufsicht auch die 
Marktkräfte selber, allerdings nur auf längere Sicht, 
einer Ausuferung entgegenwirken. 

IIL 

In der gegenwärtigen konjunkturellen Situation 
taucht immer wieder die Frage auf, inwieweit das 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen als In- 
strument der Preisdämpfung dienen kann. 

Bei einem konjunkturell bedingten Nachfrageüber- 
hang lassen sich Preissteigerungen mit den Mitteln 
der Wettbewerbspolitik nicht generell verhindern. 
Hier ist es primär Aufgabe der staatlichen Global- 
steuerung, Angebot und Nachfrage auszugleichen 
und damit auch wieder die Voraussetzungen für 
einen funktionierenden Preiswettbewerb zu schaf- 
fen. 

Ein Zusammenhang zwischen Wettbewerbspolitik 
und Stabilitätspolitik besteht insofern, als funktions- 
fähiger Wettbewerb dem Entstehen eines konjunk- 
turellen Ungleichgewichts und dessen Konsequenzen 
für die Preisentwicklung entgegenwirkt. Demgegen- 
über tragen rechtliche oder faktische Wettbewerbs- 
beschränkungen noch zu einer Verstärkung dieses 
Ungleichgewichts und seiner Folgen bei. Auf wett- 
bewerblich strukturierten Märkten setzen sich kon- 
junkturell bedingte Preissteigerungstendenzen zu- 
mindest nicht so rasch und nicht einheitlich durch. 
Bei monopolistischer oder oligopolistischer Markt- 
struktur besteht dagegen eher die Neigung, solche 
Preiserhöhungen zeitlich vorwegzunehmen, zu über- 
ziehen und — was das allgemeine konjunkturelle 
Klima sehr negativ beeinflussen kann — in der ge- 
samten Branche schlagartig vorzunehmen. 

Auch aus diesen Gründen sind Schutz und Förderung 
eines funktionsfähigen Wettbewerbs ständige Auf- 
gabe der staatlichen Wirtschaftspolitik. Dabei muß 
die Antikartell- und Antimonopolpolitik je nach der 
konjunkturellen Lage besondere Gesichtspunkte zu- 
sätzlich beachten. In Zeiten der Hochkonjunktur be- 
deutet dies z. B., daß die Wettbewerbspolitik ein be- 
sonderes Gewicht auf Erleichterungen der Einfuhr 
und die Bekämpfung von Wettbewerbsbeschränkun- 
gen auf der Angebotsseite legen muß, während bei 
abgeschwächter Konjunktur das wettbewerbliche 
Verhalten auf der Nachfrageseite besonders aktuell 
ist. Das Bundeskartellamt hat diesen Gedanken u. a. 
dadurch Rechnung getragen, daß es die Mißbrauchs- 
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aufsicht über preisbindende Unternehmen in den 
letzten Jahren erfolgreich intensiviert hat. 

IV. 

Die wettbewerbspolitische Diskussion des vergan- 
genen Jahres wurde weitgehend von der in Vorbe- 
reitung befindlichen Zweiten Novelle zum Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen bestimmt. In- 
zwischen hat die Bundesregierung den Entwurf ver- 
abschiedet (19. Mai 1971) und dem Bundesrat zuge- 
leitet (28. Mai 1971) ^). Der Bundesrat wird am 9. Juli 
1971 über den Entwurf beschließen, so daß der Bun- 
destag sofort nach der Sommerpause in die Beratung 
eintreten kann. 

Schwerpunkte des Entwurfs sind — in Übereinstim- 
mung mit der Regierungserklärung vom 28. Oktober 
1969 — die Einführung einer vorbeugenden Zusam- 
menschlußkontrolle, die Verschärfung der Miß- 
brauchsaufsicht über marktbeherrschende Unterneh- 
men sowie Kooperationserleichterungen. Darüber 
hinaus sieht der Entwurf u. a. eine Verbesserung der 
Mißbrauchsaufsicht über Ausschließlichkeitsverträge, 
eine Verschärfung des Boykottverbots, die Einfüh- 
rung eines Untersagungsverfahrens sowie eine Re- 
gelung der sofortigen Vollziehbarkeit kartellbehörd- 
licher Verfügungen vor. Die Bundesregierung hat so 
die Voraussetzungen für eine durchgreifende Ver- 
besserung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen und damit zugleich für die Sicherung 
der marktwirtschaftlichen Ordnung geschaffen. 

V. 

Die sog. Teerfarben-Entscheidung des Bundesge- 
richtshofs “) hat die Frage aufgeworfen, ob es not- 
wendig ist, ein Verbot „abgestimmter Verhaltens- 
weisen" in das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen aufzunehmen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung läßt sich 
diese Frage nicht abschließend beantworten, so 
lange noch ungeklärt ist, inwieweit § 22 Abs. 2 GWB 
(Mißbrauchsaufsicht über marktbeherrschende Oli- 
gopole) und § 38 Abs. 2 Satz 2 GWB (Empfehlungs- 
verbot) gegenüber abgestimmten Verhaltensweisen 
anwendbar sind. Der Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen hat das Bundeskartellamt gebeten, 
möglichst bald entsprechende Testentscheidungen 
herbeizuführen. ^) 

Bisher gibt es zu § 22 Abs. 2 GWB weder Verwal- 
tungsentscheidungen noch Rechtsprechung, obgleich 
wichtige Märkte oligopolistisch strukturiert sind und 
die Frage nach einer wirksamen Aufsicht in diesen 


b Drucksache 265/71 

^) Beschluß vom 17. Dezember 1970 (KRB 1/70) 

BAnz Nr. 107 vom 15. Juni 1971 
^) Vgl. den Bericht der Bundesregierung über Änderun- 
gen des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
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sache V/530, S. 3f), 1966 (Drucksache V/1950, S. 3), 
1967 (Drucksache V/2841, S. 3) und 1968 (Drucksache 
4236 S. 2). 


Bereichen sich mehr und mehr als eines der wichtig- 
sten Probleme der Wettbewerbspolitik darstellt. 
Durch die Kartellgesetznovelle soll insbesondere 
auch § 22 verbessert werden. Unabhängig davon hat 
die Bundesregierung bereits früher die Auffassung 
vertreten, daß versucht werden sollte, schon den 
Anwendungsbereich des geltenden § 22 intensiver 
auszuloten ^). 

Nach § 22 Abs. 2 GWB gelten zwei oder mehr Unter- 
nehmen als marktbeherrschend, soweit zwischen 
ihnen aus tatsächlichen Gründen ein wesentlicher 
Wettbewerb nicht besteht und soweit sie in ihrer 
Gesamtheit ohne Wettbewerber sind oder keinem 
wesentlichen Wettbewerb ausgesetzt sind. Die Be- 
stimmung beruht auf der Vorstellung, daß staatliche 
Aufsicht dort einsetzen muß, wo die Steuerung der 
Marktprozesse durch Wettbewerb nicht mehr ge- 
währleistet ist. 

Geht man von dieser für die Marktwirtschaft unent- 
behrlichen Steuerungsfunktion des Wettbewerbs 
aus, so stellt sich die Frage, ob von einem wesent- 
lichen Wettbewerb noch gesprochen werden kann, 
wenn diejenigen Unternehmen, die einen Markt prä- 
gen, in der bekannten oligopolistischen Reaktions- 
verbundenheit stehen. Dabei rechtfertigt die bloße 
Marktform des Oligopols noch nicht die Annahme, 
daß „aus tatsächlichen Gründen" ein wesentlicher 
Wettbewerb fehlt. Hinzutreten muß, daß die tech- 
nische Entwicklung keine fundamentalen Neuerun- 
gen mehr erwarten läßt, die Nachfrage allenfalls 
noch durchschnittlich wächst und die Unternehmen 
sich mehr oder weniger aneinander angeglichen ha- 
ben. In solchen Fällen ist jedem Beteiligten bewußt, 
daß er durch eigene Wettbewerbsmaßnahmen einen 
Vorsprung vor den anderen Beteiligten nicht mehr 
erzielen kann und daß sich somit sein eigenes In- 
teresse nur noch in einem Gleichschritt der Gruppe 
durchsetzen läßt. 

Ein vor stoßender Wettbewerb ist nicht mehr mög- 
lich, weil die anderen Beteiligten um der Erhaltung 
ihrer Marktanteile willen sofort mit entsprechenden 
Maßnahmen folgen müßten und damit den Vor- 
sprung des vorstoßenden Beteiligten zunichte ma- 
chen würden. Hier scheidet eine Verbesserung der 
Marktleistung (Preis, Qualität, Service u. a.), die auf 
die Gewinnung eines Vorsprungs gegenüber den 
anderen Beteiligten abzielt, von vornherein aus. Ab- 
stimmungen sind hierzu nicht erforderlich; vielmehr 
beruht ein solches Verhalten auf der Einsicht, daß 
jeglicher vorstoßende Wettbewerb nicht die eigene 
Position gegenüber den Konkurrenten verbessern, 
sondern lediglich eine reichlichere Marktleistung 
bei geringerem Nutzen für alle beteiligten Anbieter 
herbeiführen würde. Werden in solchen Fällen in- 
dividuelle Rabatte gewährt, ohne daß das allgemein 
akzeptierte Preisgefüge angetastet wird, so liegt 
darin noch keine wettbewerbliche Steuerung des 
Marktgeschehens und damit auch nicht ein wesent- 
licher Wettbewerb. Das gleiche gilt, wenn der Kampf 
um Marktanteile vornehmlich mit Hilfe exzessiver 
Werbung ausgetragen wird. 

Geht es um eine Verschlechterung der Marktlei- 
stung, also z. B. um Preiserhöhungen, so besteht 
der oligopolistische Marktzwang darin, daß das vor- 
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angehende Unternehmen seine Preiserhöhung zu- 
rücknehmen müßte, wenn die anderen Beteiligten 
nicht folgen würden. Dadurch wäre aber für keinen 
Beteiligten etwas gewonnen. Die Kenntnis dieses 
Zusammenhanges bedingt auch bei Preiserhöhungen 
eine allseitige Bereitschaft zum Gleichschritt Aller- 
dings hestpht in diesen Fällen ein Marktzwang nicht 
in gleichem Umfang wie z, B. bei Preissenkungen. 
Das mit der Preiserhöhung vorangehende Unterneh- 
men kann insbesondere nicht sicher sein, daß ihm 
alle übrigen Beteiligten zum gleichen Zeitpunkt und 
im gleichen Ausmaß folgen werden. Im Gegensatz 
zum Fall der Preissenkung würde nämlich ein Be- 
teiligter dadurch, daß er der Preiserhöhung nicht 
sofort und nicht vollständig folgte, nicht den Verlust 
von Marktanteilen riskieren. 

Dies legt bei der Preiserhöhung eine wechselseitige 
Abstimmung der Beteiligten nahe. Ohne Abstim- 
mung bestände die Möglichkeit, daß einzelne Be- 
teiligte ihre Preiserhöhungen nach unten oder oben 
korrigieren müßten, weil die übrigen Beteiligten, 
etwa wegen nicht völlig gleichartiger Kostenlage, 
andere Preisvorstellungen hatten. Im Ergebnis 
würde aber das neue Preisgefüge auch ohne Ab- 
stimmung erreicht werden, wenngleich die wechsel- 
seitige Abstimmung schneller und reibungsloser zum 
Ziele führt. 

Derartige wechselseitige Abstimmungen sind somit 
grundsätzlich auf Märkte beschränkt, auf denen ein 
wesentlicher Wettbewerb ohnehin nicht mehr be- 
steht. Sie beruhen auf der Einsicht der Akteure, daß 
entweder alle Beteiligten die Preise erhöhen müssen 
oder daß eine Preiserhöhung bei allen unterbleiben 
muß. Die „abgestimmte Verhaltensweise" hat hier 
nur die Aufgabe, die Feineinstellung und Synchroni- 
sierung der Preisanhebungen herbeizuführen. 

In wettbewerbspolitischer Sicht gibt es in derartigen 
Fällen lediglich zwei Lösungsmöglichkeiten: die 
Veränderung der nichtwettbewerblichen Markt- 
struktur oder die Korrektur der nicht im Wettbe- 
werb zustandegekommenen Marktergebnisse. Durch 
ein Verbot solcher „abgestimmten Verhaltenswei- 
sen" könnten weder die nichtwettbewerblichen 
Marktverhältnisse in wettbewerbliche übergeführt 
werden noch würde ein solches Verbot die Markt- 
ergebnisse korrigieren, die auf nichtwettbewerbliche 
Weise zustandegekommen sind. Das Verbot würde 
sich allenfalls gegen die Symptome einer nichtwett- 
bewerblichen Marktkonstellation richten, wobei es 
auch sehr schwierig wäre, alle denkbaren Formen 
der Abstimmung normativ zu erfassen. 

Daraus folgt, daß in allen Fällen, in denen eine wett- 
bewerbliche Steuerung der Marktprozesse schon 
heute außer Kraft gesetzt ist, und zwar gleichgültig, 
ob mit oder ohne Hinzutreten einer wechselseitigen 
Abstimmung, auf eine wirksame Mißbrauchsaufsicht 
des Staates nicht verzichtet werden kann. Im übri- 
gen soll die von der Bundesregierung vorgeschla- 


gene vorbeugende Zusammenschlußkontrolle die 
Entstehung von Marktkonstellationen verhindern, 
die das Klima für wechselseitige Abstimmungen 
schaffen. 

Eine wirksame Mißbrauchsaufsicht über marktbe- 
herrschende Unternehmen darf schließlich nicht an 
einer zu restriktiven Auslegung des Mißbrauchsbe- 
griffs scheitern. Die Bundesregierung verkennt nicht 
die Schwierigkeiten einer Kartellbehörde, die z. B. 
darüber zu befinden hat, ob Preise mißbräuchlich 
überhöht sind. Hier kann es nicht Aufgabe der 
Mißbrauchsaufsicht sein, an die Stelle privater Will- 
kür staatliches Ermessen zu setzen. Wenn aber ein 
Unternehmen — aus welchen Gründen auch im- 
mer — seine Maßnahmen außerhalb der wettbe- 
werblichen Kontrolle trifft und damit grundsätzlich 
die Möglichkeit hat, sein Einzelinteresse zu Lasten 
der übrigen Marktteilnehmer zu verfolgen, so ist 
eine glaubhafte Wettbewerbspolitik ihrerseits ver- 
pflichtet, ein begründetes Allgemeininteresse da- 
gegenzusetzen und im Wege der Mißbrauchsaufsicht 
zur Geltung zu bringen. Die Fassung des § 22 steht 
dieser Interpretation des Mißbrauchsbegriffs nicht 
entgegen. 

Ein weites Feld praktikabler Anwendung der Miß- 
brauchsaufsicht liegt im Schutz schwächerer Markt- 
teilnehmer vor Behinderungen durch marktbeherr- 
schende Unternehmen, z. B. bei der Gestaltung von 
Geschäftsbedingungen. Die staatliche Mißbrauchs- 
aufsicht beruht letztlich auf dem Gedanken, daß der 
Handlungsspielraum, den marktbeherrschende Un- 
ternehmen haben, nicht zu Lasten schwächerer 
Marktteilnehmer ausgefüllt werden darf. Hier ist die 
staatliche Wettbewerbspolitik zu besonderer Wach- 
samkeit aufgerufen. Marktbeherrschung bedeutet 
zwar nicht zwangsläufig auch ein mißbräuchliches 
Marktverhalten; Mißbrauch bei Marktbeherrschung 
ist aber ebensowenig nur die Ausnahme. 


VI. 

über die Fortschritte der europäischen zwischen- 
staatlichen Wettbewerbspolitik enthält der Bericht 
des Bundeskartellamtes alles Wesentliche (S. 30 ff.). 
Der Präsident des Bundeskartellamtes ist zugleich 
Mitglied der Beratenden Ausschüsse für Kartell- und 
Monopolfragen in Brüssel sowie Vizepräsident des 
Wettbewerbsausschusses der OECD. 

Die Bundesregierung sieht auch auf dem Gebiet der 
Wettbewerbspolitik eine möglichst rasche und mög- 
lichst vollständige Integration als wünschenswert 
an. Die geplante Einführung einer nationalen Zu- 
sammenschlußkontrolle steht dem nicht entgegen, 
wie die Bundesregierung bereits in ihrer Stellung- 
nahme zum Tätigkeitsbericht des Bundeskartell- 
amtes für 1969 dargelegt hat (Drucksache V/950, 
S. 4). 


5 




Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2380 


Bericht des Bundeskarteliamtes 
über seine Tätigkeit im Jahre 1970 
sowie über Lage und Entwicklung 
auf seinem Aufgabengebiet 
(§ 50 GWB) 

Berlin, Anfang 1971 

Inhaltsverzeichnis Seite 

Erster Abschnitt 

Allgemeiner Überblick über die wettbewerbsrechtliche und 
wettbewerbspolitische Entwicklung 10 

Zweiter Abschnitt 

Die Wettbewerbsbeschränkungen nach Wirtschaftsbereichen . . 49 

Bergbauliche Erzeugnisse 49 

Mineralölerzeugnisse und Kohlenwertstoffe 49 

Steine und Erden 50 

Eisen und Stahl 52 

NE-Metalle und -Metallhalbzeug 53 

Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalzwerke und der Stahl- 
verformung 53 

Stahlbauerzeugnisse 53 

Maschinenbauerzeugnisse 54 

Landfahrzeuge 58 

Elektrotechnische Erzeugnisse 59 

Feinmechanische und optische Erzeugnisse; Uhren 62 

Eisen-, Blech- und Metallwaren 62 

Spielwaren und Schmuckwaren 65 

Chemische Erzeugnisse 66 

Glas- und Glaswaren 69 

Holzwaren 70 

Papier und Pappe 70 

Papier- und Pappewaren 70 

Kunststofferzeugnisse 71 

Gummi- und Asbestwaren 72 

Lederwaren und Schuhe 75 

Textilien 75 

Bekleidung 76 

Erzeugnisse der Ernährungsindustrie 77 

Tabakwaren 79 

Bauwirtschaft 80 


7 



Drucksache VI/2380 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Seite 

Handel und Handelshilfsgewerbe 80 

Kulturelle Leistungen 81 

Filmwirtschaft 83 

Sonstige Dienstleistungen 84 

Freie Berufe 84 

Land“ und Forstwirtschaft, Garten- und Weinbau,* Fischerei und 
Jagd 84 

Verkehrs- und Fernmeldewesen 86 

Kreditwirtschaft 87 

Versicherungen 88 

Versorgungswirtschaft 90 

Dritter Abschnitt 

Lizenzverträge 92 

Vierter Abschnitt 

Verfahrensfragen 97 

Fünfter Abschnitt 

Anwendung des EWG- Vertrages 100 

Stichwortverzeichnis, Paragraphennachweis und Fundstellen- 
übersicht 109 

Anhang zum Tätigkeitsbericht 1970 des Bundeskartellamtes 

— Geschäftsübersicht für das Jahr 1970 — 125 


8 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2380 


Hinweise für den Leser 

Um dem Leser ein rasches Auffinden der Ausführungen zu den einzel- 
nen Bestimmungen des Gesetzes zu ermügiichen, sind dem Bericht 
im. Anschluß an den Textteil ein Stichwortverzeichnis, ein Paragra- 
phennachweis und eine Fundstellenübersicht angefügt worden. Die 
zahlenmäßige Entwicklung der Kartelle ist aus den Tabellen A und B, 
ihre Verteilung auf die Wirtschaftszweige und die Fundstellen der 
Bekanntmachungen im Bundesanzeiger aus der Tabelle C zu ersehen. 
Eine Übersicht über die Preisbindungen, Lizenzverträge und Wett- 
bewerbsregeln sowie über Zahl und Sachstand der Verwaltungs- und 
Bußgeldsachen enthalten die Tabellen D ff. 

Soweit im Bericht Paragraphen ohne Gesetzesnennung aufgeführt 
sind, beziehen sie sich auf das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen (GWB). Die Zitate WuW/E in dem Bericht beziehen sich auf 
die Entscheidungssammlung zum Kartellrecht der Zeitschrift „Wirt- 
schaft und Wettbewerb". Die Fundstellen der Entscheidungen des 
Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte sind im Anschluß an 
den Paragraphennachweis aufgeführt. 

Die in dem Bericht aufgeführten vorhergehenden Tätigkeitsberichte 
des Bundeskartellamtes sind als folgende Bundestagsdrucksachen er- 
schienen: 

Tätigkeitsbericht 1958; Deutscher Bundestag, 3. Wahlperiode, 

Drucksache 1000 

Tätigkeitsbericht 1959: Deutscher Bundestag, 3. Wahlperiode, 

Drucksache 1795 

Tätigkeitsbericht 1960: Deutscher Bundestag, 3. Wahlperiode, 

Drucksache 2734 

Tätigkeitsbericht 1961: Deutscher Bundestag, Drucksache IV/378 
Tätigkeitsbericht 1962: Deutscher Bundestag, Drucksache IV/1220 
Tätigkeitsbericht 1963: Deutscher Bundestag, Drucksache IV/2370 
Tätigkeitsbericht 1964: Deutscher Bundestag, Drucksache IV/3752 
Tätigkeitsbericht 1965: Deutscher Bundestag, Drucksache M/530 
Tätigkeitsbericht 1966: Deutscher Bundestag, Drucksache V/1950 
Tätigkeitsbericht 1967: Deutscher Bundestag, Drucksache V/2841 
Tätigkeitsbericht 1968: Deutscher Bundestag, Drucksache V/4236 
Tätigkeitsbericht 1969: Deutscher Bundestag, Drucksache 'VI/950 

Die Tätigkeitsberichte 1958, 1959 und 1960 sind außerdem gesammelt 
als Heft 8 der Schriftenreihe Wirtschaft und Wettbewerb veröffent- 
licht worden. 

Bei den im Bericht nicht genannten Wirtschaftsbereichen war kein 
Anlaß gegeben zu berichten. 
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Allgemeine 
wettbewerbs- 
politische Lage 


ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeiner Überblick über die wettbewerbsrechtliche 
und wettbewerbspoiitische Entwicklung 


Im Jahre 1970 gingen bedeutende Einflüsse auf den Wettbewerb 
und die Wettbewerbspolitik wiederum von der konjunkturellen 
Entwicklung aus. Wie bereits im Tätigkeitsbericht 1969 aus- 
geführt, läßt in der Hochkonjunktur allgemein der Wett- 
bewerbsdruck nach — konjunkturelle Einflüsse mindern die 
Effizienz des Wettbewerbs. So wurde nicht nur die Funktion 
des Wettbewerbs, im Verbraucherinteresse möglichst niedrige 
Preise zu gewährleisten, beeinträchtigt, auch die Qualität der 
angebotenen Waren ließ teilweise nach. 

Vom Preisauftrieb waren im Berichtsjahr alle Märkte betroffen. 
Dabei trug vor allem die Verteuerung der industriell erzeugten 
Güter zu einer Erhöhung des Verbraucherpreisniveaus bei^). 
Jedoch zeigte sich auch, daß die Aufhebung von Preisbindungen 
selbst in der Hochkonjunktur noch zu Preissenkungen führt. 
Im allgemeinen begünstigte indessen die anhaltend starke 
Nachfrage die Überwälzung von Kostensteigerungen auf die 
Abnehmer. 

Doch darf das Sinken der Wettbewerbsintensität nicht allein 
auf konjunkturelle Einflußfaktoren zurückgeführt werden. So 
ist sicherlich nicht ohne Bedeutung, daß das Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen in seiner geltenden Fassung es 
dem Bundeskartellamt in nicht ausreichendem Maße ermöglicht, 
seinem gesetzlichen Auftrag, die Aufrechterhaltung wirksamen 
Wettbewerbs im Geltungsbereich des GWB zu gewährleisten, 
nachzukommen. 

Der entscheidende Mangel des GWB war von Anfang an das 
Fehlen der Fusionskontrolle. Dieses Ungleichgewicht führte, 
je mehr sich der Konzentrationsprozeß in den vergangenen Jah- 
ren beschleunigte, zu einer Beeinträchtigung des Wettbewerbs, 
die de lege lata nicht angreifbar ist. 

Es ist Kriterium für die Anwendbarkeit des Kartellverbots des 
§ 1, daß die wettbewerbsrelevante Handlungsfreiheit durch Ver- 
trag oder Beschluß beschränkt wird. Damit erfaßt § 1 jedoch 
aus dem Spektrum möglicher Kollusionsformen (Machlup) nur 
einen sehr kleinen Ausschnitt. Denn auf sich verengenden 
Märkten erweist sich die förmliche Fixierung der Aktionspara- 
meter mehr und mehr als entbehrlich. Auf oligopolistischen 
Märkten kann eine Verhaltenskoordination durch „Quasi-Ab- 
kommen'' (Fellner) oder durch stillschweigende Verständi- 
gungsabkommen („agreement to agree") herbeigeführt werden, 


) Vgl. Jahresgutachlen 1970 des Sachverständigenrates zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Drucksache VI/1470, Ziffer 58. 
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ohne daß es dazu eines Kartellvertrages im herkömmlichen 
Sinne bedarf. Aufeinander eibgestimmtes Verhalten, Preisfüh- 
rerschaft, Marktinformationssysteme u. a. sind solche Strategien 
wettbewerbsbeschränkender Kooperation, die nach Zweck und 
Wirkung echte Kartellsurrogate darstellen können. 


Insbesondere nach der Entscheidung des Bundesgerichtshofes 
zum „TeerfarbenfalP' (Beschluß vom 17. Dezember 1970, 
WuW/E BGH 1147), durch die das Beweiserfordernis für alle 
Vertragselemente nach § 1 bekräftigt und die Würdigung aller 
Umstände höchstrichterlicherseits allein dem „Tatrichter" zu- 
gewiesen wurde, sind die Beweisanforderungen so hoch ange- 
setzt, daß das Bundeskartellamt einen wesentlichen Teil seines 
gesetzlichen Auftrages, den Wettbewerb durch die Verhinde- 
rung von Preisabsprachen zu schützen, als gefährdet ansieht. 
Denn der Weg des Indizienbeweises zum Nachweis von verbo- 
tenen Preisabsprachen wird nur in besonders gelagerten Fällen 
möglich sein. Das Kartellverbot wird damit als Mittel zur Be- 
kämpfung von Preisabsprachen stark gemindert; uneinge- 
schränkt gilt es nur mehr für jene kleinen und mittleren Unter- 
nehmen, die auf überwiegend polypolistisch strukturierten 
Märkten tätig sind, während die marktstrategisch ohnehin über- 
legenen Großunternehmen sich ihm entziehen können. 

Diese Abschwächung des Wirkungsgrades des Kartellverbots 
gegenüber Großunternehmen auf oligopolistischen Märkten 
wiegt um so schwerer, als auch die Mißbrauchsaufsicht über 
marktbeherrschende Unternehmen auf der gegenwärtigen ge- 
setzlichen Grundlage des § 22 wenig wirksam ist. Dies vor allem 
deshalb, weil dem Bundeskartellamt der Nachweis einer markt- 
beherrschenden Stellung als Tatbestandsvoraussetzung für die 
Mißbrauchsaufsicht sehr erschwert wird. Nach der Rechtsauf- 
fassung des Kammergerichts (Tätigkeitsberichte 1967 S. 17, 
1968 S. 12) muß bei der Klärung der Frage, ob auf dem relevan- 
ten Markt Wettbewerb gegeben ist, mosaikartig alles zusam- 
mengetragen werden, was an Wettbewerbshandlungen auf die- 
sem Markt zu beobachten ist. Diese Mosaikmethode läßt es 
nicht zu, aus dem Fehlen eines Wettbewerbs mit dem Aktions- 
parameter Preis auf ein Fehlen „wesentlichen Wettbewerbs" 
zu schließen. Hierüber kann vielmehr erst eine Gesamtschau 
über das wettbewerbliche Geschehen Aufschluß geben, bei der 
auch die unternehmerische Aktivität mit den übrigen Aktions- 
parametern wie Qualität, Konditionen, Forschung und Entwick- 
lung, Werbung etc. zu berücksichtigen ist. So wird auf gewis- 
sen oligopolistischen Koiisumgütermärkten mit weitgehend 
homogenen Produkten der Kampf um Marktanteile bei fehlen- 
dem Preiswettbewerb nahezu ausschließlich über eine die Ware 
verteuernde exzessive Werbekonkurrenz ausgetragen (Tätig- 
keitsbericht 1966 S. 10 f.; aktuelles Beispiel: die Bilder- und 
Plakettenwerbung an den Tankstellen); da es jedoch nach der 
Mosaiktheorie an der Tatbestandsvoraussetzung der Marktbe- 
herrschung fehlt, sind diese Märkte der Mißbrauchsaufsicht des 
Bundeskartellamtes entzogen. 
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Aber auch nach einer Novellierung des § 22 könnte die Miß- 
brauchsaufsicht über marktbeherrschende Unternehmen die 
Schwächen des Kartellverbots in der geltenden Fassung des 
§ 1 nicht kompensieren. Denn, wie schon der Wissenschaftliche 
Beirat im Jahre 1962 feststellte: „Auch auf unvollkommenen 
Märkten und im Oligopol gibt es Wettbewerb, der die Anbieter 
zu Leistungen anreizt, auch wenn er seine Lenkungsfunktion im 
Sinne einer verbraucherorientierten Marktwirtschaft nicht mehr 
zufriedenstellend erfüllt. Die Intensität dieses Wettbewerbs 
hängt wesentlich davon ab, in welchem Maße die einzelnen An- 
bieter die tatsächliche und rechtliche Möglichkeit haben und 
sich Erfolg davon versprechen, durch Preisabschläge, höhere 
Rabatte u. dgl. sowie durch Qualitätsverbesserungen und Ne- 
benleistungen ihre Marktstellung zu stärken und zu verteidi- 
gen" ^). So wäre ein Nachweis der Marktbeherrschung nach § 22 
Abs. 2 auch im „Teerfarbenfall" gescheitert, da sich die einzel- 
nen Anbieter hier ungeachtet eines „Parallelverhaltens" bei all- 
gemeinen, das ganze Sortiment von Teerfarbstoffen betreffen- 
den Preiserhöhungen auf den einzelnen Produktmärkten Ra- 
battwettbewerb lieferten. 

Diese Schwierigkeiten der Gesetzesanwendung machen deut- 
lich, daß gegenwärtig zwischen der dem Bundeskartellamt über- 
tragenen Aufgabe, den Erwartungen des Gesetzgebers, der 
Regierung und der Öffentlichkeit, und den dem Bundeskartell- 
amt zu ihrer Lösung zur Verfügung gestellten Mitteln ein Un- 
gleichgewicht besteht. Die eigenen Erfahrungen sowie jene des 
Auslandes lehren, daß ein wirksames Wettbewerbsschutzgesetz 
drei Grundkategorien von Regelungen enthalten muß: 

1. Normen zur Verhinderung wettbewerbbeschränkender Zu- 
sammenschlüsse ; 

2. ein Verbot von Vereinbarungen und abgestimmten Verhal- 
tensweisen; 

3. eine Vorschrift, die eine wirksame Mißbrauchsaufsicht über 
marktbeherrschende Unternehmen ermöglicht. 

Danach ist das GWB in vieler Hinsicht ergänzungsbedürftig: 
Eine Regelung der Fusionskontrolle fehlt ganz; gewisse immer 
mehr an Bedeutung zunehmende Formen informeller Verstän- 
digungen werden von dem Kartellverbot des § 1 nicht erfaßt, 
das zudem in den unangemessen großen wettbewerbsrecht- 
lichen Ausnahmebereichen (§§ 99—103) keine Geltung hat; 
die gesetzliche Grundlage der Mißbrauchsaufsicht über markt- 
beherrschende Unternehmen hat sich als unzureichend erwie- 
sen. 

Daraus ergibt sich die Schlußfolgerung, daß das GWB in seiner 
geltenden Fassung die Sicherung und den Ausbau der Sozialen 
Marktwirtschaft nicht mehr gewährleistet. Die in der Regie- 
rungserklärung vom 28. Oktober 1969 angekündigte Novellie- 
rung des GWB wird diese Punkte zu berücksichtigen haben. 
Im Interesse einer Sicherung der Wettbewerbsordnung sollte 


Gutachten des Wissenschaftlichen Beirates beim Bundesministerium für 
Wirtschaft zur Reform des GWB, Drucksache IV/617, S. 90. 
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auch die Einschaltung bzw, Anhörung des Bundeskartellamtes 
in allen den Wettbewerb berührenden Fragen erwogen werden. 

Die Schwäche der deutschen gesetzlichen Regelung wiegt um so 
schwerer, als die europäische Wettbewerbspolitik noch nicht 
voll wirksam geworden und die unmittelbare Geltung des Ver- 
botes wettbewerbsbeschränkender Vereinbarungen und aufein- 
ander abgestimmter Verhaltensweisen des Artikels 85 Abs. 1 
EWG-Vertrag nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes der 
Europäischen Gemeinschaften erheblich eingeschränkt ist [Ur- 
teil des Europäischen Gerichtshofes vom 18. März 1970 „Bilger/ 
Jehle" (siehe Erster Abschnitt S. 40), Tätigkeitsbericht 1969 
S. 36 f.]. 

Das Bundeskartellamt hat die fortschreitende wirtschaftliche 
Konzentration in der Bundesrepublik ständig einer eingehen- 
den Analyse und Beurteilung unterzogen. Dabei muß sich die 
Behörde im wesentlichen auf die Auswertung der ihr im Rah- 
men des § 23 zur Verfügung gestellten Unterlagen beschränken, 
deren Informationsgehalt sich im Hinblick auf den komplexen 
Charakter einzelner Konzentrationsfälle häufig als unzurei- 
chend erweist. Die Vorschrift des § 24 kann nur für den Teil der 
wettbewerbbedeutsamen Zusammenschlüsse ergänzende Infor- 
mationen beschaffen, durch welche eine marktbeherrschende 
Stellung erlangt oder verstärkt wird. Trotzdem ermöglicht die 
für Zusammenschlüsse bestehende Anzeigepflicht eine aussage- 
fähige Gesamtdarstellung über die wichtigsten Daten der wirt- 
schaftlichen Konzentration in der Bundesrepublik und ihrer 
Entwicklung im Zeitablauf (siehe Tabelle 1 bis 5^) am Ende des 
Ersten Abschnittes, S. 44 bis 48) ^). 

Im Berichtsjahr hat sich der Konzentrationsprozeß der Wirt- 
schaft in der Bundesrepublik verstärkt fortgesetzt. Waren es im 
Jahre 1969 noch insgesam 168 nach § 23 beim Bundeskartellamt 
angezeigte Zusammenschlüsse von Unternehmen (zum Ver- 
gleich: 1968 = 65 Anzeigen), so ist diese Zahl im Jahre 1970 
auf 305 Anzeigen angewachsen. Ein starkes Ansteigen ist auch 
bei den „großen" Zusammenschlüssen festzustellen, die einer 
speziellen Analyse unterzogen werden ■'). Die folgende Aufstel- 
lung enthält die Anzahl der in den Jahren 1968 bis 1970 beim 
Bundeskartellamt angezeigten „großen" Zusammenschlüsse; zu- 


Die Angaben in den Tabellen 1 bis 5 wurden nach den gleichen Kriterien 
ermittelt wie im Vorjahr (Tätigkeitsbericht 1969 S. 40 ff.). 

"*) Nach geltendem Recht bestehen Bedenken dagegen, daß das Bundes- 
kartellamt die an Zusammenschlüssen nach § 23 GWB beteiligten Unter- 
nehmen in seinen Tätigkeitsberichten namentlich aufführt. Die Darstel- 
lung der Konzentrationsvorgänge verliert dadurch erheblich an Aussage- 
kraft. 

Ein „großer" Zusammenschluß wird angenommen, wenn das erworbene 
Unternehmen eine Bilanzsumme von 25 Millionen DM oder mehr aus- 
weist. Handelt es sich bei dem erworbenen Unternehmen um eine Bank, 
wird als Kriterium für einen „großen“ Zusammenschluß eine Bilanz- 
summe von 150 Millionen DM oder mehr, bei Versicherungsunternehmen 
dagegen eine jährliche Prämieneinnahme von 50 Millionen DM oder 
mehr gewählt. Da die Statistik des Bundeskartellamtes auf Bilanzsummen 
abgestellt ist, wird im zuletzt genannten Fall statistisch nur die Bilanz- 
summe des erworbenen Versicherungsunternehmens erfaßt (Tätigkeits- 
bericht 1969 S. 40). 


Entwicklung und 
Stand der 
Konzentration 
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gleich ist die Höhe der anteiligen Bilanzsummen aller bei „gro- 
ßen" Zusammenschlüssen erworbenen Unternehmen wiederge- 
geben, um die wirtschaftliche Bedeutung der Konzentrations- 
vorgänge zum Ausdruck zu bringen. 


i Anteilige Bilanzsummen aller 



Anzahl der „großen“ 
Zusammenschlüsse 

l)Gi „großen“ Zusammenschlüssen 
erworbenen Unternehmen 
(in Millionen DM) 

1968 

16 

1 178,2 j 

1969 

54 

7 112,6 


+ 5 (Kreditinstitute) 

All 020,3 (Kreditinstitute) 


A 2 (Versicherungen) ' 

A 1 497,0 (Versicherungen) 

1970 

83 

5 438,8 


+ 7 (Kreditinstitute) ‘ 

, A 13 162,8 (Kreditinstitute) 


J- 5 (Versicherungen) 

j -f- 868,6 (Versicherungen) 


Danach hat im Jahre 1970 die Anzahl der „großen" Zusammen- 
schlüsse gegenüber dem Vorjahr wiederum erheblich zuge- 
nommen. Ein differenzierteres Bild ergibt sich hinsichtlich der 
anteilig erworbenen Bilanzsummen, welche die wirtschaftliche 
Potenz der „großen" Zusammenschlüsse in ihrer Gesamtheit 
heraussteilen. Während die anteilig erworbenen Bilanzsummen 
bei den Kreditinstituten im Jahre 1970 weiter Zunahmen, sind 
sie in den übrigen Bereichen zurückgegangen. Ursächlich für 
diese Entwicklung ist der Umstand, daß das Jahr 1969 insoweit 
eine Sonderstellung einnimmt, als mehrere Zusammenschlüsse 
mit einem sehr hohen Wirtschaftspotential registriert wurden. 
Es erscheint deshalb zweckmäßiger, einen Vergleich mit den 
Konzentrationsziffern des Jahres 1968 vorzunehmen, dem Zeit- 
raum also, welcher der großen Konzentrationswelle in der Bun- 
desrepublik voranging. Gegenüber 1968 haben sich im Jahre 
1970 die „großen" Zusammenschlüsse ihrer Anzahl nach (ein- 
schließlich der erworbenen Kreditinstitute und Versicherungen) 
fast versechsfacht. Die anteiligen Bilanzsummen aller bei „gro- 
ßen" Zusammenschlüssen erworbenen Unternehmen erhöhten 
sich im gleichen Zeitraum auf das Vier- bis Fünffache, bei einer 
Einbeziehung der prworbenen Kreditinstitute und Versicherun- 
gen auf mehr als das Sechsfache. 

Von besonderer Bedeutung für die Beurteilung der wirtschaft- 
lichen Konzentration ist die Kenntnis ihrer Ursachen und Mo- 
tive. Anhaltspunkte dafür, daß die seit Beginn des Jahres 1969 
in der Bundesrepublik zu beobachtende Konzentrationswelle 
auf die in Aussicht genommene gesetzliche Fusionskontrolle 
zurückzuführen ist, sind kaum vorhanden. Ebensowenig hat das 
„Gesetz über steuerliche Maßnahmen bei Änderung der Un- 
ternehmensform" vom 14. August 1969 (Umwandlungs-Steuer- 
gesetz) einen nennenswerten Einfluß auf das sprunghafte An- 
wachsen der nach § 23 angezeigten Zusammenschlüsse ausge- 
übt. Bei dem weit überwiegenden Teil der nach § 23 gemeldeten 
Zusammenschlüsse handelt es sich um den Erwerb von Anteils- 
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rechten an anderen Unternehmen, ein Sachverhalt, der vom 
Umwandlungs-Steuergesetz nicht erfaßt wird. Andererseits ist 
ein wesentlicher Teil der von diesem Gesetz begünstigten Vor- 
gänge wettbewerblich nicht relevant und nicht anzeigepflichtig, 
wie z. B. die Umwandlung einer hundertprozentigen Tochter- 
auf ihre Muttergesellschaft. Nur drei in den Jahren 1969 und 
1970 angezeigte Konzentrations Vorgänge waren nach den Fest- 
stellungen des Bundeskartellamtes unmittelbar auf das Inkraft- 
treten des Umwandlungs-Steuergesetzes zurückzuführen. 

Die Analyse der „großen" Zusammenschlüsse ergibt ein deut- 
liches Übergewicht der horizontalen gegenüber vertikalen und 
konglomeraten Zusammenschlüssen^'). In der Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1966 bis 31. Dezember 1970 entfallen von insgesamt 185 
angezeigten „großen" Zusammenschlüssen (ohne Kreditinsti- 
tute und Versicherungen) 116 auf diese Kozentrationsart. Im 
Jahre 1970 waren es 56 horizontale von insgesamt 83 „großen" 
Zusammenschlüssen (ohne Kreditinstitute und Versicherungen). 
Die Mehrzahl der „großen" Zusammenschlüsse erfolgte also 
zwischen Unternehmen, die vorher auf gleichen Märkten tätig 
waren. 

Verschiedentlich wurden in Presseveröffentlichungen die Kon- 
zentrationsstatistiken des Bundeskartellamtes in ihrer Aussage- 
fähigkeit in Frage gestellt, jedoch ohne stichhaltige Gründe. 
Insbesondere ist die Behauptung unzutreffend, daß eine Aus- 
richtung der Statistik auf den Zeitpunkt des Zusammenschlus- 
ses — anstatt auf den des Einganges der Anzeige — zum Aus- 
weis niedrigerer Ziffern führen würde. Bei deartiger Betrach- 
tung, die sich im übrigen praktisch kaum verwirklichen ließe, 
lägen nach Schätzungen des Bundeskartellamtes die Zusammen- 
schlußziffern in den Jahren 1968 und 1969 sogar um jeweils 
etwa 20 Anzeigen höher, wodurch lediglich der Beginn der 
Konzentrationswelle vorverlagert würde. Es trifft sicherlich zu, 
daß sich unter den nach § 23 angezeigten Zusammenschlüssen 
auch Fälle von wettbewerbspolitisch geringerer Bedeutung be- 
finden. Zahlenmäßig haben aber in den beiden vergangenen 
Jahren gerade wettbewerbspolitisch unerwünschte Zusammen- 
schlüsse zugenommen. Hierauf weist auch, daß in gesteigertem 
Maße öffentliche Verhandlungen nach § 24 durchgeführt wur- 
den, wobei zu berücksichtigen ist, daß diese Möglichkeit nur 
für diejenigen Zusammenschlüsse besteht, welche das Entste- 
hen oder die Verstärkung einer marktbeherrschenden Stellung 
erwarten lassen. Die wettbewerbspolitisch geringere Bedeutung 
einzelner Zusammenschlüsse läßt sich auch nicht daraus herlei- 
ten, daß lediglich der Erwerb eines Kapital a n t e i 1 s von 
25 V. H. oder mehr vorliegt. Ein Anteilserwerb von 25 v. H. 
kann wesentliche Auswirkungen auf das wettbewerbsrelevante 
Verhalten haben. 

Der Aussagewert der vom Bundeskartellamt vorgelegten An- 
gaben über die Entwicklung der wirtschaftlichen Konzentration 

Zur Begriffsdefinition vgl. Tätigkeitsbericht 1969 S. 42. Sind an einem 
Zusammenschluß beteiligte Unternehmen nur in Randgebieten auf dem- 
selben Markt tätig, wird im Regelfall kein horizontaler Konzentrations- 
vorgang angenommen. 
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verfahren 


wird auch mit der Argumentation in Frage gestellt, daß auf- 
grund internen oder externen Wachstums sowie der schlei- 
chenden Geldentwertung von Jahr zu Jahr mehr Unternehmen 
in die absoluten Kriterien Umsatz und Bilanzsumme hinein- 
wachsen, womit automatisch die Anzahl der nach § 23 angezeig- 
ten Zusammenschlüsse ansteigen müsse. Dieser Einwand ist 
nur theoretisch richtig. Nach einer Untersuchung der Zusam- 
menschlüsse des Jahres 1969, in dem sich die Anzahl der nach 
§ 23 angezeigten Zusammenschlüsse fast verdreifacht hat, wäre 
bei einer Zugrundelegung der entsprechenden absoluten Krite- 
rien des Vorjahres in keinem Falle die Anzeigepflicht entfallen. 
Denn an den Zusammenschlüssen, die aufgrund der absoluten 
Kriterien angezeigt wurden, sind fast durchweg Größtunterneh- 
men beteiligt, welche diese Kriterien nicht erst in den letzten 
Jahren überschritten haben. 

Wie Marktuntersuchungen ergeben haben, können Preismelde- 
verfahren wie ein Preiskartell Preise vereinheitlichen. Manche 
Preismeldestellen dienen als Ersatz für frühere Kartelle oder 
fehlgeschlagene Kartellierungsversuche. Jedes Mitglied eines 
identifizierenden Informationsverfahrens, das Kunden seiner 
Konkurrenten ein günstigeres Angebot macht, geht das Risiko 
ein, daß der unterbotene Wettbewerber schnell und gezielt mit 
Preisnachlässen dagegen vorgeht, um den drohenden Umsatz- 
verlust abzuwenden oder bereits erlittene Verluste auszuglei- 
chen. Die Folge davon wäre, daß bei niedrigeren Preisen, aber 
ohne nachhaltigen Absatzerfolg alle Anbieter in eine ungünsige 
Ertragslage kommen. Da alle Unternehmen an einem solchen 
Wettbewerbsergebnis nicht interessiert sind, wird die Neigung 
zu Preisunterbietungen erheblich gemindert. Daneben bieten 
identifizierende Meldeverfahren auch Möglichkeiten für eine 
informelle Kontaktaufnahme zum Zwecke der Preisabsprache. 
Aus früheren Verfahren gegen Baumeldestellen ist bekannt, 
daß die gegenseitige Information über den an einem Projekt 
beteiligten Bieterkreis die Grundlage für Preisvereinbarungen 
zwischen diesen Unternehmen bildete. Aus einem weiteren 
Falle ist bekannt, daß Hersteller von Aluminiumtuben und 
-dosen, nachdem sie bei ihrer Meldestelle Auskunft über erheb- 
lich niedrigere Preise eines anderen Mitglieds eingeholt hatten, 
dieses Mitglied zur Änderung seiner Preispolitik bewegten. 
Als diese Versuche fehlschlugen, wurden über das Mitglied, 
welches sich nicht an die sonst strikt beachteten Verhaltens- 
regeln hielt, zunächst Informationssperren verhängt, denen 
später ein fristloser Ausschluß aus dem Meldeverfahren folgte 
(Tätigkeitsbericht 1969 S. 18 f.). Eine Wettbewerbsbeschränkung 
war auch darin zu sehen, daß der Marktinformationsvertrag 
zu dem Zweck und mit der Geschäftsgrundlage abgeschlossen 
wurde, Preisunterbietungen zu unterlassen. Die Marktuntersu- 
chungen haben dann auch ergeben, daß der Preiswettbewerb 
durch das Preismeldeverfahren zwar nicht völlig beseitigt 
wurde, aber eine deutliche Dämpfung erfuhr. Ähnliche Erfah- 
rungen hat das Bundeskartellamt bereits früher gemacht (siehe 
z. B. Tätigkeitsbericht 1969 S. 16 f.). Vielfach werden Preis- 
meldeverfahren in Verbindung mit Gesamtumsatzrabattkartel- 
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len oder bei fehlendem Außenseiterwettbewerb angewandt. Da 
die Listenpreise, auf welche die Kartellrabatte gewährt werden, 
meist einheitlich sind und die Gewährung sonstiger Preisnach- 
lässe durch das Meldeverfahren beeinträchtigt wird, ergeben 
sich hier Wirkungen wie bei einem Preiskartell. 

über die kartellrechtliche Zulässigkeit gemeinschaftlicher Ver- 
triebseinrichtungen bestehen im Hinblick auf die Veröffent- 
lichung des Bundesministers für Wirtschaft vom 29, Oktober 
1963 über zwischenbetriebliche Zusammenarbeit („Koopera- 
tionsfibeP') sowie einige Entscheidungen und sonstige Äuße- 
rungen des Bundeskartellamtes offenbar Unklarheiten. So ist 
vielfach zu hören, ein Vertrag zwischen Herstellern gleicharti- 
ger Erzeugnisse über die Gründung einer gemeinsamen Ver- 
triebsstelle, der keine sonstigen Wettbewerbsbeschränkungen 
enthält, sei immer dann unbedenklich, wenn darin keine aus- 
drückliche Verpflichtung zum ausschließlichen Absatz über das 
Gemeinschaftsunternehmen vereinbart werde. Dies gilt indes- 
sen nicht uneingeschränkt. Falls sich aus dem Gesamtzusam- 
menhang aller Vertragsbestimmungen wie auch mit Rücksicht 
auf die Höhe der Marktanteile, auf die Bedeutung der Abneh- 
mer und Wettbewerber im Verhältnis zu den Vertragspartnern 
sowie auf die typischen Verhaltensweisen und Erwartungen 
der Marktbeteiligten ergibt, daß die Vertragspartner in ihrer 
wettbewerblich relevanten Handlungsfreiheit beschränkt sind, 
ist der Raum der kartellgesetzfreien Kooperation verlassen. 

Das Bundeskartellamt führte erstmals ein Bußgeldverfahren 
gegen inländische Agenten ausländischer Unternehmen wegen 
des Verdachtes durch, daß die Preise, die von den Agenten im 
Aufträge der ausländischen Hersteller auf dem deutschen Markt 
gefordert werden, zwischen den ausländischen Geschäftsherren 
der Agenten vereinbart wurden. Das Verfahren stützte sich auf 
§ 98 Abs. 2, der die Anwendbarkeit des GWB auf alle Wettbe- 
werbsbeschränkungen begründet, die sich in seinem Geltungs- 
bereich auswirken, auch wenn sie außerhalb dieses Geltungs- 
bereiches veranlaßt werden. Vereinbaren also ausländische 
Hersteller untereinander die Preise für den deutschen Markt, 
so ist eine solche Abrede nach § 1 unwirksam und das Fordern 
solcher Preise eine Ordnungswidrigkeit im Sinne des § 38 
Abs. 1. Inländische Agenten, die auf Weisung ihrer Geschäfts- 
herren die Kartellpreise in der Bundesrepublik fordern, unter- 
liegen ebenfalls der Bußgelddrohung des § 38, weil sie sich im 
Sinne von § 9 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten an der 
Durchführung der ordnungswidrigen Preisvereinbarung „betei- 
ligen". 

Das Bundeskartellamt hat schon mehrfach Zweifel an der Zu- 
lässigkeit von Gesamtumsatzrabattkartellen erkennen lassen 
(Tätigkeitsberichte 1965 S. 15, 1967 S. 15 f.). Wenn dessen unge- 
achtet Gesamtumsatzrabattkartelle als mit § 3 vereinbar ange- 
sehen worden sind, so wurde doch zumindest auf der Mitzäh- 
lung der Außenseiterbezüge bestanden — ein Standpunkt, den 
auch das Kammergericht einnahm (Beschluß vom 17. Juli 1967 
— „Baukeramik IT' — Tätigkeitsbericht 1967 S. 15). Dabei ist 
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eine bedeutsame Frage, ob auch die Bezüge von ausländischen 
Lieferanten mitzuzählen sind und, wenn dies bejaht wird, ob 
Ausnahmen von der Mitzählung z. B, für Importe aus Staats- 
handelsländern oder für Waren, die zu Dumping-Preisen ange- 
boten werden, möglich sind. Der Leistungsbegriff sowie das 
Diskriminierungsverbot des § 3 gebieten grundsätzlich die Mit- 
zählung, weil die Leistung der Abnehmer auf ihren Absatz- 
märkten unabhängig davon zu bewerten ist, von welchen Liefe- 
ranten sie die betreffende Ware bezogen haben. 

Nach dieser Ansicht kann die von einem Abnehmer allen Kar- 
tellmitgliedern erbrachte Leistung nur auf das Produkt als sol- 
ches bezogen werden und nur darin bestehen, daß es der Ab- 
nehmer am Markt unterbringt und dessen Absatz und Markt- 
geltung, insbesondere im Verhältnis zu Substitutionsgütern, 
fördert. Wenn also die Mitzählung von Außenseiterbezügen 
grundsätzlich zu fordern ist, muß es gleichgültig bleiben, ob 
es sich um inländische oder ausländische Außenseiter handelt. 

Die Bedenken des Bundeskartellamtes, ob Gesamtumsatzrabatt- 
kartelle das Tatbestandsmerkmal „echtes Leistungsentgelt'' im 
Sinne des § 3 Abs. 1 überhaupt erfüllen, die erstmals in einem 
Verfahren nachhaltig zum Ausdruck gebracht worden sind, 
haben dazu geführt, daß die Anmeldung vor Ablauf der Wider- 
spruchsfrist zurückgenommen wurde. Dem Bedenken liegt die 
Ansicht zugrunde, daß die Abnehmerleistung jeweils gegenüber 
dem betreffenden Lieferanten zu erbringen ist. Durch Rabat- 
tierung der Summe der Bezugsmengen eines Abnehmers bei 
allen Lieferanten werden die Vorteile, die ein Abnehmer dem 
einzelnen Lieferanten erbringt, nicht entgolten, weil sich Ab- 
nehmerleistung und Rabatte als Gegenleistung nicht entspre- 
chen. Damit kann der Gesamtumsatzrabatt nicht als echtes Lei- 
stungsentgelt im Sinne des § 3 angesehen werden. Der oft an- 
geführte Vorzug des Gesamtumsatzrabattes, daß die Abnehmer 
hierbei die Aufträge ohne Rabattverlust streuen können, wider- 
spricht dem Leistungsprinzip insoweit, als kleine Abnahme- 
mengen insbesondere eine mit größeren Bezugsmengen verbun- 
dene Kostendegression verhindern. Abgesehen davon erscheint 
die Rabattgewährung nach Gesamtumsätzen für kleine und 
mittlere Abnehmer nachteilig, weil diese selbst bei Konzen- 
trierung ihrer Bezüge auf wenige Lieferanten nicht annähernd 
die gleichen Rabatte wie Großunternehmer erreichen könnten. 
Insoweit sind Gesamtumsatzrabattkartelle ein die gegebene 
Marktstruktur und den wirtschaftlichen Besitzstand bewahren- 
des Element, das der Leistungsentfaltung entgegenwirkt. Die 
Eigenschaft eines echten Leistungsentgelts darf Gesamtumsatz- 
rabatten auch nicht mit der Begründung zuerkannt werden, 
sie würden von den Lieferanten an Abnehmer dafür gewährt, 
daß die Abnehmer die Vertragsware anstelle von Substitu- 
tionsgütern am Markt unterbringen. Abgesehen davon, daß 
nicht in allen Fällen solche Substitute vorhanden sind, kann 
Wortlaut und Zweck der Ausnahmevorschrift des § 3 selbst bei 
extensiver Auslegung nicht entnommen werden, daß er den 
Unternehmen als Mittel kollektiver Struktur- und Verdrän- 
gungspolitik zur Verfügung stehen solle. 
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Bereits im Tätigkeitsbericht 1967 S. 26 hatte das Bundeskartell- 
amt aus Anlaß der Aufdeckung des internationalen Chininkar- 
tells eine intensivere Überwachung internationaler Kartelle mit 
deutscher Beteiligung angekündigt. Im Berichtsjahr ist damit 
begonnen worden, allgemein die Mißbrauchsaufsicht über alle 
beim Bundeskartellamt angemeldeten Exportkartelle zu inten- 
sivieren. Gleichzeitig werden auch bei der Anmeldung neuer 
Exportkartelle strengere Anforderungen an den Nachweis ge- 
stellt, daß die Voraussetzungen des § 6 für eine Freistellung 
von § 1 erfüllt sind. Diese Voraussetzungen sind für „reine" 
Exportkartelle im Sinne, des § 6 Abs. 1 zweifacher Art: einmal 
muß das Exportkartell der Sicherung und Förderung der Aus- 
fuhr dienen, und zum anderen hat sich die „Regelung des Wett- 
bewerbs" auf die Auslandsmärkte zu beschränken. Fehlt es an 
der ersten Voraussetzung, ist das Exportkartell auch nicht nach 
§ 6 Abs. 2 legalisierbar; umfaßt dagegen ein Exportkartell auch 
die Inlandsmärkte, so kann es nur als Exportkartell im Sinne 
des § 6 Abs. 2 mit Erlaubnis des Bundeskartellamtes wirksam 
werden. 

Sicherung und Förderung der Ausfuhr gemäß § 6 ist im volks- 
wirtschaftlichen, nicht im betriebswirtschaftlichen Sinne zu ver- 
stehen; sie ist daher nur bei solchen Vereinbarungen gegeben, 
welche das Ziel haben, die Wettbewerbsposition der inländi- 
schen Konkurrenz zu stärken '). Handelt es sich dagegen um ein 
internationales Exportkartell mit deutscher Beteiligung, das 
den Wettbewerb durch die Festsetzung von Exportquoten und 
-preisen sowie evtl, auch durch Gebietsaufteilungen zum Erlie- 
gen bringt, so liegt zunächst einmal eine Beschränkung deut- 
scher Exporte vor. Eine Sicherung und Förderung der Ausfuhr 
könnte in solchen Fällen allenfalls dann zu bejahen sein, wenn 
die deutschen Anbieter auf den Auslandsmärkten im Wettbe- 
werbswettkampf derart unterlegen sind, daß sie ohne Beteili- 
gung am Kartell entweder von diesen Märkten verdrängt wür- 
den oder aber ihre Exporte zumindest wesentlich geringer wä- 
ren als nach den im Kartell vereinbarten Beschränkungen. Den 
Nachweis hierfür müßten wegen des gegenteiligen ersten An- 
scheins die Kartellmitglieder führen. 

Was die zweite Freistellungsvoraussetzung für „reine" Export- 
kartelle anbelangt, so prüft das Bundeskartellamt, ob sich das 
nach § 9 Abs. 2 angemeldete Exportkartell tatsächlich auf die 
Regelung des Wettbewerbs auf Märkten außerhalb des Gel- 
tungsbereichs des GWB beschränkt. Exportkartelle im Sinne 
des § 6 Abs. 1, die im Kartellvertrag, in einer — auch formlo- 
sen — Nebenabrede oder in späteren Kartellbeschlüssen in- 
ländischen oder ausländischen Beteiligten Beschränkungen 
auf erlegen, welche sich nach § 98 Abs. 2 im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes auswirken, sind nach § 1 unwirksam,- ihre 
Praktizierung stellt nach § 38 Abs. 1 Nr. 1 eine Ordnungswidrig- 
keit dar. Dabei kann häufig Kooperationsformen, die nach An- 


3 Vgl. Nr. 1 der Begründung zu § 5 des Regierungsentwurfs zum GWB, 
Drudcsdche 1158 Anl. 1. 
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sicht der Beteiligten auf den kartellfreien Raum beschränkt 
bleiben, im Gesamtzusammenhang des Falles ein derartiges Ge- 
wicht zukommen, daß sie den Tatbestand einer „Inlandsrege- 
lung" erfüllen. 

Am Ende des Berichtsjahres waren 70 Kartelle nach § 6 Abs. 1 
angemeldet, wenn man von vier branchenweiten Kartellen der 
Textilindustrie (mit 451 Mitgliedern) absieht, bei denen ledig- 
lich die im Inland einheitlich geltenden Konditionen analog 
auf das Exportgeschäft übertragen werden. Die Gesamtzahl der 
Kartellmitglieder dieser 70 Kartelle betrug 673. Die effektive 
Zahl der Unternehmen dagegen, die an Exportkartellen betei- 
ligt waren, lag wegen zahlreicher Doppel- und Mehrfachmit- 
gliedschaften mit 596 deutlich darunter. In dieser Zahl sind 
Konzernmutter- und -tochtergesellschaften als rechtlich selb- 
ständige Einheiten gesondert gezählt. Würde nur auf die wirt- 
schaftliche Selbständigkeit abgestellt, wäre die Zahl der an Ex- 
portkartellen beteiligten selbständigen Unternehmen noch 
niedriger. An 38 Exportkartellen, oder 54 v. H., sind nur deut- 
sche Unternehmen beteiligt, in 32 Fällen, oder 46 v. H,, sind 
deutsche Unternehmen mit ausländischen Einzelunternehmen 
oder Kartellen wettbewerbbeschränkende Verträge eingegan- 
gen (internationale Kartelle). Die Mitgliederzahl je Exportkar- 
tell schwankt zwischen zwei und 47 Unternehmen. 

Zur Einordnung der Kartellmitglieder nach der Unternehmens- 
größe wurde eine Grenze von 50 Millionen DM Jahresumsatz 
oder 500 Beschäftigten gesetzt, Unternehmen unterhalb dieser 
Grenze gelten als kleine und mittlere Unternehmen, oberhalb 
als große Unternehmen. Von den 673 Kartellmitgliedern sind 
nach diesen Kriterien 434 kleine und mittlere und 239 große 
Unternehmen. Bereinigt man diese Zahlen um die Mehrfach- 
mitgliedschaften, so sind 430 kleine und mittlere und 166 große 
Unternehmen an den Exportkartellen beteiligt. 

Die angemeldeten Exportkartelle betreffen 22 Warengruppen 
des systematischen Warenverzeichnissen für die Industriesta- 
tistik (vgl. Tabelle 6 am Ende des Ersten Abschnittes). Eindeu- 
tiger Schwerpunkt für Exportkartelle ist die Elektroindustrie. 
Hier bestehen zwölf Kartelle, die große Bereiche des gesamten 
Produktionsprogrammes der Industrie umfassen, mit 68 Kar- 
tellmitgliedern, wovon 63 große Unternehmen sind. Wegen 
zahlreicher Mehrfachmitgliedschaften sind jedoch tatsächlich 
nur 19 Unternehmen an den Kartellen beteiligt. So ist ein Un- 
ternehmen in elf, ein anderes in zehn, ein drittes in fünf, und 
ein viertes Unternehmen Mitglied in drei Exportkartellen. Die 
Bedeutung dieser Mitgliedschaft in den Kartellen wird häufig 
dadurch verstärkt, daß auch die Konzerntöchter Mitglied des 
Kartells sind. So entfallen jeweils acht der insgesamt 68 Kartell- 
mitgliedschaften auf Tochterunternehmen der beiden Großkon- 
zerne, die in elf bzw. zehn Kartellen selbst unmittelbar vertre- 
ten sind. Neben den zwölf Exportkartellen bestehen noch zahl- 
reiche inlandswirksame Rabatt-, Spezialisierungs- und Rationa- 
lisierungskartelle sowie Gemeinschaftsunternehmen. Sieben der 
zwölf Kartelle der Elektroindustrie sind internationale Kartelle. 
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Vier davon sind Kartelle, an denen ein ausländisches Unter- 
nehmen beteiligt ist, bei dreien sind deutsche Unternehmen an 
internationalen Kartellen beteiligt. Alle Exportregelungen in 
der Elektroindustrie beziehen sich — mit einer Ausnahme — 
nicht auf die EWG-Mitgliedstaaten. 

Ein weiterer Schwerpunkt für Exportkartelle ist die Maschinen- 
bauindustrie mit acht Kartellen und 33 Mitgliedern, wovon 21 
große und zwölf kleine und mittlere Unternehmen sind. Ein 
Großunternehmen ist in vier, ein weiteres in zwei Kartellen 
vertreten, wobei allerdings zusätzliche Mitgliedschaften bei 
Kartellen anderer Wirtschaftsbereiche bestehen. An einem die- 
ser acht Kartelle sind neben einem deutschen auch ausländische 
Unternehmen beteiligt (internationales Kartell). 

Das nach § 6 Abs. 1 erforderliche Tatbestandsmerkmal Siche- 
rung und Förderung der Ausfuhr sehen fast alle Exportkartelle 
durch Preis-, Rabatt-, Quoten- und Konditionenregelungen, teil- 
weise in Verbindung mit Informationsverfahren, als erfüllt an. 
Hingegen ist eine Erhöhung der wirtschaftlichen Leistungsfä- 
higkeit etwa durch Gründung von gemeinsamen Verkaufsbüros, 
Kundendienststützpunkten und Lagerräumen oder durch in- 
tensivere gemeinsame Anpassung der Waren an die spezifi- 
schen Bedürfnisse des Importlandes und gemeinsame Durch- 
führung verstärkter Werbungs- und Informationsveranstaltun- 
gen oder durch gemeinsame Schulung einheimischer Bedie- 
nungs- und Vertriebspersonals meist nicht vorgesehen. 

Die erste Querschnittsanalyse der bestehenden Exportkartelle 
hat Zweifel daran aufkommen lassen, ob die Tatbestandsvor- 
aussetzungen des § 6 Abs. 1 (Sicherung und Förderung der 
Ausfuhr) tatsächlich gegeben sind. Es ist deshalb beabsichtigt, 
die Exportkartelle auf diese Voraussetzung hin näher zu über- 
prüfen. Zusätzlich wird dabei zu untersuchen sein, ob es sich 
nicht in Wirklichkeit um Exportkartelle nach § 6 Abs. 2 handelt, 
insbesondere wenn die Exportvereinbarungen neben inlän- 
dischen Rabatt-, Spezialisierungs- und Rationalisierungs- 
kartellen oder anderen Wettbewerbsbeschränkungen praktiziert 
werden. 

Nachdem zum 31. Dezember 1969 und 28. Februar 1970 die Her- 
steller von Fotoartikeln und Filmmaterial die Preisbindungen 
für 2 380 Verkaufseinheiten aufgehoben hatten (Tätigkeitsbe- 
richt 1969 S. 66 f.), hat das Bundeskartellamt versucht, einen 
Überblick über die danach einsetzende Preisentwicklung im 
Fotohandel zu gewinnen. Das von ihm beauftragte Institut für 
Angewandte Verbraucherforschung e. V. hat die Preise von 
jeweils 57 Fotoartikeln (Fotoapparate, Belichtungsmesser, Film- 
kameras, Dia-Projektoren, Elektronen-Blitzgeräte und Filmma- 
terial) in 392 repräsentativen Fotofachgeschäften, Fotodroge- 
rien, Foto-Filialbetrieben und Fotoabteilungen von Kaufhäu- 
sern im Rahmen mehrerer Erhebungen in den Monaten Juli bis 
November 1970 ermittelt. Während bei der ersten Erhebung im 
Fotohandel eine starke Bereitschaft zur Auskunftserteilung vor- 
handen war, sank diese nach Intervention des Händler-Fachver- 
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bandes stark ab, der seinen Mitgliedsfirmen empfahl, die ge- 
wünschten Auskünfte nicht zu erteilen. Die Intervention des 
Händler-Fachverbandes machte Änderungen in der Art und 
Weise der Preisermittlung erforderlich, welche den Aussage- 
wert der Untersuchungsergebnisse jedoch nicht beeinträchtigten. 

Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, daß sich der Fotomarkt 
nicht mehr in einer Phase starker Expansion befindet; es han- 
delt sich vielmehr um einen „alten Markt", auf dem die wich- 
tigsten technischen Entwicklungen schon vor längerer Zeit er- 
folgten. Gegenwärtige Wachstumsanreize sind einerseits Auto- 
matisierung und die bequemere Handhabung der Geräte (z. B. 
Belichtungsautomatik, Kassettenfilm, automatische Projekto- 
ren) sowie andererseits die Zunahme von Urlaubsreisen und 
Freizeit. Der Fotomarkt ist durch eine höchst differenzierte 
Angebotsstruktur und eine Vielzahl von Anbietern gekenn- 
zeichnet. Die Aufhebung der Preisbindung hat im Ergebnis in 
fast allen Bereichen des Fotomarktes zu deutlich sinkenden 
Preisen geführt, wobei die Preise der Produkte mit einer höhe- 
ren Verbreitung stärker gefallen sind. Die Untersuchung zeigte 
auch, daß das Preisniveau in den Ballungszentren unter dem 
ländlicher Gebiete liegt. Insgesamt wurden nach Aufhebung 
der Foto-Preisbindung die nachfolgenden Preisänderungen, ge- 
messen an den ehemals gebundenen Preisen, festgestellt: 

Preisänderungen 
in V. H. 


Schmalfilmkameras — 1 1,8 

Dia-Projektoren — 1 1 ,8 

Fotoapparate — 6,3 

Elektronen-Blitzgeräte — 6,3 

Filme — 1,7 

Belichtungsmesser -f 1,6 


Dabei kam es häufig nicht nur bei einzelnen Produkten zu 
Preiseinbrüchen, sondern die bisher gebundenen Preise erwie- 
sen sich hinsichtlich ganzer Produktionsprogramme von Unter- 
nehmen als nicht marktgerecht und waren im freien Wettbe- 
werb auf der Handelsstufe nicht aufrechtzuerhalten. Die neuen 
Preise bildeten sich je nach den speziellen Bedingungen der 
jeweiligen Teilmärkte. Im übrigen hat sich das immer wieder 
von den Befürwortern der Preisbindung angeführte Argument, 
ohne Preisbindung würde der Handel sein Sortiment auf die be- 
sonders gängigen Artikel beschränken, als nicht stichhaltig er- 
wiesen: Eine Reduzierung der Sortimentsbreite im Fotohandel 
als Folge des Fortfalls der Preisbindung ist nicht beobachtet 
worden. 

Im Dezember des Berichtsjahres hat das Bundeskartellamt die 
Preisbindungen von zwölf Herstellern von Farbfernsehgeräten 
wegen weit verbreiteter Lückenhaftigkeit aufgehoben. Die Lük- 
kenhaftigkeit war das Ergebnis einer falschen Einschätzung der 
Absatzmöglichkeiten und der darauf beruhenden, nicht markt- 
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gerechten Preispolitik der Hersteller. Nach Aufhebung der 
Preisbindungen für Farbfernsehgeräte kam es zu Preissenkun- 
gen zwischen DM 300, — und DM 600, — . Damit betragen die 
Preissenkungen teilweise mehr als 30 v. H. der ehemals gebun- 
denen Preise. 

Das Bundeskartellamt hat die preisbindenden Hersteller von 
Kfz-Reifen auf verschiedene Bedenken gegen den Fortbestand 
ihrer Preisbindung aufmerksam gemacht (Zweiter Abschnitt 
S. 150). Angesichts dieser Bedenken haben die zehn Hersteller 
zum 31. Dezember 1970 sämtliche Preisbindungen für Kfz-Reifen 
(7 275 Verkaufseinheiten) abgemeldet und dafür Preisempfeh- 
lungen angemeldet. Die empfohlenen Preise entsprechen den 
bisher gebundenen Preisen. 

Kraftfahrzeughersteller haben verbreitet Ausschließlichkeits- 
verträge für Kraftfahrzeug-Ersatzteile abgeschlossen. In unter- 
schiedlichem Umfang werden die Zulieferer verpflichtet, die von 
ihnen hergestellten Kraftfahrzeug-Teile nur an den jeweiligen 
Kraftfahrzeug-Hersteller, nicht aber an den Handel und an die 
Werkstätten zu liefern. Noch größere Bedeutung haben die Ver- 
einbarungen mit Vertragshändlern und -Werkstätten, nach 
denen diese nur Original-Ersatzteile, die sie ausschließlich von 
dem jeweiligen Kraftfahrzeug-Hersteller zu beziehen haben, 
vertreiben oder verwenden dürfen. Das Bundeskartellamt hat 
gegen acht deutsche Kraftfahrzeug-Hersteller und gegen fünf 
Vertriebsgesellschaften ausländischer Hersteller Verwaltungs- 
verfahren eingeleitet, die der Überprüfung dieser vertraglichen 
Wettbewerbsbeschränkungen nach §§ 18, 22 dienen. Bei einer 
Vielzahl der für die verschiedenen Kraftfahrzeug-Typen be- 
stimmten Ersatzteile ist der einzelne Kraftfahrzeug-Hersteller 
keinem wesentlichen Wettbewerb ausgesetzt und deshalb 
marktbeherrschend im Sinne des § 22 Abs. 1. Soweit dritte 
Unternehmen entsprechende Ersatzteile anbieten können, ist 
ihnen der Marktzugang erheblich erschwert. Das gilt nicht nur 
für die vertraglich gebundenen Zulieferer, sondern auch für 
andere Teile-Hersteller und -Händler, denen die Belieferung 
derjenigen Kraftfahrzeug-Händler und -Werkstätten unmöglich 
gemacht wird, die Ausschließlichkeitsbindungen zugunsten 
eines Kraftfahrzeug-Herstellers übernommen haben. Zugleich 
ist der Wettbewerb auf dieser Wirtschaftsstufe wesentlich be- 
einträchtigt, da bestimmte Absatzwege ausschließlich einzelnen 
Kraftfahrzeug-Herstellern Vorbehalten sind und insoweit An- 
gebote dritter Unternehmen nicht zum Zuge kommen können. 
Dabei wird zu berücksichtigen sein, daß die Ausschließlichkeits- 
bindungen zu Lasten der Vertragshändler und -Werkstätten 
allein bei den 13 Unternehmen, gegen die sich die eingeleiteten 
Verfahren richten, einen Umsatz an Kraftfahrzeug-Ersatzteilen 
in Höhe von insgesamt rd. 1,3 Mrd. DM betreffen (Lieferungen 
der 13 Unternehmen an Vertragshändler und -Werkstätten im 
Kalenderjahr 1968, ohne Umsatzsteuer, berechnet auf der Basis 
der Herstellerabgabepreise). 

Im Rahmen der Konzentrationsbeobachtung hat das Bundes- 
kartellamt im Berichtsjahr wiederum öffentliche mündliche Ver- 
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Rechtsprechung 


handlungen nach § 24 durchgeführt. Diese Verhandlungen 
dienen der Unterrichtung der Öffentlichkeit und des Bundes- 
kartellamtes in denjenigen Fällen, in denen zu erwarten ist, 
daß durch einen nach § 23 angezeigten Unternehmenszusammen- 
schluß eine marktbeherrschende Stellung entstanden oder ver- 
stärkt worden ist. Diese Unterrichtung hängt wesentlich von der 
Bereitschaft der beteiligten Unternehmen ab, Gründe und Aus- 
wirkungen des Zusammenschlusses in der Verhandlung dar- 
zulegen, da sie weder zur Teilnahme an der Verhandlung noch 
zur Abgabe einer konkreten Stellungnahme verpflichtet sind. 

Der Bundesgerichtshof hat im Berichtsjahr in Kartellverwal- 
tungs- und Bußgeldverfahren eine Reihe von Entscheidungen 
getroffen, die vor allem für die künftige Anwendung der §§ 1, 
15 und 16 weitreichende Bedeutung haben. Es handelt sich ins- 
besondere um die Entscheidung in den Fällen „Teerfarben", 
„Tennisbälle " , „Werbeagenturen" und „Automaten- Aufstell- 
vergütung". Von der Auslegung der häufig weiten und un- 
bestimmten Rechtsbegriffe und den Tatsachenfeststellungen 
der Gerichte hängt die Effizienz der Rechtsanwendung im Einzel- 
fall weitgehend ab. Nur in dem Maße, in dem bei der Rechts- 
anwendung dem Allgemeininteresse an der Freiheit des Wett- 
bewerbs gegenüber dem Einzelinteresse am Fortbestand der 
rechtlichen oder faktischen Wettbewerbsbeschränkung der 
gebührende Rang eingeräumt wird und die Beweisanforderun- 
gen der gerichtlichen Tatsacheninstanz nicht zu hoch gestellt 
werden, lassen sich die in das Gesetz gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen gesetzten Erwartungen des Gesetzgebers und 
der Öffentlichkeit erfüllen. 

Vor diesem Hintergrund ist die Rechtsprechung jüngster Zeit, 
insbesondere die vom Gesetzeswortlaut abgehende Auslegung 
des § 15 in der „Werbeagenturen" -Entscheidung des Bundes- 
gerichtshofes in der Wissenschaft auf Kritik gestoßen®). Wett- 
bewerbspolitisch folgenschwerer sind die Fälle „Tennisbälle" 
und „Teerfarben". Nachdem der Bundesgerichtshof bereits im 
Falle „Fensterglas" die strengen Anforderungen des Kammer- 
gerichts an die Feststellung des Fehlens „wirksamen Wett- 
bewerbs" bestätigt hatte, ist durch seine Entscheidung, daß trotz 
langjähriger Preisgleichheit Preiswettbewerb im Sinne von § 16 
bestehen kann, die Anwendung des GWB auf Märkten mit 
wenigen Anbietern im Bereich der Preisbindung wesentlich 
eingeschränkt worden. Ähnlich schwerwiegend ist das Urteil 
im Fall „Teerfarben" für die weitere Anwendung des § 1. Der 
BGH hat hier, gestützt auf „die Anwendung des strafrechtlichen 
Grundsatzes, daß Zweifel im Tatsächlichen zugunsten des An- 
geklagten zu berücksichtigen sind (in dubio pro reo)", die 
strengen Beweisanforderungen des Kammergerichts für das 
Vorliegen einer zur Feststellung eines Vertrages im Sinne von 
§ 1 erforderlichen Einigung gebilligt und betont, daß der Tat- 
richter insoweit „einen Spielraum richterlichen Ermessens 
(habe), der nicht der revisiongerichtlichen Nachprüfung unter- 
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liegt". Die Anwendung des GWB auf Kartellabsprachen, vor 
allem auf die in der heutigen Wirtschaftspraxis verbreiteten 
Arten der informellen Einigung, hängt damit ebenso entschei- 
dend von den Feststellungen und Wertungen des Kammer- 
gerichts ab, wie die Anwendung der §§ 16 und 22 im Hinblick 
auf die Tatbestandsmerkmale Preis- bzw. wesentlicher Wett- 
bewerb. 

Diese Schlüsselstellung des Kammergerichts als der einzigen 
und letzten gerichtlichen Tatsacheninstanz in allen Verwaltungs- 
und Ordnungswidrigkeitenverfahren nach dem GWB innerhalb 
des Gesamtsystems der kartellrechtlichen Rechtsanwendung 
ergibt sich einmal daraus, daß das Kammergericht — anders 
als die Verwaltungsgerichte — nicht darauf beschränkt ist, die 
Rechtmäßigkeit der Entscheidungen des Bundeskartellamtes 
nachzuprüfen, sondern das eigene Ermessen und die eigene 
Bewertung der Sachlage uneingeschränkt an die Stelle der- 
jenigen des Bundeskartellamtes setzt. Zweitens ist hier von 
Bedeutung, daß der Bundesgerichtshof nicht nur die Feststellung 
der einzelnen Sachverhaltselemente, sondern auch deren Be- 
wertung im Hinblick auf die gesetzlichen Tatbestandsmerkmale 
wie Vertrag, Beschränkung des Wettbewerbs, Preiswettbewerb, 
wesentlicher Wettbewerb und dergleichen, als im Rahmen des 
tatrichterlichen Ermessens liegend ansieht, mit der Folge, daß 
die Entscheidungen des Kammergerichts trotz der Rechts- 
beschwerdemöglichkeit zum Bundesgerichtshof faktisch in weit- 
gehendem Maße endgültig sind. Die darin liegende Schlüssel- 
rolle des Kammergerichts ist bei den wettbewerbspolitischen 
Reformüberlegungen bisher nicht gebührend gewürdigt worden. 
Damit ist aber die rechtspolitische Problematik solcher Fälle 
wie „Teerfarben" und „Tennisbälle" nicht erschöpft. Gerade 
im Teerfarbenfall reicht sie auch in das materielle Recht hinein. 
Die Feststellung des BGH, daß der Begriff des Vertrages in § 1 
eine „durch gegenseitige, einander entsprechende Willens- 
erklärungen der Beteiligten" herbeigeführte Einigung erfordert, 
wobei „die allgemeinen Regeln des Bürgerlichen Gesetzbuches 
über das Zustandekommen eines Vertrages (§ 145 ff. BGB) un- 
eingeschränkt anwendbar" sind, zeigt in Verbindung mit den 
hohen Beweisanforderungen der Gerichte, daß der häufig einzig 
mögliche Beweis in Fällen dieser Art — der Indizienbeweis — 
praktisch ausgeschlossen ist. Dadurch wird die Wirksamkeit 
des geltenden allgemeinen Kärtellverbots erheblich einge- 
schränkt. Deshalb sollten auch aufeinander abgestimmte Ver- 
haltensweisen — ie in Artikel 65 MUV und Artikel 85 Abs. 1 
EWGV — in das Verbot der §§ 1 und 38 Abs. 1 Nr. 1 einbezogen 
werden, nicht zuletzt um das deutsche Recht in diesem wichtigen 
Punkt an das europäische Recht anzugleichen. 


Der Bundesgerichtshof hat in zwei Rechtsbeschwerdeverfahren, 
welche die Anzeigepflicht konglomerater Zusammenschlüsse 
zum Gegenstand hatten, die Auffassung des Bundeskartellamtes 
bestätigt, daß es für die Begründung einer Anzeigepflicht nach 
§ 23 Abs. 1 Nr. 1, 2. Alternative genügt, wenn ein beteiligtes 
Unternehmen einen Marktanteil von 20 v. H. oder mehr hat, — 
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eine Erhöhung dieses Martkanteils durch den Zusammenschluß 
ist nicht erforderlich (Tätigkeitsbericht 1969 S. 28, 53 f., 79). 
Der Gerichtshof verweist darauf, daß im Verlauf der Beratungen 
des Wirtschaftspolitischen Ausschusses über den Gesetzentwurf 
eine Einigung darüber erzielt wurde, daß auch vertikale Zu- 
sammenschlüsse — d. h. Zusammenschlüsse einer vor- und nach- 
geordneten Wirtschaftsstufe — anzeigepflichtig sein sollten und 
daß deshalb eine Formulierung vorgeschlagen wurde, die nicht 
auf die Vergrößerung sondern auf den Besitz eines bestimmten 
Marktanteils abstellt. Mit den vorliegenden Entscheidungen ist 
abschließend geklärt, daß auch vertikale Zusammenschlüsse 
nach § 23 Abs. 1 Nr. 1, 2. Alternative anzeigepflichtig sind, 
wenn ein beteiligtes Unternehmen einen Marktanteil von 
20 V. H. oder mehr hat. 

Preisbindung Folgende Entscheidungen des Bundesgerichtshofes in bürger- 
lichen Rechtsstreitigkeiten verdienen besondere Beachtung: 

Unter Anknüpfung an seine Entscheidung vom 30. Juni 1966 
(„Schallplatten 1" — Tätigkeitsbericht 1966 S. 19, 39), nach der 
Schallplatten keine Verlagserzeugnisse i. S. von § 16 Abs. 1 
Nr. 2 sind, hat der Bundesgerichtshof mit Urteil vom 20. Novem- 
ber 1969 („Schallplatten IV — WuW/E BGH 1073 ff.) entschie- 
den, daß auf die vertikale Bindung der Preise von bespielten 
Schallplatten durch deren Hersteller § 16 Abs. 1 Nr. 1 unmittel- 
bar — und nicht nur entsprechend — anzuwenden ist. 

Zweigleisiger Der Bundesgerichtshof folgt in dieser Entscheidung der An- 
Vertrieb Vorinstanz, daß durch den mit einer Preisspaltung 

verbundenen zweigleisigen Vertrieb eines Teils der preis- 
gebundenen Schallplatten — teils zu dem gebundenen Preis 
über den Einzelhandel, teils zu einem um 21 v. H. geringeren 
Preis über einen Schallplattenring — die Preisbindung derart 
lückenhaft geworden ist, daß ihre Einhaltung nicht mehr zu- 
zumuten ist. Denn der Abschluß eines Preisbindungsvertrages 
begründet nicht nur für den gebundenen Händler, sondern auch 
für den bindenden Hersteller der preisgebundenen Waren echte 
vertragliche Pflichten. Dieser darf nichts tun, was die Bindung 
der Endverkaufspreise untergräbt und so möglicherweise auch 
dem Vertragstreuen gebundenen Händler Schwierigkeiten be- 
reitet. Fördert der preisbindende Hersteller — unter Verstoß 
gegen diese eigene Vertragspflicht — Preisunterbietungen bei 
einzelnen preisgebundenen Verkaufseinheiten, so macht das 
für die gebundenen Abnehmer die weitere Beachtung der Preis- 
bindung in der Regel auch dann nach § 242 BGB unzumutbar, 
wenn der Umfang der vom preisbindenden Hersteller selbst 
geförderten Preisunterbietungen nur verhältnismäßig gering ist. 

Schriftform Der Bundesgerichtshof hat im Berichtszeitraum mehrmals zum 
Formerfordernis von Ausschließlichkeitsverträgen Stellung ge- 
nommen. Im Urteil vom 9. April 1970 („Biesenkate 11" — 
WuW/E BGH 1113 ff.) hat er ausgeführt, daß es bei der Prüfung 
der Schriftform bei einem Pachtvertrag mit einer Bezugsbindung 
im Sinne von § 18 zugunsten einer Brauerei allein auf das 
Rechtsverhältnis zwischen Verpächter und Pächter ankommt. 
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Im Anschluß an seine Feststellung im Urteil vom 26. Februar 
1970 (WuW/E BGH 1081), wonach in dem schriftlich abgefaßten 
Vertrag der für die Überwachungsfunktion der Kartellbehörden 
und Gerichte bedeutsame Inhalt des Vertrages zutage treten 
muß, hat er ferner ausgesprochen, daß nicht nur die Neben- 
abreden nacli § 34 schriftlich abgefaßt werden müssen, die nach 
dem Willen der Vertragschließenden wesentlich sind oder eine 
erhebliche Änderung des Vertragsinhalts bewirken. Vielmehr 
sind — ohne Rücksicht darauf, ob der Gebundene begünstigt 
oder belastet wird — alle die Nebenabreden formbedürftig, die 
für die Entscheidung der Kartellbehörden und Gerichte, ob ein 
Vertrag die Voraussetzungen des § 18 erfüllt, Bedeutung er- 
langen können. Nur solche Nebenabreden, die schlechterdings 
keinen Einfluß auf die Entschließung der zuständigen Stelle 
haben können, ob eine Mißbrauchsverfügung nach § 18 zu er- 
lassen ist, sind danach formfrei. Eine Einschränkung erfährt 
dieser Grundsatz insoweit, als das Erfordernis der Schriftform 
nicht auf die Vielzahl der auf den Grundsatz von Treu und 
Glauben zurückgehenden Nebenpflichten zu erstrecken ist. Es 
genügt, daß diese sich — erkennbar nicht nur für die unmittel- 
bar Beteiligten, sondern auch für Kartellbehörden und Ge- 
richte — aus Sinn und Zusammenhang des schriftlich nieder- 
gelegten Vertrages unter Berücksichtigung einer etwaigen Ver- 
kehrssitte ergeben. Das gilt zum Beispiel für die nach Treu und 
Glauben dem Vermieter von Geschäftsräumen obliegende 
Nebenpflicht, dem Mieter jedenfalls in gewissem Umfang Kon- 
kurrenz fernzuhalten (BGH a. a. O, 1082), 

Zu Beginn des Berichtsjahres einigten sich die Tarifkommission 
des Güterfernverkehrs (TKF) und der Verladerausschuß auf 
eine lineare Tariferhöhung von 12,5 v, H. unter gleichzeitiger 
Einführung eines Richtsatzes mit einer Plus-Minus-Marge von 
jeweils 6 v, H. Sie entsprachen mit diesem Kompromiß, der vom 
Bundesminister für Verkehr im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft genehmigt wurde (VO TSF 2/70 vom 
16. März 1970 veröffentlicht im Bundesanzeiger Nr, 60 vom 
1. April 1970), einer im Abschlußkommunique der Sitzung der 
„Konzertierten Aktion" vom 12, Januar 1970 zum Ausdruck 
gebrachten Empfehlung, unumgängliche Erhöhungen bei admi- 
nistrativ beeinflußten Preisen nur in Verbindung mit einer 
stärker marktwirtschaftlich orientierten Preisgestaltung (z, B. 
Margentarife) vorzunehmen. 

Der Güterfernverkehr hat damit erstmalig von der seit der 
„Kleinen Verkehrsreform" (1961) bestehenden Möglichkeit 
Gebrauch gemacht, Margentarife (Höchst-Mindes-Entgelte) an- 
stelle der Festtarife zu beantragen. Mit dem Übergang vom bis- 
herigen Festpreissystem zu einem Richtpreissystem mit einer 
Plus-Minus-Marge sind die Voraussetzungen für einen indivi- 
duellen Preiswettbewerb im gewerblichen Güterfernverkehr 
geschaffen, wenngleich diese nationale Regelung noch hinter 
der EWG-Regelung zurückbleibt, die zunächst bis Ende 1971 
für Tarife des grenzüberschreitenden Güterkraftverkehrs eine 
Minusmarge von 23 v. H. der oberen Tarifgrenze vorsieht 
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(Tätigkeitsbericht 1968 S. 26). Ob die Unternehmen des Güter- 
fernverkehrs von der Möglichkeit des individuellen Preiswett- 
bewerbs im Rahmen der eingeführten Marge Gebrauch machen, 
wird insbesondere von der konjunkturellen Situation im Güter- 
fernverkehr abhängen. 

In wettbewerbsrechtlicher Hinsicht ist mit der Einführung des 
Margentarifsystems eine neue Situation im Güterfernverkehr 
entstanden: Waren bisher Vereinbarungen über Entgelte oder 
entsprechende Empfehlungen nach § 99 Abs. 1 vom GWB frei- 
gestellt, da es sich um „genehmigte Festpreise" handelte, die 
keine individuelle Preispolitik zuließen, so fallen derartige Ver- 
einbarungen bzw. Empfehlungen nunmehr unter die Normen 
des GWB, soweit sie sich im Rahmen der zulässigen Marge be- 
wegen (Tätigkeitsbericht 1961 S. 53). Das Bundeskartellamt wird 
im Rahmen seiner Zuständigkeit die wettbewerbliche Entwick- 
lung auf diesem Sektor aufmerksam verfolgen. 

Mit Aufhebung der gesetzlich geregelten Einzugsgebiete für 
Rohmilch und der Absatzgebiete für Trinkmilch (Tätigkeits- 
bericht 1969 S. 89) sind bedeutsame gesetzliche Wettbewerbs- 
beschränkungen fortgefallen. Den Werkmilchmolkereien ist 
damit nach Jahrzehnten der Zugang zu dem bisher ertrag- 
reicheren Trinkmilchmärkten eröffnet worden. Die im Schutze 
ihrer gesetzlich begründeten Monopolstellungen hochentwickel- 
ten Trinkmilchmolkereien, vor allem die Trinkmilchversorgungs- 
unternehmen in den Ballungszentren, bieten neben der Trink- 
milch ein wachsendes Sortiment von Frischprodukten („weißes 
Sortiment") an. Die Tendenz, Markenwaren zu erzeugen, ver- 
stärkt sich. Diese Frischmilchprodukte sind ertragreicher als ein- 
fache Trinkmilch. Besonders leistungsstarke Werkmilchmol- 
kereien dringen daher jetzt auch mit den neu aufgenommenen 
Frischmilchprodukten in die überkommenen Absatzgebiete von 
Trinkmilchmolkereien ein, obwohl diese immer wieder versucht 
haben, andere Anbieter durch Ausschließlichkeitsverträge von 
ihren Abnehmern fernzuhalten. 

Im Berichtsjahr verstärkte sich der Wettbewerb im Kreditwesen 
vor allem durch die Schaffung neuer Zweigstellen von Kredit- 
instituten und durch die Erweiterung und Ausgestaltung des 
Angebots durch neue Dienstleistungen sowie durch ihre Ver- 
bindung mit Versicherungsleistungen. Auf dem Preis-(=Zins)- 
gebiet zeigte sich trotz der von den großen Spitzenverbänden 
erlassenen und nach Bedarf abgeänderten Empfehlungen für 
bestimmte Habenzinssätze des Bestreben einiger Kreditinstitute 
unterschiedlichster Größe, von diesen Zinsempfehlungen ab- 
zuweichen. 

In der Transportversicherung wurden die Kartellbindungen der 
Versicherer (einschließlich der Auskunftseinholungs- und In- 
formationsverfahren) in mehreren wichtigen Versicherungs- 
sparten weiter ausgebaut. Kartellbindungen wurden nicht nur 
eingesetzt, um Prämienerhöhungen, die auf dem Versicherungs- 
risiko selbst beruhen, durchzusetzen. Sie wurden auch ver- 
wendet, um erhöhte Schadensaufwendungen, die durch Er- 
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höhungen von Löhnen, Warenpreisen usw. hervorgerufen sind, 
auszugleichen. — In der Industrie-Feuerversicherung verstärkte 
sich der Druck der Rückversicherer auf die Durchsetzung der 
Tarifprämie der Tarifierungsgrundsätze durch Einführung der 
Spitzenrisikenklausel in die obligatorischen Rückversicherungs- 
verträge, die es den Rückversicherern erlaubt, für bestimmte 
Risiken die Gewährung von Rückversicherungsschutz von be- 
sonderen Prämienerhöhungen oder Bedingungsverschlechterun- 
gen abhängig zu machen. In Richtung auf die lückenlose An- 
wendung der Tarifprämie wirkte ferner die Tarifierungs- 
kommission des Erstversicherungsverbandes. Besondere Publi- 
zitätsmaßnahmen des Erstversicherungsverbandes (Bekannt- 
gabe der Namen der Erstversicherer, die den Tarifierungs- 
grundsätzen zugestimmt haben und laufende Meldung der 
größeren Schäden an den Verband) unterstützten die Bestre- 
bungen der Rückversicherer, solche Fälle zu erkennen, die zur 
Anwendung der Unterversicherungsklausel (Tätigkeitsbericht 
1969 S. 93) führen könnten. 

Der Arbeitskreis Kartellrecht, ein seit 1965 regelmäßig tagender 
Kreis von Professoren der Rechts- und Wirtschaftswissen- 
schaften und Angehörigen des Bundeskartellamtes, traf sich im 
Berichtsjahr Anfang April und Anfang Oktober. Die Frühjahrs- 
tagung galt dem Thema „Möglichkeiten und Grenzen der Miß- 
brauchsaufsicht gegenüber marktbeherrschenden Untnernehmen 
nach § 22 GWB'L Die neuere Entwicklung hat gezeigt, daß das 
Marktanteilskriterium bei der Bestimmung der Marktbeherr- 
schung im Hinblick auf konglomerate Unternehmen unzu- 
reichend ist. Die Meinungen darüber, ob § 22 auch solche Fälle 
erfaßt, waren geteilt. Unterschiedliche Ansichten wurden auch 
zu der Frage vertreten, ob Preisgleichheit ein Kriterium für 
Marktbeherrschung im Sinne von § 22 Abs. 2 ist. Weiten Raum 
nahm die Diskussion über die für den Mißbrauch anzulegenden 
Wertungsmaßstäbe ein. Es wurde vorgeschlagen, hilfsweise den 
im Privatrecht entwickelten Grundsatz des gerechten Interessen- 
ausgleichs heranzuziehen. Auch das vom Bundeskartellamt ver- 
wendete Vergleichsmarktkonzept wurde erörtert und dabei 
noch einmal klargestellt, daß der Vergleichsmarkt keinen zu 
hohen Anforderungen hinsichtlich der Wettbewerbsintensität 
zu genügen hat, sondern daß es ausreicht, wenn diese hier höher 
als auf dem in Frage stehenden Markt ist. Die Mehrzahl der 
Tagungsteilnehmer sah es als unausweichlich an, daß das 
Bundeskartellamt bei der Prüfung der Frage, ob ein Preis miß- 
bräuchlich ist, die Rolle eines „Preiskommissars" übernehmen 
muß. In diesem Zusammenhang wurde eingehend die Frage 
erörtert, ob Forschungskosten für zukünftige Produkte, wie von 
manchen Branchen, z. B. der pharmazeutischen Industrie, gel- 
tend gemacht, als Rechtfertigungsgrund relativ hoher Preise 
bei Produkten, die bereits auf dem Markt sind, dienen können; 
die Mehrzahl der Tagungsteilnehmer folgte dieser Argumen- 
tation nicht. 

Auf der Herbsttagung wurde das Thema „Zur Problematik einer 
Fusionskontrolle" behandelt. Die Diskussion befaßte sich ins- 
besondere mit der Frage der Aufgreifkriterien, also der Krite- 
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rien, die die Überprüfung einer Fusion auslösen sollen. Werden 
sie zu niedrig angesetzt, so entsteht die Gefahr einer Über- 
belastung der Behörde, sind sie zu hoch, so werden unter Um- 
ständen nicht alle wettbewerbbeschränkenden Fusionen vom 
Gesetz erfaßt. Es bestand weitgehend Übereinstimmung dar- 
über, daß die Eingreifkriterien, jene Kriterien, die ein Verbot 
der Fusion oder eine Erlaubnis mit Auflagen auslösen, die Er- 
langung oder Verstärkung einer marktbeherrschenden Stellung 
sein sollten. Hierbei wurden eingehend die Schwierigkeiten 
erörtert, welche die Verwendung dieser Kriterien mit sich 
bringt. Insbesondere wurde darauf verwiesen, daß der Begriff 
der marktbeherrschenden Stellung so zu definieren sei, daß 
nicht nur horizontale, sondern auch vertikale und konglomerate 
Fusionen erfaßt werden. Sollte sich dieser Weg als nicht gang- 
bar erweisen, müsse das Marktbeherrschungskonzept, das vom 
Marktanteil ausgeht, bei vertikalen und konglomeraten Fu- 
sionen durch ein Konzept absoluter Eingreifkriterien ersetzt 
werden, dessen Ansatzpunkt die Größe der fusionierenden 
Unternehmen ist. Bei der Diskussion des Problems der Sanie- 
rungsfusion wurde die Notwendigkeit einer Ausnahme- 
regelung für derartige Fälle teilweise gänzlich verneint. Er- 
kennt man jedoch die Sanierung als Ausnahmetatbestand an, 
so bestehe Gefahr, daß aggressive Unternehmen schwächere 
Firmen zunächst sanierungsreif machten, um sie dann ohne 
Schwierigkeiten zu übernehmen. Die überwiegende Mehrheit 
der Teilnehmer war der Ansicht, daß eine präventive Fusions- 
kontrolle einer nachträglichen Fusionskontrolle vorzuziehen 
sei. Zur Frage der Genehmigung einer Fusion mit Auflagen 
wurden strukturelle und Verhaltensauflagen diskutiert. Was 
die Regelung der Zuständigkeit für die Fusionskontrolle an- 
belangt, so herrschte weitgehende Übereinstimmung darüber, 
daß die grundsätzliche Sachkompetenz dem Bundeskartellamt, 
die Kompetenz zur Entscheidung über politisch begründete 
Ausnahmen dem Bundeswirtschaftsministerium zugewiesen 
werden sollte. Im übrigen wurden Fragen des Rechtsweges, der 
Beiladung und der Publizität des Verfahrens erörtert. Die Zu- 
gehörigkeit der Bundesrepublik zum Gemeinsamen Markt 
wurde weder vom juristischen noch vom ökonomischen Stand- 
punkt aus als Hindernis für eine rationale Regelung der Fusions- 
kontrolle angesehen. 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat in ihrem 
Memorandum an den Rat über „Die Industriepolitik der Ge- 
meinschaft" vom 20. März 1970 (BT-Drucksache VI/606) grund- 
legende Zielvorstellungen über eine gemeinsame europäische 
Wettbewerbspolitik innerhalb der EWG entwickelt. 

Soweit es die Wettbewerbspolitik der Gemeinschaft betrifft, 
kommt das Memorandum zu folgenden Ergebnissen; Wesent- 
liches Ziel der vorgesehenen Maßnahmen zur Umstrukturierung 
der Unternehmen sei die Verbesserung der Leistungs- und 
Wettbewerbsfähigkeit der Industrie auf der Grundlage einer 
stärkeren Integration der nationalen Volkswirtschaften. Da in 
zahlreichen Industriezweigen des einen oder anderen Mitglied- 
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Staates die tatsächliche von der als am leistungsfähigsten gelten- 
den Größenstruktur noch weit entfernt sei, bedarf es nach Auf- 
fassung der Kommission verstärkter Anstrengungen insbeson- 
dere auf den Gebieten der Erleichterung leistungssteigernder 
Kooperation, des Abbaues technischer Handelshemmnisse so- 
wie der Förderung transnationaler Zusammenschlüsse. Eine 
unterschiedslose Förderung der Konzentration stände jedoch im 
Gegensatz zu den Erfordernissen einer ausgewogenen Indu- 
striepolitik, da die mittleren Unternehmen sich oft als dyna- 
mischer und anpassungsfähiger erwiesen sowie schneller neue 
Chancen wahrnähmen und Neuerungen nutzbar machten als 
die großen Unternehmer. Außerdem müsse der Gesichtspunkt 
der Aufrechterhaltung eines wirksamen Wettbewerbs innerhalb 
der Gemeinschaft beachtet werden. In einigen Wirtschafts- 
zweigen der Gemeinschaft sei bereits heute ein hoher Konzen- 
trationsgrad erreicht, der sich im Verlauf der fortschreitenden 
innergemeinschaftlichen Kooperations- und Konzentrations- 
prozesse auf weitere Industriebereiche ausdehnen dürfte. Die 
Kommission weist darauf hin, daß der sich aus Artikel 86 EWG- 
Vertrag ergebende Grundsatz der Überwachung und nachträg- 
lichen Sanktionierung (Mißbrauchsaufsicht) für die Unter- 
nehmen vorteilhaft sein könne. Zu gegebener Zeit müsse aber 
eine modernere und präzisere Konzentrationsgesetzgebung 
ausgearbeitet werden, die das Verwaltungsverfahren verein- 
fache und die Aufrechterhaltung wirksamen Wettbewerbs er- 
mögliche. Für die Bereiche, in denen die Konzentration sehr 
weit fortgeschritten sei, könne es zweckmäßig sein, daß die 
Verantwortlichen in der Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten 
schon jetzt ein gewisses Konsultationsverfahren einführten. 

Die Bundesregierung hat in einer Stellungnahme zum obigen 
Memorandum u. a. zusätzliche Vorschläge für eine Verbesse- 
rung der Information über Kooperationsmöglichkeiten und 
Konzentrations Vorgänge gemacht. Hierzu gehören: die Stär- 
kung und Koordination der bestehenden nationalen Organisa- 
tionen (z. B. Industrie- und Handelskammern) in ihrer Tätigkeit 
als „Kooperationsbörsen" sowie der Erlaß einer Verordnung 
auf der Grundlage des Artikels 87 Abs. 2 EWGV, durch die eine 
„Meldepflicht" für bestimmte bedeutende Konzentrations- 
vorgänge begründet wird. Eine derartige Meldepflicht wäre als 
ein erster Schritt im Hinblick auf eine Fusionskontrolle auf 
europäischer Ebene anzusehen. 

Zwei weitere Entwicklungen in der europäischen Wettbewerbs- 
politik sind hervorzuheben. Erstens hat die Kommission 
mehrere allgemeine Maßnahmen zur Förderung der zwischen- 
betrieblichen Zusammenarbeit kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen getroffen. Es handelt sich um die Bekanntmachung vom 
27. Mai 1970 über „Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander 
abgestimmte Verhaltensweisen von geringer Bedeutung, die 
nicht unter Artikel 85 Abs. 1 des Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft fallen" und um Vor- 
schläge für Verordnungen des Rates über Gruppenfreistellungen 
für Vereinbarungen über Normen und Typen, Forschung und 
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Entwicklung, Spezialisierung und gemeinsamen Ein- und Ver- 
kauf sowie über die Befreiung von bestimmten Spezialisierungs- 
und Forschungsvereinbarungen von der Anmeldepflicht nach 
der Verordnung Nr. 17 (VO 17) (Fünfter Abschnitt S, 253 ff.). 
Zweitens hat der Europäische Gerichtshof den nationalen 
Behörden und Gerichten der Mitgliedstaaten die Befugnis zu- 
erkannt, Vereinbarungen, die nach der VO 17 von der An- 
meldung befreit und nicht angemeldet und damit bis zur Fest- 
stellung ihrer Nichtigkeit voll wirksam sind, mit Wirkung für 
die Zukunft nach Artikel 9 Abs. 3 VO 17 für nichtig zu erklären 
(Urteil vom 18. März 1970, Rechtssache 43/69, Bilger/Jehle), 
Nach Ansicht des Bundesgerichtshofes ist hierfür in der Bundes- 
republik das Bundeskartellamt zuständig (Urteil vom 9. April 
1970, WuW/E BGH 1113, „Biesenkate 11"). Aus dieser Zuständig- 
keit ergeben sich eine Reihe von Rechts- und Zweckmäßigkeits- 
fragen, die noch eingehender Prüfung und der Abstimmung mit 
der Kommission bedürfen. 

Der Ausschuß für wettbewerbbeschränkende Praktiken bei der 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick- 
lung (OECD) hat seine Arbeit auch in diesem Jahr unter aktiver 
Beteiligung des Bundeskartellamtes fortgeführt. Im Verlauf der 
Arbeiten an der Studie über Exportkartelle, die im Tätigkeits- 
bericht 1969 S, 38 erwähnt wurde, ist von der deutschen Dele- 
gation der Entwurf eines Berichtes vorgelegt worden, in dem 
zunächst nur die gesetzlichen Regelungen dargestellt sind. Die 
Mitgliedsländer sind hierzu um Stellungnahmen gebeten wor- 
den. Die Studie über Wettbewerbsbeschränkungen ist vom 
Sekretariat in einem ersten Entwurf vorgelegt worden, der 
während der letzten Ausschußsitzung im November 1970 be- 
handelt wurde. Die Arbeiten an der Studie über Gesamtumsatz- 
rabattkartelle sind in Sitzungen der zuständigen Arbeitsgruppe 
weitergeführt worden, haben bislang jedoch noch nicht zu einem 
Berichtsentwurf geführt. Die Studien über die Fusionskontrolle 
und über multinationale Unternehmen sind noch in einem vor- 
bereitenden Stadium. 

Der Wettbewerbsausschuß der OECD beabsichtigt, in Zukunft 
das Schwergewicht seiner Tätigkeit von der Erarbeitung rechts- 
vergleichender Studien auf Empfehlungen zur Wettbewerbs- 
politik zu verlagern. In diesem Zusammenhang wird der kürz- 
lich veröffentlichte Inflationsbericht ^) des Generalsekretärs der 
OECD eine wichtige Arbeitsgrundlage bieten. Darin wird als 
Mittel zur Bekämpfung der weltweiten Inflation u. a. eine 
stärkere Betonung der Wettbewerbspolitik auf nationaler und 
übernationaler Ebene gefordert. So müsse in einer Reihe von 
Mitgliedsländern die Gesetzgebung auf dem Gebiet der wett- 
bewerbbeschränkenden Praktiken verschärft werden. Dies 
könne in einigen Ländern beispielsweise durch eine Verringe- 
rung der Verbotsausnahmen oder eine Umkehr der Beweislast, 
in anderen Länder durch eine personelle Verstärkung der 
Kartellbehörden und/oder eine Abkürzung der gerichtlichen 

Report by the OECD Secretary-General on the Problem of Inflation, Paris, 

OECD 1970. 


32 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2380 


Verfahren geschehen. Gegenüber der rasch fortschreitenden 
Unternehmenskonzentration fordert der Bericht allgemein eine 
kritischere Einstellung und in einigen Ländern zusätzliche ge- 
setzgeberische Maßnahmen, um gegen unerwünschte Fusionen 
und Konzentrationen von Marktmacht wirksam Vorgehen zu 
können. Eine Arbeitsgruppe des OECD-Ausschusses wird auf 
der Grundlage dieses Berichtes einen Empfehlungsvorschlag 
für den Rat ausarbeiten. Der Präsident des Bundeskartellamtes 
ist Mitglied dieser Arbeitsgruppe. 

Auf übernationaler Ebene bereitet der OECD die wachsende 
Marktmacht multinationaler Unternehmen zunehmend Sorge. 
Dies um so mehr, als den nationalen Behörden die gesetzlichen 
Möglichkeiten fehlen, um gegen internationale Wettbewerbs- 
beschränkungen einzuschreiten. Wie die jüngsten Beispiele in 
der EWG und in Kanada gezeigt hätten, sei es dringend not- 
wendig, entsprechende gesetzliche Vorkehrungen zu treffen, 
um einen angemessenen internationalen Informationsaustausch 
sicherzustellen und gegen wettbewerbbeschränkende Praktiken 
auf internationaler Ebene vergehen zu können. 

Nach Maßgabe der OECD-Empfehlung vom 5. Oktober 1967 ist 
das Bundeskartellamt über zwei Verfahren unterrichtet wor- 
den, die von der Antitrust Division und von der schwedischen 
Kartellbehörde eingeleitet worden sind. Das Amt hat seinerseits 
die finnischen, norwegischen und schwedischen Kartellbehörden 
über die Einleitung von Verfahren unterrichtet, an denen dort 
ansässige Unternehmen der Papierindustrie beteiligt sind. 


Geldbußen der Kommission der Europäischen Gemeinschaften gegen zehn 
europäische Farbstoffhersteiler wegen aufeinanderabgestimmte Verhal- 
tensweisen bei der Preisfestsetzung innerhalb des Gemeinsamen Marktes 
(Tätigkeitsbericht 1969 S. 104) sowie die Aufdeckung erheblicher preis- 
diskriminiernder Praktiken multinationaler Untnernehmen durch die 
„Canadian Royal Commission on the Prices of Farm Machinery" im 
Jahre 1969. 

Die Antitrust Division hat eine Klage gegen drei amerikanische Unter- 
nehmen der chemischen Industrie und einen deutschen Staatsangehörigen, 
der Inhaber mehrere US-Patente für die Herstellung von Aluminium- 
trialkylen ist, wegen Absprachen zur Monopolisierung dieses Marktes 
in den USA erhoben. Die schwedische Kartellbehörde ist gegen eine 
Marktanteilsbegrenzung für den Absatz von Autoreifenspikes in Schwe- 
den vorgegangen, zu der sich eine deutsche Lizenznehmerin im Rahmen 
des Lizenzvertrages verpflichtet hatte. 
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Tabelle 1 


Gesamtzahl der nach § 23 GWB angezeigten Unternehmenszusammenschlüsse 
nach dem überwiegend betroffenen Wirtschaftsbereich seit 1958 


Warengruppe 

1 

1958 

1959 

1 

1960 

1961 

1962 

1963; 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

ins- 

ge- 

samt 

Bergbauliche Erzeugnisse .... 

1 

1 


1 

I ! 

2 



2 


3 

3 

3 

10 

24 

Mineralölerzeugnisse 







1 

2 

1 

1 

1 

1 

3 

10 

Steine und Erden 

1 




1 

2 



1 

4 

1 

3 

5 

18 

Eisen und Stahl 









1 


1 

3 

17 

22 

NE-Metalle und -Metallhalbzeug 

2 


1 


3 

2 

2 

2 


1 

2 

13 

10 

38 

Gießereierzeugnisse 


1 












1 

Erzeugnisse der Ziehereien und 















Kaltwalzwerke 











1 

1 

1 

3 

Stahlbauerzeugnisse 

1 






1 


2 




7 

11 

Maschinenbauerzeugnisse .... 

1 

1 

3 

3 

2 

2 

1 

2 

2 

3 

13 

14 

28 

75 

Landfahrzeuge 

2 


1 

3 

2 

3 

2 

7 

6 

3 

6 

11 

19 

65 

Wasserfahrzeuge 











1 



1 

Luftfahrzeuge 






1 

1 

2 




9 


13 

Elektrotechnische Erzeugnisse . . 

1 

4 

5 

4 

6 

3 

8 

7 

2 

6 

6 

20 

29 

101 

Feinmechanische und optische 















Erzeugnisse, Uhren 

1 

1 



2 

1 

1 

1 


3 

2 


1 

13 

Eisen-, Blech- und Metallwaren 


1 

3 


6 

2 



3 

2 


7 

5 

29 

Musikinstrumente, Spielwaren, 















Turn- und Sportgeräte, 















bearbeitete Edelsteine 





1 




1 




2 

4 

Chemische Erzeugnisse 

1 


2 

5 

3 

3 

4 

10 

5 

11 

11 

16 

38 

109 

Feinkeramische Erzeugnisse . . 



1 

4 



1 

1 

2 

1 




10 

Glas und Glaswaren 


1 

1 

1 

1 

1 

1 

2 

2 

2 


1 

5 

18 

Schnittholz, Sperrholz und 















sonstiges bearbeitetes Holz . . 






1 








1 

Holzwaren 













1 

1 

Holzschliff, Zellstoff, Papier und 











I 




Pappe 



2 






1 

2 

3 

2 

5 

15 

Papier- und Pappewaren 

2 

2 

1 

1 

1 





1 




8 

Druckereierzeugnisse, Lichtpaus* 















und verwandte Waren 








1 





2 

3 

Kunststofferzeugnisse 






1 


2 

2 



1 

7 

13 

Gummi- und Asbestwaren .... 






1 


1 

2 

4 

1 

1 

3 

13 

Leder 















Lederwaren und Schuhe 



j 






1 




1 

2 

Textilien 

1 




1 



2 

1 

1 

1 

3 

5 

15 

Bekleidung 







1 


! 



1 

2 

4 

Ernährungsindustrie 

1 

2 


1 

1 


1 

1 

1 

1 

5 

2 

13 

29 

Tabakwaren 


1 

1 

1 

1 



1 

2 

1 


5 

3 

16 

Bauwirtschaft 















Handel u. Handelshilfsgewerbe 

1 



j 


2 

1 


1 

6 


4 

4 

19 

Handwerk 




1 











Genossenschaften 















Kulturelle Leistungen 

1 






1 

1 


1 



3 

6 

Filmwirtschaft 



1 


3 




! 





4 

Sonstige Dienstleistungen . . . . 






1 





i 



1 

Land- und Forstwirtschaft, 















Garten- und Weinbau, 









1 

1 





Fischerei und Jagd 







1 

1 

1 

] 1 

2 

3 


8 

Verkehrswirtschaft 


1 


2 


2 

6 



i 1 


1 

1 

14 

Kreditinstitute 









i 

1 

4 

34 

52 

91 

Versicherungen 







1 





3 

9 

13 

Versorgungswirtschaft 





2 

1 

1 

2 

4 

5 

1 

6 

14 

36 

insgesamt . . . 

1 15 

1 15 

1 22 

1 26 

1 38 

1 29 

1 36 

1 50 

1 43 

1 65 

1 65 

1 168 

1 305 

i 877 
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„Große" Zusammenschlüsse seit 1966 

Tabelle 2 

1 

1 

Gesamtzahl der nach § 23 GWB 

Davon „große" 

Anteilige Bilanzsummen aller 
bei „yfoßon" Zusammen- 

Jalii 

• angezeigten Zusammenschlüsse 

Zusammenschlüsse 

Schlüssen erworbenen 


(= Tabelle 1) 

(ohne Neugründungen) 

Unternehmen 
(in Millionen DM) 

1 1 

2 

3 

4 

1966 

43 

(einschließlich 

4 Neugründungen) 

12 

2 181,4 *) 

1967 

65 

(einschließlich 

5 Neugründungen) 

20 

1 770,4 

1968 

65 

(einschließlich 

5 Neugründungen) 

16 

1 178,2 

1969 

168 

54 

7 112,6 


(einschließlich 

+ 5 Kreditinstitute 

+ 11 020,3 Kreditinstitute 


18 Neugründungen) 

+ 2 Versicherungen 

+ 1 497,0 Versicherungen 

1970 

305 

83 

5 438,8 


(einschließlich 

+ 7 Kreditinstitute 

+ 13 162,8 Kreditinstitute 


49 Neugründungen) 

+ 5 Versicherungen 

+ 868,6 Versicherungen 

insgesamt 

646 

185 

17 681,4 

1. Januar 1966 bis 

(einschließlich 

+ 12 Kreditinstitute 

+ 24 183,1 Kreditinstitute 

31. Dezember 1970 

81 Neugründungen) 

+ 7 Versicherungen 

+ 2 365,6 Versicherungen 


') einschließlich 1 397,0 Millionen DM aus dem Zusammenschluß Texaco/DEA 
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Tabelle 3 


„Große" Zusammensdilüsse nach Größenklassen der Erwerber seit 1966 


Jeweilige Bilanzsumme 
des erwerbenden 


Anzahl der „großen" Zusammenschlüsse 


(in Millionen DM) 

1966 j 

1967 1 

1968 

[ 1969 

1970 

1 


2 a 

2b 

2 c 

2 d 

2 e 

unter 

100 


— 

— • 

. 

1 

100 bis 

250 

1 

3 


2 

3 

250 bis 

500 

2 

— 

1 

6 

9 

+ 1 Versicherung 

500 bis 

1 000 

3 

1 

— 

2 

1 

2 

über 

1 000 

j 6 

16 

15 

44 

+ 5 Kreditinstitute 1 

+ 2 Versicherungen 

68 

+ 7 Kreditinstitute 

+ 4 Versicherungen 

insgesamt . . . 

12 

20 

16 

54 

+ 5 Kreditinstitute 

+ 2 Versicherungen 

83 

+ 7 Kreditinstitute 

+ 5 Versicherungen 


*) unter Berücksiditigung einer möglichen Konzernzugehörigkeit 
**) einsdiließlidi 1 397,0 Millionen DM aus dem Zusammenschluß Texaco/DEA 
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(in Millionen DM) 


1966 1 

1967 

i 1968 

1969 


1970 

3 a j 

3 b 

1 3 c 

3 d 


3 e 

— 

— 

— 

— 


20,7 

32,6 

433,7 

— 

140,2 


238,3 

92,0 

— . 

46,0 

1 438,3 

635,7 

+ 

736,9 

189,1 Versicherungen 

101,0 

10,5 

— 

4 898,4 


62,8 

1 955,8 ^ 

1 326,2 

1 132,2 

+ 1 1 020,3 Kreditinstitute 

+ 1 497,0 Versicherungen 

4 380,1 

+ 13 162,8 Kreditinstitute 

+ 679,5 Versicherungen 

2 181,4’*) 

1 770,4 

1 178,2 

7 112,6 

+ 11 020,3 Kreditinstitute 

5 438,8 

+ 13 162,8 Kreditinstitute 




+ 1 497,0 Versicherungen 

+ 

868,6 Versicherungen 
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Tabelle 4 

Stand: 31. Dezember 1970 „Große" Zusammenschlüsse nach Wirtschaftsbereichen 

(Erste Zahl: Anzahl der Zusammenschlüsse, zweite Zahl: 


Wirtschaftszweig 
N. des erworbenen 

Unternehmens 

Wirtschafts- 
zweig des erwer- 
benden Unternehmens 

Bergbauliche Erzeugnisse j 

Mineralölerzeugnisse 

Eisen und Stahl 

NE-Metalle und 
Metallhalbzeug 

Gießereierzeugnisse 

Stahlbauerzeugnisse 

Maschinenbau- 

erzeugnisse 

Landfahrzeuge 

Wasserfahrzeuge 

Luftfahrzeuge 

Elektrotechnische 

Erzeugnisse 

Ö 

(D 

1 (ö 

'S J 

iS 

CD 

W ß 

3/62 

Bergbauliche 

Erzeugnisse 

1/195 

1/-*) 










Mineralöl- 

erzeugnisse 


2/1495 











Eisen und Stahl 



1/80 

1/17 

1/-*) 

2/25 

6/375 






NE-Metalle und 
Metallhalbzeug 




6/310 









Gießereierzeugnisse 





1/-*) 








Stahlbauerzeugnisse 






2/87 

3/230 






Maschinenbau- 

erzeugnisse 







19/1155 






Landfahrzeuge 








11/1030 


!/-•) 



Wasserfahrzeuge 









1/561 




Luftfahrzeuge 










2/- •) 



Elektrotechnische 

Erzeugnisse 







7/193 

1/214 



15/756 


Eisen-, Blech- 
und Metallwaren 











1/118 

3/236”): 

Chemische 

Erzeugnisse 

2/1133 












i 

! Glas und Glaswaren 













Holzschliff, Zellstoff, 
Papier und Pappe 













Gummi- und 
Asbestwaren 













Erzeugnisse der 
i Ernährungsindustrie 













Tabakwaren 













Handel und 
Handelshilfsgewerbe 













Kulturelle 

Leistungen 













; Verkehrswirtschaft 













Kreditinstitute 




1/303 



3/51 






Versicherungen 




1/98 









Versorgungs- 

wirtschaft 














3 Aus Gründen der Geheimhaltung keine Angabe der anteiligen Bilanzsumme 

3 Aus Gründen der Geheimhaltung ohne Berücksichtigung der im Jahr 1970 erworbenen anteiligen Bilanzsummen 
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Tabelle 4 

der beteiligten Unternehmen seit 1966 

Summe der anteiligen Bilanzsummen in Millionen DM) 


Chemische Erzeugnisse 

Glas und Glaswaren 

Holzwaren 

Holzschliff, Zellstoff, 
Papier und Pappe 

Kunststofferzeugnisse 

Gummi- und 

Asbestwarer. 

Textilien 

Erzeugnisse der 
Ernährungsir.dustrie 

. - 

Tabakwaren 

Bauwirtschaft 

Handel und Handels- 
hilfsgewerbe 

Kulturelle Leistungen 

Verkehrswirtsdiaft 

Kreditinstitute 

Versicherungen 

Versorgungswirtschaft 

3/162 

























1/42 

1/18 




























1/- •) 















































1/26 























!/-•) 


i 

















— 

















1/- •) 












1/68' 

















21/2060 




1/47 



1/37 










3/231 


















4/592 


















2/1 6") 

1/11 

















3/192 
















6/160 

2/111") 

i 


















1/195 

















1/38 

















3/460 




2/39 



1/220 



4/45 

7/155 


5/629 

3/38 


1/13 

o 

o 

3/1523 















1/83 

3/775 


1/99 















5/2412 
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Tabelle 5 


„Große“ Zusammenschlüsse nach 




1966 


1967 


1968 

Zusamrnenschlußarten 

1 

Anzahl 

der 

„großen" 

Zusam- 

men- 

schlüsse 

2 

Anteilige 
Bilanz- 
summen 
der erwor- 
benen 
Unter- 
nehmen 
(in 

Millionen 

DM) 

i 3 

Anzahl 

der 

„großen" 

Zusam- 

men- 

schlüsse 

; 4 

i Anteilige 
Bilanz- 
summen 

der erwor- 
benen 
Unter- 
nehmen 
(in 

Millionen 

DM) 

i 5 

Anzahl 

der 

„großen" 

Zusam- 

men- 

schlüsse 

i 6 

Anteilige 
Bilanz- 
summen 
der erwor- 
benen 
Unter- 
nehmen 
(in 

Millionen 

DM) 

7 

Horizontal 

10 

2 060,6*) 

13 

915,6 

7 

740,8 

Vertikal 

1 

101,2 

— 



1 

11,1 

Diversifiziert 

(konglomerat) 

1 

19,6 

7 

854,8 

8 

426,3 

davon: 







Produktausweitung 

(1) 

(19,6) 

(6) 

(846,5) 

(6) 

(364,4) 

Sonstige 

— 

— - 

(1) 

(8,3) 

(2) 

(61,9) 

insgesamt . . 

12 

2 181,4*) 

j 20 

1 770,4 

16 

1 178,2 


*) einschließlich 1 397,0 Millionen DM aus dem Zusammenschluß Texaco/DEA 
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Tabelle 5 


Zusammenschlußarten seit 19ß6 


1969 


1970 

Anzahl der „großen" 
Zusammenschlüsse 

Anteilige Bilanzsummen 
der erworbenen 
Unternehmen 
(in Millionen DM) 

i 

Anzahl der „großen" 
Zusammenschlüsse 

Anteilige Bilanzsummen 
der erworbenen 
Unternehmen 
(in Millionen DM) 

11 

8 

9 

i 10 1 

30 

1 

5 229,1 

! 

56 

+ 3 650,9 

+ 5 Kreditinstitute 

11 020,3 Kreditinstitute 

+ 6 Kreditinstitute 

+ 13 080,2 Kreditinstitute 

1 1 

31,3 

+ 3 Versicherungen | 

+ 775,1 Versicherungen 

23 

1 852,2 

— . 

— . 

+ 2 Versicherungen | 

+ 1 497,0 Versicherungen 



1 

1 

27 

1 787,9 

(14) 

(1 619,1) ' 

+ 1 Kreditinstitut 

+ 82,6 Kreditinstitute 

(9) 

(233,1) 

+ 2 Versicherungen 

+ 93,5 Versicherungen 

+ (2) Versicherungen 

+ (1 497,0) Versicherungen 

i 




(12) 

! (1 083,1) 

54 

7 112,6 

(15) 

^ (704,8) 

+ 5 Kreditinstitute 

+ 11 020,3 Kreditinstitute 

+ ( 1) Kreditinstitut 

+ (82,6) Kreditinstitute 

+ 2 Versicherungen 

+ 1 497,0 Versicherungen 

+ ( 2) Versicherungen 

+ (93,5) Versicherungen 


83 5 438,8 

+ 7 Kreditinstitute +13 162,8 Kreditinstitute 

' + 5 Versicherungen + 868,6 Versicherungen 
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Tabelle 6 


Analyse der bestehenden Exportkartelle 



1 


Zahl der 

Zahl der 

Zahl der 

Klassi- 
fizierung 
nach Unter- 

1 

! 

1 Lfd. 

Waren- 

Warenart 

Mit- 

auslän- 

inländi- 

nehmens- 

Art der 

Betroffene | 

! Nr. 

gruppe 

glieder 

insgesamt 

dischen 

Mit- 

glieder 

sehen 

Mit- 

glieder 

großen 1) 

davon 

: große 1 kleine 

Wettbewerbsbeschränkung 

Länder 

i 1 

1 2 1 

t 3 

1 ' 4 

5 

1 6 1 

7 

1 ß ; 

9 



i 


! 


~ 1 

” ~ i 

.... ._ 

! . 

1 

1 

1 

21 00 00 

Bergbauliche 

Erzeugnisse 

6 

! 

6 

2 1 4 

1 

i 

Gemeinsamer Vertrieb im 
Ausland. Quoten der Mit- 
glieder bemessen nach 
ihrem Anteil am Stamm- 
kapital des Kartells 

außereuropä- 
ische Länder, 
europäische 
Küstenländer 
und sämtliche 
Inseln 

2 

! 

25 00 00 

Steine 
und Erden 

28 


28 

1 27 

Gemeinsamer Vertrieb zu 
Preisen und Bedingungen, 
die von den Kartellmit- 
gliedern bestimmt wurden 

1 

alle Märkte 

! 3 

j 

1 

i 

25 00 00 

Steine 

und Erden , 

11 


11 

5 6 

Absatzförderung durch 

Aufklärung und Beratung; 
Mindererlöse gegenüber 
vergleichbaren Inlands- 

geschäften werden ge- 
meinsam getragen 

alle Märkte ! 

1 

! 

! 

\ 

4 

25 00 00 

Steine 
und Erden 

11 

1 

1 

i 

11 

1 

6 5 

Preis-, Rabatt-, Konditio- 
nenregelung, Quotenbe- 
stimmungen 

alle Märkte 
außer EWG 

5 

25 00 00 

Steine ! 

und Erden 

3 


3 

3 

Einheitliche Konditionen, 
Verbot von Konkurrenz- 
geschäften, evtl. Quotie- 
rung 

alle Märkte 

1 

' 6 

25 00 00 

' Steine 
und Erden 

20 


20 

— 20 

Preis-, Rabatt- und Kondi- 
tionenfestsetzungen 

i 

alle Märkte 

1 

7 

1 

27 00 00 

Eisen 
und Stahl 

unbe- 

kannt 

i 

i 

! 

unbe- 

kannt 

13 

13 — 

1 

Internationale Preis-, Kon- 
ditionen-, Quotenverein- j 
barungen 

Meldeverfahren i 

1 

alle Märkte | 

i 

i 

8 

i 

i 

27 00 00 

Eisen 
und Stahl 

9 

1 

j 

1 

1 

i 

! 

9 

5 4 

i 

i 

! 

Vereinbarungen über Prei- 
se, Aufpreise, Nachlässe 
und Konditionen 

Skandinavien, 

Österreich, 

Schweiz 

1 

9 1 

27 00 00 

Eisen 
und Stahl 

unbe- 

kannt 

1 

I 

unbe- 
kannt j 

3 ; 

1 

3 j - 

1 

Maßnahmen gegen „rui- 
nöse" Konkurrenz des Ost- 
blocks; Festsetzung von 
Quoten und Mindestprei- ^ 
sen 

j 

alle Märkte 

10 

1 

27 00 00 

Eisen 

und Stahl i 

unbe- , 
kannt i 

unbe- 

kannt 

2 

2 ^ - 1 

Internationales Preis- und 
Quotenabkommen. Umfas- | 

alle Märkte 
außer USA, 


Sender Informationsaus- EWG, Kanada, 
tausch Groß- 

britannien 
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Lfd. 

Nr. 

Waren- 

gruppe 

Warenart 

Zalil der 
Mif- 
(jliodei 
insgesamt 

Zahl der 
auslän- 
disduni 
Mit- 
glieder 

Zalil der 
inländi- 
s dl eil 
Mit- 
glieder 

Klassi- 
fizierung 
nadi Unter- 
nehmens- 
grüßen t} 

davon 

große I kleine 

1 

Art der Betroffene 

Wettbewerbsbeschränkung ' Länder 

1 

2 

3 

4 

5 

6 



R i 9 

1 i 

28 00 00 

NE-Metalle 
und -metall- 
halbzeug 

20 


20 

5 

15 

Festlegung von Mindest- i sozialistische 
preisen und -rabatten so- Staaten Euro- 
wie von Lieferungs- und pas, Nord- 
Zahlungsbedingungen korea und 

’ Nordvietnam | 

12 

28 00 00 

NE-Metalle 
und -metall- 
halbzeug 

9 

— 

9 

4 

5 

Preisvereinbarungen, ein- alle Märkte 
heitliches Kalkulations- . 

Schema 

13 

28 00 00 

NE-Metalle 
und -metall- 
halbzeug 

7 


7 

7 

— 

Festlegung von Mindest- USA und an- 
preisen und Konditionen geschlossene- i 

Gebiete ! 

14 

28 00 00 

NE-Metalle 
und -metall- 
halbzeug 

unbe- 

kannt 

unbe- 

kannt 

9 

9 

— 

Internationale Preis-, Ra- Skandinavien 
batt- und Konditionenver- ; 

einbarungen 

15 

29 00 00 

Gießerei- 

erzeugnisse 

27 

i 

1 

] 


27 

9 

18 

Umfangreiches Meldever- alle Märkte 
fahren. Angebote zu Kar- 
tellpreisen; Auftrags- ; 

Steuerung durch das Kar- 
tell über die Preise 

16 

i 

i 

30 00 00 

Erzeugnisse i 

der Ziehereien 
und Kaltwalz- 
werke und der 
Stahl- 
verformung 

; 39 

! 


39 

! i 

! 

3 

36 

Preis- und Konditionen- alle Märkte 
regelungen 

! 

17 

30 00 00 

1 

Erzeugnisse 
der Ziehereien 
und Kaltwalz- ; 
werke und der 
Stahl- 
verformung 

11 


11 

1 

1 

1 

1 

4 

7 

Vereinbarungen über alle Märkte 

Preise und Konditionen, außer EWG 
Abschluß von Vereinba- 
rungen mit ausländischen ; 

Verbänden ' 

18 

30 00 00 

1 

Erzeugnisse 
der Ziehereien 
und Kaltwalz- 
werke und der 
Stahl- 
verformung 

2 1 


i 

1 2 

1 

1 

i 

1 ■ 

1 

1 

Vereinbarungen über alle Märkte 

Preise, Rabatte und Kon- ohne EWG 
ditionen, gemeinsame ' 

Werbung, gemeinsames 

Angebot bei Großaufträ- ‘ 
gen ' 

19 

32 00 00 ; 

1 

Maschinen- 

bau- 

erzeugnisse 

4 


4 

— : 

4 

i 

Meldeverfahren, Quoten- alle Märkte 
Zuteilung, Festlegung von 

Mindestpreisen 

20 1 

i 

32 00 00 

Maschinen- 

bau- 

erzeugnisse 

5 

— ' 

5 

5 

— 

1 Meldeverfahren; Verstän- alle Märkte 
digung über Preise und 
' Bedingungen 


1 
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26 


25 ; 32 00 00 


Maschinen- 

bau- 

erzeugnisse 


32 00 00 I Maschinen- 
I bau- 

I erzeugnisse 


I unbe- unbe- 
I kannt i kannt 


10 


27 ‘ 34 00 00 I Wasser- 

j 1 fahrzeuge 

I ; 


7 5 


28 I 34 00 00 


Wasser- 

fahrzeuge 


I I 

29 36 00 00 I Elektro- 

1 technische 
' Erzeugnisse 

30 i 36 00 00 : Elektro- 

i i technische 

! Erzeugnisse 


31 ^ 36 00 00 Elektro- 3 

; technische 
Erzeugnisse 


7 5 


3 1 


Lfd. 

Nr. 

Waren- 

gruppe 

Warenart 

Zahl dar 
Mit- 
qliodcr 
insqc'satnt 

Zahl der 
aublän- 
dibchen 
Mit- 
qliedor 

Zahl der 
inländi- 
sdien 
Mit- 
glieder 

Klässi- 1 

fizierung 
nacti Unter- 
nehmens- ' 

grüßen i) 

davon ; 







große 

kleine 

1 

2 

3 

4 1 

5 

ß 


t 

21 

32 00 00 

Maschinen- 

bau- 

erzeugnisse 

2 

— 

2 

2 

— 

22 

32 00 00 

i 

Maschinen- 

bau- 

erzeugnisse 

6 

— 

6 

6 


23 

i 

32 00 00 

Maschinen- 

bau- 

erzeugnisse 

1 2 

— 

2 

2 

— 

24 

32 00 00 

Maschinen- 

unbe- 

unbe- 

3 

3 

__ 

1 


bau- 1 

erzeugnisse 1 

kannt 

kannt 

i 





Art der 

Wettbewerbsbeschränkung 


Betroffene 

Länder 


10 


2 ! 2 i — 


3 ! 3 


Gemeinsame betriebliche alle Märkte 
und technische Maßnah- ohne EWG 
men 

Meldeverfahren; Möglich- i alle Märkte 
keit für Preisabsprachen ' 
vorgesehen 

Gleichmäßige Verteilung ; alle Märkte 
der Vertragswarenferti- ohne EWG 
gung; Ergebnisausgleich 

Internationales Meldever- ; alle Märkte 
fahren. Festlegung von 
Mindestbedingungen, Aus- ■ 
gleichszahlungen für un- ■ 
terlegene Mitbewerber 

Austausch von Meldun- alle Märkte 
gen über Anfragen; Fest- 
legung von Konditionen; 
in Einzelfällen internatio- : 
nale Preisabsprachen j 

Mindestpreis- und Kondi- ; alle Märkte 
tionenregelungen. Pflicht j ohne EWG, 
zur Auskunftserteilung ! USA, Kanada 

Quotenabsprachen in Eu- , Europa ohne 
ropa. Abwicklung aller EWG und 
Exporte über ein Kartell- i England 
mitglied. Preis- und Kon- 
ditionenabsprachen. Qua- 
litätsregelungen; Kondi- 
tionen für Lizenzerteilun- j 
gen 


wie Lfd. Nr. 27 


Informationsaustausch 
zwecks Erzielung bester 
Preise 

Quoten- und Konditionen- 
i regelung; Abstimmung 
' von Mindest-Endverbrau- 
cherpreisen 


I Gemeinsame Entwicklung 
j und Export, Quotenfest- 


setzung 


Europa ohne 
EWG und 
England 

alle Märkte 
ohne EWG 


alle Märkte 
ohne EWG, 
USA, Kanada 


alle Märkte 
ohne EWG 
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Klassi- 


Lfd. 

Nr. 

Waren- 

gruppe 

i 

Warenart 

Zahl der 
Mit- 
glieder 
insgesamt 

Zald der 
auslän- 
dischen 
Mit- 
glieder 

Zahl der 
inländi- 
schen 
Mit- 
glieder 

tizierung 
nach Unter- 
nehmens- 
größen u 

davon 

große 1 kleine 

Art der 

Wettbewerbsbeschränkung 

Betroffene 

Länder 

1 

2 

3 1 

4 

5 

6 



8 

9 

1 

32 

36 00 00 

Elektro- 

technische 

Erzeugnisse 

3 

1 

2 

2 


Quotenfestlegung, gegen- 
seitige Information 

1 

Ostblock 

33 ' 

36 00 00 

Elektro- 

technische 

Erzeugnisse 

3 

1 

2 

2 


Preis-, Quoten-, Konditio- 
nenabsprachen 

i 

alle Märkte 
ohne EWG 

34 

36 00 00 

Elektro- 

technische 

Erzeugnisse 

15 

— 

15 

14 

1 

Mindestpreis-, Konditio- 
nen- und Quotenabspra- 
chen 

alle Märkte ; 

35 

36 00 00 

Elektro- 

technische 

Erzeugnisse 

unbe- 

kannt 

unbe- 

kannt 

13 

13 


Quotenabsprachen, Richt- 
preisfestlegungeri 

i 

alle Länder, i 

die keine ; 

Kabel produ- 
zieren 

36 

36 00 00 

Elektro- 

technische 

Erzeugnisse 

unbe- 

kannt 

unbe- 

kannt 

15 

15 


Quotenabsprachen 

alle Länder, 
die keine 

Kabel produ- 
zieren 

37 

36 00 00 

Elektro- 

technische 

Erzeugnisse 

4 

1 

3 

2 

1 

Mindestpreis-, Konditio- 
nen- und Quotenabspra- 
chen 

alle Märkte 
außer EWG 

38 

i 

1 

! 

36 00 00 

Elektro- 

technische 

Erzeugnisse 

unbe- 
kannt ; 

unbe- 

kannt 

3 

2 

1 

Preis- und Quotenabspra- 
chen. Einheitliche Maß- 
nahmen gegen nicht-west- 
europäische Hersteller 

alle Märkte i 

ohne EWG ' 

! 

39 

36 00 00 1 

1 

Elektro- 

technische 

Erzeugnisse 

2 1 


2 

1 

1 

Mindestpreis-, Rabatt- 

und Konditionenregelung 

alle Märkte 
außer EWG, 
USA, Kanada, 
England 

40 

36 00 00 

Elektro- ♦ 
technische 
Erzeugnisse 

2 

— 

2 

1 

1 

Mindestpreis-, Rabatt- 

und Konditionenregelung 

alle Märkte 
außer EWG 

41 

37 00 00 

Feinmecha- 
nische und 
optische 
Erzeugnisse 

9 


9 

1 

8 

Gemeinsame Exportwer- 
bung aufgrund eines Ex- 
portkatalogs mit einheit- 
lichen Preisen 

alle Märkte 

42 

38 00 00 

Eisen-, Blech- 
und Metall- 
waren 

unbe- 

kannt 

unbe- 

kannt 

26 

3 

23 

„Regeln eines fairen 

Wettbewerbs" einzuhal- 
ten. Für EWG Offenle- 
gung von Preisen und 
Konditionen 

alle Märkte 

43 

38 00 00 

Eisen-, Blech- 
und Metall- 
waren 

unbe- 

kannt 

unbe- 

kannt 

17 

3 

14 

1 

Mindestpreis-, Konditio- 
nen- und Quotenregelung. 
Informationsverfahren 

alle Märkte 
außer EWG, 
Österreich 
und Griechen- 
land 
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Lfd. 

Nr. 

Waren- 

gruppe 

Warenart 

j Zahl der 

1 Mit- 

glieder 
iii.sfjosanit 

1 

Zahl der 
auslan- 
diNfhen 
Mit- 

‘ glieder 

j Zahl der 

I iniandi- 
! sehen 

Mit- 

i qiieder 

1 

Klassi- 
fizierung 
nach Unlci- 
neiiniens- 
g roßen g 

davon 

große 1 kleine 

Art der 

Weltbewcrbsbcsdiränkung 

Betroffene 

Länder 

1 

2 

3 

4 

5 

6 


7 

8 

9 

44 

41/ 

42 00 00 

Chemische 

Erzeugnisse 

2 

— 

2 

1 

1 

Preis-, Konditionen- und 
Quotenabsprachen 

alle Märkte 
ohne EWG 

45 

41/ 

42 00 00 

Chemische 

Erzeugnisse 

4 

1 

3 

1 

2 

Mindestpreis-, Konditio- 
nen- und Quotenregelung 

europäische 
und asiatische 
sozialistische 
Länder 

46 

41/ 

42 00 00 

Chemische 

Erzeugnisse 

4 

3 

1 

1 


Mindestpreis- und Kondi- 
tionenregelung. Sonder- 
preisregelungen für In- 
dien und China 

alle Märkte 
außer EWG 

47 

41/ 

42 00 00 

Chemische 

Erzeugnisse 

3 

— 

3 

2 

1 

Preis- und Konditionen- 
regelung 

alle Märkte 
außer EWG 
und USA 

48 

41/ 

42 00 00 

Chemische 

Erzeugnisse 

2 

_ 

2 

2 

— 

Preis -und Konditionen- 
vereinbarung 

alle Märkte 
außer EWG, 
USA, Kanada 

49 

41/ 

42 00 00 

Chemische 

Erzeugnisse 

3 

1 


— 

2 

Quotierung und Erlösaus- 
gleich 

europäischer j 
Ostblock 

50 

i 

41/ 

42 00 00 

Chemische 

Erzeugnisse 

17 i 

i 

j 

7 

10 

1 

3 

7 

Export der Vertragsware 
über das Kartell. Zentrale 
Konditionenregelung 

alle Märkte ! 

außer EWG, i 

EFTA, USA, 
Kanada 

1 

51 

i 

46 00 00 

Mineralfarben 

4 

3 

1 1 

— 

1 

Mindestpreis- und Quo- 
tenregelung, Ausgleichs- 
zahlungen 

alle Märkte 
außer EWG 
und USA 

1 

52 1 

j 

44 00 00 

Kunststoffe 

1 

2 

1 

1 

1 

— 

Marktaufteilungsabspra- 

chen 

alle Märkte 

53 

44 00 00 

1 

1 

I 

Kunststoffe 

i 

8 i 

i 

i 

1 

1 

1 

4 

4 

1 

1 

2 

2 

Preis- und Konditionen 
regelung 

alle Märkte 
außer EWG, 
Schweden und 
Norwegen 

54 

1 

! 

46 00 00 

! 

Chemisch- 
technische 1 

Erzeugnisse 

i 

2 


2 

1 

i 

i 


2 

Einheitliche Qualitäten, 

Preise, Rabatte, Konditio- 
nen, Verpackungen, Pro- 
visionen, Paketgewichte 

Ceylon, Ko- 
lumbien, 
Costa-Rica, 
Dänemark, 
Ekuador, Finn- 
land, Grie- j 

che nl and, i 


Indien, Paki- 
stan, Mexiko, 
Norwegen, 
Österreich, 
Peru, Portugal, 
Schweden, 
Venezuela 
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1 

Lfd. 1 
Nr. i 

1 

Waren- 
grupp c 

Warenart 

Zahl der 
Mil- 
qlied ct 

Zahl der ‘ 
aiisltin- 
discUon 
Mit- 
qlit'der 

Zahl der 
inländi- 
schen i 

Mil- 
qiiecier 

fizierunq | 

nacii Unter- | 
nchmens- ■ 

großen 1) ! 

davon , 

große i kleine ; 

Art der 

Wcttliewerbsboschränkung 

1 

Bi'troffene 

Länder 

1 

2 

3 

4 

5 

6 1 



H 


55 

46 00 00 

Chemisch- i 

technische 

Erzeugnisse 

17 

16 : 

i 

1 

1 1 

— 

Preis-, Rabatt-, Kondi- 
tionen-, Normenvereinba- 
rungen 

i 

alle Märkte | 

1 

56 1 

i 

! 

49 00 00 

Chemische 

Fasern 

2 ^ 


2 

2 

i 

Preis- und Konditionen- 
vereinbarungen. Quoten- 
regelung 

europäischer 
Ostblock, 
Jugoslawien, 
Westeuropa 
ohne EWG, 
Indien, Paki- 
stan, VR 

China 

57 

49 00 00 

Chemische 

Fasern 

20 

16 

4 

4 


Preis- und Konditionen- 
vereinbarungen; Quoten- 
festsetzungen 

alle Märkte 

außer EWG, 

Österreich, 

Schweiz, 

Schweden, 

England 

58 

49 00 00 

Chemische 

Fasern 

34 

15 

19 

4 

15 

Bildung einer Verkaufs- 
AG, Quotenregelung, 

Preis- und Konditionen- 
vereinbarungen 

alle Märkte 
ohne EWG 

59 j 

49 00 00 

Chemische j 

Fasern 

31 

13 ' 

18 

5 

13 

Preis- und Konditionen- 
vereinbarungen 

alle Märkte 
ohne EWG, 
Spanien, USA, 
England, 

Kanada 

60 

' 51 00 00 

Fein- 

keramische 

Erzeugnisse 

6 

i 

i i 

: ! 

5 

1 

1 

1 

— 

Marktaufteilungsabspra- 

chen 

Belgien 

61 

51 00 00 

1 

Fein- 

keramische 

Erzeugnisse 

38 

28 

10 

4 

6 

Preis- und Konditionen- 
absprachen. Nichtbeliefe- 
rung nicht-anerkannter 

Fachgeschäfte 

alle Märkte 

62 

51 00 00 

Fein- 

keramische 

Erzeugnisse 

24 

21 

i 

3 

2 

1 

Marktaufteilungsabspra- 

chen 

Belgien 

63 

52 00 00 

Flachglas 

2 

— 

2 

1 

1 

Abwicklung der Exporte 
über das Kartell. Quoten- 
regelung 

alle Märkte 

64 

56 00 00 

1 

1 

Papier- und 
Pappewaren 

39 


39 


39 

Preis-, Rabatt- und Kondi- 
tionenregelung für 

Schweiz und Österreich. 
Sonst nur unverbindliche 
Richtlinien 

alle Märkte 

652) 

63 00 00 

Textilien 

1 25 

1 

i 

25 

— 

25 

Konditionenvereinbarung 

Niederlande 
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KUssi- 


Lfd. 

Nr. 

Waren- 

gruppe 

Warenart 

Zahl der 
Mit- 
glieder 
insgesamt 

Zahl der 
auslän- 
dischen 
Mit- 
glieder 

Zahl der 
inländi- 
schen 
Mit- 
glieder 

fizierung 
nach Unter- 
nehmens- 
grc;ßen i) 

davon 

; große | kleine 

Art der 

Wettbewerbsbeschränkung 

Betroffene 
, Länder 

1 

1 2 

3 

1 

4 

5 

6 


7 

8 

9 

662) 

63 00 00 

' Textilien 

i 

18 


18 

: ~ 

18 

Konditionenregelung 

Niederlande 

1 

67 

63 00 00 

Textilien 

30 

i 

i 

— 

30 

i 4 

1 26 

Verkauf nur über Kartell. 

1 Rabattregelung 

alle Märkte 
ohne EWG 

682) 

63 00 00 

Textilien 

204 

1 

204 

1 — 

i204 

Konditionenregelung 

Niederlande 

69 2) 

63 00 00 

Textilien 

204 

— 

204 

i 

_ 

204 

Konditionenregelung 

Niederlande 

70 

68 00 00 

Erzeugnisse 
der Ernäh- 
rungsindustrie 

22 

— 

22 

15 

i 

7 

Mindestpreisvereinbarung 

alle Märkte 
außer EWG 

71 

68 00 00 

j 

Erzeugnisse 
der Ernäh- 
rungsindustrie 

47 

- 

47 

3 

44 

Qualitätsregelungen. Ver- 
mittlung von Exportge- 
schäften, Verhinderung 

gegenseitiger Preisunter- 
bietungen 

USA, England 

72 

68 00 00 

i 

Erzeugnisse ! 
der Ernäh- 
rungsindustrie 

i 

7 i 

— 

7 

2 

5 

Quoten- und Marktauftei- 
lungsabsprachen 

alle Märkte 
ohne EWG 

73 

68 00 00 

1 

Erzeugnisse 
der Ernäh- 
rungsindustrie 

34 

1 

34 

2 

32 

Gemeinsame Exporte. 
Quotenregelung 

alle Märkte 
ohne EWG | 

74 

68 00 00 

Erzeugnisse 
der Ernäh- 
rungsindustrie 

15 

1 

! 

15 

1 

14 

Mindestpreis-, Konditio- 
nen- und Qualitätsverein- 
barungen. Meldeverfah- 
ren 

alle Märkte 

1 

i 


1) Unternehmen mit einem Jahresumsatz von weniger als 50 Millionen DM bzw. mit weniger als 500 Beschäftigten 
gelten als kleine, Unternehmen mit höherem Umsatz und mehr Beschäftigten als große Unternehmen. 

“) Exportkartelle (Konditionen) der Textilindustrie, die bei der Untersuchung außer Betracht gelassen wurden. 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Die Wettbewerbsbeschränkungen nach Wirtschaftsbereichen 


Bergbauliche Erzeugnisse 

Kalirohsalze 

Im Laufe des Jahres 1969 hat ein Unternehmen — in- 
zwischen in einen Konzern der chemischen Industrie 
einbezogen — 43,4 v. H. der Aktien eines anderen 
Unternehmens erworben. Dieser nach § 23 angezeig- 
te Zusammenschluß war Gegenstand einer öffentli- 
chen mündlichen Verhandlung nach § 24. Das Bun- 
deskartellamt ging davon aus, daß angesichts einer 
so wesentlichen Beteiligung kein Wettbewerb zwi- 
schen den beiden Unternehmensgruppen bestehen 
bleiben wird. Neben einer weiteren Verminderung 
des Wettbewerbs im Bereich des Stickstoffdüngers 
wurde festgestellt, daß durch den Zusammenschluß 
eine marktbeherrschende Stellung der beteiligten 
Unternehmensgruppen auf den Märkten für die ver- 
schiedenen Arten von Kalisalzen entstanden ist. 
Diese Unternehmen haben zusammen einen Anteil 
von 88,6 V. H. an der Kalisalzerzeugung in der Bun- 
desrepublik Deutschland; der restliche Anteil von 
11,4 V. H. entfällt auf ein drittes Unternehmen. Der 
Anteil der Importe an der Inlandsversorgung beträgt 
bei Kaliumchlorid 4,3 v. H., bei schwefelsauren Kali- 
salzen 1,1 V. H. Die Unternehmen vertraten in der 
mündlichen Verhandlung die Auffassung, wesent- 
licher Wettbewerb werde trotzdem bestehen bleiben. 
Sie verwiesen darauf, ausländische Unternehmen 
würden aufgrund der weltweiten Überkapazitäten 
ständig Kalisalze in Deutschland anbieten. Die deut- 
schen Anbieter könnten angeblich Marktanteilsver- 
luste durch steigende Importe nur verhindern, indem 
sie in niedrigere Preise der ausländischen Anbieter 
eintreten. Inzwischen haben das erwerbende und das 
erworbene Unternehmen ihre Kalibergwerke auf 
eine Vertriebsgesellschaft übertragen, an der diese 
Unternehmen zu je 50 v. H. beteiligt sind. Dieses ge- 
meinsame Tochterunternehmen soll in Zukunft auch 
die Kalisalze aus der Produktion des dritten Unter- 
nehmens vertreiben, so daß es der einzige inländi- 
sche Anbieter von Kalisalzen sein wird. 

Der Kartellvertrag der Gemeinschaft Deutscher Kali- 
erzeuger (Tätigkeitsbericht 1968 S. 35) ist, nachdem 
die Wintershall AG^und die Salzdetfurth AG ihren 
gesamten Kali- und Steinsalzbesitz in der ihnen ge- 
meinsam gehörenden Kali- und Salz GmbH, Kassel, 
zusammengefaßt hatten, am 31. Dezember 1970 be- 
endet worden. 

Ein Hersteller von Gartendüngemitteln hat seinen 
Abnehmern Mindest- und Höchstpreise für den Wei- 
terverkauf seiner Erzeugnisse an Verbraucher emp- 
fohlen. Diese Empfehlung blieb unbeanstandet. Nach 
dem Beschluß des Bundesgerichtshofes vom 8. Juli 
1970 („Zigarettenhersteller, Automatenverkauf" — 
WuW/E BGH 1121) kann auch bei der Empfehlung 


von Preisen für die letzte Handelsstufe nicht mehr 
davon ausgegangen werden, daß unter den Begriff 
„bestimmte Preise" in dem hier entsprechend anzu- 
wendenden § 16 Abs. 1 nicht auch Preise fallen, für 
die in der Empfehlung lediglich eine Grenze nach 
oben oder nach unter genannt wird. 


Mineralölerzeugnisse und Kohlenwertstoffe 

Kraft-, Leucht- und Schmierstoffe 

Die vor dem Kammergericht anhängigen Beschwer- 
deverfahren gegen die Entscheidungen des Bundes- 
kartellamtes vom 22. Mai, 26. Juni, 19. Juli und 
2. August 1968, durch welche die von vier Mineral- 
ölgesellschaften mit Inhabern partnereigener Tank- 
stellen geschlossenen Tankstellenabkommen inso- 
weit für unwirksam erklärt worden waren, als die 
Tankstellenpartner beim Bezug und beim Absatz 
sowie bei der Verwendung von Kraftfahrzeugpflege- 
mitteln (einschließlich Winterartikel) beschränkt 
werden (Tätigkeitsberichte 1967 S. 39; 1968 S. 35 f; 
1969 S. 50), konnte das Bundeskartellamt in der 
Hauptsache für erledigt erklären. Denn zwei der be- 
troffenen Mineralölgesellschaften hatten inzwischen 
ihre Vertragsbeziehungen mit den Inhabern partner- 
eigener Tankstellen sowie ihren Tankstellenpäch- 
tern hinsichtlich des Verkaufes von Kfz-Pflegemit- 
teln durch Rundschreiben dahin klargestellt, daß der 
Vertragswortlaut keine Beschränkung beinhaltet. 
Eine weitere Gesellschaft hatte- die vom Bundes- 
kartellamt für unwirksam erklärten Vertragsbestim- 
mungen ähnlich klargestellt und darüber hinaus vor 
dem Zentralverband des Tankstellengewerbes durch 
ein Vorstandsmitglied erklärt, daß ihre Partner im 
Tankstellengeschäft beim Bezug von Autopflegemit- 
teln und Autozubehör frei seien. Daraufhin hat das 
Bundeskartellamt seine Bedenken gegen die den 
Gegenstand des Verfahrens bildenden Vertragsbe- 
stimmungen als behoben angesehen. Mit Rücksicht 
auf diese Erledigungserklärungen war auch das Ver- 
fahren gegen die vierte Mineralölgesellschaft für 
erledigt zu erklären, da die dem angefochteten Be- 
schluß zugrunde liegende Voraussetzung der Be- 
schränkung des Marktzuganges infolge des Zusam- 
mentreffens gleichartiger Bindungen verschiedener 
Unternehmen nicht mehr vorlag. 

Im Verfahren betreffend die Ausschließlichkeitsbin- 
dungen für Kraftfahrzeugschmierstoffe in den Tank- 
stellenverträgen der Mineralölgesellschaften (Tätig- 
keitsberichte 1966 S. 24; 1967 S. 38 f.; 1968 S. 35; 
1969 S. 49) hat das Bundeskartellamt seine Ermittlun- 
gen auf den Absatz von Schmierstoffen durch die 
nicht mit den großen Mineralölkonzernen verbunde- 
nen Hersteller, Großhändler und Tankstellennetze 
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erstreckt. Diese Ermittlungen sollen Aufschluß dar- ; 
über geben, wie weit Absatzmöglichkeiten bestehen, j 
die von Ausschließlichkeitsbindungen nicht betroffen | 
sind, und in welchem Maße der Absatz der konzern- 
freien Hersteller durch die Ausschließlichkeitsbin- | 
düngen der von Verfahren betroffenen Mineralöl- 
gesellschaften beeinträchtigt wird. Die Ermittlungen 
dauern noch an. 

Ein Unternehmen, das Gleit- und Schmiermittel her- 
stellt, hat die Preisbindungen für alle seine Artikel 
aufgehoben. Mit der Aufhebung entsprach das Un- 
ternehmen den vom Bundeskartellamt im Rahmen 
einer Mißbrauchsprüfung nach § 17 erhobenen Be- 
denken, daß die Preisbindungen geeignet sind, in 
einer durch die gesamtwirtschaftlichen Verhältnisse 
nicht gerechtfertigten Weise die gebundenen Waren 
zu verteuern und ein Sinken ihrer Preise zu verhin- 
dern. Da nach Aufhebung der Preisbindung noch ver- 
schiedentlich festgestellt wurde, daß die Produkte 
nach wie vor zu den früheren gebundenen Preisen 
im Handel abgegeben wurden, weil die Verpackun- 
gen immer noch den alten Preisaufdruck der Herstel- 
lerin trugen, wurde sie aufgefordert dafür zu sorgen, 
daß die Aufhebung der Preisbindung auch in Händ- 
ler- und Verbraucherkreisen bekannt werde. 


Steine und Erden 

1. Natursteine 

Sechs Unternehmen der Basaltindustrie, die zum Teil 
Mitglieder der Ende 1969 aufgelösten Nordhessi- 
schen Hartsteinverkaufsgesellschaft gewesen waren 
(Tätigkeitsbericht 1969 S. 51), haben sich zu dem 
Verkaufssyndikat Nordhessische Basalt-Union 
GmbH, Kassel, zusammengeschlossen. In dem Ver- 
triebsvertrag mit dem Syndikat haben sie sich unter- 
einander verpflichtet, den im nordhessischen Raum 
gewonnenen Basalt — von Lieferungen an die Bun- 
desbahn und andere Ausnahmen abgesehen — allein 
an die Union zur Weiterveräußerung in diesem Ge- 
biet zu verkaufen und Lieferaufträge an sie weiter- 
zuleiten. Wegen dieser Andienungsverpflichtung ist 
beantragt worden, den Vertrag nach § 5 Abs. 2 und 3 
zu erlauben. Bei der Prüfung des Antrags ist das 
Bundeskartellamt auf den fast gleichzeitig erfolgten 
Zusammenschluß derselben Unternehmen (mit einer 
Ausnahme) zu einer Betriebs- und Vertriebsgesell- 
schaft mit demselben Geschäftssitz gestoßen, die die 
Produktion von und den Handel mit bituminösen Bau- 
stioffen für Straßen- und Wegebau zum Gegenstand 
hat, insbesondere den Betrieb von Mischgutanlagen. 
Mit einer Ausnahme haben sich die Gesellschafter in 
gleichlautenden Verträgen verpflichtet, die gesamte 
Produktionskapazität ihrer in Nordhessen gelegenen 
Mischwerke der Gesellschaft zur Verfügung zu stel- 
len, d. h. Mischgut zum Straßenbau ausschließlich 
für sie herzustellen. Sie sollen dafür eine „Bereit- 
stellungsvergütung'' im Verhältnis ihrer Anteile an 
der Gesellschaft erhalten. Dieser Vergütungsan- 
spruch soll auch dann bestehen bleiben, wenn auf 
ihre Anordnung Mischwerke der Gesellschafter still- 
gelegt werden. Auf Veranlassung des Bundeskartell- 
amtes ist die in den einheitlichen Ausschließlich- 


keitsverträgen liegende horizontale Wettbewerbs- 
beschränkung sofort aufgehoben worden. Weiter 
wird das Vertragswerk so umgestaltet werden, daß 
die Gleichförmigkeit auch anderer vertraglicher Bin- 
dungen der Werke an ihr Gemeinschaftsunterneh- 
men entfällt. Für den Vertrieb des im Rahmen dieser 
Gesellschaft erzeugten Mischguts soll ein Agentur- 
vertrag ohne Ausschließlichkeitsbindung mit der 
Nordhessischen Basalt-Union abgeschlossen werden. 
Erst wenn die Prüfung ergibt, daß dieses Vertrags- 
werk für Produktion und Vertrieb von Mischgut 
keine unter § 1 fallenden Wettbewerbsbeschränkun- 
gen mehr enthält, wird das Erlaubnisverfahren der 
Nordhessischen Basalt-Union weitergeführt werden. 

Bei der Landeskartellbehörde Rheinland-Pfalz ist be- 
antragt worden, den Kartellvertrag der Lava-Union 
eGmbH, Ochtendung, nach § 5 Abs. 2 und 3 zu erlau- 
ben. Die 13 Genossen haben die Genossenschafts- 
satzung u. a. dahin ergänzt, das in den Betrieben der 
Genossen gewonnene Lavamaterial — mit Ausnah- 
me der Lieferungen an Mitgenossen — nur an die 
Genossenschaft zu verkaufen und die bei den Wer- 
ken eingehenden Aufträge an die Genossenschaft 
weiterzuleiten. Über den Erlaubnisantrag ist noch 
nicht entschieden worden. 

Der Beitritt eines weiteren Unternehmens zum Ver- 
kaufssyndikat der Basalt-Union GmbH, Bonn (Tätig- 
keitsbericht 1969 S, 51), ist nach § 5 Abs. 2 und 3 
erlaubt worden, da er zu noch günstigerer Auftrags- 
steuerung und Kapazitätsauslastung führt und da- 
durch dem hinzugekommenen Kartellmitglied und 
den schon vorhandenen Gesellschaftern weitere Ra- 
tionalsierungserfolge bringen wird, ohne die beste- 
henden Wettbewerbsverhältnisse zu den Außensei- 
tern wesentlich zu verändern. Das Kartell hat im 
übrigen beantragt, die Ende März 1971 ablaufende 
Erlaubnis (Tätigkeitsbericht 1966 S. 25) um weitere 
fünf Jahre zu verlängern. Nach Umwandlung einer 
Reihe von Unternehmen zur Basalt AG und Still- 
legung einiger Werke hat sich die Zahl der Kartell- 
mitglieder von bisher 24 auf jetzt 13 verringert. 

Die Landeskartellbehörde Nordrhein-Westfalen hat 
in einem Verfahren, an dem das Bundeskartellamt 
gesetzlich beteiligt ist, die Erlaubnis für die durch 
den Beitritt zweier Unternehmen erfolgte Vertrags- 
änderung des Rationalisierungskartells der West- 
deutschen Grauwacke-Union, Gummersbach, nach 
§ 5 Abs. 2 und 3 erteilt (Tätigkeitsbericht 1969 S. 51). 

2. Zement 

Der Konzentrationsprozeß in der Zementindustrie, 
der nach Auflösung der Syndikate und während des 
nachfolgenden Preisverfalls eingesetzt hatte (Tätig- 
keitsbericht 1969 S. 20), ist auch 1970 noch nicht zum 
Stillstand gekommen. Neue Kapitalbeteiligungen an 
Konkurrenzunternehmen, der Erwerb von Zement- 
werken und auch der Zusammenschluß von Zement- 
herstellern zum Zweck der Errichtung moderner 
Großanlagen waren festzustellen. Die Zahl der An- 
bieter hat sich verringert, ihre Leistungsfähigkeit ist 
zum Teil erheblich gestiegen. Allein in Westfalen 
haben drei Unternehmen und Unternehmensgruppen 
die gewerberechtlidie Genehmigung zum Bau von 
Drehöfen mit einem Tagesdurchsatz von 3000 t und 
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mehr erhalten. Der Trend, im Kampf um Marktan- 
teile mit geringeren Kosten in leistungsfähigeren 
Großaggregaten zu produzieren, birgt, wenn nicht 
nach deren Inbetriebnahme veraltete Öfen stillgelegt 
werden, die Gefahr der Entstehung von Überkapazi- 
täten in sich. Die Listenpreise für Zement von ca. 
70 DM/t sind nach Auflösung der Syndikate unver- 
ändert geblieben. Im Verlauf der bereits 1969 einset- 
zenden Hochkonjunktur sind jedoch die von den 
meisten Zementherstellern und Verkaufskontoren je 
nach Wettbewerbssituation gewährten Sonderra- 
batte (Tätigkeitsbericht 1969 S. 21) gesenkt worden. 
Es werden aber Sondernachlässe zwischen 0,50 bis 
15 DM/t weiterhin als Wettbewerbsmittel eingesetzt. 

3. Baukeramik 

Vier bedeutende Hersteller von Baukeramik haben 
eine Arbeitsgemeinschaft zur gemeinsamen Beliefe- 
rung der Bauten für die Olympiade 1972 gegründet 
und die Olympiabaugesellschaft als zentralen Bau- 
träger auf ihr Münchener Kontaktbüro aufmerksam 
gemacht. Auf Anfrage des Bundeskartellamtes hat 
die Arbeitsgemeinschaft erklärt, angesichts der tech- 
nischen Schwierigkeiten, des Umfanges und der 
kurzfristigen Liefertermine bezwecke sie, die besten 
technischen Lösungen möglichst schnell zu erreichen 
und den Auftraggebern zu ermöglichen, Kontakte 
und Schriftwechsel nur noch mit einer Stelle zu füh- 
ren. Das Bundeskartellamt hat hierzu ausgeführt, 
daß Arbeitsgemeinschaften von Herstellern gleich- 
artiger Waren nur dann nicht unter § 1 fallen, wenn 
entweder kein Hersteller allein über die erforder- 
liche Kapazität zur Auftragsausführung verfügt oder 
erst durch den Zusammenschluß zur Arbeitsgemein- 
schaft erfolgversprechende Konkurrenzangebote ab- 
gegeben werden können. Es hat Zweifel geäußert, ob 
diese Voraussetzungen hier vorlägen, da jedes der 
vier Unternehmen leistungsfähig genug erscheine, 
die bei ihm eingehenden Bauaufträge allein auszu- 
führen. Gegen die Notwendigkeit des Zusammen- 
schlusses spreche ferner, daß die Arbeitsgemein- 
schaft nach ihrer eigenen Erklärung ihre Tätigkeit 
nicht aufnehmen wolle, wenn die Olympiabaugesell- 
schaft als zentrale Auftragsstelle nicht damit einver- 
standen sei. Die Arbeitsgemeinschaft hat darauf mit- 
geteilt, sie nehme die von ihr beabsichtigte Tätigkeit 
nicht auf. 

4. Grobsteinzeug 

Den in der Verkaufsgemeinschaft Deutscher Stein- 
zeugwerke zusammengeschlossenen Unternehmen 
ist die Erlaubnis zu einem Rationalisierungskartell 
nach § 5 Abs. 2 und 3 erstmals im Jahre 1959 erteilt 
worden; diese Erlaubnis wurde in den Jahren 1962 
und 1965 verlängert (Tätigkeitsbericht 1966 S. 30). 
Die Erlaubnis ist nunmehr antragsgemäß bis zum 
31. Dezember 1975 verlängert worden. Die Voraus- 
setzungen für die Verlängerung der Erlaubnis liegen 
auch weiterhin vor. Hierfür wäre schon der Nach- 
weis ausreichend gewesen, daß die bisher erzielten 
Rationalisierungserfolge bei einer Versagung der Er- 
laubnis verlorengingen. Durch die Auftragslenkung 
des Syndikats sind jedoch auch im letzten Erlaubnis- 
zeitraum weitere Rationalisierungserfolge hinsicht- 


lich einer besseren Ofenauslastung durch Typenbe- 
schränkung und Serienproduktion, durch die Vermei- 
dung häufiger, zeitraubender und damit kostspieli- 
ger Umrüstungen, durch Fertigungskonzentration auf 
bestimmte Unternehmen, durch verringerte Lager- 
haltung und durch eine Senkung der Vertriebskosten 
erzielt worden. Durch den Bei Ui 11 von acht Unter- 
nehmen der Steinzeugindustrie im Jahre 1967 zur 
Verkaufsgemeinschaft (Tätigkeitsbericht 1967 S. 47) 
ist der Rationalisierungserfolg gesteigert worden, 
der nicht nur den neu eingetretenen Unternehmen, 
sondern auch den bisherigen Kartellmitgliedern zu- 
gute gekommen ist. Denn wie anläßlich der Prüfung 
des Verlängerungsantrages festgestellt, kann das 
Syndikat nach dem Beitritt der neuen Mitglieder die 
Aufträge noch besser als bisher auf die für die Pro- 
duktion bestimmter Rohre am besten geeigneten 
Werke verteilen und durch seine Übersicht über fast 
die gesamte deutsche Steinzeugproduktion die Ab- 
nehmer kurzfristig und frachtgünstiger beliefern. 
Steinzeugrohre unterliegen in steigendem Maße 
einem Wettbewerb durch Importe, mehr aber noch 
durch Substitutionsgüter aus Kunststoff, Asbestze- 
ment und Beton. Das zwingt das Syndikat zu einer 
vorsichtigen Preispolitik, die auf kostenungünstige 
Betriebe keine Rücksicht nehmen kann. Im letzten Er- 
laubniszeitraum haben daher 17 Unternehmen, das 
sind mehr als 40 v. H. der deutschen Steinzeugwerke, 
ihre Produktion aufgeben müssen und sind aus dem 
Kartell ausgeschieden. 

5. Feuerfeste Erzeugnisse 

Das Bundeskartellamt hatte zwei Unternehmen, die 
feuerfeste Materialien hersteilen, nach § 24 zu einer 
öffentlichen mündlichen Verhandlung aufgefordert, 
nachdem diese Unternehmen sich zusammenge- 
schlossen und dem Bundeskartellamt den Zusammen- 
schluß nach § 23 Abs. 1 Nr. 1 angezeigt hatten. Hier- 
gegen hatten die Unternehmen Beschwerden einge- 
legt und die Auffassung vertreten, daß es sich bei 
einer Aufforderung nach § 24, durch die sie sich be- 
schwert fühlten, um eine Verfügung im Sinne der 
§§ 57 Abs. 1, 62 Abs. 1 handele. Das Kammergericht 
hatte aufgrund der Beschwerden durch Beschlüsse 
vom 9. Januar 1970 auf Antrag der Beschwerdefüh- 
rer nach § 70 Abs. 2 Satz 2 festgestellt, daß die Auf- 
forderung unzulässig gewesen sei, weil sie keine Be- 
gründung enthalten habe. Aufforderungen nach § 24 
seien mit der Beschwerde anfechtbare Verfügungen 
der Kartellbehörde und als solche zu begründen (Tä- 
tigkeitsbericht 1969 S. 51 f). Gegen die Beschlüsse 
des Kammergerichts hatten das Bundeskartellamt 
und die Beschwerdeführer Rechtsbeschwerde einge- 
legt. Die Beschwerdeführer fühlten sich durch die Be- 
schlüsse des Kammergerichts insbesondere deshalb 
beschwert, weil das Gericht eine zweite Aufforderung, 
die nach Absetzung des ersten Termins ergangen 
war (Tätigkeitsbericht 1969 S. 52) und der ein Schrei- 
ben des Vorsitzenden der Beschlußabteilung vorauf- 
gegangen war, aufgrund dieses Schreibens als be- 
gründet angesehen hatte. Der Bundesgerichtshof hat 
mit Beschlüssen vom 16. November 1970 — KVR 
4/70 und KVR 5/70 — auf die Rechtsbeschwerde des 
Bundeskartellamtes die Beschlüsse des Kammerge- 
richts vom 9. Januar 1970 aufgehoben und die Be- 
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schwerden als unzulässig zurückgewiesen. In den 
Gründen führt der Bundesgerichtshof aus: Die Auf- 
forderung zur mündlichen Verhandlung über den 
Zusammenschluß stellt keine kartellbehördliche Ver- 
fügung im Sinne der §§ 62, 70 Abs. 2 dar und vermag 
die Beschwerdeführer in ihren Rechten auch sonst 
nicht zu beeinträchtigen (Art. 19 Abs. 4 GG). Die ge- 
richtliche Überprüfung der Aufforderung zum Schutze 
der Beschwerdeführer ist daher nicht geboten und 
nicht zulässig. Es handelt sich hier um kein auf einen 
Bescheid (Verfügung) abzielendes Verwaltungsver- 
fahren, insbesondere dient die mündliche Verhand- 
lung über den Zusammenschluß nicht zur Vorberei- 
tung von Maßnahmen im Rahmen der Mißbrauchs- 
aufsicht. Aus der beschränkten Zielsetzung der Ver- 
handlung ergibt sich, daß sich die Kartellbehörde 
schon aufgrund der Anzeige oder einer Auskunft 
nach § 23 Abs. 5 darüber schlüssig werden muß, ob 
die Erlangung oder Verstärkung einer marktbeherr- 
schenden Stellung zu erwarten ist. Es bedarf zu die- 
ser Prüfung insbesondere vor der Aufforderung zur 
mündlichen Verhandlung keiner Auskunft über die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Unternehmens. 
Auf der anderen Seite bleibt es mangels einer 
rechtsverbindlichen Vorladung dem geladenen Un- 
ternehmen überlassen, ob es der Aufforderung Folge 
leisten und die ihm gebotene Gelegenheit zur Erör- 
terung der Sach- und Rechtslage wahrnehmen will. 
Erscheint niemand für die beteiligten Unternehmen 
in der Verhandlung oder werden Erklärungen für 
sie nicht abgegeben, so besteht mangels einer durch 
die Verhandlung zu fördernden Entscheidung keine 
Möglichkeit, über die Ursachen oder Wirkungen des 
Zusammenschlusses zu verhandeln. Die Vorschrift 
des § 24 gibt der Kartellbehörde in einem solchen 
Fall keine Grundlage zu einer umfassenderen Ver- 
lautbarung über den Zusammenschluß, als ihr ohne- 
dies offenstünde. Die Aufforderung löst auch „prak- 
tisch“ keinen Zwang zum Erscheinen und ohne Be- 
teiligung des Unternehmens keine öffentliche Erör- 
terung aus; sie stellt auch in der Neufassung des 
§ 24 im Änderungsgesetz vom 15. September 1965 
nicht eine auf unmittelbare Rechtswirkung gerich- 
tete materiell- oder verfahrensrechtliche Regelung 
dar. Durch die Aufforderung wird das Unternehmen 
in seinen Rechten auch nicht insofern beeinträchtigt, 
als die Kartellbehörde nach pflichtmäßigem Ermes- 
sen nur auffordern soll, wenn zu erwarten ist, daß 
die beteiligten Unternehmen durch den Zusammen- 
schluß die Stellung eines marktbeherrschenden Un- 
ternehmens im Sinne des § 22 erlangen oder wenn 
durch den Zusammenschluß eine marktbeherrschende 
Stellung verstärkt wird. Das Ergebnis dieser Prü- 
fung findet in der Aufforderung selbst keinen Aus- 
druck und ist nicht in einem anderen Verfahren maß- 
gebend oder von Bedeutung. Durch seine Prüfung 
und Ladung dringt die Kartellbehörde auch außer- 
halb des Einsatzes staatlicher Zwangsmittel sonst 
nicht in den Rechtskreis des geladenen Unterneh- 
mens ein, insbesondere nicht, wie die Beschwerde- 
führer vorgebracht hatten, dadurch, daß es vom Bun- 
deskartellamt öffentlich als ein marktbeherrschendes 
Unternehmen bezeichnet und ihm damit die Mög- 
lichkeit einer mißbräuchlichen Ausnutzung einer 
marktbeherrschenden Stellung angelastet werde. 
Dem Ergebnis der hier vorgeschriebenen Prüfung 


kann schon um deswillen keine solche Bedeutung 
zukommen, weil es sich nur um eine ohne Anhörung 
der beteiligten Unternehmen getroffene vorläufige 
Beurteilung aufgrund der der Kartellbehörde vorge- 
legten Unterlagen handelt. Schließlich wird das gela- 
dene Unternehmen auch nicht durch die Aufforde- 
rung in einem Recht im Sinne des § 823 Abs. 1 BGB, 
nämlich in seinem Recht am eingerichteten und aus- 
geübten Gewerbebtrieb gestört. Der eingerichtete 
und ausgeübte Gewerbebetrieb ist kein absolutes 
Recht im Sinne eines bestimmt abgegrenzten Herr- 
schaftsrecht, dessen Verletzung allein bereits die 
Rechtswidrigkeit anzeigt. Unter dem Gesichtspunkt 
des Schutzes des Gewerbebetriebs kann ein Unter- 
nehmen weder im privatrechtlichen Bereich gegen- 
über anderen noch im öffentlich-rechtlichen Bereich 
allgemein gegenüber dem Staat einen Anspruch dar- 
auf erheben, daß seine Stellung am Markt und die 
Wettbewerbsverhältnisse auf diesem Markt nicht 
öffentlich dargestellt werden. 


Eisen und Stahl 


1. Freiformschmiedestücke 

Ein von zwei Unternehmen der Eisen- und Stahl- 
industrie angemeldetes Spezialisierungskartell ist 
nach Ablauf der Widerspruchsfrist wirksame gewor- 
den. Ziel der Spezialisierungsvereinbarung ist es, 
auf dem Gebiete der Warmverformung und der me- 
chanischen Bearbeitung von Schmiedestücken mit 
einem Rohblockgewicht bis zu 150 t in der Weise 
zusammenzuarbeiten, daß Fertigungsschwerpunkte 
gebildet werden. Die Rohblöcke werden von den 
beiden Vertragspartnern nach wie vor im eigenen 
Unternehmen erschmolzen. Die Warmverformung, 
d. h. das Schmieden, erfolgt nur noch bei einem Un- 
ternehmen. Dieses hat sich dagegen verpflichtet, die 
mechanische Bearbeitung meiner Schmiedestücke, so- 
weit sie sich dafür besonders eignen, bei dem an- 
deren Unternehmen vornehmen zu lassen, das sich 
auf die mechanische Bearbeitung von Schmiedestük- 
ken mit komplizierten Konturen und hohen Quali- 
tätsanforderungen an Werkstoff, Oberflächengüte 
und Toleranzen spezialisiert hat. Die Spezialisierung 
erstreckt sich demnach nur auf eine Arbeitsteilung 
bei zwei Fertigungsstufen. Eine solche Arbeitstei- 
lung rationalisiert wirtschaftliche Vorgänge durdi 
Spezialisierung im Sinne des § 5 a, denn bei dem 
einen Unternehmen wird die Schmidekapazität bes- 
ser ausgenutzt, während bei dem anderen durch die 
Auslastung kostspieliger, elektronisch gesteuerter 
Zerspannungsmaschinen und durch die Möglichkeit, 
an eine vorhandene Programmieranlage weitere Ma- 
schinen anschließen zu können, ebenfalls Kosten ge- 
spart werden. Der Wettbewerb zwischen den beiden 
Vertragspartnern wird nicht ausgeschaltet. Beide 
bleiben im Vertrieb und in der Preisgestaltung selb- 
ständig. Die Abrechnung der gegenseitig zu erbrin- 
genden Leistungen erfolgt im Rahmen von Lohnauf- 
trägen. Auch auf dem Markt bleibt ein wesentlicher 
Wettbewerb bestehen, da eine zureichende Zahl 
konkurrierender Unternehmen in der Bundesrepu- 
i blik Schmiedestücke dieser Art herstellt. 
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2. Radsätze und Radreifen 

Die Erlaubnis zu dem Rationalisierungskartell der 
Deutschen Radsatz- und Radreifengemeinschaft e. V. 
(Tätigkeitsberichte 1960 S. 71, 1964 S. 20) wurde zum 
zweiten Male bis zum 30. November 1973 verlän- 
gert. Dem Kartell gehören noch sechs Hersteller 
von Radsätzen an, iidchdem zwei Mitglieder wegen 
Aufgabe der Produktion aus dem Kartell ausgeschie- 
den sind. Die Hälfte der Kartellmitglieder stellt 
neben Radsätzen auch Radreifen her. Die Erlaubnis 
wurde verlängert, weil die Voraussetzungen des § 5 
Abs. 2 und 3 auch weiterhin vorliegen, wie das Bun- 
deskartellamt bei Prüfung des Erlaubnisantrages, 
aber auch im Rahmen seiner Aufsicht über das Kar- 
tell festgestellt hat. Die Kartellmitglieder haben sich 
untereinander verpflichtet, Aufträge der Deutschen 
Bundesbahn nur im Rahmen des zentralen Bestell- 
verfahrens auszuführen. Dabei werden Preise, Zah- 
lungs- und Lieferbedingungen sowie die Anteile der 
einzelnen Mitgliedsunternehmen an den Lieferun- 
gen für die Deutsche Bundesbahn von der Geschäfts- 
führung des Kartells festgelegt. Auf die Deutsche 
Bundesbahn entfällt nach wie vor der überwiegende 
Teil der Inlandsnachfrage an rollendem Eisenbahn- 
zeug. Die Bestellmengen der Deutschen Bundesbahn 
schwanken von Jahr zu Jahr um das Mehrfache und 
sind auch innerhalb eines Jahres ähnlich großen 
Schwankungen unterworfen. Auch in den drei näch- 
sten Jahren ist daher nur durch das zentrale Bestell- 
verfahren im Rahmen des Kartells trotz der Bedarfs- 
schwankungen der Deutschen Bundesbahn eine rela- 
tiv gleichmäßige Auslastung und dadurch wirtschaft- 
liche Produktion der unterschiedlich kapazitätsstar- 
ken Kartellmitglieder mit der Folge einer preisgün- 
stigen und zuverlässigen Belieferung der Deutschen 
Bundesbahn zu erreichen. 


NE-Metalle und Metallhalbzeug 

Schwermetall 

Die einem Exportkartell von Herstellern von 
Schwermetallhalbzeug nach § 6 Abs. 2 erteilte 
Erlaubnis (Tätigkeitsbericht 1968 S. 39) ist für eine 
Änderung des örtlichen und sachlichen Vertrags- 
bereichs durch Aufnahme weiterer überseeischer 
Exportgebiete und neuer Vertragserzeugnisse erwei- 
tert worden. Nach dem Kartellvertrag werden für 
die einzelnen Exportländer je nach Wettbewerbs- 
situation Mindestpreise sowie Lieferungs- und Zah- 
lungsbedingungen festgelegt und bei Einschaltung 
von Exporteuren diesen dieselben Bindungen auf- 
erlegt. Die Sicherung und Förderung der Ausfuhr 
durch die Exportvereinbarungen konnten auch 
bezüglich der neu in den Vertrag aufgenommenen 
Uberseegebiete und Halbzeugwaren bejaht werden. 
Durch die Festlegung der Exportmindestpreise sowie 
der für das jeweilige Ausland gültigen Konditionen 
und damit durch das einheitliche Auftreten der 
Exportunternehmen können Schmälerungen der 
Exporterlöse, insbesondere Verluste vermieden 
werden, die sich durch ausländische Konkurrenz, 
durch Aussiedlungsversuche der Abnehmer oder bei 


Staaten mit zentralisierten Importstellen durch deren 
Eingreifen entstehen können. Die Exportvereinigung 
Schwermetallhalbzeug ist durch ein bestimmtes Ver- 
fahren elastisch genug, sich den jeweiligen wirt- 
schaftlichen Gegebenheiten auf den Auslandsmärk- 
ten schnell anzupassen. Die Bindung der inländischen 
Exporteure ist notwendig, um die Vertragsziele 
sicherzustellen und nicht durch schädigende Kon- 
kurrenz zwischen den Kartellmitgliedern und Export- 
händlern auf den Exportmärkten zu behindern. 


Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalzwerke 
und der Stahlverformung 

Erzeugnisse für den Grubenausbau 

Mehrere Hersteller von stählernem Grubenausbau 
haben eine Vertriebsgesellschaft errichtet, die zu- 
gleich auf dem Gebiet des Einkaufs des Vormate- 
rials tätig sein kann. Die weitgehend mittelständisch 
strukturierten Unternehmen haben sich zu dieser 
Kooperation veranlaßt gesehen, weil nach ihrer 
Meinung ihr Handlungsspielraum zwischen den 
marktstarken Stahlkontoren als Anbietern des Vor-, 
materials und der neuerrichteten Einheitsgesell- 
schaft im Bergbau als einzigem Nachfrager ihrer 
Produkte in einem erdrückenden Maße eingeschränkt 
ist. Der Gesellschaftsvertrag enthält die ausdrück- 
liche Regelung, daß es jedem Gesellschafter frei- 
steht, direkt zu verkaufen, mithin kein Andienungs- 
zwang besteht. Das Verhältnis der Hersteller zur 
Grubenausbau-Vertriebs-GmbH ist auf der Grund- 
lage von Agenturverträgen geregelt, nach denen die 
Vertriebsgesellschaft die Stellung eines Abschluß- 
agenten einnimmt. Nachdem sichergestellt worden 
war, daß ein Andienungszwang auch nicht mit Hilfe 
der Befugnisse des Beirates und der Geschäftsfüh- 
rung mittelbar durchgesetzt werden kann, bestand 
kein Anlaß, gegenüber der gewählten Konstruktion 
kartellrechtliche Bedenken zu erheben. 


Stahlbauerzeugnisse 

1. Schienenfahrzeuge 

Der Verband öffentlicher Verkehrsbetriebe e. V. 
(VÖV), der sich seiner Satzung gemäß der Förde- 
rung des öffentlichen Personenverkehrs widmet und 
im Rahmen dieser Aufgabe bereits Empfehlungen 
für den Bau eines Standardlinienbusses heraus- 
gegeben hatte (Tätigkeitsbericht 1969 S. 91), hat 
eine Normen- und Typenempfehlung für Schienen- 
fahrzeuge des öffentlichen Personen-Nahschnell- 
verkehrs nach § 38 Abs. 3 beim Bundeskartellamt 
angemeldet. Die Empfehlung richtet sich über den 
Kreis der Mitgliedsbetriebe des VÖV hinaus auch 
an sonstige Interessenten und an zuständige Be- 
hörden und Verbände des In- und Auslandes sowie 
an die Hersteller von Schienenfahrzeugen und die 
einschlägige Zulieferindustrie. Sie erstreckt sich auf 
Stadtbahnwagen, Schnellverkehr-Stadtwagen sowie 
U-Bahnwagen und ist das Ergebnis von Untersuchun- 
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gen, die das Ziel verfolgen, die große Vielfalt von 
Schienenfahrzeugtypen des öffentlichen Personen- 
Nahverkehrs in den verschiedenen Bereichen auf 
jeweils eine einheitliche Grundkonzeption zu redu- 
zieren. Diese soll die Aufbau- und Ausrüstungsvari- 
anten nach dem letzten Stand der Technik in optima- 
ler Weise zusammenfassen. Der VÖV erwartet mit 
der Empfehlung einen beachtlichen Rationalisierungs- 
effekt bei der Beschaffung und Unterhaltung der 
Fahrzeuge. Zur Aufrechterhaltung einer kontinuier- 
lichen Entwicklung soll die Empfehlung nach gewis- 
sen Intervallen jeweils dem neuesten Stand der 
Technik angepaßt werden, wobei sowohl Erkennt- 
nisse und Erfahrungen über neue Betriebssysteme 
als auch über Fahrzeuggrößen und Einheiten Berück- 
sichtigung finden werden. Die angemeldete Normen- 
und Typenempfehlung hat die Billigung des Deut- 
schen Normenausschusses gefunden. 


2. Container 

Das Bundeskartellamt hat der Anmeldung eines 
von zwei Unternehmen geschlossenen Spezialisie- 
rungskartells im Bereich von Entwicklung, Herstel- 
lung und Vertrieb von Transcontainern, hub- und 
stapelfähigen Großraumbehältern für Güter aller 
Art nicht widersprochen. Im Vertrag sind in Abwei- 
chung von den üblichen Spezialisierungskartellen 
die der Spezialisierung unterworfenen Erzeugnisse 
nicht im einzelnen festgelegt. In Ausnahme von die- 
ser Regel bestanden hier gegen die Einführung 
einer derartigen Blankettspezialisierung keine Be- 
denken. Einmal handelt es sich um einen Erzeugnis- 
bereich, dessen Entwicklung noch im Fluß ist. Zudem 
besteht für alle Typen und Ausführungen der ver- 
tragsgegenständlichen Erzeugnisse eine hohe Pro- 
duktionsflexibilität, und beide Partner haben über- 
dies keine bedeutenden Marktpositionen. Eine Spe- 
zialisierung im Sinne des § 5 a konnte angenommen 
werden, obwohl der Rationalisierungseffekt im 
wesentlichen durch eine Arbeitsteilung nach betrieb- 
lichen Funktionsbereichen, nämlich Fertigung und 
Vertrieb, herbeigeführt wird. Auch diese Annahme 
beruht auf den Besonderheiten des vorliegenden 
Falles. Ein Unternehmen verfügt über freie Kapazi- 
täten und kann durch die Zusammenfassung der 
Produktion zur Fertigung größerer Serien gelangen, 
während das andere Unternehmen ein weitver- 
zweigtes und besonders leistungsfähiges Vertriebs- 
netz in die Kooperation einbringt. Dieses Unter- 
nehmen vermag außerdem die wechselseitigen Be- 
ziehungen durch Lieferung von Vormaterial zu festi- 
gen. Die dem Partner insoweit auferlegte Abnahme- 
pflicht fällt zwar unter § 1, ist aber zur Durchführung 
der Spezialisierung notwendig (§ 5 a Abs. 1 Satz 2). 
Die Spezialisierungsabreden lassen wesentlichen 
Wettbewerb auf dem Markt bestehen, über den 
gemeinsamen Marktanteil beider Unternehmen, der 
nicht als bedeutend angesehen werden kann, liegen 
zwar nur Schätzungen vor, doch hat eine eingehende 
Prüfung ergeben, daß unter den Wettbewerbern 
— neben kleineren Unternehmen — besonders ein 
marktstarker Hersteller Container anbietet, der 
allein einen Marktanteil von etwa 50 v. H. hält. 
Unter diesen Umständen ist zu erwarten, daß von 


dem Kartell keine Gefahr für den Wettbewerb aus- 
geht. 

3. Rohrleitungsbau 

Der „Deutsche Verein von Gas- und Wasserfach- 
männern" gibt seit langem Richtlinien für die Über- 
prüfung von Unternehmen des Rohrleitungsbaus im 
Gas- und Wasserfach heraus, die er im Zusammen- 
wirken mit zwei anderen Fachvereinigungen erarbei- 
tet hat. Mit dieser Regelung soll im Interesse der 
Sicherheit und Gesundheit erreicht werden, daß nur 
fachgerechte Arbeiten bei Rohrleitungsbauten gelei- 
stet und betriebssichere Leitungen hergestellt wer- 
den. Die Richtlinien in der ursprünglichen Fassung 
waren bereits Gegenstand der Prüfung nach § 38 
Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit § 1 sowie des § 26 
Abs. 2 (Tätigkeitsbericht 1961 S. 19). Diese Bestim- 
mungen bildeten auch die Rechtsgrundlage für die 
Beurteilung der nunmehr vorgelegten Änderungen. 
Der Verein stellt nach wie vor Rohrleitungsbau- 
Unternehmen nach Überprüfung eine Bescheinigung 
aus, durch die ihnen die Fähigkeit zur Ausführung 
bestimmter Leitungsbauten zuerkannt wird. Die An- 
forderungen an die Unternehmen in technischer und 
personeller Hinsicht sind jedoch in Anpassung an 
den technischen Fortschritt erhöht worden. Gleich- 
zeitig wird für die - — ■ bisher kostenlose — Über- 
prüfung ein Entgelt erhoben. Die kartellrechtliche 
Prüfung hat die Unbedenklichkeit der veränderten 
Regelungen ergeben. Diese sind so ausgestaltet, daß 
ein Sperreffekt vermieden wird und eine diskrimi- 
nierungsfreie Handhabung der Richtlinien gewähr- 
leistet erscheint. 


Maschinenbauerzeugnisse 

1. Draht-Be- und Verarbeitungsmaschinen 

Ein Vertrag nach § 5 a, in dem sich zwei Unter- 
nehmen in der Herstellung von Drahtricht- und 
Abschneidemaschinen spezialisieren, ist wirksam 
geworden. Er sieht eine Produktionsaufteilung für 
Standard-Drahtricht- und Abschneidemaschinen mit 
feststehender oder fliegender Schere für gezogenen 
oder gewalzten Runddraht von 0,5 bis 25 mm Durch- 
messer vor. Jeder Partner verpflichtet sich, seinen 
Bedarf an Vertragswaren, die er nicht selbst her- 
stellt, bei dem anderen Partner zu beziehen. Außer- 
dem ist jeder verpflichtet, den Bedarf des anderen 
so rasch wie möglich zu decken. Die Spezialisierung 
dient wegen der durch sie erzielten Einsparungen, 
insbesondere auch wegen der Vergrößerung der 
Fertigungsserien, der Rationalisierung wirtschaft- 
licher Vorgänge. Die gegenseitige Bezugs- und Lie- 
ferverpflichtung ist, um jedem Partner die Beliefe- 
rung seiner Abnehmer mit dem vollen Sortiment 
zu ermöglichen, für die Durchführung der Speziali- 
sierung erforderlich. Die Beurteilung der Wett- 
bewerbsverhältnisse bot angesichts der Marktstärke 
der beteiligten Unternehmen gewisse Schwierig- 
keiten. Der Marktanteil der beteiligten Unterneh- 
men ist mit etwa 50 v. H. recht hoch. Auf den in 
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Betracht kommenden Märkten bieten jedoch min- 
destens 13 inländische und sieben ausländische Wett- 
bewerber an, so daß den Abnehmern eine ausrei- 
chende Wahlmöglichkeit bleibt. Auch von Preis- 
und Qualitätswettbewerb konnte nach eingehender 
Prüfung ausgegangen werden. Die Spezialisierung 
läßt daher wesentlichen Wettbewerb bestehen. 

2. Bandverarbeitungsanlagen 

Ein im wesentlichen mit der Konstruktion und der 
Herstellung von Walzwerksanlagen für Stahl- und 
Nichteisenmetalle befaßtes deutsches Unternehmen, 
das daneben auch bestimmte Anlagen für die Be- 
arbeitung und Veredelung von Flachmaterial (Pro- 
cessing lines) fertigt, arbeitet mit einem in Kon- 
struktion und Vertrieb von Bandverarbeitungsanla- 
gen auf internationaler Basis tätigen namhaften aus- 
ländischen Unternehmen zusammen, um auch inso- 
weit ein vollständiges Programm anbieten und lie- 
fern zu können. In seiner ursprünglichen Fassung 
behielt der über die Zusammenarbeit geschlossene 
Vertrag dem ausländischen Vertragspartner den 
Verkauf der vertraglich festgelegten Bandverarbei- 
tungsanlagen innerhalb des Vertragsgebietes, zu 
dem auch die Bundesrepublik Deutschland gehört, 
vor. Ferner war bestimmt, daß auch alle Anfragen 
über Aufträge außerhalb des Vertragsgebietes an 
diesen Vertragspartner zu verweisen seien. Schließ- 
lich war, von gewissen Ausnahmen abgesehen, der 
deutsche Hersteller verpflichtet, Vertragserzeugnisse 
ausschließlich für Zwecke der getroffenen Verein- 
barung und im Einvernehmen mit den darin errich- 
teten Bestimmungen zu fertigen oder in den Handel 
zu bringen. Den vom Bundeskartellamt nach § 1 
erhobenen Bedenken haben die Vertragspartner 
durch ersatzlose Aufhebung dieser Bestimmungen 
Rechnung getragen. 

3. Sägewerksmaschinen 

Das Bundeskartellamt hat dem von zwei Unter- 
nehmen geschlossenen Kartellvertrag, mit dem sie 
sich in der Herstellung und Entwicklung von Säge- 
werksmaschinen und Anlagen der Sägewerkstechnik 
spezialisieren, nicht widersprochen. Der Vertrag 
sieht eine Produktionsaufteilung für entwicklungs- 
würdige Maschinen und Anlagen der Sägewerks- 
technik vor und verpflichtet die Partner zu laufen- 
der Unterrichtung über die technische Entwicklung 
des Gesamtprogramms Sägewerkstechnik im eigenen 
Firmenbereich sowie zu laufendem Erfahrungsaus- 
tausch in Konstruktion und Fertigung. Falls es die 
Marktentwicklung notwendig macht, sind die Ver- 
tragspartner dazu verpflichtet, einfache Patentlizen- 
zen zu erteilen oder know-how zur Verfügung zu 
stellen. Jeder Vertragspartner verkauft zu seinen 
Preisen und Bedingungen im eigenen Namen und 
für eigene Rechnung. Für die dem Vertragspartner 
vorbehaltene Fertigung sind Kollegenlieferungen 
mit Verpflichtung zur Meistbegünstigung vorgese- 
hen. Der Vertrag genügt den gesetzlichen Erforder- 
nissen einer Legalisierung, da die in ihm festgelegte 
Arbeitsteilung der Rationalisierung wirtschaftlicher 
Vorgänge dient und die Kollegenlieferungen jedem 


Vertragspartner das vom Markt geforderte Ange- 
bot des vollen Sortiments ermöglichen. Auf den 
jeweils relevanten Teilmärkten bieten außer den 
beiden Vertragspartnern, deren Anteil mit höchstens 
10 V. H. verhältnismäßig gering ist, zwischen sechs 
und zwanzig potente in- und ausländische Wett- 
bewerber an. Für ein nach einem besonderen System 
gefertigtes Erzeugnis gibt es starke Substitutionskon- 
kurrenz. Die Spezialisierung läßt daher wesentlichen 
Wettbewerb auf dem Markt bestehen. 

4. Anlagen zur thermischen Abwasserdesinfektion 

Der Anmeldung eines Kartellvertrages, in dem sich 
zwei Unternehmen in der Herstellung von Anlagen 
zur thermischen Abwasserdesinfektion spezialisie- 
ren, hat das Bundeskartellamt nicht widersprochen. 
Der Vertrag sieht eine Aufteilung der Herstellung 
nach bestimmten Größenordnungen sowie Kollegen- 
lieferungen für die dem Vertragspartner vorbehal- 
tene Fertigung vor. Im übrigen arbeiten die Ver- 
tragspartner in voller unternehmerischer Freiheit. 
Die im Kartellvertrag festgelegte Arbeitsteilung 
dient der Rationalisierung wirtschaftlicher Vor- 
gänge; die vereinbarten Kollegenlieferungen er- 
möglichen das vom Markt geforderte breite Angebot 
von Vertragserzeugnissen. Der Marktanteil der 
beteiligten Unternehmen beläuft sich auf 10 bis 
15 V. H. Außer ihnen bieten mehrere marktstarke 
Unternehmen Anlagen zur thermischen Abwasser- 
disinfektion an. Mit mindestens zehn Unternehmen, 
die substituierbare Anlagen herstellen, stehen sie in 
starkem Preiswettbewerb. Die Spezialisierung läßt 
danach wesentlichen Wettbewerb auf dem Markt 
bestehen. 

5. Lufttechnische Anlagen 

Das von einem deutschen und einem französischen 
Unternehmen angemeldete Spezialisierungskartell 
für heizungs-, luft- und klimatechnische Geräte, ins- 
besondere Ventilatoren, Konvektoren, Luftheiz- 
geräte und Kühltürme, ist wirksam geworden. Die 
Unternehmen haben sich auf der Grundlage einer 
Produktionsaufteilung verpflichtet, die vorgenann- 
ten Erzeugnisse solange ausschließlich vom anderen 
Partner zu beziehen bzw. an ihn zu liefern, wie 
deren Absatz im Lande des Beziehers den Aufbau 
einer eigenen Fertigung nicht lohnt und das Angebot 
des Lieferers konkurrenzfähig ist. Der Vertrag hat 
damit die Rationalisierung wirtschaftlicher Vorgänge 
durch Spezialisierung zum Gegenstand. Angesichts 
der Marktanteile der Vertragspartner kann erwartet 
werden, daß das Spezialisierungskartell wesent- 
lichen Wettbewerb auf dem Markt bestehen läßt. 
Der französische Vertragspartner hat bisher Ver- 
tragserzeugnisse auf dem deutschen Markt nicht an- 
geboten. Der Marktanteil des deutschen Vertrags- 
partners beträgt bei den Vertragserzeugnissen etwa 
5 V. H. Auf den relevanten Märkten in der Bundes- 
republik sind gegenwärtig 106 Anbieter vorhanden. 
Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
hat mit Entscheidung vom 22. Juli 1969 nach Arti- 
kel 85 Abs. 3 EWGV diesen Vertrag freigestellt 
(Tätigkeitsbericht 1969 S. 102). Wegen des Neben- 


55 



Drucksache VI/2380 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


einanderbestehens des EWGV und der Vorschriften 
des GWB bedurfte der Vertrag auch der Legalisie- 
rung nach dem GWB. Maßgebend dafür, daß das 
Bundeskartellamt in diesem Fall auf Anmeldung 
bestanden hat, war auch die Auffassung, daß bei 
der nach Artikel 85 Abs. 3 EWGV freigestellten 
Wettbewerbsbeschränkung die Mißbrauchsaufsicht 
nach dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen sichergestellt bleiben muß. 


6. Kälteanlagen 

Zwei auf dem deutschen Markt führende Lieferan- 
ten von Kälteausrüstungen haben eine gemeinsame 
Verkaufsgesellschaft gegründet. In dem die Zusam- 
menarbeit der Gründerunternehmen regelnden Ver- 
trag war zunächst die Verpflichtung eines Partners 
festgelegt, Entwicklung, Projektierung und Vertrieb 
an Kälteanlagen in bestimmtem Umfang sowie die 
Fertigung von Kompressoren aufzugeben. Projektie- 
rung, Kundendienst und Vertrieb der vertragsgegen- 
ständlichen Kälteanlagen waren der Verkaufsgesell- 
schaft Vorbehalten. Das Geschäft mit Molkereien und 
mit der Wein- und Fruchtsaftindustrie war einer der 
Gründergesellschaften als Alleinvertreterin der Ver- 
kaufsgesellschaft übertragen. Bestimmte Geschäfte 
wickelte das Gründerunternehmen als Eigenhändler 
ab und war dabei verpflichtet, die Vertragsgegen- 
stände von der Verkaufsgesellschaft zu beziehen. 
Die Veräußerung von technischem know-how durch 
einer der Gründergesellschaften war für bestimmte 
Gebiete, darunter auch die Bundesrepublik Deutsch- 
land, von der Zustimmung des Vertragspartners ab- 
hängig. Den vom Bundeskartellamt nach § 1 erhobe- 
nen Bedenken haben die Vertragspartner durch Auf- 
hebung oder Änderung der Bestimmungen Rechnung 
getragen. Die Kooperation vollzieht sich nunmehr 
im kartellfreien Raum. 


7. Baumaschinen 

Dem Spezialisierungsvertrag von zwei Unterneh- 
men, die Baumaschinen hersteilen, hat das Bundes- 
kartellamt nicht widersprochen. Der Vertrag sieht 
eine Produktionsaufteilung der in bestimmten Ma- 
schinen, insbesondere Mischanlagen zur Herstellung 
von bituminösem Mischgut und Betonanlagen, ent- 
haltenen Teilaggregate nach technischen und wirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten unter Berücksichtigung 
des bisherigen Produktionsprogramms der Ver- 
tragspartner vor, die sich auch in Forschung und 
Entwicklung untereinander abstimmen. Die Gesell- 
schafter sind verpflichtet, die ihnen im Rahmen der 
Produktionsabgrenzung zugeteilte Fertigung aus- 
schließlich über eine gemeinsame Tochtergesell- 
schaft abzusetzen. Für den Vertrieb an die Ver- 
kaufsgesellschaft legen die Hersteller zunächst ihre 
Listenpreise und Rabatte zugrunde. Später soll die 
Kalkulation vereinheitlicht werden. Auf die Preise, 
Rabatte, Lieferungs- und Zahlungsbedingungen der 
Verkaufsgesellschaften nehmen die Kartellmitglie- 
der durch Richtlinien Einfluß. Die Spezialisierung in 
der Herstellung dient der Rationalisierung wirt- 
schaftlicher Vorgänge. Angesichts des auch unter 


Garantiegesichtspunkten festgestellten Bestrebens 
der Nachfrager, alle Vertragserzeugnisse von nur 
einem Lieferanten beziehen zu können, ist die Ver- 
pflichtung zum ausschließlichen Vertrieb über die 
gemeinsame Tochtergesellschaft für die Durchfüh- 
rung der Spezialisierung erforderlich. Die Absprache 
über die Preise für Lieferungen der Kartellmitglie- 
der an die Vertriebsgesellschaft soll eine Weiter- 
gabe der durch die Spezialisierung erzielten Kosten- 
senkungen sicherstellen. Die für die Gestaltung der 
Preise und Bedingungen der Verkaufsgesellschaft 
vorgesehenen Richtlinien sind dadurch gerechtfer- 
tigt, daß es sich bei den Vertragserzeugnissen in 
aller Regel nicht um Serienprodukte, sondern um 
Einzelfertigungen handelt, die in ihrer technischen 
Beschaffenheit mit Rücksicht auf Sonderwünsche der 
Kunden häufig voneinander abweichen. Die Spezia- 
lisierung läßt wesentlichen Wettbewerb auf dem 
Markt bestehen, weil die beteiligten Unternehmen 
auf keinem der relevanten Märkte Anteile haben, 
die zusammengenommen 25 v. H. übersteigen und 
dort einer hinreichenden Zahl inländischer wie auch 
ausländischer Anbieter gegenüberstehen. 


8. Radlader 

Der angemeldete Spezialisierungsvertrag von zwei 
Unternehmen, die Radlader herstellen, ist rechts- 
wirksam geworden. Die Spezialisierung ist dadurch 
gekennzeichnet, daß das eine Unternehmen die Ferti- 
gung unterer Größenordnungen übernimmt, wäh- 
rend das andere die ergänzenden größeren Typen 
herstellt. Um die Erzeugnisse zu verbessern und zu 
verbilligen, stimmen sich die Unternehmen in der 
technischen Entwicklung ständig untereinander ab. 
Der Verkauf der Vertragserzeugnisse ist in der Bun- 
desrepublik und in Europa grundsätzlich einem der 
Vertragspartner Vorbehalten. Die Spezialisierung 
in der Herstellung dient wegen der durch sie erziel- 
ten Einsparungen der Rationalisierung wirtschaft- 
licher Vorgänge. Das gilt auch für die über den 
Verkauf getroffene Regelung, die außerdem das 
Angebot eines vollen Programms ermöglicht und 
daher zur Durchführung der Spezialisierung erfor- 
derlich ist. Bei einem Marktanteil von etwa 3,1 v. H. 
und einer Vielzahl marktstarker Wettbewerber läßt 
die Spezialisierung wesentlichen Wettbewerb auf 
dem Markt für Radlader bestehen. 


9. Frankiermaschinen 

Gegen den führenden Anbieter von Frankiermaschi- 
nen wurde ein Verfahren nach § 22 eingeleitet, weil 
in mehreren Eingaben vorgetragen wurde, die in 
Rechnung gestellten Reparaturpreise seien über- 
höht. Die Ermittlungen ergaben für das Reparatur- 
geschäft, sowie die anfallenden Reparaturen von 
unternehmenseigenen Niederlassungen durchgeführt 
werden müssen, eine marktbeherrschende Stellung 
im Sinne von § 22 Abs. 1. Der Nachweis mißbräuch- 
lich überhöhter Reparaturpreise im Sinne von § 22 
Abs. 3 konnte nicht geführt werden, weil vom Bun- 
deskartellamt die für die Deutsche Bundespost 
durchgeführten Reparaturaufträge als Vergleichs- 
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markt herangezogen werden konnten. Auf diesem 
Markt werden von anderen Anbietern in etwa 
gleich hohe Preise verlangt. Dabei handelt es sich um 
die Preise für Ersatzteile und den berechneten Stun- 
denlohn bei Reparaturaufträgen der Deutschen Bun- 
despost für die speziell für ihren Bedarf angefertig- 
ten, besonders leistungsfähigen Frankiermaschinen. 
Die der Deutschen Bunrlespost berechnelen Preise 
werden von ihr laufend auf ihre Angemessenheit 
hin geprüft. Das Verfahren ist eingestellt worden. 


10. Vervielfältigungsgeräte 

Das Bundeskartellamt hat das im Jahre 1967 einge- 
stellte Verfahren gegen ein Unternehmen, das Ver- 
vielfältigungsgeräte vermietet (Tätigkeitsbericht 
1967 S. 50 f.), wieder aufgenommen. Bei einer Prü- 
fung der Vertriebspraxis ergab sich, daß das Unter- 
nehmen neue Verträge mit wenigen Ausnahmen zu 
Inklusivpreisen abgeschlossen hat, die auch das 
Verbrauchsmaterial umfassen und deshalb den Be- 
zug dieses Materials von anderen Unternehmen aus- 
schließen. Dies beruhte im wesentlichen darauf, daß 
die Kunden vor dem Vertragsabschluß nicht deutlich 
genug auf die andere Berechnungsart — Exklusiv- 
preise für die Gerätemiete ohne Verbrauchsmate- 
rial — hingewiesen wurden. Aus diesem Grund ging 
der Absatz dritter Unternehmen, die entsprechendes 
Verbrauchsmaterial liefern, stark zurück. Um die 
Marktzugangsbeschränkung zu beseitigen, hat das 
Unternehmen sein Vertragssystem noch einmal um- 
gestellt. ln Zukunft wird ein Vertragsmuster ver- 
wendet, das den Kunden nicht nur beim Vertrags- 
abschluß, sondern auch während der Laufzeit des 
Mietvertrags die Möglichkeit läßt, zwischen den 
beiden Preissystemen zu wählen; auch kann der 
Mieter von der einen Berechnungsart mit kurzer 
Ubergangsfrist auf die andere übergehen. Damit hat 
das Unternehmen den Bedenken des Bundeskartell- 
amtes entsprochen, das nur noch die Überleitung 
der vor der Einführung des neuen Vertragsmusters 
abgeschlossenen Verträge beobachtet. Das Verfah- 
ren hinsichtlich des möglicherweise mißbräuchlich 
hohen Preises für ein bestimmtes Verbrauchsmate- 
rial (Tätigkeitsbericht 1968 S. 43) wurde nach Durch- 
führung der Kostenprüfung eingestellt, zumal der 
Absatz inzwischen erheblich zurückgegangen und 
nahezu bedeutungslos geworden ist. 


1 1 . Gasultrazentrifugen 

Vier im Bereich der Nukleartechnik tätige Unter- 
nehmen haben auf Anregung des Bundesministe- 
riums für Bildung und Wissenschaft ein Tochter- 
unternehmen gegründet, das sich der Entwicklung 
und Fertigung von Isotopen-Trennanlagen mit Gas- 
ultrazentrifugen widmen soll. Der Gründungsvertrag 
sieht die Verpflichtung jedes Vertragspartners vor, 
auf dem Aufgabengebiet des gemeinsamen Tochter- 
unternehmens nicht selbständig tätig zu werden, es 
sei denn, daß die übrigen Beteiligten sich mit einem 
solchen Tätigwerden schriftlich einverstanden er- 
klären. Auf die nach § 1 erhobenen Bedenken haben 
die Unternehmen die Klausel dahin ergänzt, daß die 


Einverständniserklärung stets zu erteilen sei, wenn 
dem Gründungsvertrag damit nicht die Grundlage 
entzogen oder der Zweck des Vertrages nicht durch 
eine Konkurrenztätigkeit eines Vertragspartners ge- 
fährdet wird. Die Bedenken des Bundeskartellamtes 
waren zwar durch diesen Zusatz nicht völlig ausge- 
räumt. Es hat jedoch aufgruad der Auflockerung 
der beanstandeten Vertragsbestimmung, der beson- 
deren Gegebenheiten, die die unternehmerische Be- 
tätigung im Nuklearbereich kennzeichnen, und der 
Bedeutung, die dem Gasultrazentrifugenprojekt 
innerhalb der Wissenschaftspolitik zukommt, von 
einem weiteren kartellrechtlichen Einschreiten ab- 
gesehen. Eine Wiederaufnahme der Prüfung hat es 
sich insbesondere für den Zeitpunkt Vorbehalten, 
zu dem die Wirtschaftlichkeit bei der Herstellung 
der vertragsgegenständlichen Erzeugnisse erreicht 
ist. 


12. Armaturen 

Einem von zwei Armaturenherstellern zusammen 
mit ihrem gemeinsamen Tochterunternehmen ge- 
schlossenen Spezialisierungskartellvertrag hat das 
Bundeskartellamt nicht widersprochen. Der Vertrag 
sieht eine Spezialisierung in der Fertigung vor. 
Jedem der beiden beteiligten Hersteller wird aus 
dem Gesamtsortiment von 56 einzelnen Armaturen- 
arten ein Produktionsprogramm unter Berücksichti- 
gung seines bisherigen Sortiments zugewiesen, über 
die Entwicklung, die Fertigung sowie den Vertrieb 
werden regelmäßig Erfahrungen ausgetauscht. Die 
Beteiligten sind verpflichtet, die Vertragserzeug- 
nisse ausschließlich über das am Vertrag beteiligte 
Tochterunternehmen zu vertreiben. Die Vertriebs- 
gesellschaft handelt im Namen und für Rechnung 
der Hersteller. Die Preise werden nach den Weisun- 
gen der Hersteller gestaltet. Die Spezialisierung in 
der Herstellung dient ebenso wie die über den Ver- 
kauf getroffene Regelung der Rationalisierung wirt- 
schaftlicher Vorgänge. Durch den gemeinsamen Ver- 
trieb wird der Notwendigkeit Rechnung getragen, 
ein möglichst vollständiges Programm von Arma- 
turen anbieten zu können. Er ist daher zur Durch- 
führung der Spezialisierung erforderlich. Der Markt- 
anteil der beteiligten Unternehmen liegt zwischen 
5 und 40 V. H.; bei einer bestimmten Armaturen- 
gruppe bei etwa 65 v. H. Bei dieser handelt es sich 
um eine neue Erzeugnisart auf einem in der Ent- 
wicklung befindlichen Markt. Da inzwischen eine 
Anzahl marktstarker Wettbewerber hinzugetreten 
ist, konnte hier davon ausgegangen werden, daß 
wesentlicher Wettbewerb verbleibt. Auch im übri- 
gen wird wesentlicher Wettbewerb fortbestehen, da 
neben den schon bestehenden Kartellen noch eine 
ausreichende Zahl von Wettbewerbern vorhanden 
ist. 

Ein Handelsunternehmen des sanitären Instalations-, 
Gas- und Wasserleitungsbedarfs hat die Anordnung 
der Aufnahme in eine auf Bundesebene organisierte 
Spitzenorganisation dieser Branche beim Bundes- 
kartellamt beantragt. Im Anschluß an die mit dem 
Bundeskartellamt geführte Verhandlung hat der 
Bundesverband dem Aufnahmeersuchen stattgege- 
ben. 
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Landfahrzeuge 

1. Personenkraftwagen 

Im Berichtszeitraum ist erstmalig die Preisbindung 
für Personenkraftwagen in das Interesse der Öffent- 
lichkeit gerückt. Zahlreiche Veröffentlichungen in 
der Presse und mehrere Sendungen des Fernsehens 
befaßten sich mit dem grenzüberschreitenden Han- 
delsverkehr mit Kraftfahrzeugen, der nicht über 
das Netz der autorisierten Vertragshändler abge- 
wickelt wird. Anlaß war ein zuin Teil spürbares 
Preisgefälle zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land einerseits sowie Frankreich und den Nieder- 
landen andererseits. Im Verhältnis zu Frankreich 
hatten die Abwertung des Franc und die Aufwer- 
tung der Deutschen Mark zu beachtlichen Verände- 
rungen der Währungsrelation geführt. Hinzu tre- 
ten Unterschiede in der steuerlichen Belastung des 
Absatzes von Kraftfahrzeugen an den Endabnehmer. 
Neben diesen währungs- und steuerpolitisch beding- 
ten Harmonisierungsschwierigkeiten in der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft wirkte sich in 
Frankreich Preisstopp preisdämpfend aus, während 
in der Bundesrepublik Deutschland die Konjunk- 
turlage preissteigernde Tendenzen aufwies. In den 
Niederlanden war es besonders eine Luxussteuer 
in Höhe von 15 v. H., die beim Export zurückerstat- 
tet wird und dadurch einen wirtschaftlich interessan- 
ten Spielraum für die Initiative zu weiteren Expor- 
ten eröffnete. Die sich aus dem Preisgefälle erge- 
benden Marktfolgen waren Gegenstand der Erör- 
terung im Deutschen Bundestag und im Europä- 
ischen Parlament. Die Wettbewerbsverzerrungen be- 
schäftigten neben dem Bundeskartellamt auch die 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften. Das 
Bundeskartellamt hat die Wirkung der unterschied- 
lichen Absatzbedingungen in den genannten Län- 
dern auf die von nahezu allen Kraftfahrzeuganbie- 
tern in der Bundesrepublik Deutschland durchge- 
führte Preisbindung besonders aufmerksam beob- 
achtet. Bislang sind vier Verfahren eingeleitet wor- 
den, in denen die Preisbindungen für die Erzeug- 
nisse der betroffenen Hersteller bzw. Importeure 
nach § 17 unter den beiden Gesichtspunkten der 
mißbräuchlichen Handhabung und des Verteue- 
rungseffekts geprüft werden. Die Ermittlungen sind 
noch nicht abgeschlossen. 


2. Kraftfahrzeug-Teile und -Ersatzteile 

Das Bundeskartellamt hatte ein führendes Unter- 
nehmen der Automobilindustrie nach § 17 Abs. 2 
in Verbindung mit § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 aufge- 
fcrdert, die Preisbindungen für 249 ausgewählte 
Ersatzteile (Motoren für Fahrzeuge aller Baujahre, 
Kotflügel, Seitenteile und Deckel für Fahrzeuge der 
Modellreihe 1970) bis zum 31. Dezember 1970 aufzu- 
heben. Für die Auswahl der Teile war maßgeblich, 
daß sie ausschließlich von diesem Unternehmen her- 
gestellt und von anderen Herstellern nicht nachge- 
baut werden. Sie sind ferner unter dem Gesichts- 
punkt des verhältnismäßig häufigen Ersatzbedarfs 
ausgesucht worden. Nachdem das Unternehmen es 
abgelehnt hat, der Abmahnung zu entsprechen, hat 


I das Bundeskartellamt mit Beschluß vom 11. De- 
zember 1970 acht der von diesem Unternehmen an- 
gemeldeten Preisbindungen nach § 17 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 mit sofortiger Wirkung für unwirksam er- 
klärt und die Anwendung neuer, gleichartiger Preis- 
! bindungen untersagt (Tätigkeitsbericht 1969 S. 25 f., 
S. 62). Der Beschluß bezieht sich auf je zwei Preis- 
bindungen für Motoren, Kotflügel, Seitenteile und 
Deckel (Motorhauben). Es handelt sich um besonders 
gängige Teile, die als repräsentativ für alle in die 
Abmahnung einbezogenen Teilegruppen angesehen 
werden können. Das Unternehmen hat gegen den 
Beschluß Beschwerde eingelegt. Vor den Gerichten 
soll ein Musterverfahren durchgeführt werden. Die 
Ersatzteile stehen nach Auffassung der Beschluß- 
abteilung nicht mit gleichartigen Waren anderer 
Hersteller oder Händler im Preiswettbewerb (§ 16 
Abs. 1 Nr. 1). Ausgangspunkt für die Beurteilung 
der Gleichartigkeit ist die Ware, für welche die 
Preisbindung bestehen soll. Deshalb ist es für die 
Gleichartigkeit der Ersatzteile ohne Bedeutung, ob 
die Kraftfahrzeuge des betroffenen Unternehmens 
und Fahrzeuge anderer Hersteller gleichartig sind. 
Kraftfahrzeuge und Ersatzteile sind selbständige 
wirtschaftliche Güter, die gesondert angeboten und 
nachgefragt und für die auch jeweils eigene Preise 
festgesetzt werden. Von anderen Kraftfahrzeugher- 
stellern für deren Fahrzeuge hergestellte Motoren, 
Kotflügel, Seitenteile und Deckel haben zwar hin- 
sichtlich der entsprechenden Kraftfahrzeugtypen die 
jeweils gleiche Funktion. Hieraus läßt sich jedoch 
keine Gleichartigkeit herleiten, wie sie nach § 16 
Abs. 1 Nr. 1 für eine wirksame Preisbindung erfor- 
derlich ist. 

Nach dieser Bestimmung soll der Preisbinder bei 
der Preisfestsetzung einer Kontrolle durch Preis- 
wettbewerb unterliegen. Dieser Gesetzeszweck 
kann nur erreicht werden, wenn und soweit Kon- 
j kurrenzerzeugnisse angeboten werden, die aus der 
I Sicht des Abnehmers gegen die preisgebundenen 
i Waren austauschbar sind. Die Voraussetzung 
[ eines Preiswettbewerbs ist auch nicht etwa dadurch 
j erfüllt, daß die Höhe der Ersatzteilpreise Rückwir- 
kungen auf den Verkauf der Kraftfahrzeuge haben 
I kann. Im allgemeinen kann auch ein marktbeherr- 
! sehendes und keinem Preiswettbewerb ausgesetztes 
; Unternehmen die Verbraucherinteressen nicht völlig 
1 außer acht lassen. Eine solche Rücksichtnahme be- 
j gründet jedoch nicht Preiswettbewerb; dieser setzt 
i vielmehr eine nicht unerhebliche Abhängigkeit des 
! Preisbinders von Preisen anderer Erzeugnisse vor- 
aus, die bei der Preisbestimmung für Kraftfahrzeug- 
Ersatzteile nur vorliegen kann, wenn andere Her- 
steller oder Händler gleichartige Ersatzteile anbie- 
ten. Das Musterverfahren hat für eine große Zahl 
! von Preisbindungen Bedeutung. Von den am 31. De- 
zember 1970 beim Bundeskartellamt angemeldeten 
Preisbindungen für 171 766 Verkaufseinheiten ent- 
fallen 67 534 (39,3 v. H.) auf Kraftfahrzeug-Ersatz- 
teile. Das betroffene Unternehmen hat für 20 055 
Ersatzteile Preisbindungen angemeldet, das sind 
29,7 V. H. der Ersatzteil-Preisbindungen und 11,7 
V. H. aller Preisbindungen. 

Zwei Unternehmen hatten einen Vertrag über die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Herstellung 
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und des Vertriebs von Stoßdämpfern, Mc-Pherson- 
Federbeinen sowie pneumatischen und hydropneu- 
matischen Federungselementen geschlossen. Ziel der 
Vereinbarungen waren besonders die rationelle 
Auslastung der vorhandenen Produktionskapazitä- 
ten und die bessere Steuerung und Verteilung des 
Risikos bei der Schaffung neuer Kapazitäten. Zur 
Verwirklichung dieses Ziels sollte die Errichtung 
eines Gemeinschaftsunternehmens in der Rechts- 
form einer GmbH maßgeblich beitragen, an dem 
beide Gründer zu je 50 v. H. beteiligt sein sollten. 
Zur Absicherung der Kooperation sah das Vertrags- j 
werk mehrere Bestimmungen vor, die horizontale ' 
Wettbewerbsbeschränkungen im Sinne von § 1 zum | 
Gegenstand hattten. Die Beteiligten trugen den Be- j 
denken des Bundeskartellamtes Rechnung, indem i 
sie den Vertrag den Erfordernissen des Gesetzes an- : 
paßten. Ausgangspunkt waren die Erkenntnisse, die 
bereits früher in der kartellrechtlichen Beurteilung j 
von Gemeinschaftsunternehmen gewonnen worden 
sind. Die Gründung eines Gemeinschaftsunterneh- i 
mens muß nicht unter § 1 fallen. Auch bleibt es den 1 
Beteiligten unbenommen, dem Gemeinschaftsun- 
ternehmen eine bestimmte Aufgabe zuzuweisen. So 
kann dem Gemeinschaftsunternehmen die Beschrän- 
kung auferlegt werden, mit den Gründerunterneh- 
men nicht in Wettbewerb zu treten. Unzulässig da- ! 
gegen ist der Ausschluß der Paralleltätigkeit der | 
Gründerunternehmen. Damit ist jedoch den Grün- 
derunternehmen im Einzelfall eine gewisse Rück- 
sichtnahme im Wettbewerb nicht verwehrt, soweit 
sie sich aus der gesollschaftsrechtlich bedingten För- 
derungspflicht gegenüber dem Gemeinschaftsunter- 
nehmen und dem Grundsatz von Treu und Glauben 
ableiten läßt. Selbst unter diesem Gesichtspunkt 
lassen sich aber keinesfalls vertragliche Regelungen 
rechtfertigen, die zum totalen Ausschluß des Wett- 
bewerbs führen. Es ist daher der Wortlaut derarti- 
ger Regelungen besonders kritisch zu prüfen. Die ' 
von den beteiligten Unternehmen angebotenen Än- 
derungen konnten erst akzeptiert werden, nachdem 
sie die erforderliche Abschwächung erfahren hat- ' 
ten, so daß nunmehr ausgeschlossen werden kann, , 
daß von dem Vertragswerk schädliche Wirkungen , 
auf den Wettbewerb ausgehen. I 


3. Bremsaggregate für Kraftfahrzeuge 

Ein Unternehmen, das als Tochter eines amerika- | 
nischen Konzerns Bremsaggregate herstellt, hat alle 
Anteile an einem Unternehmen der gleichen Waren- j 
art erworben. Beide Unternehmen sind Zulieferer 
der deutschen Automobilindustrie. Das Bundeskar- 
tellamt hat das erwerbende Unternehmen nach § 24 | 
zu einer öffentlichen mündlichen Verhandlung über 
den nach § 23 angezeigten Unternehmenszusammen- 
schluß aufgefordert. Es ist anzunehmen, daß eine j 
marktbeherrschende Stellung dieses Unternehmens 
als Anbieter von hydraulischen Bremsanlagen für | 
Personenkraftwagen durch den Zusammenschluß 
mit dem anderen Unternehmen, das einige Zeit vor 
dem Zusammenschluß die Lieferungen von Brems- 
anlagen oder jedenfalls von entsprechenden Teilen 
aufgenommen hatte, verstärkt worden ist. Der 
verhältnismäßig hohe Preis für die erworbenen Ge- i 


schäftsanteile deutete darauf hin, daß der auf- 
kommende Wettbewerb möglicherweise der Beweg- 
grund für den Aufkauf war. Die Unternehmen haben 
in der Verhandlung bestritten, daß ein solcher Zu- 
sammenhang besteht; ausschlaggebend seien die 
Blechverarbeitungskapazitäten des erworbenen Un- 
ternehmens gewpsen, die alleidings weiterhin für 
dessen bisheriges Fertigungsprogramm, nicht aber 
für Zulieferungen an das erwerbende Unternehmen 
genutzt werden. Außerdem wurde die Auffassung 
vertreten, die Automobilindustrie beziehe bei den 
Bremsenherstellern nicht komplette Bremsanlagen, 
sondern die einzelnen Teile dafür, wobei jeweils 
wesentlicher Wettbewerb zwischen mehreren An- 
bietern entsprechender Teile bestehe. Obwohl nicht 
bestritten wurde, daß das erwerbende Unterneh- 
men zumindest bisher der einzige Lieferant von 
Scheibenbremsen für die gesamte deutsche Auto- 
mobilindustrie war, soll nach den Angaben der 
Unternehmensvertreter auch insoweit wesentlicher 
Wettbewerb bestehen; mehrere in- und ausländische 
Unternehmen sollen Scheibenbremsen anbieten und 
sich um Aufträge der deutschen Automobilindustrie 
bemühen. Das konnte bislang nicht abschließend ge- 
prüft werden. 


Elektrotechnische Erzeugnisse 

1. Elektromotoren und -generatoren 

Zwei Großunternehmen stellen Elektromotoren mit 
Bremsen und Steuerschalter-Einsätzen, Schaltschrän- 
ke, Transformatoren und Steuerschalter-Gehäuse 
serienmäßig her. Soweit diese Erzeugnisse Bestand- 
teile von automatischen Schiffshilfswinden sind, 
müssen sie noch den Erfordernissen der Seeschiff- 
fahrt angepaßt werden. Gemessen am Umfang der 
gesamten Produktion sind die für den Bau von 
Schiffshilfswinden erforderlichen Stückzahlen dieser 
Erzeugnisse gering. Um wirtschaftlich vertretbare 
Serien zu erzielen, haben die Unternehmen eine 
Spezialisierungsabrede getroffen, nach der jedes 
Kartellmitglied den Bedarf des anderen durch Zu- 
lieferung zu decken und ein entsprechendes Lager 
zu unterhalten hat. Die Preise für die wechselseiti- 
gen Zulieferungen werden frei vereinbart. Der Ver- 
trieb an Werften und Reedereien erfolgt getrennt. 
Der Anmeldung des Kartellvertrages wurde nicht 
widersprochen, da die Spezialisierung eine Ratio- 
nalisierung in der Fertigung zur Folge hat. We- 
sentlicher Wettbewerb bleibt bestehen, weil die der 
Spezialisierung unterliegenden Erzeugnisse von 
einer Vielzahl großer, mittlerer und kleinerer Un- 
ternehmen hergestellt und angeboten werden. Die 
Kartellmitglieder haben bei automatischen Schiffs- 
hilfswinden, die sie unabhängig voneinander am 
Markt anbieten, einen Marktanteil von etwa 30 v. H. 
Bei der erforderlichen Marktabgrenzung wurden 
sämtliche Ladesysteme für Schiffe und nicht nur 
automatische Schiffshilfswinden der von den Kar- 
tellmitgliedern angebotenen Bauart berücksichtigt, 
weil die Nachfrager alle derartigen Anlagen in ihre 
Überlegungen bei Neu- und Umbauten einbeziehen 


59 



Drucksache VI/2380 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


und je nach dem Verwendungszweck des Schiffes 
und den Kosten nachfragen. 

Zwei Unternehmen haben vereinbart, sich hinsicht- 
lich der Randsorten ihres sämtliche Baugrößen um- 
fassenden Sortiments genormter Motoren einer be- 
stimmten Bauart zu spezialisieren. Jedes Unterneh- 
men ist danach verpflichtet, bestimmte Randsorten 
nicht mehr selbständig zu entwickeln und zu ferti- 
gen, sondern ausschließlich von dem Vertragspart- 
ner zu beziehen. Die den Schwerpunkt der Produk- 
tion und des Angebotes bildenden mittleren Baugrö- 
ßen derartiger Elektromotoren werden weiterhin ge- 
trennt gefertigt. Die Vertragspartner, welche Nach- 
fragern das vollständige Sortiment zu selbständig 
gebildeten Preisen, Rabatten und Konditionen an- 
bieten, beliefern einander zu vereinbarten Verrech- 
nungspreisen. Abnehmer sind Unternehmen des 
Maschinenbaus, sowie Industrie- und Handwerks- 
betriebe. Die der Spezialalisierung unterliegenden 
genormten Motoren werden von etwa 50 inländi- 
schen Unternehmen gefertigt. Mindestens zwei Mit- 
bewerber verfügen über größere Marktanteile als 
die Kartellmitglieder. Die Spezialisierung der Rand- 
sorten läßt wesentlichen Wettbewerb auf dem Markt 
bestehen. Der Vertrag dient der Rationalisierung 
durch Spezialisierung, weil jedes Unternehmen im 
verbleibenden Fertigungsbereich größere Serien 
produzieren und notwendige Investitionen auf dem 
Fertigungssektor des Partners unterlassen kann. Der 
Anmeldung des Kartellvertrages ist nicht wider- 
sprochen worden. 


2. Fernmeldekabel 

Die Erlaubnis zur Verlängerung des Rationalisie- 
rungskartells der Fernmeldekabel-Gemeinschaft für 
Lieferung von Fernmeldekabeln an die Deutsche 
Bundespost und die Deutsche Bundesbahn nach § 5 
Abs. 2 und 3 hatte das Bundeskartellamt mit der 
Auflage erteilt, daß ein für Umsätze vertragsgegen- 
ständlicher Erzeugnisse mit anderen Abnehmern 
(Fernmeldekabel-Privatgeschäft) bestehendes Preis- 
meldeverfahren einzustellen sei (Tätigkeitsbericht 
1969 S. 63). Die Auflage war damit begründet wor- 
den, daß die Deutsche Bundespost und die Deutsche 
Bundesbahn den mit dem Syndikat zu treffenden 
Preisvereinbarungen für die einzelnen Erzeugnisse 
vereinbarungsgemäß die Preise des Fernmeldeka- 
bel-Privatgeschäfts zugrunde lege. Diese Preise 
seien jedoch keine echten Wettbewerbspreise, da 
durch das Preismeldeverfahren die Freiheit der 
Preisbildung beschränkt werde (§ 1). Das Rationa- 
lisierungskartell werde somit mißbräuchlich gehand- 
habt (§ 11 Abs. 5 Nr. 2). Ergänzend war vor dem 
Kammergericht vorgetragen worden, die von Preis- 
meldeverfahren ausgehenden Wirkungen auf die 
Preise führten dazu, daß der Rationalisierungserfolg 
in keinem angemessenen Verhältnis zu der damit 
verbundenen Wettbewerbsbeschränkung stehe. Der 
gegen diese Verfügung eingelegten Beschwerde hat 
das Kammergericht stattgegeben und die Auflage 
aufgehoben. | 

Die Entscheidung ist unanfechtbar. Zur Begründung ! 
hat das Kammergericht ausgeführt, das Bundeskar- ! 


teilamt sei zwar zu Recht davon ausgegangen, daß 
der Marktpreis im Fernmeldekabel-Privatgeschäft 
und das Zustandekommen dieses Preises mittelbare 
Wirkungen auf die Kartellpreise und -rabatte habe. 
Diese mittelbare Beeinflussung habe aber nicht zur 
Folge, daß der durch die Kartellierung erzielte 
Rationalisierungserfolg in keinem angemessenen 
Verhältnis zu der damit verbundenen Wettbe- 
bewerbsbeschränkung stehe (§ 5 Abs. 2 und 3 
Satz 2). Der Einfluß des Preisinformationsverfah- 
rens könne — wenn überhaupt — nur eine „ganz 
untergeordnete Rolle" spielen und die im Rahmen 
des Kartellvertrages eingetretene Wettbewerbs- 
beschränkungen allenfalls geringfügig vertiefen. 

3. Waschmaschinen 

Das Bundeskartellamt hat festgestellt, daß sieben in- 
ländische Hersteller von Waschmaschinen im August 
und November 1969 die sich aus sinkenden Erlösen 
sowie steigenden Preisen für Vorlieferungen und 
Lohnkosten ergebende Situation gemeinschaftlich 
erörtert haben. Aufgrund der Wettbewerbslage, 
insbesondere der Preise importierter Geräte, hatten 
die LInternehmen beschlossen, Preiserhöhungen ge- 
genseitig abzusichern, indem sie bestimmte Typen 
etwa gleichzeitig in dem jeweils festgelegten Um- 
fange verteuerten. Wegen dieser der wechselseiti- 
gen Absicherung der Preiserhöhung um 3 v. H. die- 
nenden Absprache wurden gegen die Unternehmen 
Geldbußen von insgesamt 197 000 DM festgesetzt 
(§§ 1, 38 Abs. 1 Nr. 1). Die Bußgeldbescheide sind 
nicht angefochten worden. 

Gegen diese sieben Hersteller sind sodann Miß- 
brauchsverfahren nach § 17 Abs. 1 Nr. 2 durchge- 
führt worden. Als Mißbrauch wurde es angesehen, 
daß die Unternehmen — wie in dem vorausgegan- 
genen Bußgeldverfahren festgestellt — ihre gebun- 
denen Endverbraucherpreise für bestimmte Wasch- 
maschinen aufgrund von Abreden erhöht hatten. Die 
Frage, ob ein Mißbrauch nach § 17 vorliegt, bemißt 
sich nicht nur nach der Art und Weise, wie eine 
Preisbindung gehandhabt wird, sondern auch danach, 
wie sie zustande gekommen ist. Macht ein Unter- 
nehmen von der Ausnahmeregelung des § 16 für 
solche Preise Gebrauch, deren Erhöhung es vorher 
ordnungswidrig abgesprochen hat, so handhabt es 
die Preisbindung mißbräuchlich. Nachdem fünf von 
ihnen die gebundenen Preise gesenkt und zwei die 
Preisbindungen aufgehoben haben, sind die Ver- 
fahren eingestellt worden. 


4. Farbfernsehgeräte 

Durch Beschlüsse nach § 17 Abs. 1 sind die Preisbin- 
dungen für Farbfernsehgeräte von zwölf Herstellern 
für unwirksam erklärt worden. Mit Ausnahme der 
Entscheidungen gegen zwei Unternehmen sind die 
Beschlüsse unanfechtbar geworden. Das Bundeskar- 
tellamt hatte unter Mitwirkung einiger Landeskar- 
tellbehörden festgestellt, daß die Preisbindungen im 
gesamten Bundesgebiet sowie in West-Berlin in 
erheblichem Umfang durchbrochen wurden und die 
betroffenen Herstellerunternehmen ersichtlich nicht 
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mehr in der Lage waren, die Lückenlosigkeit wieder 
herzustellen. Das weitere Festhalten an den Preis- 
bindungen durch die betroffenen Unternehmen 
stellte daher einen Mißbrauch dar und war zugleich 
geeignet, in einer durch die gesamtwirtschaftlichen 
Verhältnisse nicht gerechtfertigten Weise ein Sin- 
ken der gebundenen Preise zu verhindern (§ 17 
Abs. 1 Nr. 2 und 3). Das Bundeskarteliamt hat in 
allen Fällen erstmalig aut vorherige Abmahnung 
nach § 17 Abs. 2 verzichtet, weil weitere mit einer 
Abmahnung verbundene Verzögerungen angesichts 
der Marktverhältnisse, insbesondere der durch die 
lückenhaften Preisbindungen bewirkten Schädigung 
von Handel und Verbrauchern nicht vertretbar ge- 
wesen wären. Ein Unternehmen hat gegen die Un- 
wirksamkeitserklärung seiner Preisbindungen in 
vollem Umfang Beschwerde eingelegt. Ein weiteres 
Unternehmen hat die Mißbrauchsverfügung nur teil- 
weise angefochten, die betreffenden Preisbindungen 
inzwischen jedoch aufgehoben. Ein von den Ent- 
scheidungen des Bundeskartellamtes nicht betroffe- 
nes Herstellerunternehmen hat nach Einleitung von 
Ermittlungen wegen Verdachts mißbräuchlicher 
Handhabung seiner Preisbindungen die gebundenen 
Preise gesenkt. Bei einem marktgängigen Gerät ist 
es von der Preisbindung zur Preisempfehlung über- 
gegangen. Nach Bekanntwerden der Unwirksam- 
keitserklärungen haben drei weitere Anbieter, ge- 
gen die keine Mißbrauchsverfahren eingeleitet wor- 
den waren, die gebundenen Endverbraucherpreise 
für ihre Farbfernsehgeräte teils gesenkt, teils die 
Preisbindung aufgegeben. 


5. Bespielte Schallplatten 

Verschiedene Schallenplattenhersteller hatten im 
Herbst 1969 für etwa 50 Schallplatten-Kasetten mit 
Werken des klassischen Repertoirs sowie der Unter- 
haltungsmusik „Subskriptionspreise" zur Preisbin- 
dung angemeldet. Diese Preise sollten im Frühjahr 
1970 bis zu 40 v. H. erhöht werden. Die künftigen 
höheren Preise wurden teils zusammen mit den 
Subskriptionspreisen, teils erst zu Anfang 1970 an- 
gemeldet. Wegen Verdachts mißbräuchlicher Hand- 
habung von Preisbindungen wurden Verfahren nach 
§ 17 eingeleitet. Im Laufe der Verfahren räumten 
die Unternehmen ein, daß mit dem billigeren Sub- 
skriptionspreis keine Vorleistungen der Subskriben- 
ten, insbesondere keine Verpflichtungen zur Ab- 
nahme der subskribierten Schallplatten — ■ etwa wie 
im Buchhandel — abgegolten werden. Unter Sub- 
skription werde bei Schallplatten das Angebot von 
Erstauflagen zumeist umfangreicher Schallplatten- 
aufnahmen, z. B. Oper, Oratorium, Gesamtwerke, 
meist in Kassetten in einem bestimmten Zeitraum 
zu einem unter dem Normalpreis liegenden Vor- 
zugspreis verstanden. Zweck derartiger Subskrip- 
tionsangebote sei es, durch erhebliche Preisvorteile 
bereits bei Erscheinen des Angebotes eine massierte 
Nachfrage zu wecken und dadurch die meist ho- 
hen Kosten dieser Aufnahmen möglichst schnell zu 
tilgen. Dergestalt werde vor allem die Lagerhaltung 
verbilligt. Das Bundeskartellamt vertrat die Auf- 
fassung, daß die Preisbindungen nach Ablauf des 
Subskriptionsangebotes geeignet sind, die gebunde- 


nen Waren in einer durch die gesamtwirtschaftlichen 
Verhältnisse nicht gerechtfertigten Weise zu ver- 
teuern; der Handel wird durch die Preisbindung 
gehindert, die zu Subskriptionspreisen eingekauften 
Erzeugnisse weiterhin zu den niedrigeren Preisen 
anzubieten. Die Mehrzahl der Unternehmen kün- 
digte daraufhin an, die niedrigeren Subskriptions- 
pieise beizubehalten. Ein Unternehmen mußte hin- 
gegen nach § 17 Abs. 2 abgemahnt werden. Diese 
Abmahnung wurde im Preisbindungsregister ver- 
merkt (§ 16 Abs. 5) und dem betroffenen Unter- 
nehmen mitgeteilt (§ 7 Preisbindungsregisterver- 
ordnung). Der gegen diese Eintragung beim Kam- 
mergericht gestellte Antrag des Unternehmens, im 
Wege der einstweiligen Anordnung zu bestimmen, 
daß die der Eintragung zugrunde liegende Anwei- 
sung der Beschlußabteilung erst nach Abschluß des 
gleichzeitig eingeleiteten Beschwerdeverfahrens in 
Kraft treten solle, wurde unbegründet zurückgewie- 
sen. Das Kammergericht führte u. a. aus, daß das 
Bundeskartellamt soweit es nach § 17 Abs. 2 Ab- 
mahnungen erlasse und deren Eintragung gemäß 
§ 16 Abs. 5 im Preisbindungsregister vornehme, sei- 
nen gesetzlichen Auftrag zur Aufrechterhaltung und 
Förderung des Wettbewerbs verfolge. Eine Suspen- 
dierung dieser Maßnahmen könne deshalb nur in 
besonderen Ausnahmefällen, namentlich bei Ermes- 
sensüberschreitungen, die hier nicht vorlägen, in 
Betracht kommen. Das Unternehmen hat die Be- 
schwerde zurückgenommen und die Preisbindungen 
für seine Subskriptionsangebote 1969 aufgegeben. 

Leitsatz: 

Die Differenzierung zwischen niedrigeren Sub- 
skriptionspreisen und höheren Nachsubskrip- 
tionspreisen bei preisgebundenen Markenwaren 
ist nur dann nach § 17 Abs. 1 unbedenklich, wenn 
die zu niedrigeren Preisen beziehenden gegen- 
über den zu höheren Preisen kaufenden Abneh- 
mer eine objektiv feststellbare, entgeltenswerte 
Vorleistung erbringen. 

Das Landgericht Berlin hatte in einem Zivilrechts- 
streit festgestellt, daß ein preisgebundener Händler 
nicht verpflichtet ist, die Preisbindung für Schall- 
platten einzuhalten, soweit der Hersteller die — 
auch nur hinsichtlich einer Plattenseite — gleichen 
Schallplatten zu niedrigeren als den vorgeschrie- 
benen Endverbraucherpreisen vertreibt oder Schall- 
plattenklubs als Lizenznehmern zu niedrigeren Prei- 
sen zum Vertrieb überläßt (Tätigkeitsbericht 1968 
S. 48). Der Bundesgerichtshof hat dieses Urteil be- 
stätigt und ausgeführt: Der gleichzeitige Vertrieb 
preisgebundener Schallplatten über einen Schall- 
plattenring wirke sich im wirtschaftlichen Ergeb- 
nis, auf das es allein ankomme, dahin aus, daß dem 
Einzelhandel potentielle Käufer entzogen würden. 
Dabei spiele es keine Rolle, daß diese Käufer beim 
Schallplattenring nur ein beschränktes Repertoire 
und zudem in einer anderen Aufmachung angeboten 
erhielten. Entscheidend sei, daß die Käufer beim 
Schallplattenring preisgebundene Schallplatten bil- 
liger erhalten könnten, weil die Preisbindung nur 
für den Einzelhandel, nicht auch für den Vertrieb 
über den Schallplattenring gelte. Damit bejahte der 
Bundesgerichtshof trotz der — unwesentlichen — 
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anderen Aufmachung der zweigleisig, preisgespah 
ten vertriebenen Schallplatten die Identität der 
Ware und trotz des Erfordernisses der Mitglied- 
schaft im Schallplattenring mit gewisser Abnahme- 
pflicht die Identität des Marktes. Nach Auffassung 
des Bundesgerichtshofes verstößt ein preisbinden- 
des Unternehmen gegen seine Vertragspflichten 
gegenüber den gebundenen Abnehmern nicht ledig- 
lich dadurch, daß es Lücken von Preisbindungen auf- 
zudecken oder zu verfolgen unterläßt, sonder auch 
dadurch, daß es durch eigenes Tun Preisunterbie- 
tungen bei einzelnen preisgebundenen Verkaufsein- 
heiten fördert. Dieses Verhalten macht für die ge- 
bundenen Abnehmer die weitere Einhaltung der 
Preisbindung hinsichtlich dieser Verkaufseinheiten 
in der Regel auch dann unzumutbar, wenn der Um- 
fang der von preisbindenden Unternehmen selbst 
geförderten Preisunterbietungen nur verhältnis- 
mäßig gering ist. Die Frage, ob die Unwirksamkeit 
des Preisbindungsvertrages hinsichtlich einzelner 
Verkaufseinheiten nach § 139 BGB die Unwirksam- 
keit des ganzen Vertrages nach sich zieht, wurde 
verneint. Aufgrund dieses Urteils sah sich das Bun- 
deskartellamt veranlaßt, gegen mehrere preisbin- 
dende Schallplattenherstelier Verfahren nach § 17 
Abs. 1 wegen des Verdachts einzuleiten, daß sie die 
gleichen Schallplatten zu höheren gebundenen Prei- 
sen über den Handel und zu niedrigeren Preisen 
über Schailpiattenklubs an Verbraucher absetzen. 
Die Verfahren sind noch nicht abgeschlossen. 

6. Elektrische Hörgeräte 

In einem angemeldeten Gesamtumsatzrabatt- und 
Konditionenkartell hatten sich 13 Hersteller elek- 
trischer Hörgeräte mit einem Marktanteil von etwa 
98 V. H. u. a. dazu verpflichtet, den Abnehmern 
sämtliche Bezüge von Kartellmitgliedern und 
Außenseitern einheitlich mit einem Grundrabatt von 
35 V. H. und je nach der abgenommenen Stückzahl 
im Abrechnungszeitraum mit einem zusätzlichen 
Mengenrabatt bis zu 29 v. H. zu rabattieren. Die 
Kartellmitglieder wurden darauf hingewiesen, daß 
erhebliche Zweifel an der bisher vertretenen Auffas- 
sung bestünden, nach der Gesamtumsatzrabatte als 
echtes Leistungsentgelt im Sinne von § 3 Abs. 1 
angesehen werden können. Es sei daher nicht aus- 
zuschließen, daß der Anmeldung dieses Gesamt- 
umsatzrabattkartells in Abweichung von der bis- 
herigen Entscheidungspraxis aus diesem Grund wi- 
dersprochen werde (Erster Abschnitt S. 16), Darauf- 
hin wurde die Anmeldung zurückgenommen. 


Feinmechanische und optische Erzeugnisse; 
Uhren 

1. Foto-, Projektions- und kinotechnische Erzeug- 
nisse 

Ein Zusammenschluß von nahezu 30 Fotohändlern 
mit 90 Ladengeschäften in Form einer GmbH & Co. 
KG beabsichtigte, unter Inanspruchnahme der Mit- 
telstandsempfehlung des § 38 Abs. 2 Satz 3 gemein- 
schaftlich in Zeitungsbeilagen mit Preisangaben zu 


werben. Das Bundeskartellamt hat festgestellt, daß 
die Voraussetzungen für die Mittelstandsempfeh- 
lung (Tätigkeitsbericht 1968 S. 54/55) erfüllt sind; 
denn die am Zusammenschluß beteiligten Fotohänd- 
ler sind in der Lage, durch gezielte Werbung, insbe- 
sondere mit preisgünstigen Angeboten, wettbe- 
werbsfördernde Bedingungen gegenüber den gro- 
ßen Versandhandelsunternehmen und Warenhäu- 
sern zu schaffen. Auch die Unverbindlichkeit ist 
hinreichend gekennzeichnet. 

2. Uhren 

Das Bundeskartellamt hat der Anmeldung eines Spe- 
zialisierungskartells nach § 5 a Abs. 1 Satz 1 zwi- 
schen einem deutschen und einem französischen Un- 
ternehmen nicht widersprochen, nachdem die Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaft durch Ent- 
scheidung vom 22. Juli 1969 eine Freistellungs- 
erklärung für dieses Kartell abgegeben hat (Tätig- 
keitsbericht 1969 S. 102). Wegen des Nebenein- 
anderbestehens der Wettbewerbsregeln des EWGV 
und der Vorschriften des GWB bedurfte der Vertrag 
auch der Legalisierung nach dem GWB. Nach dem 
Kartellvertrag spezialisiert sich das deutsche Un- 
ternehmen auf große mechanische Wecker und Kurz- 
zeitmesser, das französische Unternehmen auf elek- 
trische Wanduhren und Wecker. Jeder Partner ist 
verpflichtet, die Artikel, auf die er sich spezialisiert 
hat, einschließlich der Bau- und Ersatzteile in dem 
Land des Partners nur an diesen zu liefern. In einem 
halbjährlich aufgestellten Lieferprogramm werden 
die Mindestmengen für diese gegenseitigen Liefe- 
rungen festgelegt. Die Partner haben vereinbart, 
sich bei diesen Lieferungen zumindest den günstig- 
sten Preis einzuräumen, den sie unter gleichen Um- 
ständen für dieselben oder vergleichbaren Arti- 
kel gegenüber Dritten berechnen. Die Spezialisie- 
rung läßt wesentlichen Wettbewerb auf dem Markt 
bestehen, da beide Vertragspartner einen Marktan- 
teil von 10 V. H. für Großuhren haben und mit wei- 
teren sieben Herstellern in Wettbewerb stehen. 


Eisen-, Blech- und Metallwaren 

1. Waffen und Munition 

Die Umgestaltung des Vertriebssystems eines Un- 
ternehmens, das bei einigen Arten ziviler Muni- 
tion marktbeherrschend ist, gab Anlaß zur Prüfung 
nach §§ 22, 26 Abs. 2. Das Unternehmen stellt u. a. 
Jagd- und Sportmunition her. Gleichzeitig vertreibt 
es zivile Munition sonstiger in- und ausländischer 
Produzenten sowie Waffen und jegliches Zubehör 
des Jagd- und Schießsportbedarfs als Handelsware. 
Es hatte zuletzt sieben Fach-Großhändler mit Muni- 
tion eigener Herstellung und mehr als 3000 Fach- 
Einzelhändler (A-Händler), Gemischtwarenbetriebe 
(B-Händler) und Detaillisten ohne offenes Laden- 
geschäft (C-Händler) mit Munition und Handels- 
ware beliefert. Den Fach-Großhändlern und den 
C-Händlern teilte das Unternehmen überraschend 
mit, daß es die Geschäftsbeziehungen mit ihnen nach 
Ablauf von sechs Wochen beenden werde. Anlaß 
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war der bei einigen Muriitionsartcn fühlbare Preis- 
wettbewerb durch importierende Groß- und Einzel- 
händler, dem das Unternehmen durch Aufgabe des 
zweigleisigen Absatzes und durch Senkung weiterer 
Vertriebs- und Verwaltungskosten begegnen wollte. 
Dabei wurde den von der weiteren Belieferung aus- 
geschlossenen Großhändlern angeboten, für das 
Unternehmen als Handelsvertreter hinsichtlich der 
B-Händler tätig zu werden. Mit den ebenfalls nur 
noch unmitlelbar belieferten A-Händlern schloß das 
Unternehmen Partnerschaftsverträge ab, die gestaf- 
felte Gesamtumsatzrabatte für Munition und Han- 
delsware vorsahen und ferner bestimmten, daß Mu- 
nition anderer Hersteller nur als Ergänzung des von 
dem Unternehmen angebotenen Sortiments geführt 
werden darf. Außerdem waren für A- und B-Händler 
unterschiedliche Skontosätze vorgesehen. Das Bun- 
deskartellamt hat durch Ermittlungen bei allen Her- 
stellern und Importeuren festgestellt, daß das Un- 
ternehmen nur für bestimmte Munitionsarten des 
zivilen Bedarfs marktbeherrschend ist, hingegen 
bei anderen Arten im wesentlichen Wettbewerb 
steht. Infolge dieses Wettbewerbs erlitt es bei eini- 
gen für den Gesamtumsatz bedeutenden Munitions- 
arten Marktanteilsverluste, während neben selbst 
importierenden Einzelhändlern auch einige der 
Großhändler ihre Umsätze überproportional auszu- 
weiten vermochten. Es hat ferner bestätigt gefun- 
den, daß der Abnehmerkreis des Großhandels mit 
dem des Unternehmens weitgehend identisch war. 
Bei der Abwägung der Interessen des Unterneh- 
mens und der vom Lieferabbruch bedrohten Händ- 
lergruppen unter dem Gesichtspunkt der Billigkeit 
i. S. von § 26 Abs. 2 wurde daher neben der Been- 
digung der Geschäftsbeziehungen mit den Kleinst- 
umsätze tätigenden C-Händlern auch die Lieferein- 
stellung an den Großhandel im Prinzip unbeanstan- 
det gelassen, zumal der Großhandel die Möglichkeit 
erhielt, teilweise als Handelsvertreter tätig sein zu 
können. Als unbillige Behinderung und gleichzeitig 
als Mißbrauch einer marktbeherrschenden Stellung 
i. S. von § 22 Abs. 3 wurde jedoch die bis zum Wirk- 
samwerden der Liefereinstellung bemessene Frist 
angesehen, weil nicht nur jahrzehntelange Ge- 
schäftsbeziehungen zum Großhandel kurzfristig ab- 
gebrochen wurden, sondern vor allem der Großhan- 
del im Durchschnitt ein Fünftel seines Gesamtum- 
satzes zunächst einbüßte. Es wurde daher eine Ver- 
längerung der Frist um fünf Monate verlangt, um 
dem Großhandel durch rechtzeitige Ausweitung be- 
stehender und Anbahnung neuer Geschäftsbeziehun- 
gen den Übergang zu erleichtern. Weit mehr schien 
die Existenzfähigkeit der Großhändler durch die 
gekoppelte Rabattierung von Munitionsarten, bei 
denen das Unternehmen marktbeherrschend ist, mit 
im Wettbewerb befindlichen Handelswaren- bedroht 
zu sein, da die Erstreckung der Gesamtumsatzrabatte 
auch auf Waffen und Zubehör zu einer Auftrags- 
konzentration bei dem Unternehmen geführt hätte. 
Das Bundeskartellamt hielt deshalb die Gesamtum- 
satzrabatte ebenfalls für mißbräuchlich und erwirkte 
deren Aufspaltung in eine Staffel für Munition eige- 
ner Fertigung und eine Staffel für Handelsware. 
Eine unbillige Marktzugangsbeschränkung i. S. von 
§ 18 Satz 1 Ziff. 2 stellte die Verpflichtung der 
A-Händler dar, fremde Munition nur zu führen, 


wenn sie zur Ergänzung notwendig ist, weil das 
Unternehmen nahezu alle Munitionstypen für Jäger 
und Sportschützen herstellt und die A-Händler einen 
erheblichen Teil dieser Typen nachfragen. Um daher 
diesen Abnehmern die Möglichkeit zu erhalten, un- 
gehindert gleichartige Munition von Dritten zu be- 
ziehen, waren die A-Händler durch das Unterneh- 
men zu unterrichten, Konkurrenzerzeugnisse unbe- 
schränkt führen zu können. Beanstandet und be- 
seitigt wurde außerdem die Einräumung unter- 
schiedlicher Skontosätze für A- und B-Händler we- 
gen Verstoßes gegen das Diskriminierungsverbot 
des § 26 Abs. 2 und die Mißbrauchsvorschrift des 
§ 22 Abs. 3. Das Verfahren ist eingestellt worden. 


2. Eiserne Fässer und Gefäße 

Der Rationalisierungsgemeinschaft Stahlblechver- 
packungen e. V. ist die Erlaubnis für eine Verlänge- 
rung und Erweiterung ihrer bisherigen Tätigkeit 
erteilt worden. Sie ist die Nachfolgerin der 1959 
gegründeten Rationalisierungsgemeinschaft Eiserne 
Fässer und Gefäße e. V. und verfolgt nunmehr eine 
Typenbereinigung bei der Fertigung von eisernen 
Fässern, Trommeln, Kannen und Hobbocks. Die zu- 
sätzlich für Kannen und Hobbocks vorgesehenen 
Rationalisierungsmaßnahmen einschließlich der 
Preisabreden (Mindermengenzuschläge, Nichtnor- 
mungszuschläge und Rationalisierungsprämien) sind 
mit den bisherigen Maßnahmen weitgehend iden- 
tisch. Auch sie sind von den Hauptabnehmergruppen 
und dem Rationalisierungskuratorium der Deutschen 
Wirtschaft befürwortet worden. Außerdem sind der 
Gemeinschaft weitere Unternehmen beigetreten. Die 
erste Erlaubnis ist 1960 erteilt worden (Tätigkeits- 
bericht 1960 S. 84). Seitdem hat die Gemeinschaft 
ihre Rationalisierungsmaßnahmen mehrfach geän- 
dert. Alle diese Maßnahmen waren Gegenstand be- 
sonderer Erlaubnisverfahren beim Bundeskartellamt. 
1965 ist zugleich erstmals die Erlaubnis in der Form 
eines Teilblanketts erteilt worden (Tätigkeitsbericht 
1965 S. 38). Dieses erlaubt der Gemeinschaft, Um- 
stufungen von Typen zur Anpassung an den tech- 
nischen Fortschritt oder auf Wunsch eines Abneh- 
mers vorzunehmen, ohne daß es dazu noch einer 
besonderen Erlaubnis bedarf. Voraussetzung für 
diese Änderung ist, daß zuvor die Hauptabnehmer- 
gruppen gehört werden und das Rationalisierungs- 
kuratorium zugestimmt hat. Diese Änderungen sind 
sodann dem Bundeskartellamt mitzuteilen. Die Er- 
laubnis für die Verlängerung und Erweiterung der 
Gemeinschaft mit dem neuen Mitgliederbestand 
konnte wiederum in der Form des Teilblanketts er- 
teilt werden. Die unter § 1 fallenden Vereinbarun- 
gen konnten nach § 5 Abs. 2 und 3 erlaubt werden. 
Die Auswertung des von der Gemeinschaft in Er- 
füllung der Auflagen vorgelegten Materials hat er- 
geben, daß die erwarteten Rationalisierungserfolge 
eingetreten sind. Das Verhältnis von Aufwand zu 
Ertrag hat sich bei ihren Mitgliedern als Folge der 
Rationalisierungsmaßnahmen, insbesondere des 
Rückganges der unwirtschaftlichen Kleinaufträge, 
weiter verbessert. Die Mitglieder haben ihre Er- 
zeugnisse trotz der während der letzten Erlaubnis- 
periode auf der Produktionsseite eingetretenen 
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Kostensteigerungen zunächst zu konstanten, später 
im Verhältnis zur Gesamtpreisentwicklung in gerin- 
gem Ausmaß erhöhten Preisen abgegeben. Ange- 
sichts der weitgehenden Identität der getroffenen 
Maßnahmen für den bisherigen und neuen Bereich 
kann erwartet werden, daß diese auch für Kannen 
und Hobbocks zu ähnlichen Ergebnissen führen wer- 
den. Die Tätigkeit der Gemeinschaft muß fortgesetzt 
werden, da die Typenbeschränkung nur stufenweise 
durchgeführt werden kann, um Mitgliedern und Ab- 
nehmern die erforderlichen Umstellungen zu er- 
möglichen. Darüber hinaus muß durch die Fort- 
setzung der Tätigkeit der bereits eingetretene Ra- 
tionalisierungserfolg gesichert werden, da bei vor- 
zeitiger Beendigung mit einer erneuten Ausweitung 
des Typenprogramms zu rechnen ist. Infolgedessen 
konnte die Erlaubnis erneut für fünf Jahre erteilt 
werden, und zwar mit den alten Auflagen, die sich 
als Grundlage für die Mißbrauchsaufsicht des Bun- 
deskartellamtes bewährt haben. 

3. Kochtöpfe und Küchengeräte 

Das Bundeskartellamt hat der Anmeldung eines 
Spezialisierungskartells von zwei Herstellern von 
Kochtöpfen und Küchengeräten nicht widersprochen. 
Zweck des Vertrages ist es, jeden Vertragspartner 
in die Lage zu versetzen, seinen Abnehmern ein 
möglichst großes Sortiment in diesen Erzeugnissen 
liefern zu können, ohne selbst das gesamte Sorti- 
ment hersteilen zu müssen. Die Vertragspartner ha- 
ben daher das Sortiment untereinander aufgeteilt 
und sich zur gegenseitigen Belieferung bzw. Ab- 
nahme verpflichtet. Auf die Kollegenlieferungen 
wird gegenseitig ein bestimmter Rabatt gewährt. 
Die Vertragspartner haben sich verpflichtet, den 
Umfang der Kollegenbestellungen im Rahmen einer 
sogenannten Grob- und Feinplanung vorher ein- 
ander mitzuteilen. Überschreitet die Grobplanung 
die Kapazität des herstellenden Vertragspartners, 
so kann der beziehende vom herstellenden Partner 
die Vornahme von Investitionen verlangen. Kommt 
der herstellende Partner diesem Verlangen nicht 
nach, kann der beziehende die an sich dem anderen 
Partner zur ausschließlichen Fertigung zugewiesenen 
Erzeugnisse auch bei Dritten kaufen oder zur Eigen- 
fertigung übergehen. Die Spezialisierung hat die 
Rationalisierung wirtschaftlicher Vorgänge zum 
Gegenstand, weil sie jeden Vertragspartner in die 
Lage versetzt, sich auf die Fertigung bestimmter 
Erzeugnisse zu spezialisieren und diese nun in grö- 
ßeren Mengen und damit kostengünstiger zu pro- 
duzieren. Die Investitionsabrede ist zur Durchfüh- 
rung der Spezialisierung erforderlich, da durch sie 
die vorhandenen Kapazitäten einer Ausweitung des 
Absatzes angepaßt werden und damit eine möglichst 
wirkungsvolle Spezialisierung gewährleistet wird. 
Der Marktanteil der beiden Hersteller liegt auf den 
in Betracht kommenden Märkten zwischen 3 und 
30 V. H. Die Anzahl der Wettbewerber auf diesen 
Märkten schwanken zwischen sechs und 15. Danach 
läßt das Spezialisierungskartell wesentlichen Wett- 
bewerb bestehen. 


4. Feuerzeuge 

Ein preisbindender Hersteller von Feuerzeugen be- 
absichtigte, den gebundenen Einzelhändlern im Rah- 
men einer Werbeaktion zu gestatten, Altfeuerzeuge 
in Zahlung zu nehmen und dafür einen bestimmten 
Betrag auf den gebundenen Endverbraucherpreis 
anzurechnen. Das Bundeskartellamt hat dem Her- 
steller mitgeteilt, daß eine derartige Werbeaktion 
gegen § 17 Abs. 1 Nr. 3 in Verbindung mit Abs. 1 
Satz 2 verstoßen würde. Denn offenbar sollten die 
in Zahlung genommenen Altfeuerzeuge anders als 
z. B. in Zahlung genommene gebrauchte Kraftfahr- 
zeuge nicht wieder veräußert werden. Die Inzah- 
lungnahme hätte daher in Wirklichkeit einen Nach- 
laß auf den gebundenen Preis dargestellt. Damit 
wäre die Preisbindung in erheblichem Umfange 
lückenhaft geworden und dadurch der Verdacht ent- 
standen, daß der gebundene Preis überhöht ist. Zu- 
gleich hätte in einer derartigen Praxis eine erheb- 
liche Diskriminierung der übrigen Käufer und damit 
eine mißbräuchliche Handhabung der Preisbindung 
im Sinne von § 17 Abs. 1 Nr. 2 in Verbindung mit 
§ 26 Abs. 2 gelegen. Außerdem dürften die Preis- 
nachlässe auch gegen das Rabattgesetz verstoßen 
haben (Tätigkeitsbericht 1961 S. 24). Die den Händ- 
lern auferlegte Verpflichtung, bei der Inzahlung- 
nahme einen bestimmten Betrag anzurechnen, hätte 
schließlich auch gegen § 15 verstoßen (Tätigkeitsbe- 
richt 1968 S. 46). Der Hersteller hat daraufhin von 
dem Vorhaben Abstand genommen. 

5. Tuben 

Bei den im Tätigkeitsbericht 1969 S. 18 f. erwähnten 
weiteren Untersuchungen über Preismeldeverträge 
konnten in einem Fall die Ermittlungen abgeschlos- 
sen werden. In dem Meldesystem haben sich 18 
Hersteller von Aluminiumtuben und -dosen mit 
einem Marktanteil von 70 v. H. verpflichtet, Ab- 
schriften aller Angebote, Auftragsbestätigungen und 
Rechnungen einer Meldestelle zu übersenden und 
dieser auch die sonstigen schriftlichen oder münd- 
lichen Zugeständnisse sowie alle nachträglichen 
Abweichungen von früheren Angaben mitzuteilen. 
Die Meldestelle hat den beteiligten Unternehmen 
auf Anfrage Auskunft über konkrete Geschäftsvor- 
gänge zu geben. Die Auskünfte werden in der Regel 
in der Weise erteilt, daß den Anfragenden Ablich- 
tungen der Meldungen, die die Namen des Her- 
stellers und des jeweiligen Kunden tragen, über- 
sandt werden. Während einer Zeitspanne von etwa 
14 Tagen nach Eingang der Anfrage werden den 
Anfragenden automatisch alle weiteren neueinge- 
henden Meldungen bekanntgegeben, die den glei- 
chen Geschäftsvorgang betreffen. Das Bundeskartell- 
I amt hat den beteiligten Unternehmen mitgeteilt, 

I daß der Marktinformationsvertrag mit § 1 nicht zu 
■ vereinbaren sei. Es sieht durch ihn den Wettbewerb 
in dreifacher Hinsicht beschränkt: Der freie Wett- 
: bewerb ist für jeden Teilnehmer gekennzeichnet 
durch die Ungewißheit über das Verhalten der Mit- 
bewerber. Der Marktinformationsvertrag legt den 
beteiligten Unternehmen Verpflichtungen auf, die 
diese Ungewißheit mindern. Dadurch wird die Viel- 
i fältigkeit der wettbewerblichen Betätigungsmöglich- 
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ketten verringert und somit auch die der Markt- ' 
Chancen der einzelnen Hersteller und Abnehmer, j 
Daneben ist eine Wettbewerbsbeschränkung darin 
zu sehen, daß Zweck und Geschäftsgrundlage des 
Marktinformationsvertrages im Sinne des Bürger- 
lichen Rechts die gemeinsame Vorstellung der be- j 
teiligten Unternehmen ist, die Preisgestaltung an 
der Kalkulation auszurichten und Preisunterbictun- , 
gen erheblichen Umfangs zu unterlassen. Die Er- 
mittlungen in dieser Richtung ergaben, daß ein ! 
junges, kleines Unternehmen im Jahre 1968 fristlos | 
aus dem Meldeverfahren ausgeschlossen worden ist, ] 
weil seine Bemühungen, über erhebliche Preisunter- | 
bietungen Zugang zum Markt zu finden, zu Wider- 
spruch aus dem Kreis der übrigen Hersteller geführt 
hatte. In mehreren Fällen haben sich damals Unter- 
nehmen mit Vorwürfen an den kleinen Mitbewerber , 
gewandt, weil sie dessen Preise, die sie durch die ; 
Meldestelle erfahren hatten, nicht für ordnungsge- ^ 
mäß kalkuliert und unter dem Branchenpreisniveau 
liegend hielten. Das kleine Unternehmen selbst 
hatte bei seinem Beitritt zum Meldeverfahren im 
Jahre 1965 noch zum Ausdruck gebracht, daß es die 
bestehenden Marktpreise nicht unterbieten wolle. 
Das Bundeskartellamt sieht schließlich die Wettbe- , 
werbsbeschränkung auch darin, daß die vertragliche 
Vereinbarung der Melde- und Auskunftspflichten 
die Festlegung einer Methode bedeutet, die zu einer ; 
Dämpfung der Preisausschläge führt und demgemäß | 
eine entsprechende Preisabsprache entbehrlich | 
macht. Bei der hier gegebenen Marktform des Oligo- | 
pols mit homogenen Gütern ist kennzeichnend, daß 
der Wettbewerb mit Preisen und Konditionen nur 
dann zu Erfolgen für die teilnehmenden Unterneh- 
men führen kann, wenn die Wettbewerbshandlun- 
gen von den Mitbewerbern solange als möglich ge- 
heimgehalten werden können. Die vertragliche Ver- 
einbarung eines Meldeverfahrens, die dem Kon- 
kurrenten eine rasche Anpassung ermöglicht und 
aus diesem Grunde besonders günstige Angebote an 
Abnehmer in vielen Fällen sinnlos erscheinen läßt, 
bedeutet zwangsläufig eine Minderung der Wett- ' 
bewerbsmöglichkeiten. Der nach § 1 erforderliche , 
Nadiweis, daß das Meldeverfahren die Marktver- | 
hältnisse für den Verkehr mit Aluminiumtuben be- I 
einflußt, konnte aufgrund einer Prüfung der Unter- I 
lagen der Meldestelle geführt werden. Die an dem ; 
Marktinformationsvertrag beteiligten Unternehmen ; 
wurden aufgefordert, das Meldeverfahren aufzu- 
geben oder den Vertrag in der Weise abzuändern, 
daß er nicht mehr unter § 1 fällt. Die Unternehmen 
haben es bislang abgelehnt, das Meldeverfahren 
aufzugeben. Sie wollen es nach einer letzten Erklä- 
rung auf die Festsetzung von Geldbußen ankommen 
lassen. 

6. Flaschenkapseln 

Das Bundeskartellamt hat der Anmeldung eines 
Spezialisierungskartelis von zwei Herstellern von 
Flaschenkapseln nicht widersprochen. Zweck des 
Vertrages ist es, jeden Vertragspartner in die Lage 
zu versetzen, seinen Abnehmern ein möglichst gro- 
ßes Sortiment in diesen Erzeugnissen liefern zu kön- 
nen, ohne selbst das gesamte Sortiment hersteilen 
zu müssen. Die Vertragspartner haben daher das 


Sortiment untereinander aufgeteilt und sich zur 
gegenseitigen Belieferung bzw. Abnahme verpflich- 
tet. Bei den Kollegenlieferungen wird gegenseitig 
ein bestimmter Rabatt gewährt. Die Vertragspartner 
haben für den Fall, daß die Nachfrage die Produk- 
tionskapazität bei dem herstelienden Vertragspart- 
ner für einen längeren Zeitraum überschreitet oder 
sich auf den beziehenden Vertragspartner konzen- 
triert, gegenseitige Bezugsrechte und Investitions- 
verpflichtungen vereinbart. Die Spezialisierung ver- 
setzt jeden Vertragspartner in die Lage, sich auf die 
Fertigung bestimmter Erzeugnisse zu konzentrieren 
und diese nunmehr in größeren Mengen und damit 
kostengünstiger zu produzieren. Die Investitions- 
abrede ist zur Durchführung der Spezialisierung er- 
forderlich, da durch sie die vorhandenen Kapazitäten 
einer Ausweitung des Absatzes angepaßt werden 
und damit eine möglichst wirkungsvolle Speziali- 
sierung gewährleistet wird. Nachdem die Vertrags- 
partner ihre Mitgliedschaft bei dem Marktinforma- 
tionsverfahren Flaschenkapseln bis zum Abschluß 
der insoweit beim Bundeskartellamt laufenden Un- 
tersuchungen aufgegeben haben, bleibt wesentlicher 
Wettbewerb auf dem Markt bestehen. Die beiden 
Unternehmen haben insgesamt einen Marktanteil 
bei Aluminiumkapseln von 5 v. H. und bei Stanniol- 
kapseln von 29 V. H. Sie befinden sich auf diesen 
Märkten jeweils mit elf bzw. neun anderen Unter- 
nehmen in Wettbewerb. 


Spielwaren und Schmuckwaren 

1. Spielwaren 

Ein Unternehmen warb 1969 für seine preisgebun- 
denen Miniaturautos in der Weise, daß es dem 
Einzelhandel beim Verkauf eines neuen Erzeug- 
nisses ein Drittel des gebundenen Preises für die 
Entgegennahme eines gebrauchten Miniaturautos 
vergütete. Obwohl das Unternehmen darauf ver- 
zichtete, den Einzelhandel bei der Entgegennahme 
gebrauchter Miniaturautos hinsichtlich der Höhe des 
Ankaufspreises zu binden, hat das Bundeskartellamt 
die Umtauschaktion als mißbräuchliche Handhabung 
der Preisbindung im Sinne von § 17 Abs. 1 Nr. 2 
angesehen, weil der Ankauf praktisch wertloser 
Miniaturautos einen verschleierten Preisnachlaß dar- 
stellt und dadurch die Preisbindung lückenhaft wird. 
Nachdem das Unternehmen die Umtauschaktion 
aufgegeben hatte, ist das Verfahren eingestellt wor- 
den. 

2, Schmuckwaren 

Für die Gemeinschaftswerbung von acht Schmuck- 
warengroßhändlern in einem Katalog, der an ihre 
Einzelhandelskunden verteilt wird, hat das Bundes- 
kartellamt die Voraussetzungen für die Mittei- 
standsempfehlung als erfüllt angesehen. Die Be- 
teiligten haben nachgewiesen, daß die Preise ihres 
für die Gemeinschaftswerbung vorgesehenen Sorti- 
ments unter jenen der von den Großbetriebsformen 
angebotenen Schmuckwaren liegen und damit wett- 
bewerbsfördernde Bedingungen gegenüber diesen 
Großbetriebsformen geschaffen werden. 
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Chemische Erzeugnisse 


1. Stickstoff-Düngemittel 

Nachdem ein führendes Unternehmen der chemi- 
schen Industrie unmittelbar und mittelbar mehr als 
91 V. H. des Grundkapitals eines Unternehmens der 
gleichen Branche übernommen und diesen Zusam- 
menschluß nach § 23 angezeigt hatte, hat das Bun- 
deskartellamt die beteiligten Unternehmen zu einer 
öffentlichen mündlichen Verhandlung nach § 24 auf- 
gefordert. Es ist davon ausgegangen, daß bereits 
vor dem Zusammenschluß kein wesentlicher Wett- 
bewerb auf den Märkten für die verschiedenen 
Stickstoffdüngersorten bestand. Für diese Beurtei- 
lung waren die hohe Konzentration auf der Ange- 
botsseite, die Homogenität der Stickstoffdünger- 
sorten, die übereinstimmenden Listenpreise und 
-rabatte und Lieferungsbedingungen aller deutschen 
Anbieter und die mit Ausnahme von Kalkammon- 
salpeter geringfügigen Importe maßgebend. Der Zu- 
sammenschluß führte nach Auffassung des Bundes- 
kartellamtes zu einer weiteren Einschränkung des 
Wettbewerbs. Die Unternehmen des betroffenen 
Konzerns haben jetzt bei den verschiedenen Stick- 
stoffdüngersorten einen Anteil an den Inlandsliefe- 
rungen der deutschen Hersteller zwischen 18 und 
53 V. H. Von wesentlicher Bedeutung ist schließlich, 
daß der Konzern durch den Zusammenschluß Einfluß 
auf den zweitgrößten Anbieter von Stickstoffdünger 
— eine Vertriebsgesellschaft — gewonnen hat, da 
das erworbene Unternehmen zu 50 v. H. an einem 
maßgebenden Mitglied dieses Syndikats beteiligt 
ist. Die Unternehmen haben in der mündlichen Ver- 
handlung abweichende Auffassungen vorgetragen. 
Sie betonen insbesondere den starken Wettbewerb 
der Importe von Kalkammonsalpeter aus Belgien, 
der sich nicht nur bei dieser Stickstoffdüngersorte, 
sondern auch bei anderen, die nicht in erheblichem 
Umfang importiert werden, auswirkt. Das Unter- 
nehmen bestritt auch den Einfluß auf das Syndikat; 
zwischen den beiden Unternehmensgruppen be- 
stünde unverändert wesentlicher Wettbewerb. 

Bei der Deutschen Ammoniak- Vereinigung (DAV), 
Bochum (Tätigkeitsbericht 1969 S. 71), haben sich 
durch Zusammenschlüsse, Firmenänderungen und 
Ausscheiden folgende Änderungen ergeben; Die 
Ilseder Hütte, Peine, und die Salzgitter Hüttenwerk 
Aktiengesellschaft, Salzgitter-Drütte, haben sich zur 
Stahlwerke Peine-Salzgitter Aktiengesellschaft, 
Peine, zusammengeschlossen. Die Salzgitter Hütten- 
werk Aktiengesellschaft ist aus der DAV ausge- 
schieden. Die Steinkohlenbergwerk Aktiengesell- 
schaft ist auf den Eschweiler Bergwerks-Verein, 
Kohlscheid, umgewandelt worden. Die Deutsche 
Erdöl Aktiengesellschaft firmiert nunmehr als Deut- 
sche Texaco Aktiengesellschaft Hamburg. Die Gel- 
senberg Benzin Aktiengesellschaft ist auf die 
Gelsenberg Aktiengesellschaft, Essen, umgewandelt 
worden. Die Mitgliedschaftsrechte der Gelsenberg 
Benzin Aktiengesellschaft in der DAV sind damit 
auf die Gelsenberg Aktiengesellschaft übergegan- 
gen. Die Rheinstahl Hüttenwerke Aktiengesellschaft 
hat zum 30. Juni 1970 wegen Stillegung ihrer Ko- 


kerei ihre Mitgliedschaft in der DAV gekündigt. 
Die Rütgerswerke und Teerverwertung Aktienge- 
sellschaft hat ihren Firmennamen in Rütgerswerke 
Aktiengesellschaft, Frankfurt, geändert. Die VEBA- 
Chemie West GmbH, Wanne-Eickel, und die VEBA- 
Chemie Nord GmbH, Hannover, sind auf die VEBA- 
Chemie Aktiengesellschaft, Gelsenkirchen-Buer, um- 
gewandelt worden. 

^ 2. Teerfarbstoffe 

Der Kartellsenat des Bundesgerichtshofs hat durch 
Beschluß vom 17. Dezember 1970 — KRB 1/70 — 
, (WiiW/E BGH 1147) die Rechtsbeschwerde des 
I Generalstaatsanwalts beim Kammergericht gegen 
den Beschluß des Kammergerichts vom 28. August 
1969 (WuW/E OLG 1015) verworfen. In diesem Buß- 
geldverfahren ging es um die Frage, ob die im 
I Oktober 1967 von den betroffenen Teerfarbenher- 
stellern zum gleichen Zeitpunkt und in gleichem 
Ausmaß vorgenommene Preiserhöhung auf einem 
„Vertrag" im Sinne des § 1 beruhte. Das Kammer- 
gericht hatte den Nachweis eines Vertrages nicht für 
! erbracht angesehen und daher den Bußgeldbescheid 
! des Bundeskartellamtes aufgehoben (Tätigkeitsbe- 
richt 1969 S. 72). Nach Auffassung des Bundesge- 
richtshofs setzt der Vertragsbegriff des § 1 eine 
„Einigung" voraus, d. h. „eine durch Angebot und 
Annahme herbeigeführte Willensübereinstimmung 
der Partner". Dabei seien „die allgemeinen Regeln 
des Bürgerlichen Gesetzbuches über das Zustande- 
kommen eines Vertrages (§§ 145 ff. BGB) uneinge- 
schränkt anwendbar". Eine weitere Auslegung des 
Vertragsbegriffs in der Richtung, daß unter Ver- 
zicht auf das Merkmal der Einigung auch andere 
Formen bewußt gleichförmigen Verhaltens erfaßt 
werden, lehnt der Bundesgerichtshof ab. Denn der 
Kartellvertrag im Sinne des § 1 gehöre zum Tatbe- 
stand einer Ordnungswidrigkeit im Sinne des § 38 
Abs. 1 Nr. 1, der „auch bei einem noch so dringen- 
den rechtspolitischen Bedürfnis nicht im Wege der 
Gesetzes- oder Rechtsanalogie erweitert werden 
darf". Auch hinsichtlich der Tatfrage, ob in diesem 
Falle eine Einigung zwischen den betroffenen Teer- 
farbenherstellern zustande gekommen war, hält der 
Bundesgerichtshof die Entscheidung des Kammer- 
gerichis rechtlich nicht für angreifbar. Er billigt die 
strengen Beweisanforderungen des Kammergerichts 
und betont, daß insbesondere der Grundsatz, wo- 
I nach Zweifel im Tatsächlichen zugunsten des Ange- 
klagten zu berücksichtigen sind („in dubio pro reo"), 
dem Tatrichter bei der Beweiswürdigung „einen 
Spielraum richterlichen Ermessens eröffnet, der nicht 
I der revisionsgerichtlichen Nachprüfung unterliegt". 

I 

I 3. Azetylengas 

: Das Gesamtumsatzrabattkartell der Interessenge- 
I meinschaft Acetylen Nord war infolge einer irrtüm- 
; liehen Meldung des Kartells im Kartellregister ge- 
löscht worden (Tätigkeitsbericht 1968 S. 57). Auf- 
grund einer erneuten Anmeldung ist ein inhalts- 
gleicher Kartellvertrag am 14. Februar 1970 wirk- 
sam geworden. Der Rabattbeschluß des Kartells 
, wurde danach geringfügig geändert und ergänzt. 
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4. Fotochemische Materialien ! 

Gegen die an der Empfehlung des Fotohändlerver- ; 
bandes Beteiligten (Tätigkeitsbericht 1969 S. 73) hat 
auf ihren Einspruch das Kammergericht durch Be- 
schluß vom 17. Februar 1970 (WuW/OLG 1100) die 
gleichen Geldbußen wie im Bußgeldbescheid ver- 
hängt. Das Kammer ge rieht ist der Auffassung des 
Bundeskartellamtes beigetreten, wonach durch die 
Empfehlung eines Preises, der dem Preis der groß- 
betrieblichen Unternehmensformen gleich ist, keine 
wettbewerbsfördernden Bedingungen gegenüber 
diesen im Sinne von § 38 Abs. 2 Satz 3 geschaffen 
werden. Gegen den Beschluß ist Rechtsbeschwerde 
eingelegt, über die der Bundesgerichtshof noch zu 
entscheiden hat. 

5. Körperpflegemittel 

Sämtliche Preisbindungen eines Herstellers der 
Kosmetikbranche sind nach § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
und 3 aus folgenden Gründen mit sofortiger Wir- 
kung für unwirksam erklärt worden. Das Unterneh- 
men vertreibt seine Erzeugnisse sowohl über den 
Groß- und Einzelhandel als auch unmittelbar über 
den Einzelhandel. Es gewährt neben Funktions- und 
Mengenrabatten dem direkt belieferten Einzelhandel 
einen Naturalrabatt für einen jeweils von ihm fest- 
gesetzten Zeitraum. Durch diese zeitlich begrenzte 
Naturalrabattgewährung verletzt das preisbindende 
Unternehmen § 26 Abs. 2 und handhabt die Preis- 
bindungen mißbräuchlich nach § 17 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2. Für die Dauer des Naturalrabattes liegt die 
maximal mögliche Gesamthandelsspanne des direkt 
belieierten Einzelhandels stets höher als für den 
Groß- und Einzelhandel zusammen bei Lieferung 
der preisgebundenen Waren über beide Handels- 
stufen. Dadurch wird der Großhandel unbillig behin- 
dert; denn der Einzelhandel wird in dieser Zeit- 
spanne bei Kenntnis der günstigen Einkaufsmöglich- 
keiten die Waren beim preisbindenden Unterneh- 
men direkt und nicht beim Großhandel beziehen. 
Zugleich werden jeweils gleichartige Unternehmen, 
nämlich der mit den Naturalrabatten begünstigte 
Einzelhandel gegenüber dem übrigen Einzelhandel, 
der aus bestimmten Gründen über den Großhandel 
bezieht, ohne sachlich gerechtfertigten Grund unter- 
schiedlich behandelt. Außerdem werden die preis- 
gebundenen Erzeugnisse vom Handel zunehmend 
und verbreitet zu weitaus niedrigeren als den ge- 
bundenen Preisen an Endverbraucher abgesetzt. 
Daraus folgt nach der gesetzlichen Vermutung des 
§ 17 Abs. 1 Satz 2, daß die Preisbindungen geeignet 
sind, die gebundenen Waren in einer durch die 
gesamtwirtschaftlichen Verhältnisse nicht gerecht- 
fertigten Weise zu verteuern oder ein Sinken ihrer 
Preise zu verhindern (§ 17 Abs. 1 Nr. 3). Das Fest- j 
halten an tatsächlich in erheblichem Umfang lücken- i 
haft gewordenen Preisbindungen bei Unvermögen 
des anmeldenden Unternehmens, diese Lücken als- 
bald wieder zu schließen, stellt zudem nach stän- ' 
diger Verwaltungspraxis des Bundeskartellamtes | 
eine mißbräuchliche Handhabung dieser Preisbin- j 
düng nach § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 dar. Vertrags- | 
treue Händler erleiden hierdurch Wettbewerbsnach- | 
teile, und diejenigen Verbraucher werden getäuscht ; 


I sowie benachteiligt, die im Vertrauen auf den Fort- 
bestand einer lückenlosen Preisbindung davon ab- 
^ sehen, günstigere Einkaufsmöglichkeiten zu suchen. 
Der Beschluß ist unanfechtbar geworden. 

Sämtliche Preisbindungen von zwei Herstellern, die 
Körperpflegemittel herstellen, sowie ein Teil der 
Preisbindungen von zwei Herstellern der gleichen 
Warenart sind für unwirksam erklärt worden. Die 
Unternehmen waren nicht in der Lage, nach ver- 
breiteten Durchbrechungen ihrer Preisbindungen die 
erforderliche Lückenlosigkeit wiederherzustellen 
(§ 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2). Außerdem griff die ge- 
setzliche Vermutung des Verteuerungseffektes nach 
§ 17 Abs. 1 Satz 2 durch. Wie schon früher in ähn- 
lichen Fällen (Tätigkeitsbericht 1969 S. 74) wurde 
auch hier festgestellt, daß der zunehmende Vertrieb 
von Körperpflegemitteln über Nichtfachhändler 
dann ursächlich für die Lückenhaftigkeit der Preis- 
bindungen ist, wenn bei der Kalkulation die gün- 
stigere Kostenstruktur der Nichtfachhändler nicht 
berücksichtigt und an den ursprünglich für den Fach- 
handel bestimmten Spannen und Preisen trotz ver- 
änderter Vertriebswege weiterhin festgehalten wird. 
Während drei Entscheidungen inzwischen unanfecht- 
bar geworden sind, hat ein Unternehmen gegen die 
Unwirksamkeitserklärung seiner Preisbindungen 
Beschwerde eingelegt, über die das Kammergericht 
noch nicht entschieden hat. 

Zwei Seifenhersteller wurden nach § 17 Abs. 2 auf- 
gefordert, Teile ihrer Preisbindungen wegen ver- 
breiteter Lückenhaftigkeit aufzugeben. Das eine 
Unternehmen hat daraufhin seine sämtlichen Preis- 
bindungen aufgehoben. Das andere hat für einen 
umfangreichen, über die Abmahnung hinausgehen- 
den Teil seines Sortiments die Preisbindungen in 
Preisempfehlungen umgewandelt. 

Sämtliche Preisbindungen eines Unternehmens, das 
Körperpflegemittel vertreibt, sind nach § 17 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 und 3 für unwirksam erklärt worden. 
Das Unternehmen vertreibt die Erzeugnisse über 
Zwischenhandelsstufen durch Hausbesucher zu ge- 
bundenen Preisen an Endverbraucher. Die Haus- 
besucher und Zwischenhändler sind nicht Ange- 
stellte oder Vertreter des preisbindenden Unterneh- 
mens, sondern selbständige Gewerbetreibende. Um 
sie am Vertrieb der Erzeugnisse zu interessieren, 
wurden die gebundenen Endverbraucherpreise so 
hoch festgesetzt, daß sie eine Gesamthandelsspanne 
von 65 V. H. ermöglichen. Durch die hohen Handels- 
spannen ergab sich eine nach § 17 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 zu beanstandende Verteuerung der gebunde- 
nen Waren durch die Preisbindungen. Erfahrungsge- 
mäß werden nach Fortfall der Preisbindungen bei 
derartigen Spannen die Waren verbreitet zu sehr 
j viel niedrigeren als den gebundenen Preisen an 
! Endverbraucher vertrieben. Das Unternehmen hat 
Beschwerde eingelegt, über die das Kammergericht 
noch nicht entschieden hat. 

Der Deutsche Verbraucherbund Pilot e. V., Bonn, 

I hatte gegen 100 Einzelhändler aus allen Teilen des 
1 Bundesgebietes Strafanzeige nach § 2 a WiStG we- 
I gen unangemessen hoher Preise für Gegenstände 
I des lebenswichtigen Bedarfs bei den örtlich zustän- 
I digen Ordnungsämtern erstattet. Ein Unternehmen 
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hatte für seine Markenseife den Endverbraucher- 
preis von 1,95 DM gebunden. Die Unangemessenheit 
dieses gebundenen Preises wurde vom Deutschen 
Verbraucherbund darin gesehen, daß er einen Han- 
delsaufschlag von 100 V. H. enthält. Die Ordnungs- 
ämter hatten sich aber außerstande gesehen, gegen 
die Preisbindungen für diese Markenseife nach dem 
WiStG vorzugehen, solange das Bundeskartellamt 
die Preisbindungen unbeanstandet lasse. Das Ver- 
hältnis von § 2 a WiStG zu §§ 16, 17 ist auf Arbeits- 
tagungen des Bundeskartellamtes mit den Landes- 
kartellbehörden wiederholt erörtert worden. Die 
bereits früher erzielte Übereinstimmung, wonach 
keine allgemeinen Bedenken bestehen, Verfahren 
nach § 2 a WiStG durchzuführen, ohne die gleich- 
zeitige Durchführung eines Mißbrauchsverfahrens 
nach § 17, wurde beibehalten. Es stellt sich im 
Einzelfall jedoch das Problem, daß einem vertrag- 
lich verpflichteten Händler der subjektive Tatbe- 
stand des § 2 a WiStG nur schwer nachgewiesen 
werden kann. Daher sollte nach Ansicht der Landes- 
kartellbehörden das Verfahren nach § 17 den Vor- 
zug haben. In der Regel seien beim Vorliegen des 
objektiven Tatbestandes des § 2 a WiStG (Fordern 
unangemessen hoher Entgelte) auch die Voraus- 
setzungen für eine Unwirksamkeitserklärung einer 
Preisbindung nach § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 (Ver- 
teuerung einer Ware in einer durch die gesamtwirt- 
schaftlichen Verhältnisse nicht gerechtfertigten 
Weise) erfüllt. Die Durchführung eines Mißbrauchs- 
verfahrens durch das Bundeskartellamt hat sich je- 
doch erübrigt, da die Preisbindung für diese Seife 
aufgegeben wurde. 

Ein Unternehmen, das Arznei- und Gesundheits- 
pflegemittel herstellt, hat die Beschwerde beim 
Kammergericht gegen die Unwirksamerklärung sei- 
ner Preisbindungen, die wegen mangelnder Schrift- 
form der Preisbindungsverträge nichtig und daher 
nach § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 als mißbräuchlich an- 
gesehen worden waren (Tätigkeitsbericht 1969 

5. 74), zurückgenommen und hierfür neue Preisbin- 
dungen, deren Verträge den Erfordernissen des § 34 
entsprechen, beim Bundeskartellamt angemeldet. 

Insgesamt sind für Seifen, Wasch- und Körperpflege- 
mittel Preisbindungen von 20 Unternehmen für 696 
Verkaufseinheiten entfallen, nachdem diese ent- 
weder nach § 17 Abs. 1 für unwirksam erklärt wor- 
den waren oder die Unternehmen sie nach Ein- 
leitung von Mißbrauchsverfahren von sich aus auf- 
gegeben hatten. Sieben von diesen Unternehmen 
haben dann für 247 Verkaufseinheiten Preisempfeh- 
lungen angemeldet. 

6. Klebstoffe 

Sämtliche Preisbindungen für Klebstoffe eines Un- 
ternehmens der chemischen Industrie sind mit sofor- 
tiger Wirkung nach § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 
für unwirksam erklärt worden. Nach Auffassung des 
Bundeskartellamtes würden sich bei diesen nicht 
servicebedürftigen „Mitgeh-Artikeln'\ die über 
sämtliche Handelsformen mit Ausnahme des ambu- 
lanten Handels vertrieben werden, nach Wegfall 
der Preisbindungen sehr viel niedrigere als die ge- 
bundenen Preise durchsetzen. Die Preisbindung ver- 


teuerte in einer durch die gesamtwirtschaftlichen 
Verhältnisse nicht gerechtfertigten Weise die ge- 
bundenen Waren, da der Handel durch sie an einer 
entsprechenden Preissenkung gehindert wurde. 
Darüber hinaus war für die Unwirksamerklärung 
maßgeblich, daß eine Staffelung und Kumulierung 
von nach Abnahmemengen differenzierten Handels- 
spannen nicht nur zu einer Verteuerung der gebun- 
denen Waren nach § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 führen 
kann, sondern zugleich auch einen Mißbrauch nach 
§ 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 dann darstellt, wenn kleine 
Handelsunternehmen — z. B. Fachgeschäfte — , bei 
denen höhere Kosten anfallen, mit einem geringeren 
Handelsaufschlag auskommen müssen, als größere 
Mengen abnehmende Handelsformen, während auf 
der anderen Seite die günstiger einkaufenden Han- 
delsunternehmen einen Wettbewerbsvorsprung er- 
langen. Diese günstiger einkaufenden Handelsunter- 
nehmen werden durch die Preisbindung gegen ihren 
Willen daran gehindert, ihre Einkaufsvorteile an 
die Endverbraucher auch tatsächlich weiterzugeben 
und zugleich dazu verleitet, im Wege der Mischkal- 
kulation andere Waren billiger abzugeben, als ihre 
Wettbewerber das können. Damit werden Handels- 
unternehmen ohne sachlich gerechtfertigten Grund 
im Sinne von § 26 Abs. 2 unterschiedlich behandelt. 
Eine sachliche Rechtfertigung ergibt sich auch nicht 
daraus, daß höhere Rabatte bei Mehrabnahme ein 
Entgelt für diese Mehrabnahine darstellen können, 
denn das Ausmaß der Rabattstaffelung steht in 
keinem angemessenen Verhältnis zu den Vorteilen, 
die das preisbindende Unternehmen durch die Ab- 
nahme größerer Mengen erlangen kann. Für die 
Unwirksamerklärung der Preisbindungen war 
j schließlich maßgeblich, daß das Unternehmen kurz 
I vorher für einen Teil dieser Erzeugnisse die Ab- 
! gabepreise erhöht und gleichzeitig die gebundenen 
I Endverbraucherpreise um einen diese Erhöhung er- 
I heblich übersteigenden Betrag heraufgesetzt hat. 
Aus dem Wesen der Preisbindung folgt nicht, daß 
bei einer Erhöhung der Abgabepreise des Herstel- 
lers auch der Handelsaufschlag (berechnet in DM je 
Stück) erhöht werden muß. Die Erhöhung der ge- 
bundenen Verbraucherpreise um mehr als den ab- 
soluten Betrag der Erhöhung der Herstellerabgabe- 
preise und unter automatischer Beibehaltung der 
I bisherigen relativen Handelsspanne ohne jede Be- 
rücksichtigung der unterschiedlichen Kostensituation 
bei den verschiedenen Handelsformen, über die die 
preisgebundenen Erzeugnisse vertrieben werden, ist 
verteuernd nach § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und miß- 
bräuchlich nach § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2. Dies gilt 
dann nicht, wenn dargetan ist, daß bei den in den 
Vertrieb eingeschalteten Handelsunternehmen Ko- 
stenerhöhungen eingetreten sind, die — auch unter 
Berücksichtigung der Marktverhältnisse — die Zu- 
messung eines erhöhten Handelsauschlags pro 
Stück, insbesondere in dem Ausmaß, das sich aus 
der automatischen Beibehaltung der relativen Han- 
j delsspanne ergibt, notwendig machen und recht- 
I fertigen würden. Das wurde im vorliegenden Fall 
nicht dargetan. Das Unternehmen hatte gegen die 
I Unwirksamerklärung der Preisbindungen Be- 
I schwerde eingelegt, nach mündlicher Verhandlung 
' vor dem Kammergericht aber die Preisbindungen 
I für alle seine Erzeugnisse aufgegeben und dafür 
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Preisempfehlungen angemeldet. Die Entscheidung | 
ist durch Riicknahme der Beschwerde rechtskräftig | 
geworden. ! 

7. Reinigungsmittel 

Das Kammergericht hat auf Einspruch gegen ein 
Unternehmen, das Reinigungsmittel herstellt, und 
seinen Geschäftsführer wegen einer nicht angemel- 
deten und daher nach § 15 in Verbindung mit § 38 
Abs. 1 Nr. 1 ordnungswidrigen Preisbindung für 
ein Reinigungsmittel Geldbußen in Höhe von 40 000 
DM und 3 000 DM festgesetzt, die gegenüber dem 
Bußgeldbescheid des Bundeskartellamtes (Tätig- 
keitsbericht 1969 S. 75) um die Hälfte ermäßigt 
sind. Dabei hat das Kammergericht einerseits be- 
rücksichtigt, daß die Marktposition des Unterneh- 
mens durch die illegale Preisbindung verbessert und 
dieser Preisbindung durch die Behauptung ihrer An- 
meldung beim Bundeskartellaint erheblicher Nach- 
druck verschafft worden ist. Zur Ermäßigung der 
Geldbußen führte andererseits, daß der Geschäfts- 
führer unter dem Eindruck des Bußgeldverfahrens 
sich durch Einführung von Kommissionsverträgen 
für den Vertrieb des Reinigungsmittels gesetz- 
mäßig verhalten hat. Gegen den Beschluß des Kam- 
mergerichts ist von den Betroffenen Rechtsbe- 
schwerde eingelegt worden, über die der Bundes- 
gerichtshof noch nicht entschieden hat. 

8. Autopflegemittel 

Gegen die Inhaberin einer chemischen Fabrik sowie 
gegen den zu ihrer Vertretung Bevollmächtigten 
wurden wegen Handhabung einer nicht angemelde- 
ten und daher nach § 15 in Verbindung mit § 38 
Abs. 1 Nr. 1 ordnungswidrigen Preisbindung sowie 
wegen Zuwiderhandlung gegen das Verbot des § 25 
Abs. 1 durch Androhung einer Liefersperre gegen- 
über einem Händler bei Nichteinhaltung bestimmter 
Mindestpreise durch ihn (Ordnungswidrigkeit nach 
§ 38 Abs. 1 Nr. 8) Geldbußen in Höhe von 400, — • 
DM und 800, — DM festgesetzt. In der chemischen 
Fabrik wird auch ein Autopflegemittel hergestellt, 
für das die Betroffenen keine Preisbindung beim 
Bundeskartellamt angemeldet haben. Trotzdem for- 
derte der Bevollmächtigte der Firmeninhaberin 
einen Händler telefonisch auf, sich schriftlich zu 
verpflichten, ab sofort das Pflegemittel nicht mehr 
zu 4,70 und 8,60 DM, sondern zu 5,60 und 9,80 DM 
an Endverbraucher abzugeben, widrigenfalls er mit 
der umgehenden Verhängung einer Liefersperre zu 
rechnen habe. Der bedrohte Händler entsprach die- 
sem Verlangen, veröffentlichte eine neue Preisliste | 
und verlangte von seinen Kunden ab sofort die ent- 
sprechend höheren Preise. Daraufhin wurde er von 
der chemischen Fabrik weiter mit dem Autopflege- 
mittel beliefert. Die Inhaberin des Unternehmens 
hatte durch Verletzung der Aufsichtspflicht (§ 33 
Abs. 1 OWiG) die ordnungswidrige Preisbindung 
ermöglicht, nicht aber auch die Bedrohung des 
Händlers. Daß sie bei gehöriger Aufsicht auch die 
Androhung der Liefersperre hätte verhindern kön- 
nen, war nicht nachzuweisen. Der Bußgeldbescheid 
ist rechtskräftig. 


Glas und Glaswaren 

1. Flachglas 

Das Kammergericht hat durch Beschluß vom 
24. April 1970 — Kart 24/69 — die Anordnung des 
Bundeskäi tellaiiiLes auf Aufnahme eines Glasgroß- 
handelsunternehmens in den zuständigen Flach- 
glas-Großhandelsverband (Tätigkeitsbericht 1969 
S. 77), aufgehoben. Das Kammergericht hat seine 
Entscheidung im wesentlichen wie folgt begründet: 
Für Wirtschafts- und Berufsverbände gelte das ver- 
einsrechtliche Prinzip, daß die Gründer Zweck und 
Umfang des Vereins grundsätzlich selbst bestimmen 
könnten. Ein Großhandelsverband dürfe die Mit- 
gliedschaft auch von der Erfüllung bestimmter Funk- 
tionen abhängig machen. Der Satzung des Be- 
schwerdeführers sei zu entnehmen, daß Verbands- 
mitgl Leder jederzeit das übliche und namentlich 
vollständige Sortiment der Branche vorrätig halten 
müßten. Diese letztere Voraussetzung sei hier aus 
tatsächlichen Gründen zu verneinen. Zwar erfülle 
das Großhandelsunternehmen die anderen Merk- 
male — ausreichende Lagerfläche und entsprechende 
-bestände, regelmäßige waggonweise Flachglasbe- 
züge — , habe sich aber auf einige Sorten Bauglas 
spezialisiert und verfüge damit nicht über die von 
der Satzung geforderte Sortimentsbreite. Als Teil- 
sortimenter sei es gegenüber Vollsortimentern nach 
ihrer wirtschaftlichen Betätigung sowie nach 
der Art und dem Gegenstand des Betriebes nicht 
völlig gleichartig. Danach sei die Ablehnung man- 
gels Erfüllung der Satzungserfordernisse gerecht- 
fertigt. Die Entscheidung des Kammergerichts ist 
unanfechtbar geworden. 


2. Uhrengläser 

Drei Unternehmen der Uhrengläserindustrie haben 
sich zu einer Kommanditgesellschaft zusammenge- 
schlossen, deren persönlich haftende Gesellschafterin 
ein neugegründetes viertes Unternehmen ist. Zweck 
der Gesellschaft ist die Belieferung der deutschen 
Uhren- und Uhrengehäuseindustrie mit bestimmten 
Uhrengläsern. Die Kommanditisten hatten sich ver- 
pflichtet, die vertragsgegenständlichen Erzeugnisse 
künftig nur noch über die Komplementärin vertrei- 
ben zu wollen. Dieses Wettbewerbsverbot, das eine 
mangels Erlaubnis unwirksame Syndikatsregelung 
darstellte, haben die Gesellschafter nach Einleitung 
eines Ordnungswidrigkeitenverfahrens durch das 
Bundeskartellamt unverzüglich aufgehoben. Da 
diese Vertragsbestimmung nur kurze Zeit prakti- 
ziert worden und den Beteiligten ein schuldhaftes 
Handeln insoweit nicht nachzuweisen war, ist eine 
Geldbuße nicht verhängt worden. Das Bundeskar- 
tellamt hat sodann geprüft, ob der Vertrag eine an- 
meldebedürftige Spezialisierungsvereinbarung des- 
halb enthalte, weil die Gesellschafter das Setzen der 
Gläser überwiegend durch die Komplementärin be- 
sorgen lassen. Der Verdacht, hierin könne zugleich 
eine verschleierte Absprache über den gemeinsamen 
Vertrieb liegen, hat sich jedoch nicht bestätigt. Die 
Ermittlungen haben vielmehr ergeben, daß die Ge- 
sellschafter Uhrengläser selbständig verkaufen und 
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auch bei der Vergabe von Setzaufträgen frei sind, 
weil sowohl die Marktverhältnisse als auch die 
Verschiedenartigkeit der Erzeugnisse eine Pro- 
grammaufteilung nicht zulassen. Das Verfahren 
konnte deshalb auch insoweit eingestellt werden. 


3, Hohlglas 

Auf Anregung eines Herstellers von Gemüse- und 
Fruchtsäften ist gegen den größten Hohlglasprodu- 
zenten ein Verfahren nach § 22 eingeleitet worden. 
Den Anlaß gab die Ankündigung über Preiserhö- 
hungen bis zu 31 V. H. bei Spezialflaschentypen zum 
1. Oktober 1969. Da sich der Verfahrensanreger im 
Sommer dieses Jahres in Verhandlungen mit dem 
Betroffenen dazu bereit gefunden hatte, seinen 
Flaschenbezug auf preisgünstigere Standard-Ein- 
weg-Flaschen umzustellen, brauchte die Frage des 
relevanten Marktes, der Marktbeherrschung und 
des Mißbrauchs nicht abschließend geklärt zu wer- 
den. Die Höhe der Preise dieser Flaschentypen 
wurde nicht beanstandet. Im übrigen ist für die Zwi- 
schenzeit das Ausmaß der angekündigten Preis- 
erhöhung nicht realisiert worden. Vielmehr wurden 
Übergangspreise vereinbart. Danach belief sich die 
Preiserhöhung bis zum 31. Dezember 1969 im gewo- 
genen Durchschnitt auf 10,5 v. H., später auf 
14,1 V. H. Der Betroffene hat dargetan, daß die Spe- 
zialflaschentypen hinsichtlich Höhe, Form und Mün- 
dung erheblich von den Standard-Einweg-Flaschen 
abweichen und demzufolge die Herstellung wegen 
geringerer Serien, höherer Bruchfestigkeit und eines 
höheren Glasgewichts schwieriger und aufwen- 
diger ist. Das Verfahren ist eingestellt worden. 

Zwei bedeutende Hersteller von Hohlglas haben 
vereinbart, die bisher von ihnen betriebene Ferti- 
gung bestimmter Erzeugnisse und deren Verkauf 
auf ein neu zu gründendes Gemeinschaftsunterneh- 
men zu übertragen. Das Bundeskartellamt hat die- 
sen Vertrag aufgrund folgender Erwägungen nach 
§ 1 beanstandet: Kooperationen durch Gründung 
von Gemeinschaftsunternehmen sind nicht uneinge- 
schränkt zulässig. Sie sind insbesondere dann 
unwirksam, wenn sie Wettbewerbsbeschränkungen 
der Gründerunternehmen untereinander enthalten. 
Das war hier der Fall. Der Vertrag verpflichtete die 
Vertragspartner, ihre bisher unabhängig vonein- 
ander betriebene Fertigung sowie den Verkauf 
bestimmter Erzeugnisse auf ein neu zu gründendes 
Gemeinschaftsunternehmen zu übertragen. Damit 
hatten sie sich ihrer wettbewerblichen Handlungs- 
freiheit bei Produktion und Vertrieb bestimmter 
Waren zugunsten eines dritten Unternehmens bege- 
ben. Die Durchführung dieses Vertrages hätte be- 
wirkt, daß anstelle der beiden bisher konkurrieren- 
den Gründerunternehmen künftig nur noch das Ge- 
meinschaftsunternehmen als Anbieter dieser Waren 
am Markt hätte auftreten dürfen. Die Vertragspart- 
ner haben angesichts dieser Bedenken den Vertrag 
geändert und ausdrücklich vereinbart, daß die Betei- 
ligten weder untereinander noch gegenüber dem 
Gemeinschaftsunternehmen hinsichtlich der Produk- 
tion oder des Vertriebs der vertragsgegenständ- 
lichen Waren irgendwelchen Beschränkungen unter- 
liegen. Das Verfahren ist eingestellt worden. 


Holzwaren 


Schulmöbel 

Der Anmeldung des Beitritts von zwei weiteren 
Unternehmen zum Konditionen- und Rabattverein 
' Schulmöbel e. V. in Wiesbaden (Tätigkeitsbericht 
1969 S. 77) ist nicht widersprochen worden. Durch 
I Aus- und Beitritte hat sich die Mitgliederzahl des 
I Kartells von ursprünglich 13 auf 10 Unternehmen 
' verringert. 


I Papier und Pappe 

Tiefdruckpapier 

Drei Hersteller von Tiefdruckpapier, die zusammen 
einen Marktanteil von mindestens 55 v. H. haben, 

1 beabsichtigten, eine gemeinsame Vertriebsstelle zu 
I gründen. Nach Prüfung des Vertragsentwurfs hat 
das Bundeskartellamt den Beteiligten mitgeteilt, 

I daß der Vertrag gegen § 1 verstößt (Erster Ab- 
I schnitt S. 13). 


I Papier- und Pappewaren 

! 

Tapeten 

Das Gesamtumsatzrabattkartell der Interessenge- 
meinschaft der Deutschen Tapetenfabrikanten 
(Tätigkeitsbericht 1969 S. 77) war im Hinblick auf 
Art. 85 Absatz 1 EWG-Vertrag vom Bundeskartell- 
amt im Jahre 1961 aufgefordert worden, seine inlän- 
I dische Außenseiterklausel auf Außenseiter in den 
anderen EWG-Mitgliedstaaten zu erweitern. Dieser 
Aufforderung hatte das Kartell seinerzeit keine 
Folge geleistet, sondern den Vertrag mit dem Ziel 
einer Freistellung nach Art. 85 Absatz 3 EWGV 
alsbald nach Inkrafttreten der Verordnung Nr. 17 
des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
bei der Kommission der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft angemeldet. In einem Anhörungster- 
min am 21. Januar 1970 hat die Kommission erken- 
nen lassen, daß wegen der Nichtmitzählung der 
Bezüge von Außenseitern in den anderen EWG-Mit- 
gliedstaaten mit einer Freistellung nach Art. 85 
Abs. 3 nicht zu rechnen sei. Daraufhin hat das Kar- 
tell die Mitzählung der „nachgewiesenen Bezüge 
: des einzelnen Händlers (Erstimporteur im Inland) 

I . . . , die von Außenseitern in anderen EWG-Mit- 
! gliedstaaten hergestellt sind", beschlossen und die- 
i sen Beschluß beim Bundeskartellamt angemeldet. 

; Aus Anlaß einer Eingabe, die ein von der Kartell- 
[ regelung betroffenes Handelsunternehmen im Ver- 
I lauf der dreimonatigen Widerspruchsfrist nach § 3 
' Absatz 3 Satz 1 an das Bundeskartellamt gerichtet 
1 hatte, wurde die Klammer folgendermaßen erwei- 
; tert: „Erstimporteur im Inland oder Ersterwerber 
; von einer inländischen fabrikeigenen Niederlas- 
I sung". In dieser Fassung ist die Erweiterung der 
Außenseiterklausel auf EWG- Außenseiter nach 
: deutschem Kartellrecht wirksam geworden. Das 
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Verfahren nach Artikel 85 EWGV bei der EG-Kom- 
mission ist noch nicht abgeschlossen. 

über den Antrag von zwanzig Tapetenfabrikanten 
und sechs Tapetenhändlern, die Erlaubnis für ein 
Rationalisierungskartell über die Festlegung von 
Angebots- und Abgabeterminen für Mustermaterial 
und Ware neuer Kollektionen zu erteilen (Tätig- 
keitsbericht 19u8 S. 78), ist noch nicht entschieden. 
Die Antragsteller sind aufgefordert worden, das 
Vorliegen der Erlaubnisvoraussetzungen des § 5 
Abs. 2 näher zu begründen. 


Kunststofferzeugnisse 

1. Schaumstoff 

Ein Unternehmen, das Kraftfahrzeugbereifungen, 
Sportartikel aus Gummi und Kunststoffe herstellt, 
hat über eine Tochtergesellschaft einen Marktanteil 
von mehr als 20 v. H. für Schaumstoffe. Es weigerte 
sich, den Erwerb einer Beteiligung an einem Unter- 
nehmen nach § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, zweite Alter- 
native, anzuzeigen, weil dieses Unternehmen keinen 
Schaumstoff herstellt, so daß sich der Marktanteil 
des aufnehmenden Unternehmens für Schaumstoffe 
durch den Zusammenschluß nicht vergrößert hat. 
Mit gleicher Begründung verweigerte die Schaum- 
stoff herstellende Tochtergesellschaft die Anzeige 
des Erwerbs der Kapitalmehrheit eines Steinwolle 
herstellenden Unternehmens. Das Kammergericht 
hatte die Beschwerde gegen die Verfügungen des 
Bundeskartellamtes, durch welche die Unternehmen 
zur Erstattung der Anzeige aufgefordert worden 
waren, durch Beschlüsse vom 24. Oktober 1969 zu- 
rückgewiesen. Die hiergegen eingelegte Rechtsbe- 
schwerde der Unternehmen blieb ohne Erfolg (Tätig- 
keitsbericht 1969 S. 79). Der Bundesgerichtshof hat 
mit zwei gleichlautenden Beschlüssen vom 1. Okto- 
ber 1970 (WuW/E BGH 1126) entschieden, daß 
konglomerate Zusammenschlüsse, also Zusammen- 
schlüsse von Unternehmen, die sich auf verschiede- 
nen Märkten betätigen, nach § 23 Abs. 1 Nr. 1, 
zweite Alternative, anzeigepflichtig sind (Erster Ab- 
schnitt S. 29). 

Gegen 16 Unternehmen, die Styropor hersteilen, 
war Mitte 1968 ein Bußgeldverfahren wegen des 
Verdachts eingeleitet worden, daß diese Unterneh- 
men den Preiswettbewerb beschränkende Abspra- 
chen getroffen und sich über deren Unwirksamkeit 
hinweggesetzt haben. Der Preis des genannten Bau- 
materials war insbesondere 1967 und Anfang 1968 
ständig gesunken. Um diese Entwicklung aufzuhal- 
ten und das Preisniveau in etwa wieder auf das von 
1966 anzuheben, suchten die Unternehmen im Rah- 
men einer bereits bestehenden Inkassogemeinschaft, 
der nahezu alle Hersteller angehörten, nach einem 
Ausweg. Ein solcher wurde zunächst von der Mehr- 
heit der an den Gesprächen Beteiligten allein in 
einer strengen Kartellierung gesehen, weil vor- 
ausgegangene Solidaritätsaufrufe nicht geholfen 
hatten. Eine Legalisierung war nicht möglich. Dar- 
aufhin gründeten 14 Mitglieder der Inkassogemein- 
schaft Mitte 1968 ein gemeinschaftliches Unterneh- 


' men, das u. a. den Vertrieb übernehmen sollte. Zu 
diesem Zweck Unterzeichneten die Vertreter der 
14 Unternehmen gemeinsam einen Liefervertrag 
: mit ihrer zukünftigen Vertriebsstelle, der sie u. a. 

zur ausschließlichen Andienung der Vertragserzeug- 
I nisse verpflichtete. Einige Unternehmen, die das 
Vertragswerk nicht unterzeichnet hatten, darunter 
I die umsatzstärksten, gaben zu erkennen, daß sie 
: sich einer Anhebung des Preises anschließen wür- 
I den. Ab 1. Juni 1968 wurde der Preis für die gän- 
gigste Type des Erzeugnisses um 40 bis 50 v. H. 

! auf einen einheitlichen Preis erhöht, den die Ver- 
triebsstelle nach vorausgegangener Abstimmung 
i mit den Beteiligten festgelegt hatte. Trotz der auf 
! Veranlassung des Bundeskartellamtes gestrichenen 
I Verpflichtung, ausschließlich über die gemeinschaft- 
I liehe Vertriebsstelle zu verkaufen, änderte sich 
I das Marktverhalten der Beteiligten nicht spürbar. 

I Die daraufhin fortgeführten Ermittlungen ergaben 
: Anhaltspunkte dafür, daß die Betroffenen das 
ursprüngliche Ziel nicht aufgegeben hatten, die 
j Preise durch einverständliches Verhalten auf ein 
wesentlich höheres und einheitliches Niveau anzu- 
j heben und zukünftigen Preiswettbewerb zu vermei- 
den. Noch während des Laufs dieser Ermittlungen 
nahm die Vertriebsstelle Ende 1968 den Preis etwas 
zurück. Gleichzeitig war aber daneben in ständig 
zunehmendem Umfang wieder ein individuelles 
Marktverhalten der Beteiligten zu beobachten. An- 
fang 1969 näherte sich dann das Preisniveau dem 
Stand vor der Gründung der Vertriebsstelle, die 
schließlich im Juli 1969 aufgelöst wurde. Da die 
ursprüngliche Wettbewerbsbedingungen in verhält- 
nismäßig kurzer Zeit wiederhergestellt worden 
sind, nachdem das Bundeskartellamt den beteilig- 
ten Unternehmen nachgewiesen hatte, daß ihr Ver- 
: halten gegen § 1 verstößt, war die Einstellung des 
Verfahrens zu erwägen. Doch waren der Gesichts- 
punkt der Abschreckung vor ähnlichen Verstößen 
I gegen das Kartellrecht sowie die durch die Ver- 
' Stöße erlangten Vorteile zu berücksichtigen. Dem 
1 wurde dadurch Genüge getan, daß die Betroffenen 
I freiwillig einen Gesamtbetrag in Höhe von 500 000 
: DM an gemeinnützige Organisationen der Gesund- 
I heitsfürsorge zahlten. Demzufolge konnte nach § 47 
; OWiG das Verfahren eingestellt werden. Dabei ist 
nicht außer acht gelassen worden, daß die Einstel- 
* lung eines Bußgeldverfahrens nach Zahlung einer 
freiwilligen Buße aus rechtsstaatlichen Gründen nur 
dann in Betracht kommen kann, wenn die Kartell- 
behörde aufgrund ihrer Ermittlungen zu der vollen 
Überzeugung gelangt ist, daß der objektive und der 
i subjektive Tatbestand einer Ordnungswidrigkeit 
! gegeben ist. Eine Ungewißheit in tatsächlicher oder 
I rechtlicher Hinsicht zu beseitigen, kann nicht Motiv 
: und Ziel eines solchen Verfahrensabschlusses sein. 

! 2. Rohre aus Kunststoff 

Das Meldeverfahren von neun der zehn inlän- 
dischen Anbieter von PVC-Abflußrohren mit einem 
I Marktanteil von ca. 85 v. H. haben die Hersteller 
nach Intervention des Bundeskartellamtes geändert 
: (Tätigkeitsbericht 1969 S. 16 f., 79). Während nach 
der bis zum 31. Dezember 1969 praktizierten „Ver- 
einbarung über Preismeldeverfahren" auch von den 
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der Meldezentrale mitgeteilten Preisen, Rabatten, 
Konditionen und Geschäftsbedingungen abwei- 
chende Angebote gemeldet werden mußten, sieht 
die ab 1. Januar 1970 in Kraft gesetzte „Vereinba- 
rung über Marktinformation“ keine Angebotsmel- 
dungen mehr vor, sondern nur noch die Mitteilung 
von Vertragsabschlüssen und nachträglichen Ver- 
tragsänderungen (past prices). Hatte die alte Ver- 
einbarung jedem Vertragspartner das Recht gege- 
ben, von der Meldezentrale Auskunft über den 
Inhalt vorliegender Meldungen zu verlangen und 
waren darüber hinaus in der Praxis die -Rückmel- 
dungen unter Angabe des Lieferanten, des Abneh- 
mers und der Abweichung sogar automatisch vor- 
genommen worden, schließt die neue Vereinbarung 
die Erteilung von Auskünften über einzelne Mel- 
dungen ausdrücklich aus. Die Meldestelle ist viel- 
mehr nur noch verpflichtet und berechtigt, den be- 
teiligten Werken generell monatlich einen Über- 
blick über die Preis- und Umsatzentwicklung, ins- 
besondere über die gemeldeten Abweichungen 
(Von-Bis-Werte) ohne Angabe des meldenden Wer- 
kes und der Abnehmer zu geben. Nach Durchfüh- 
rung dieser Änderungen des Marktinformationsver- 
fahrens hat sich der Wettbewerb wieder belebt. 


Gummi- und Asbestwaren 

1. Kraftfahrzeugreifen 

Die Frage, ob die von mehreren inländischen Kfz- 
Reifenherstellern zur Abwehr der Importe auf den 
Markt gebrachten Zweitmarken zu einer mißbräuch- 
lichen Preisspaltung (Tätigkeitsbericht 1959 S. 38) 
geführt haben (Tätigkeitsbericht 1969 S. 80), hat das 
Bundeskartellamt verneint. Die Hersteller haben 
geltend gemacht, daß die für Erst- und Zweitmarke 
verwendeten Materialien nicht identisch seien, daß 
es Unterschiede im Herstellungsprozeß gebe, daß 
Erst- und Zweitmarke verschiedene Profile hätten 
und daß sie sich in den Laufeigenschaften vonein- 
ander unterschieden. Diese Behauptungen waren — 
auch nachdem das Bundeskartellamt in einem Fall 
ein Prüfungszeugnis der Bundesanstalt für Material- 
prüfung eingeholt hatte — nicht zu widerlegen. 

Die Verfahren nach §§ 17 und 26 Abs. 2 gegen die- 
jenigen Reifenhersteller, die in dem Verdacht ge- 
standen hatten, zusätzlich zu Mengenrabatten einen 
an ihrem Marktanteil orientierten Bonus zu gewäh- 
ren (Tätigkeitsbericht 1969 S. 80), sind eingestellt 
worden. Die Unternehmen haben dargelegt, daß 
nicht beabsichtigt gewesen sei, die im Rahmen von 
Fach- oder Vertragshändlervereinbarungen gewähr- 
ten, individuell unterschiedlich gestaffelten Zusatz- 
boni an der Umsatzbeteiligung des jeweiligen 
Fabrikates bei einem Händler auszurichten, son- 
dern sie nach besonderen objektiven Leistungskri- 
terien, wie z. B. Umfang der Lagerhaltung durch 
den Händler, Breite des vom Händler geführten 
Sortiments, Abstellung von Händlerpersonal zu 
Schulungsveranstaltungen und besondere Werbe- 
maßnahnien durch den Händler zu bemessen. So- 
weit zur Klarstellung erforderlich, sind die Fach- 
oder Vertragshändlervereinbarungen entsprechend 


[ geändert worden. Danach beruht die Sonderstellung 
der Vertragshändler auf deren besonderen Leistun- 
' gen und führt nicht systemnotwendig zu Diskrimi- 
i nierungen. 

I Im Rahmen der Mißbrauchsaufsicht nach § 17 sind 
fünf Hersteller von Kfz-Reifen auf Bedenken gegen 
den Fortbestand ihrer Preisbindungen für Reifen 
aufmerksam gemacht worden, die auf folgenden 
Tatsachen und Überlegungen beruhten: Seit Anfang 
des Jahres hatten Händler in Eingaben an das Bun- 
deskartellamt darüber Klage geführt, daß die Rei- 
fenpreisbindungen dieser fünf Unternehmen zuneh- 
mend durchbrochen würden. Der hieraus abgeleitete 
Verdacht einer Verteuerung der gebundenen Waren 
durch die Preisbindung im Sinne von § 17 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 und 3 wurde durch die Beobachtung 
verstärkt, daß sich für Pkw-Ersatzreifen ein Ver- 
trieb im Versandgeschäft angebahnt hatte. Die Ver- 
sandhändler waren gezwungen, ihren Abnehmern 
einen Ausgleich in Gestalt eines niedrigeren Prei- 
ses dafür zu bieten, daß sie die Kosten für Mon- 
tage und Auswuchten tragen oder diese Arbeiten 
selbst ausführen müssen. So sind dem Bundeskar- 
tellamt auch Angebote bekanntgeworden, die im 
Durchschnitt um 20 v. H. (darunter bis zu 34,2 v. H.) 
unter den gebundenen Endverbraucherpreisen 
lagen. Ein weiterer Grund für den Verdacht einer 
Verteuerung waren die nach Ansicht des Bundes- 
kartellamtes überhöhten Mengenboni. Die von den 
preisbindenden Unternehmen neben etwaigen 
Hausboni und neben Funktionsrabatten von 16 bis 
19 V. H. nach individuellen Staffeln ausgeschütteten 
Mengenboni für den Jahresumsatz beginnen zwar 
mit 2 V. H. niedrig; sie führen aber — jeweils bei 
den einzelnen Herstellern unterschiedlich — in 27, 
28 oder 39 Stufen bis hinauf zu Boni von 13,5 v. H. 
Schon 1967, im vorletzten Jahr des Bestehens des 
GUR-Kartells (Tätigkeitsbericht 1968 S. 65), hatte 
infolge der Progression ein großer Reifenhändler 
einen Jahresumsatzbonus von mehr als 11 Mil- 
lionen DM erzielt. Dieser Betrag entsprach dem 
Gesamtbonus von hundert Händlern mit Jahres- 
umsätzen von jeweils 100 000 DM. Die Mißbrauchs- 
aufsicht nach § 17 umfaßt ein Kontrollrecht über die 
Angemessenheit der sich aus der Preisbindung er- 
gebenden Handelsspannen (BGH-Beschluß vom 
17. Oktober 1968 — WuW/E BGH 974 „Zahn- 
creme"). Die verteuernde Wirkung der Preisbin- 
dungen ergab sich nach Ansicht des Bundeskartell- 
amtes auch aus der Kumulation der Funktions- 
rabatte und etwaiger Hausboni mit den höheren 
und höchsten Mengenrabatten. Diese Kumulation 
hatte nämlich zu einer Gesamthandelsspanne ge- 
führt, die den Nettoeinkaufspreis der betreffenden 
Händler erheblich unter den in den Prcisbindungs- 
anmeldungen angegebenen Werksabgabepreis sin- 
ken ließ. Nach Auffassung des Bundeskartellamtes 
waren die durch die Mengenrabattstaffel begünstig- 
ten größeren Handelsunternehmen nicht wegen der 
Kostenstruktur ihrer Betriebe, sondern nur wegen 
der Preisbindungen daran gehindert, ihre Einkaufs- 
vorteile an Endverbraucher durch Preissenkungen 
weiterzugeben. Neben den Bedenken, daß die Rei- 
fen durch die Preisbindung verteuert würden, 
hatte das Bundeskartellamt den Verdacht, daß die 


72 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/2380 


Preisbindungen schon gedanklich in erheblichem 
Umfange nicht mehr lückenlos waren. Denn die in 
den letzten Jahren in vermehrtem Umfang zwischen 
den von der Industrie belieferten Reifenfachhandel 
und den Endverbraucher eingeschalteten Wieder- j 
Verkäufer, wie Kfz-Zubehörhändler, Kfz-Werkstät- 
ten und Tankstellen wurden anscheinend vom Fach- | 
handel nicht auf Einhalluiig der gebundenen Preise 
weiter verpflichtet und hielten die gebundenen 
Preise dann auch tatsächlich nicht ein. Außerdem 
gab Anlaß zu Zweifeln an der gedanklichen Lücken- 
losigkeit die dem Bundeskartellamt bekanntgewor- 
dene Möglichkeit von Parallelimporten und von 
Reimporten in der Bundesrepublik preisgebundener 
Reifen. Diese Möglichkeit besteht, weil die für eine 
lückenlose Preisbindung erforderlichen Export- und 
Reimportverbote sowie Reimportpreisbindungen ge- 
gen Artikel 85 Abs. 1 EWGV verstoßen (Tätigkeits- 
bericht 1969 S. 30 f.). Sämtliche preisbindenden Her- 
steller von Kraftfahrzeugreifen haben ihre Preisbin- 
dungen zum 1. Januar 1971 aufgehoben und erklärt, 
daß sie Preisempfehlungen anmelden werden. 

2, Filterplatten und Filterrahmen 

Ein Hersteller von Filterplatten und Filterrahmen 
aus Grauguß, Sphäroguß, Metallen und Holz und 
ein Hersteller von Filterplatten und Filterrahmen 
aus Gummi oder Kunststoff haben vereinbart, die 
historisch gewachsene Aufteilung ihrer Produktions- 
programme auch in Zukunft beizubehalten und die 
von beiden hergestellten Filterplatten und Filter- 
rahmen nur noch über ein zu diesem Zweck gebilde- 
tes Gemeinschaftsunternehmen (Verkaufsgesell- 
schaft) zu verkaufen, an dem die Gesellschafter zu 
gleichen Teilen beteiligt sind. Auf der Grundlage 
dieses Vertrages wollen die Unternehmen ihre 
Wettbewerbsposition gegenüber größeren Konkur- 
renzunternehmen dadurch verbessern, daß sie gleich 
diesen ihren Kunden ein vollständiges Programm 
an Filterplatten und Filterrahmen aus allen zur Ver- 
wendung gelangenden Werkstoffen aus einer Hand 
anbieten. Die in diesem Zusammenhang getroffene 
weitere Vereinbarung, sich wechselseitig sämtliche 
Schutzrechte und know-how zur Verfügung zu stel- 
len, soll den vertragschließenden Parteien die Vor- 
aussetzung dafür schaffen, auch in der Entwicklung 
neuer Konstruktionen den vielfältigen Anforderun- 
gen ihrer Abnehmer zu entsprechen und für jeden 
Abnehmer die seinen speziellen betrieblichen Ver- 
hältnissen angepaßte günstigste Lösung für die 
Filterpressenbestückung zu finden. Die Parteien 
haben den Vertrag nach § 5 a beim Bundeskartell- 
amt angemeldet. Aus ihrem Vorbringen und aus 
den Ermittlungen des Bundeskartellamtes hat sich 
ergeben, daß ihre Marktanteile verhältnismäßig ge- 
ring sind und ein wesentlicher Wettbewerb auf dem 
Markt bestehenbleibt. Außer den Vertragsbeteilig- 
ten stellen die meisten der anderen 34 inländischen 
Hersteller von Filterplatten auch Filterrahmen her. 
Daneben bemühen sich mindestens 12 ausländische 
Hersteller, Filterplatten und Filterrahmen auf dem 
inländischen Markt abzusetzen, was sich an ihrer 
starken Beteiligung an Messen zeigt. Im Verhältnis 
dazu ist der Umsatz der beiden Anmelder an Ver- 
tragswaren gering. Schließlich produzieren die 


Großunternehmen der chemischen Industrie in grö- 
ßerem Umfange Filterplatten und Filterrahmen für 
den eigenen Bedarf selbst. Das Bundeskartellamt 
hat der Anmeldung nicht widersprochen. Es ist da- 
von ausgegangen, daß die wechselseitige Verpflich- 
tung der beiden Vertragspartner, nicht ohne Zustim- 
mung des anderen in den dem anderen vertraglich 
vorbehaltenen Produktionsbereich einzugreifen, 
ein Vertrag im Sinne des § 1 ist, obwohl sich die 
Partner nur als potentielle Wettbewerber gegen- 
übergestanden haben. § 1 findet auch auf den ver- 
traglichen Ausschluß nur potentiellen Wettbewerbs 
Anwendung (WuW/E BGH 363 Gasglühkörper). In 
Erweiterung seiner bisherigen Praxis hat das Bun- 
deskartellamt unter den konkreten Umständen des 
vorliegenden Falles eine Rationalisierung wirt- 
schaftlicher Vorgänge durch Spezialisierung im 
Sinne des § 5 a Abs. 1 Satz 1 gesehen. Dem Begriff 
der Spezialisierung im herkömmlichen Sinne ent- 
spricht nur eine wechselseitige Verpflichtung von 
Unternehmen, die Flerstellung bestimmter Erzeug- 
nisse aufzugeben und einem anderen Kartellmit- 
glied zu überlassen. Nach Inkrafttreten des § 5 a 
als einer Vorschrift zur Förderung der Wettbe- 
werbsfähigkeit mittlerer und kleinerer Unterneh- 
men hat das Bundeskartellamt eine Spezialisierung 
auch dann schon bejaht, wenn nur eine Vertrags- 
partei einen Teil ihres Produktionsprogrammes zu- 
gunsten der anderen aufgibt, während sich die an- 
dere Partei schon vor Vertragsabschluß auf den Teil 
beschränkt hat, der ihr durch die Spezialisierungs- 
vereinbarung zugewiesen wird (Tätigkeitsbericht 
1968 S. 46; einseitige Beschränkung aktuellen Wett- 
bewerbs). Zum anderen hat das Bundeskartellamt 
auch den vertraglich vereinbarten Verzicht von 
Unternehmen auf die künftige Herstellung einer 
Ware, die sie bisher nicht hergestellt haben, dann 
als Spezialisierungsabrede angesehen, wenn die 
Unternehmen die Produktion jederzeit ohne Inve- 
stitionen und ohne besondere Schwierigkeiten hät- 
ten aufnehmen können: Spezialisierung durch Be- 
schränkung gesteigerten potentiellen Wettbewerbs 
auf beiden Seiten. Im vorliegenden Fall wäre ein 
Eindringen in den Tätigkeitsbereich des anderen 
Unternehmens sowohl mit Schwierigkeiten als auch 
mit Investitionen verbunden. Die Kartellmitglieder 
haben indessen dargelegt, daß sie im Hinblick auf 
ihre Wettbewerber stark an der Ausweitung ihres 
eigenen Tätigkeitsbereiches interessiert waren, daß 
es für beide Teile aber bedeutend rationeller sei, 
durch die vertraglich vereinbarte Regelung kost- 
spielige Doppelarbeit, insbesondere in der Entwick- 
lung und in der Konstruktion, zu ersparen. Unter 
diesen Umständen hat das Bundeskartellamt auch 
die Beschränkung dieser Art potentiellen Wettbe- 
werbs auf beiden Seiten als Rationalisierung wirt- 
schaftlicher Vorgänge durch Spezialisierung im 
Sinne des § 5 a Abs. 1 Satz 1 angesehen. Das Bun- 
deskartellamt hat außerdem die Frage bejaht, ob es 
zur Verwirklichung der Spezialisierung erforderlich 
ist, die Vertragsgegenstände ausschließlich über 
eine gemeinsame Vertriebseinrichtung zu verkaufen. 
Es hat geprüft, ob es ausreicht, in der Kundenbera- 
tung sowie in der Entwicklung und Konstruktion zu- 
sammenzuarbeiten, die spezialisierten Produkte aber 
im Wege der Kollegenlieferung voneinander zu be- 
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ziehen. Dieser Weg war im vorliegenden Fall jedoch 
nicht gangbar. Für die Kartellmitglieder ist es 
unvorhersehbar, wessen Schutzrechte und know- 
how überwiegend in Anspruch genommen werden 
und wie diese im Verhältnis der Vertragspartner 
untereinander zu bewerten und zu verrechnen sind. 
Außerdem kommt es vor, daß die Beratungs- und 
Entwicklungsarbeit überwiegend von dem einen 
Kartellmitglied zu leisten ist, während die Aufträge 
dem anderen zufallen. Da der Sinn der Regelung 
darin besteht, jedem Kunden Vertragsgegenstände 
nach derjenigen Konstruktion und aus demjenigen 
Material anzubieten, die den Belangen dieses Kun- 
den am besten gerecht werden, ist deshalb zur Ver- 
wirklichung der Spezialisierung eine gemeinsame 
Verkaufsstelle mit Gewinnpoolung notwendig. Nur 
die Gewinnpoolung ermöglicht es, daß der eine der 
beiden Vertragspartner die oft umfangreichen und 
kostspieligen Entwicklungsarbeiten ausführt, der 
andere jedoch dann schließlich den Auftrag erhält, 
und dennoch auf die Dauer jedem ein entsprechen- 
der angemessener Gewinn zukommt. 

3. Endlose Gummikeilriemen 

Von den ursprünglich drei Gesamtumsatzrabattkar- 
teilen, die ohne Außenseiterklausel zugeiassen wor- 
den sind, ist nur noch das GUR-Kartell für endlose 
Gummikeilriemen für den technischen Bedarf (Tätig- 
keitsbericht 1961 S. 38) in Kraft. Dessen maßgeb- 
liche Bestimmung in § 6 Abs. 2 Satz 2 des Kartell- 
vertrages hatte seit der Erstanmeldung im Jahre 
1960 gelautet: „Die Prämie wird errechnet auf 
Grund des Bezuges an Vertragsartikeln durch den 
betreffenden Händler von den Vertragspartnern". 
Im Hinblick auf die Entscheidung des Kammer- 
gerichts im Fall „Baukeramik" (WuW/E OLG 831), 
derzufolge ein Gesamtumsatzrabatt nur dann ein 
echtes Leistungsentgelt im Sinne des § 3 Abs. 1 ist, 
wenn er nicht auf den Umsatz mit Kartellmitglie- 
dern beschränkt wird, sondern den Gesamtumsatz 
eines bestimmten Produktes erfaßt, hat das Bundes- 
kartellamt gegen den Fortbestand der erwähnten 
Bestimmung Bedenken erhoben. Das Kartell hat 
daraufhin beschlossen, die Worte „von den Ver- 
tragspartnern" in § 6 Abs. 2 Satz 2 des Kartellver- 
trages zu streichen, so daß nunmehr Bezüge der 
Händler von allen in- und ausländischen Außensei- 
tern mitzuzählen sind. 

4. Tennisbälle 

Die Rechtsbeschwerde des Bundeskartellamtes ge- 
gen den Beschluß des Kammergerichts vom 18. März 
1969 (Tätigkeitsbericht 1969 S. 81), mit dem die Ver- 
fügung des Bundeskartellamtes gegen einen Her- 
steller von Tennisbällen nach § 17 Abs. 1 Nr. 1 
vom 28. Juli 1967 (Tätigkeitsbericht 1967 S. 65; 
1968 S. 66) aufgehoben worden war, hat der Bun- 
desgerichtshof durch Beschluß vom 26. Februar 1970 
(WuW/E BGH 1089) zurückgewiesen. Der Auffas- 
sung des Bundeskartellamtes, ein Preiswettbewerb 
im Sinne der Vorschrift des § 16 Abs. 1 Nr. 1 sei 
als ein zeitlicher Handlungsablauf zu verstehen, der | 
durch Einsatz des Preises als Wettbewerbsmittei 
ausgelöst wird, um durch eine unabhängige von i 


Wettbewerbern abweichende Preisstellung auf de- 
ren Kosten Nachfrage auf sich zu ziehen, ist der 
Bundesgerichtshof nicht gefolgt. An einem solchen 
Marktverhalten werde es nach seiner Auffassung 
bei oligopolitistischer oder teiloligopolistischer 
Marktstruktur fehlen, solange nicht einer der betei- 
ligten Anbieter trotz der zu erwartenden Reaktion 
der anderen Anbieter und der damit für alle Oligo- 
polisten jedenfalls zeitweise zu erwartenden Ge- 
winnminderungen oder Verluste in seiner Preispoli- 
tik zur Kampfstrategie übergehe, weil er sich davon 
auf die Dauer gesehen für die eigene Marktposition 
Vorteile verspreche. Auch auf einem solchen Markt 
könne jedoch schon vor dem Ausbruch derartiger 
Preiskämpfe das Vorhandensein mehrerer Anbieter 
die Preispolitik auch des Preisführers in der Rich- 
tung beeinflussen, daß er wegen befürchteter Preis- 
unterbietungen zum mindesten von Preiserhöhun- 
gen absehe, die er ohne das Vorhandensein der 
anderen Unternehmen vornehmen würde. Auch auf 
einem Markt von oligopolistischer oder teiloligo- 
polistischer Struktur könne Preiswettbewerb im 
Sinne des § 16 Abs. 1 Nr. 1 herrschen. Das Erforder- 
nis des Preiswettbewerbs „mit gleichartigen Waren 
anderer Hersteller oder Händler" solle nur sicher- 
stellen, daß Unternehmen, die durch die Preisbin- 
dung den Preiswettbewerb auf einer oder mehreren 
der folgenden Wirtschaftsstufen beschränken, 
„selbst sich nicht willkürlich verhalten können, son- 
dern daß für sie das die Wettbewerbswirtschaft 
kennzeichnende Prinzip der Unabhängigkeit des 
Preises gilt" (abschließender Bericht des Bundes- 
tagsausschusses für Wirtschaftspolitik — 2. Wahl- 
periode — zu der BT-Drucksache Nr. 3644 unter III 
zu § 11 Abs. 1 des Entwurfs). Für Markenerzeug- 
nisse, die „überhaupt keinem Preiswettbewerb aus- 
gesetzt" sind — so der erwähnte Ausschußbe- 
richt — , solle die Möglichkeit der Preisbindung ver- 
schlossen bleiben. Daß dieser Preiswettbewerb ein 
„wesentlicher" Wettbewerb etwa im Sinne des § 22 
sein müßte, sei dem Wortlaut und Sinnzusammen- 
hang des Gesetzes nicht zu entnehmen. Diese Aus- 
legung des Begriffs „Preiswettbewerb" stehe auch 
nicht im Widerspruch zum restriktiven Charakter 
des § 16 Abs. 1 Nr. 1. Auch wenn man § 16 wegen 
des Zusammenhangs mit § 15 als Ausnahmevor- 
schrift ansehe und dabei außer acht lasse, daß § 15 
seinerseits eine Ausnahme vom Grundsatz der Ver- 
tragsfreiheit enthält, so rechtfertige dies nicht, den 
Begriff Preiswettbewerb in § 16 enger zu ver- 
stehen, als das gewonnene Auslegungsergebnis dies 
rechtfertige. 

Leitsatz (BGH): 

Preiswettbewerb kann auf einem oligopolistischen 
Markt auch vor dem Ausbruch offener Preis- 
kämpfe dann vorliegen, wenn das Vorhandensein 
mehrerer Anbieter in Anbetracht ihrer wirtschaft- 
lichen Leistungsfähigkeit, des für sie bestehenden 
Anreizes zu Preisunterbindungen und der gesam- 
ten Umstände des Einzelfalles die Preispolitik 
auch des Preisführers in der Richtung beeinflußt, 
daß er wegen befürchteter Preisunterbietungen 
durch die Wettbewerber zum mindesten von 
Preiserhöhungen absieht, die er sonst vornehmen 
würde. 
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Lederwaren und Schuhe 

Schuhe 

Aus dem Konditionenkartell der Deutschen Schuh- 
industrie sind fünf Unternehmen ausgesdiieden; 
vier davon haben ihren Betrieb eingesLeiit. Dem 
Kartell gehörten am Ende des Berichtsjahres 81 von 
insgesamt etwa 560 deutschen Schuhherstellern an. 


Textilien 

1. Textilveredlung 

Die Interessengemeinschaft Textillohnveredlung 
(Tätigkeitsbericht 1964 S. 37 und 1965 S. 47) hat den 
die Kreditsicherung betreffenden § 7 der Einheits- 
bedingungen für Textil-Lohnveredlungsaufträge 
ergänzt. Die Textillohnveredler, deren Forderungen 
auf den Veredlungslohn in der Mehrzahl der Fälle 
erst nach der Rückgabe der veredelten Ware an den 
Auftraggeber fällig werden, waren bisher durch ein 
vertragliches Pfandrecht sowie durch gesetzliche 
Pfand- und Zurückbehaltungsrechte gesichert. Diese 
Rechte bieten — insbesondere wegen eines Wandels 
in der höchstrichterlichen Rechtsprechung — keine 
ausreichende Sicherung mehr, wenn die veredelte 
Waren an den Auftraggeber zurückgegeben worden 
ist. Zweck der Ergänzung ist es insbesondere, durch 
Begründung eines Besitzmittlungsverhältnisses dem 
Textillohnveredler wegen seines Veredlungslohnes 
den Zugriff auf die bereits ausgelieferte veredelte 
Ware zu ermöglichen. Der Kartellbeschluß, die Ein- 
heitsbedingungen für Textil-Lohnveredlungsauf- 
träge in der neuen Fassung anzuwenden, ist nach 
§ 2 angemeldet und wirksam geworden. 

2. Watte-Vliese 

Zwölf Hersteller von Watte-Vliesen, die zusammen 
ca. 85 bis 90 v. H. des deutschen Bedarfs decken, 
haben sich zu einem Konditionenkartell zusammen- 
geschlossen. Gegenstand dieses Kartells sind Liefe- 
rungs- und Zahlungsbedingungen, die die Kartell- 
mitglieder einheitlich bei allen Verkäufen von 
Watte-Vliesen aus synthetischen Fasern an die als 
Abnehmer in Frage kommende weiterverarbeitende 
Industrie (z, B. Hersteller von Polstermöbeln, 
von Stepp- und Tagesdecken, von Morgenröcken, 
Anoraks und ähnlicher Bekleidung) anwenden müs- 
sen. Der überwiegende Teil der betroffenen Abneh- 
mer hatte keine Bedenken gegen das Wirksamwer- 
den dieses Konditionskartells geäußert. Ein Verband 
betroffener Abnehmer hatte eingewendet, die Kon- 
ditionen stimmten nicht mit den „Einheitsbedingun- 
gen der Deutschen Textil- und Bekleidungsindustrie" 
überein. Diesen Einwand hat das Bundeskartellamt 
nicht als ausreichende Rechtfertigung für einen 
Widerspruch angesehen. Denn es ist kein Mißbrauch 
im Sinne von § 12 Abs. 1, wenn sich eine Sparte 
der Textilindustrie den in der übrigen Textil- und 
Bekleidungswirtschaft geltenden Einheitsbedingun- 
gen nicht anpaßt. Außerdem war in diesem Zusam- 


I menhang zu berücksichtigen, daß die Hersteller von 
' Watte-Vliesen hinsichtlich des von ihnen verarbei- 
j teten Rohstoffes sowie der Produktionstechnik der 
Spinnerstufe zuzurechnen sind, die von jeher andere 
Konditionen als die Einheitsbedingungen gehabt hat. 

. Die für leichte Watte- Vliese vorgesehene Gewichts- 
toleranz von 8 v. H. erscheint zwar verhältnismäßig 
hoch, jedoch konnte das Bundeskartellamt nicht mit 
der für die Begründung eines Widerspruches not- 
I wendigen Sicherheit feststellen, daß diese Gewichts- 
! toleranz unangemessen ist und deshalb ihre Fest- 
I legung durch ein Konditionenkartell als Mißbrauch 
I angesehen werden muß. Das Konditionenkartell ist 
j wirksam geworden. Das Bundeskartellamt hat sich 
I jedoch eine Überprüfung im Rahmen eines Verfah- 
; rens nach § 12 für den Fall Vorbehalten, daß sich aus 
der Gewichtstoleranz von 8 v. H. für leichte Watte- 
Vliese Schwierigkeiten oder unbillige Benachteili- 
gungen von Abnehmern ergeben sollten. Im Hinblick 
darauf, daß dem Kartell ein in Belgien ansässiges 
Unternehmen angehört, ist es auch bei der Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften in Brüssel an- 
gemeldet worden. 

3. Garne 

Das im Jahre 1958 wirksam gewordene Konditionen- 
kartell der deutschen Baumwollspinnerei e. V. 
(Tätigkeitsbericht 1958 S. 40) hat eine neue Fassung 
seiner unter dem Namen „Deutscher Garnkontrakt" 
bekannten allgemeinen Geschäftsbedingungen aus- 
gearbeitet. Zweck der Änderung und Ergänzung 
des „Deutschen Garnkontraktes" war es, der zwi- 
schenzeitlichen Entwicklung, insbesondere der zu- 
nehmenden Verarbeitung von synthetischen Fasern, 
Rechnung zu tragen. Im Teil 1 „Lieferung- und Zah- 
lungsbedingungen" ist der Satz der Vor- und Ver- 
zugszinsen von 2 V. H. auf 4 v. H. über dem jeweili- 
gen Bundesbankdiskont erhöht, Unklarheiten der 
Skontogewährung bei Zahlung mittels Eigenakzep- 
tes beseitigt und im Interesse der Rationalisierung 
bei den Verpackungskosten die Einzelberechnung 
durch eine Pauschalberechnung des Verpackungs- 
materials ersetzt worden. Der Teil 2 „technische 
Grundlagen" ist im Hinlick auf die steigende Bedeu- 
tung der Garne aus synthetischen Fasern neu gefaßt 
worden. Der neu angefügte Teil 3 „Schiedsgerichts- 
erdnung" ermöglicht es, bei Streitigkeiten zwischen 
Lieferant und Abnehmer aus nach dem „Deutschen 
Garnkontrakt" abgeschlossenen Verträgen zwischen 
der Anrufung eines ordentlichen Gerichts oder eines 
Schiedsgerichts zu wählen. Den von den betroffenen 
Abnehmern zusätzlich geäußerten Änderungswün- 
schen hat das Kartell zum Teil entsprochen. Mit 
ihren Wünschen nach Einführung eines Eilskontos 
und nach Verlängerung der Rügefrist für heimliche 
Mängel konnten die Abnehmer jedoch nicht durch- 
dringeh. In diesen Punkten konnte das Bundeskar- 
tellamt in der unveränderten Beibehaltung der bis- 
i herigen Regelung keinen Mißbrauch erkennen. Auch 
hinsichtlich der übrigen Änderungen und Ergän- 
I Zungen des „Deutschen Garnkontraktes" bestand 
; keine Veranlassung zum Widerspruch. 

I Der Spezialisierungskartellvertrag von zwei Leinen- 
j Spinnereien (Tätigkeitsbericht 1968 S. 68, 69) ist 
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durch Zusammenschluß der beiden beteiligten Unter- 
nehmen gegenstandslos geworden. Der Spezialisie- 
rungsvertrag hatte bereits durch die Aufteilung des 
gesamten Produktionsprogramms der Vertragspart- 
ner, die Konzentration der Garnausrüstung bei 
einem der beteiligten Unternehmen und die Schaf- 
fung einer gemeinsamen Verkaufsstelle zu einer 
weitgehenden Zusammenarbeit geführt. 

4. Kammgarn 

Der Spezialisierungsvertrag von drei Kammgarn- 
spinnereien (Tätigkeitsbericht 1965 S. 48 und 1968 

5. 68) ist durch einstimmigen Beschluß der Kartell- 
mitglieder mit Wirkung vom 30. September 1970 
aufgehoben worden, weil die beteiligten Unterneh- 
men an der Fortsetzung des Spezialisierungskartells 
kein Interesse mehr hatten. 

5. Kurzwaren 

Ein preisbindendes Unternehmen hatte in seiner 
Preisbindungsanmeldung Delkredere- und Inkasso- 
provisionen, die es Einkaufsvereinigungen des Han- 
dels gewährt, sowie Sonderboni, die es Großabneh- 
mern für bestimmte Umsatzleistungen einräumt, 
nicht angegeben. Das Bundeskartellamt hat diese 
Preisbindungsanmeldung als unvollständig bezeich- 
net, weil sie keine vollständigen Angaben über alle 
vom Hersteller den nachfolgenden Stufen berech- 
neten Abgabepreise enthielt. Das preisbindende 
Unternehmen hat daraufhin eine entsprechende 
Ergänzungsanmeldung vorgenommen. 

6. Kleiderstoffe 

Ein Abnehmer hatte den vom Hersteller gebundenen 
Verbraucherpreis eines Damenkleiderstoffes als zu 
hoch beanstandet und vorgetragen, daß bei ihm 
lagernde Restbestände dieses Artikels zum gebun- 
denen Preis nicht abzusetzen seien. Für den nor- 
malen Verkauf des Damenkleiderstoffes ließ sich 
die Eignung der Preisbindung zu einer durch die 
gesamtwirtschaftlichen Verhältnisse nicht gerecht- 
fertigten Verteuerung nicht feststellen. Für auslau- 
fende Artikel und Farben sowie für Reste und 
zweite Wahl, die nicht zu dem gebundenen Preis 
verkauft werden können, räumt der Preisbindungs- 
vertrag den gebundenen Abnehmern die Möglich- 
keit zum Verkauf zu frei kalkulierten Preisen ein, 
sofern sie vorher den Damenkleiderstoff durch Ent- 
fernen der Herstellermarke anonymisieren Das Ver- 
fahren wurde eingestellt. 

7. Krawattenstoffe 

Der Rationalisierungsverband Krawattenstoffe hatte 
beschlossen, „Submissionen'', die zeitweise Über- 
lassung von Musterkollektionen oder Teilen daraus 
an die Abnehmer, nicht mehr durchzuführen. Gegen 
die Erlaubnis dieses Beschlusses war von einigen 
zum Verfahren beigeladenen Abnehmern sowie von 
der ebenfalls beigeladenen Fachvereinigung Kra- | 
Watten- und Schalindustrie Beschwerde eingelegt ! 


worden (Tätigkeitsberichte 1967 S. 67, 68; 1968 
S. 69). Während des Beschwerdeverfahrens haben 
der Rationalisierungsverband Krawattenstoffe und 
die Beschwerdeführer in gemeinsamen Erörterun- 
gen ein System erarbeitet, welches einerseits den 
mit dem ursprünglichen Kartellbeschluß erstrebten 
Rationalisierungserfolg nicht schmälert, andererseits 
aber unter bestimmten Bedingungen Submissionen 
für die daran interessierten Krawattenhersteller 


ermöglicht. Durch Festlegung kurzer Fristen für die 
Überlassung der Musterkollektionen bzw. der dar- 
aus aussortierten Stoffmuster, durch einen Termin- 
plan zur Koordinierung der Kollektionsvorlage bei 
den submissionierenden Abnehmern und durch Min- 
destbestellmengen, die übermäßigen Musterentnah- 
men sowie unsachlichen Submissionswünschen ent- 
gegenwirken, wird der Submissionsvorgang so ge- 
strafft, daß für ihn kein zusätzliches Mustermaterial 
hergestellt zu werden braucht. Der Kartellbeschluß, 
durch den in Abänderung des ursprünglichen Kar- 
tellbeschlusses über den vollkommenen Verzicht 
auf Submissionen dieses Systems eingeführt wird, 
ist vom Bundeskartellamt erlaubt worden. Die Be- 
schwerde wurde zurückgenommen. 

8. Bett- und Tischwäsche 

Die Hersteller von Bettwäsche ändern und ergänzen 
im Laufe der Jahre ihre Kollektion namentlich so- 
weit es sich um bunte und gemusterte Artikel han- 
delt. Restbestände von Qualitäten und Mustern, die 
aus der Kollektion genommen wurden und vom Her- 
steller nicht mehr bezogen werden können, werden 
vom Handel vielfach mit einem Preisnachlaß ver- 
kauft. Die Beibehaltung der Preisbindung für solche 
Artikel würde, wie das Bundeskartellamt in einem 
Verfahren gegen einen preisbindenden Bettwäsche- 
hersteller ausgeführt hat, im Sinne von § 17 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 geeignet sein, das Sinken der Preise 
für die gebundene Ware zu verhindern. Das preis- 
bindende Unternehmen hat daraufhin zugesagt, 
künftig für alle Qualitäten und Muster, die es nicht 
mehr produziert und auch nicht mehr aus eigenen 
Lagerbeständen liefern kann, die Preisbindung auf- 
zuheben. 


Bekleidung 

1. Spitzen 

Der Spezialisierungskartellvertrag von zwei Her- 
stellern von Spitzen und Bändern (Tätigkeitsbericht 
1967 S. 67) ist aufgehoben worden, da die beteilig- 
ten Unternehmen an einer Fortsetzung des Kartells 
nicht mehr interessiert waren. 

2. Bettzeug und Schlafdecken 

Die Preisbindung eines Herstellers wurde wegen 
ungerechtfertigt unterschiedlicher Behandlung gleich- 
artiger Abnehmer (§ 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 in Ver- 
bindung mit § 26 Abs. 2) beanstandet, weil für 
Warenhauskonzerne ein niedrigerer Hersteller- 
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abgabepreis festgesetzt war als für den übrigen 
Groß- und Einzelhandel und für diesen Rabatte vor- 
gesehen waren, die Warenhauskonzernen nicht ge- 
währt wurden. Das Unternehmen hat durch eine 
Neugestaltung seiner Preisbindung die Diskriminie- 
rung beseitigt. Eine von ihm eingeführte Mengen- 
rabattstaffel, deren Bezugsgrundlage der Jahres- 
umsat7 in seinem gesamten, preisgebundene und 
nicht preisgebundene Artikel umfassenden Sorti- 
ment ist, wurde nicht beanstandet. Ebenfalls wurde 
es als zulässig angesehen, Versandhandelsunter- 
nehmen mit einem Entgelt von 1, — • DM für jede 
Lieferung zu belasten, die in ihrem Auftrag unmit- 
telbar an Verbraucher erfolgt. 


Erzeugnisse der Ernährungsindustrie 

Die Fachabteilungen Bahnhofsgaststätten und Auto- 
bahnraststätten im Deutschen Hotel- und Gaststät- 
tenverband sowie der Verband des Deutschen Bahn- 
hofhandels haben in gemeinschaftlich verfaßten 
Rundschreiben ihren Mitgliedsunternehmen den Be- 
zug von Erzeugnissen bestimmter Lieferanten emp- 
fohlen. Inhalt und Form der als vertraulich bezeich- 
neten Rundschreiben, in denen das Gemeinschafts- 
interesse der Mitglieder besonders hervorgehoben 
wurde, begründeten den Verdacht, daß ein aus- 
schließlicher Warenbezug bei den genannten Anbie- 
tern erreicht werden sollte. Auf den Verdacht eines 
Verstoßes gegen das Empfehlungsverbot des § 38 
Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit § 1 hingewiesen, 
stellten die Verbände durch weitere Rundschreiben 
umgehend klar, daß die Angebote der betreffenden 
Unternehmen lediglich dem Nachweis günstiger Ein- 
kaufsquellen dienen und die Dispositionsfreiheit der 
Mitglieder unberührt ließen. Das Verfahren wurde 
eingestellt, nachdem die Verbände zugesichert hat- 
ten, daß sie sich auch bei etwaigen künftigen Ein- 
kaufsnachweisen jeglicher Einflußnahme auf die 
Entschließungsfreiheit ihrer Mitglieder enthalten 
würden. 

1. Puddingpulver 

Gegen ein preisbindendes Unternehmen wurde ein 
Mißbrauchsverfahren nach § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr, 2 
und 3 eingeleitet, weil die Ermittlungen ergeben 
hatten, daß seine Preisbindungen für Puddingpulver 
insbesondere von Verbrauchermärkten und anderen 
Niedrigpreisgeschäften nicht mehr eingehalten wur- 
den. Das Unternehmen hat daraufhin seine Preis- 
bindungen aufgehoben. 

2. Gemüsesäfte 

Die Preisbindungen eines Spirituosenherstellers für 
zwei von ihm erst vor wenigen Jahren auf den 
Markt gebrachte alkoholfreie Getränke aus einem 
Gemisch von Gemüse- und Fruchtsäften wurden 
beanstandet, weil sie vom Handel weitgehend nicht 
mehr eingehalten wurden und daher als mißbräuch- 
lich gehandhabt im Sinne § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
und 3 anzusehen waren. Das Unternehmen hat dar- 


I aufhin diese Preisbindungen aufgehoben und sich 
i außerdem entschlossen, auch seine Spirituosenpreis- 
bindungen aufzugeben. 

3. Speiseöl 

Zwei Hersteller von Speiseöl haben neben ihren 
i preisgebundenen Normalpackungen im Rahmen zeit- 
I lieh begrenzter Werbeaktionen einige ihrer preis- 
gebundenen Erzeugnisse auch in größeren Packun- 
j gen zu den gleichen Verbraucherpreisen auf den 
Markt gebracht. Der gleichzeitige Vertrieb qualitäts- 
gleicher Ware in unterschiedlichen Mengen zu glei- 
chen Preisen wurde nach § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
i beanstandet, weil er zu einer dem Sinn und Zweck 
der Preisbindungsvorschrift des § 16 zuwiderlaufen- 
. den Preisspaltung führt und den Verbraucher täuscht. 
Nach Feststellungen des Bundeskartellamtes hing 
es weitgehend vom Zufall ab, ob dem Verbraucher 
die im Ergebnis verbilligte oder nur die normale 
! Packung angeboten wurde. Während die Werbe- 
aktion des einen Herstellers beendet und die ver- 
billigte Ware vom Markt bereits abgeflossen war, 

! stellte der andere Hersteller nach Abmahnung den 
I doppelgleisigen Vertrieb ein. 


4. Bier 

Die Vertriebsgesellschaft einer Brauerei hat mit fünf 
I anderen Brauereien gleichlautende Kooperations- 
! Verträge über die Herstellung und den Vertrieb von 
! Bier unter ihrem Warenzeichen als regionaler Marke 
! abgeschlossen. In diesen Verträgen wird den 
! Brauereien der Gebrauch des bisher nicht geschütz- 
ten Warenzeichens überlassen und ihnen insoweit 
Gebietsschutz gewährt. Ferner hatten sich die 
Brauereien gegenüber der Vertriebsgesellschaft ver- 
pflichtet, beim Vertrieb der Vertragserzeugnisse 
bestimmte Verkaufspreise und einheitliche Ge- 
schäftsbedingungen einzuhalten. Das Bundeskartell- 
amt hat gegen die mit der Gebrauchsüberlassung 
des Warenzeichens verbundene Gebietsaufteilung 
keine kartellrechtlichen Bedenken erhoben, weil die 
Vertriebsgesellschaft das Warenzeichen inzwischen 
beim Bundespatentamt zur Eintragung in die Zei- 
chenrolle angemeldet hat und in der Rechtsprechung 
die Zulässigkeit der schuldrechtlichen Gebrauchs- 
überlassung eines geschützten Warenzeichens aner- 
kannt ist (RGZ 124, 273, 278 f.; BGH GRUR 1957, 34, 
35). Die Vereinbarungen über die vertikalen Preis- 
und Konditionenbindungen wurden in den Verträ- 
gen wieder gestrichen, weil ihre Praktizierung nach 
§ 38 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 15 ordnungs- 
widrig gewesen wäre. Eine Legalisierung der Preis- 
bindung nach § 16 war nicht möglich, da es sich 
nicht um Markenwaren der Vertriebsgesellschaft 
handelte. Außerdem war die Einführung der Preis- 
bindung auf kollektiver Grundlage (§ 1) erfolgt, so 
I daß ihre Handhabung nach § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
mißbräuchlich war. 

I 5. Spirituosen 

i Die Bindung der Verbraucherpreise für das Spitzen- 
i erzeugnis eines Spirituosenherstellers wurde für 
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unwirksam erklärt, weil die Preisbindung von zahl- 
reichen Händlern durchbrochen wurde und einen 
nicht gerechtfertigten Verteuerungseffekt erkennen 
ließ. Die Preisbindung galt infolge der strengen 
Überwachungsmaßnahmen des preisbindenden Un- 
ternehmens lange Zeit als stabil. Trotz aller Anstren- 
gungen war es jedoch nicht gelungen, die Lücken- 
losigkeit der Preisbindung aufrechtzuerhalten. Da 
die Durchbrechungen der Preisbindung zu einer 
Benachteiligung der Vertragstreuen Händler sowie 
zur Täuschung der Verbraucher führten, stellte die 
Beibehaltung der Preisbindung eine mißbräuchliche 
Handhabung nach § 17 Abs, 1 Satz 1 Nr. 2 dar. Die 
zahlreichen Preisunterbietungen sowie deren Höhe 
ließen erkennen, daß die Preisbindung die gebun- 
denen Erzeugnisse in einer durch die gesamtwirt- 
schaftlichen Verhältnisse nicht gerechtfertigten 
Weise verteuert (§ 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3). Denn es 
hat sich gezeigt, daß viele Einzelhändler gewillt 
und in der Lage sind, den Weinbrand zu wesentlich 
niedrigeren Preisen zu verkaufen. Hierfür spricht 
auch die Tatsache, daß die Verbraucherpreise bei 
vergleichbaren Markenweinbränden anderer Her- 
steller nach Aufhebung oder Unwirksamerklärung 
der Preisbindung in den Jahren 1966 und 1967 um 
etwa 12 bis 30 v. H. gesunken sind. Das preisbin- 
dende Unternehmen hat beim Kammergericht Be- 
schwerde eingelegt. 

Im Laufe des Verfahrens hat das Bundeskartellamt 
gegen das Unternehmen einen Beschluß nach § 46 
Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 6 erlassen. Dem Unternehmen 
wurde aufgegeben, darüber Auskunft zu erteilen, 
zu welchen von den Marktforschungsunternehmen 
festgestellten Durchschnittspreisen der Weinbrand 
an Verbraucher verkauft und über welche Ver- 
triebsformen bzw. in welchen Einkaufsstätten er 
von Endverbrauchern bezogen worden ist. Das 
Unternehmen hat auch gegen diesen Beschluß Be- 
schwerde eingelegt. Da diese Beschwerde jedoch 
keine aufschiebende Wirkung hat (§ 63 Abs. 1), 
teilte das Unternehmen die Ergebnisse der Haus- 
haltspanel-Untersuchungen eines von ihm beauf- 
tragten Marktforschungsunternehmens mit, die das 
Ermittlungsergebnis bestätigten. Auch über diese 
Beschwerde ist noch nicht entschieden worden. 

Ferner wurde aufgrund einer Eingabe eines gebun- 
denen Abnehmers die Zwischenhandelspreisbindung 
für diesen Weinbrand auf einen etwaigen Mißbrauch 
im Sinne § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 geprüft. Dieser 
Abnehmer sah sich als nicht genossenschaftlicher 
Großhändler durch die Preisbindungsklausel des 
formularmäßig abgeschlossenen Preisbindungsver- 
trages im Wettbewerb mit den genossenschaftlichen 
Großhändlern benachteiligt und daran gehindert, 
seinen Einzelhandelskunden zum Ausgleich der von 
den Genossenschaften nach dem Genossenschafts- 
gesetz gewährten Rückvergütungen einen entspre- 
chenden Gesamtumsatzbonus (Gesamtumsatzprämie) 
zu gewähren. Das Bundeskartellamt hat sich bereits 
mehrfach mit den Auswirkungen der genossenschaft- 
lichen Rückvergütung im Rahmen der vertikalen 
Preisbindung befaßt und zum Ausdruck gebracht, 
daß die Gewährung derartiger Rückvergütungen zu 
einer wettbewerblichen Benachteiligung nichtgenos- 
senschaftlicher Großhändler führen kann (Tätig- | 


keitsberichte 1963 S. 50; 1965 S. 41). Im vorliegenden 
Falle verpflichtete jedoch der Preisbindungsrevers 
den Abnehmer lediglich, die in der jeweils gültigen 
Preisliste genannten Preise und Rabatte einzuhal- 
ten. Damit ist die Gewährung nur solcher Ver- 
günstigungen ausgeschlossen, die einen Preisnach- 
laß darstellen. Es mag im Wirtschaftsleben umsatz- 
I bezogene Vergünstigungen geben, die ein preis- 
, bindendes Unternehmen ausschließen oder beschrän- 
I ken darf, weil sie preisbezogen sind (WuW/E BHG 
715, 274). Dazu zählt aber nicht die Gewährung 
von globalen Prämien auf den Gesamtbezug aller 
Artikel, mit denen die Großhändler den jeweiligen 
; Einzelhändler innerhalb eines bestimmten Zeit- 
abschnittes beliefert haben (WuW/E BHG 759, 
763 f.). Im vorliegenden Falle ist der Abnehmer 
durch den Preisbindungsvertrag nicht gehindert, 
etwaige sich für ihn aus der Rückvergütung der 
Genossenschaften ergebende Wettbewerbsnachteile 
durch die Gewährung derartiger globaler Prämien 
(Gesamtumsatz-Prämien) auszugleichen. 

Die Preisbindung eines weiteren Spirituosenherstel- 
lers für einen Marken-Weinbrand wurde mit sofor- 
tiger Wirkung für unwirksam erklärt, weil die hohe 
Handelsspanne und erhebliche Unterbietungen des 
gebundenen Verbraucherpreises deutlich machten, 
daß eine Beibehaltung der Preisbindung das Sinken 
der Preise in einer durch die gesamtwirtschaftlichen 
Verhältnisse nicht gerechtfertigten Weise verhindert 
(§ 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3). Dies zeigte auch ein Ver- 
gleich mit dem Teilmarkt West-Berlin, auf dem die 
Preisbindung für diesen Weinbrand bereits vor 
einigen Jahren aufgehoben worden war und die 
Verbraucherpreise für einen entsprechenden Wein- 
brand des gleichen Herstellers weit unter die für 
die Bundesrepublik noch gebundenen Verbraucher- 
preise abgesunken waren. Außerdem ergaben sich 
aus den Durchbrechungen der Preisbindung, die teil- 
weise von den unterbietenden Einzelhändlern in 
Zeitungsinseraten werbend herausgestellt wurden, 
Benachteiligungen und Täuschungen von Händlern 
und Verbrauchern, die die Beibehaltung der Preis- 
bindung als eine mißbräuchliche Handhabung im 
Sinne § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 erscheinen ließen. 
Das Unternehmen hatte gegen den Beschluß des 
Bundeskartellamtes zunächst Beschwerde eingelegt, 
diese aber später wieder zurückgenommen. 

Ein Spirituosenhersteller hatte eine neue preis- 
gebundene Weinbrandmarke herausgebracht. In der 
Preisbindungsanmeldung hatte er angegeben, daß 
der gebundene Weinbrand ausschließlich an Lebens- 
mittelfilialbetriebe geliefert wird, die Mitglieder 
eines bestimmten Einkaufszusammenschlusses sind. 
Dieser kann den Weinbrand nur über eine Vertriebs- 
gesellschaft beziehen, der das Alleinvertriebsrecht 
übertragen worden ist. Die Preisbindung wurde nach 
§ 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 beanstandet, weil die preis- 
gebundene Waren nach einem durch § 26 Abs. 2 ver- 
botenen System vertrieben wurde. Die dem Ein- 
kaufszusammenschluß angehörenden Lebensmittel- 
I filialbetriebe einerseits sowie die anderen Lebens- 
mittelfilialbetriebe und der übrige Lebensmittel- 
einzelhandel andererseits sind gleichartige Unter- 
nehmen. Desgleichen sind die mit dem Alleinver- 
triebsrecht bedachte Gesellschaft und die übrigen 
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auf der Großhandelsstufe tätigen Unternehmen 
gleichartig im Sinne dieser Vorschrift. Für die unter- 
schiedliche Behandlung dieser gleichartigen Unter- 
nehmen, die zum Teil vom Vertrieb des preisgebun- 
denen Weinbrandes ausgeschlossen waren, war ein 
sachlich gerechtfertigter Grund nicht ersichtlich. Das 
Unternehmen hat die Anmeldung seiner Preisbin- 
dung nach Einleitung des Mißbrauchsverfahrens 
zurückgenommen. 


Tabakwaren 

Zigaretten 

Auf die Rechtsbeschwerde eines Herstellers von 
Zigaretten hat der Bundesgerichtshof am 8. Juli 
1970 (WuW/E BGH 1121) die Beschlüsse des Kam- 
mergerichts in Berlin vom 7. Oktober 1969 und 
des Bundeskartellamtes vom 25. Februar 1969 auf- 
gehoben (Tätigkeitsbericht 1969 S. 87). Der Be- 
schwerdeführer hat im Rahmen der Bindung der 
Großhandelsabgabepreise seiner Zigaretten auch die 
Höhe der Vergütung festgelegt, die seine Abnehmer 
anderen Gewerbetreibenden, z. B. Gastwirten, dafür 
gewähren, daß diese ihnen in oder vor ihren Ge- 
schäftsräumen den Verkauf von Zigaretten aus 
Automaten gestatten. Das Bundeskartellamt hatte 
diese Bindung nach § 17 Abs. 1 Nr. 1 für unwirk- 
sam erklärt; das Kammergericht hatte die hiergegen 
eingelegte Beschwerde zurückgewiesen. Entgegen 
der Auffassung des Beschwerdegerichts hat der Bun- 
desgerichtshof entschieden, daß § 16 Abs. 1 Nr. 1 
entsprechend anzuwenden sei, und diese Feststel- 
lung unter anderem damit begründet, daß der Ziga- 
rettenverkauf aus Automaten, die durch die Groß- 
händler beim Gastwirt aufgestellt seien, sein ent- 
scheidendes Gepräge durch die Eingliederung des 
Automatenvertriebs in den gewerblichen Betrieb 
des Gastwirts erhalte. So gesehen stelle der Zigaret- 
tenverkauf aus Automaten eine besondere Ver- 
triebsform innerhalb des gewerblichen Betriebes 
des Gastwirts dar, die neben und vielfach an die 
Stelle des Verkaufs „über die Theke" getreten sei. 
und bei der der Gastwirt eine Vertriebstätigkeit 
entfalte, die „gegenüber einem eigenhändigen Ver- 
kauf den Personal sparenden Notwendigkeiten unse- 
res heutigen, durch die Automation vielfach gekenn- 
zeichneten Lebens entspreche". Dies rechtfertige es, 
unter entsprechender Anwendung des § 16 Abs. 1 
Nr. 1 die dem Gastwirt in Verbindung mit der Auf- 
stellung von Fremdautomaten in seinen Geschäfts- 
räumen und dem Verkauf von Waren aus diesen 
Automaten obliegende Tätigkeit derjenigen Tätig- 
keit gleichzusetzen, die er im Rahmen des Einkaufs 
und Verkaufs im eigenen Namen entfalte. Insofern 
habe außer Betracht zu bleiben, daß § 16 Abs. 1 Nr. 1 
in der Regel nicht auf die Bindung des Entgelts für 
gewerbliche Leistungen erstreckt werden könne 
(BGHZ 51, 163). Damit werden auf die technische und 
wirtschaftliche Entwicklung zurückgehenden Ände- 
rungen des Verkaufsvorganges, die jedenfalls unter 
dem Gesichtswinkel jener Vorschrift die Art der 
Verkaufstätigkeit des Gastwirts in ihrem Kern nicht 
berührten, sinnvoll Rechnung getragen. Auch in den 


Fällen, in denen der Automat nicht in, sondern vor 
den Geschäftsräumen des Gastwirts angebracht sei, 
bliebe die enge Anlehnung an den Betrieb des Gast- 
wirts gewahrt. Dieser Gesichtspunkt spreche auch 
entscheidend für die Einbeziehung der Verkäufe 
aus Automaten in oder vor Geschäftsräumen von 
Gewerbebetrieben, die mit dem Verkauf von Ziga- 
retten im übrigen nicht befaßt seien. Abgesehen 
davon, daß hier die Verkäufe von Automaten funk- 
tionell an die Stelle von Verkäufen durch Werks- 
kantinen träten, sei bei Anwendung des § 16 Abs. 1 
Nr. 1 eine generalisierende Betrachtungsweise gebo- 
ten, die mit derartigen Unterscheidungen nicht ver- 
einbar erscheine. 

Die im Jahre 1965 gegen alle preisbindenden Ziga- 
rettenhersteller eingeleiteten Verfahren nach § 17 
wegen des Verdachts fehlender Voraussetzung und 
mißbräuchlicher Handhabung der Preisbindung sind 
eingestellt worden (Tätigkeitsberichte 1966 S. 58; 
1967 S. 73; 1968 S. 73; 1969 S. 87). Das Bundeskartell- 
amt hat auf Anregung eines gebundenen Abneh- 
mers die noch strittige Frage geprüft, ob es zulässig 
ist, daß die Zigarettenhersteller im Rahmen ihrer 
Preisbindungen Genossenschaften die Gewährung 
von Rückvergütungen auf die preisgebundenen Wa- 
ren erlauben, nichtgenossenschaftlichen Großhänd- 
lern jedoch Zuwendungen jeder Art an ihre Ab- 
nehmer verbieten; es hat diese Frage verneint. Nach 
Auffassung des Bundesgerichtshofes wird eine Preis- 
bindung weder lückenhaft noch hinfällig, wenn ein 
preisbindendes Unternehmen den Großhändlern z. B. 
„die Gewährung von globalen Prämien auf den Ge- 
samtbezug aller Artikel erlaubt . . . mit denen sie 
den jeweiligen Einzelhändler innerhalb eines be- 
stimmten Zeitabschnitts beliefert" haben (Beschluß 
vom 16. Dezember 1965 — WuW/E BGH 759, 763 
„ Pharmazeutische Großhandlung" ) ; andernfalls 
würde es durch die unterschiedliche Behandlung 
der Genossenschaften und nichtgenossenschaftlicher 
Großhändler auch gegen das Diskriminierungsver- 
bot des § 26 Abs. 2 verstoßen, wenn beide Ab- 
nehmergruppen beim Absatz der preisgebundenen 
Waren miteinander in Wettbewerb stehen. Den- 
noch hat das Bundeskartellamt zunächst davon ab- 
gesehen, die Preisbindungen der Zigarettenherstel- 
ler aus diesen Gründen nach § 17 Abs. 1 für unwirk- 
sam zu erklären, da diese Maßnahme unter den ge- 
gebenen Umständen nicht den Ausgleich von Wett- 
bewerbsnachteilen der nicht genossenschaftlichen 
Großhändler ermöglichen würde, sondern geeignet 
wäre, die Wettbewerbslage des Tabakwaren-Fach- 
großhandels insgesamt wesentlich zu erschweren 
und strukturelle Veränderungen in der gesamten 
Tabakwarenbranche herbeizuführen. Diese Auswir- 
kungen aber ließen sich mit den wirtschaftlichen 
Interessen eines einzelnen Unternehmens allein 
nicht rechtfertigen, zumal dieses seine Ansprüche 
auch gerichtlich geltend machen könnte. 

Auf Anregung des Verbandes einer besonderen 
Gruppe von Tabakwaren-Fachgeschäften hat das 
Bundeskartellamt ferner geprüft, ob die Verbands- 
mitglieder von den Zigarettenherstellern zu günsti- 
geren Preisen beliefert werden dürfen als andere 
Tabakwaren-Fachgeschäfte; der Verband hatte seine 
Forderung mit besonderen Vertriebsleistungen der 
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Mitgliedsunternehmen beim Zigarettenverkauf be- kanntmachung Nr. 73/70, Bundesanzeiger Nr. 66 
gründet. Das Bundeskartellamt hat unter Berück- vom 9. April 1970). 

sichtigung der Entscheidung des Kammergerichts Verfahren ist noch nicht abgeschlossen, 

vom 30. Januar 1968 (Tätigkeitsbericht 1968 S, 73) 
die von dem Verband angestrebte allgemein günsti- 
gere Belieferung dieser Gruppe von Tabakwaren- 

Fachgeschäften nach § 26 Abs. 2 für unzulässig ge- | Handel und Handelshilfsgewerbe 
halten. i 


Bauwirtschaft 

Der Hauptverband der Deutschen Bauindustrie hat 
mit der Bundeswirtschaftskammer in Belgrad eine 
Vereinbarung getroffen, in der sich die Vertrags- 
partner verpflichten, „mit allen ihnen zur Verfü- 
gung stehenden Mitteln'' die Zusammenarbeit zwi- 
schen den ihnen angeschlossenen Bauunternehmen 
auf der Grundlage von Kooperationsverträgen zu 
fördern. Im Rahmen dieser Kooperationsverträge 
sollen die deutschen Unternehmen als Hauptunter- 
nehmer den jugoslawischen als Nach- oder Mitun- 
ternehmern Aufträge erteilen. Die Bundeswirt- 
schaftskammer verpflichtet sich, ihren Mitgliedern 
„zu empfehlen und nachhaltig darauf hinzuwirken", 
daß sich diese auf dem deutschen Baumarkt nicht 
mehr selbständig an Ausschreibungen beteiligen. 
Sie wird den an Bauarbeiten in der Bundesrepu- 
blik Deutschland interessierten Mitgliedsfirmen eine 
besondere Bescheinigung mit Angaben über ihre 
technische und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
ausstellen. Der Hauptverband verpflichtet sich, über 
seine Mitgliedsverbände den deutschen Bauunter- 
nehmen zu empfehlen, der Vereinbarung entspre- 
chende Kooperationsverträge nur mit solchen jugo- 
slawischen Bauunternehmen abzuschiießen, die die 
Bescheinigung der Bundeswirtschaftskammer vor- 
legen können. Diese Rahmenvereinbarung hat nach 
Ansicht des Bundeskartellamtes, die auch von den 
zuständigen Bundesministerien geteilt wird, wett- 
bewerbsbeschränkenden Charakter. Wenn die Emp- 
fehlungen der Vertragsparteien von ihren Mitglieds- 
unternehmen befolgt werden, würden sie zu einer 
Umgehung des Kartellverbots nach § 1 durch Be- 
schränkung der wirtschaftlichen Handlungsfreiheit 
dieser Unternehmen im Wettbewerb führen; denn 
die jugoslawischen Unternehmen würden sich 
grundsätzlich und allgemein nicht mehr selbständig 
auf dem deutschen Baumarkt betätigen, während die 
deutschen Bauunternehmen nur unter einer bestimm- 
ten Voraussetzung und in einer bestimmten Koope- 
rationsform mit jugoslawischen Unternehmen Zu- 
sammenarbeiten würden. Da sich der Hauptverband 
der Deutschen Bauindustrie aufgrund der kartell- 
rechtlichen Bedenken bereit erklärt hat, mit der 
Bundeswirtschaftskammer in Belgrad über eine ent- 
sprechende Änderung der Rahmenvereinbarungen 
zu beraten, wurde zunächst von der Einleitung eines 
Bußgeldverfahrens gegen ihn wegen des Verdachts 
von Ordnungswidrigkeiten nach § 38 Abs. 2 abgese- 
hen. 

Der Fachverband Hausschornsteinbau e. V., Bonn, 
hat am 23. März 1970 nach § 28 Abs. 3 den Antrag 
auf Eintragung von Wettbewerbsregeln gestellt (Be- 


1. Messe- und Ausstellungswesen 

Die weiteren Ermittlungen gegen den Veranstalter 
einer internationalen Werkzeugmaschinen- Ausstel- 
lung (Tätigkeitsbericht 1969 S. 58) haben ergeben, 
daß es sich um ein marktbeherrschendes Unterneh- 
men im Sinne des § 22 Abs. 1 handelt. Die von ihm 
im Jahre 1970 durchgeführte Ausstellung war die 
größte ihrer Art in der Welt. Vergleichbare Werk- 
zeugmaschinen-Ausstellungen mit einer derartigen 
Konzentration des Angebotes und der Nachfrage 
gab es in diesem Jahr nicht. Für Werkzeugmaschi- 
nen-Hersteller, die dort ausstellen wollten, boten 
sich demnach keine Ausweichmöglichkeiten. Nach 
den Ausstellungsbedingungen mußte sich jeder Aus- 
steller gegenüber der Ausstellungsgesellschaft ver- 
pflichten, im gleichen Jahr die von ihm hergestellten 
Werkzeugmaschinen auf keiner anderen Ausstellung 
in der Bundesrepublik zu zeigen. Diese Zulassungs- 
voraussetzung wurde deshalb als mißbräuchlich im 
Sinne des § 22 Abs. 3 angesehen, weil die Ver- 
pflichtung an eine Werkzeugmaschinen-Definition 
geknüpft war, die praktisch alle Werkzeugmaschi- 
nen erfaßte. Von dieser Regelung wurden nicht nur 
die Hersteller betroffen, die ihre Werkzeugma- 
schinen auch auf anderen nationalen Messen oder 
Ausstellungen zeigen wollten, sondern auch natio- 
nale Messe- und Ausstellungsgesellschaften, die an 
der Teilnahme auch von Werkzeugmaschinenherstel- 
lern an ihren Veranstaltungen interessiert waren. 
Der Messeveranstalter hat den Bedenken des Bun- 
deskartellamtes dadurch Rechnung getragen, daß die 
Definition des Begriffes Werkzeugmaschine neu ge- 
faßt wurde, so daß ein großer Teil moderner Werk- 
zeugmaschinen, die speziell im Handwerk Verwen- 
dung finden, bei einer zukünftigen Fachmesse im 
gleichen Jahr auch auf anderen nationalen Messen 
gezeigt werden kann. Damit dürfte nach dem gegen- 
wärtigen Stand der Technik ein ausgewogenes Ver- 
hältnis zwischen der allgemeinen Forderung nach 
einer Messe- und Ausstellungskonzentration, von 
der nichts zuletzt der Erfolg der Veranstaltung ab- 
hängt, und dem Wunsch der Hersteller, bestimmte 
Werkzeugmaschinen einem speziellen Abnehmer- 
kreis auch auf anderen Messen oder Ausstellungen 
zu zeigen, Rechnung getragen worden sein. Auf- 
grund der neuen Werkzeugmaschinen-Definition 
konnte auch das zunächst nicht zugelassene, be- 
schwerdeführende Unternehmen die internationale 
Ausstellung beschicken. Das Verfahren ist darauf- 
hin eingestellt worden. Die Ausstellungsbedingun- 
gen des Verbandes der europäischen Werkzeug- 
maschinen-Industrie, der alle zwei Jahre eine ent- 
sprechende Fachmesse durchführt, enthalten noch die 
alten Zulassungsvoraussetzungen. Die Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften hatte Anfang 1969 
diese Ausstellungsbedingungen nach Artikel 85 
Abs. 3 von der Verbotsvorschrift des Artikels 85 
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Abs. 1 EWG-Vertrag freigestelit (ABIEG Nr. L 69 
vom 20. März 1969 S. 13 ff.). Der deutsche Messe- 
veranstalter will sich darum bemühen, daß die 
neuen Ausstellungsbedingungen auch vom Ver- 
band der Europäischen Werkzeugmaschinen-Indu- 
strie übernommen werden, wodurch sich auch im 
EWG-Bereich eine entsprechende Auflockerung er- 
reichen ließe. 

Die Ausstellungsbedingungen des marktbeherr- 
schenden Veranstalters einer regionalen Bürofach- 
ausstellung sahen vor, daß nur Handelsunternehmen 
Ausstellungsstände ohne Einschränkung erhalten 
können. Hersteller, die ihre Erzeugnisse zumindest 
zum Teil über den Handel vertreiben, sollten ledig- 
lich Informationsstände mit allenfalls 50 qm, andere 
Hersteller sogar nur mit 20 qm Ausstellungsfläche 
erhalten. Auf die Beschwerde mehrerer Hersteller 
hin hat das Bundeskartellamt die Zulassungspraxis 
überprüft. Dabei wurde festgestellt, daß die ur- 
sprünglich nur für den Fachhandel geschaffene Aus- 
stellungsmöglichkeit längst auch von zahlreichen 
Herstellern wahrgenommen wird. Ihnen waren im 
Laufe der Zeit in vielen Fällen Ausstellungsstände 
eingeräumt worden, die erheblich über die in den 
Ausstellungsbedingungen vorgesehenen Grenzen 
hinausgingen. Manche Hersteller waren mittelbar in 
der Weise an der Ausstellung beteiligt, daß einzelne 
Händler ihnen weitgehend die Gestaltung ihrer 
Stände überließen. Der Ausschluß anderer Herstel- 
ler bzw. die erhebliche Einschränkung der für sie 
vorgesehenen Ausstellungsfläche stellte unter die- 
sen Umständen einen Verstoß gegen das Diskrimi- 
nierungsverbot des § 26 Abs. 2 in Verbindung mit 
§ 22 dar. Daraufhin hat der Veranstalter die Aus- 
stellungsbedingungen geändert. Es ist jetzt nur noch 
vorgesehen, daß sich diejenigen Hersteller, die ihre 
Erzeugnisse überhaupt nicht über den Handel ver- 
treiben, mit Ständen bis zu 70 qm begnügen müssen, 
falls eine vollständige Zuteilung aller gewünschten 
Standflächen aus Platzmangel nicht möglich ist. Die 
unterschiedliche Behandlung der Hersteller dieser 
Gruppe untereinander wird ebenso beseitigt wie die 
bisherige Benachteiligung der übrigen Hersteller im 
Verhältnis zu den Handelsunternehmen. 

Das Bundeskartellamt hatte zu prüfen, ob die von 
einer Messevereinigung entworfene Verfahrens- 
ordnung im Falle des Inkrafttretens als Vertrag 
oder Beschluß eine Wettbewerbsbeschränkung im 
Sinne des § 1 enthalten würde. Diese Frage ist be- 
jaht worden. Zwar würden die Beteiligten durch die 
Verfahrensordnung nicht ausdrücklich auf die Ver- 
anstaltung bestimmter Messen festgelegt; aus dem 
auch im Wortlaut zum Ausdruck gekommenen 
Zweck der Vereinbarung folgt jedoch, daß Veran^ 
Staltungen unterbleiben sollen, die mit den in der 
Verfahrensordnung umschriebenen Zielen eines ra- 
tionellen Messenwesens nicht übereinstimmen. Den 
Beteiligten stünde es daher nicht mehr frei, auch 
solche Messen zu veranstalten, die erkennbar ledig- 
lich ihren eigenen Interessen, nicht aber dem „Ziel 
eines rationellen Messewesens'' dienen. Da das ge- 
sellschaftsrechtliche Verhältnis die Beteiligten zur 
Einhaltung getroffener Vereinbarungen verpflichtet, 
werden sie hier in ihrer wettbewerblich relevanten 


^ Handlungsfreiheit beschränkt. Ob diese Beschrän- 
kung auch zu einer spürbaren Beeinflussung der 
j Marktverhältnisse geeignet wäre, konnte in diesem 
I besonderen Falle ohne tatsächliche Feststellungen 
j u. a. über das etwaige Interesse an der Veranstal- 
[ tung von Messen, die den Zielen der Verfahrens- 
uruauiig nicht entsprechen, noch nicht beurteilt wer- 
den. Wäre auch diese Frage zu bejahen, so käme 
eine Legalisierung des Vorhabens durch eine Erlaub- 
nis nach § 5 Abs. 2 in Betracht. 

2. Werbeagenturen 

Aufgrund der Entscheidung des Bundesgerichtshofes 
vom 9. April 1970 sind Verlage vielfach dazu über- 
gegangen, in ihren Allgemeinen Geschäftsbedingun- 
gen den Werbemittlern und Werbeagenturen eine 
Weitergabe der Mittlervergütung an Werbungtrei- 
bende zu untersagen. Um etwaigen Verstößen ge- 
gen das Weitergabeverbot nachgehen zu können, 
hat ein Berufsverband der Werbewirtschaft erwo- 
gen, ein Selbstverwaltungsorgan zu schaffen, dem 
Werbeagenturen beitreten können, die sich zur Ein- 
haltung des Weitergabeverbotes (Preislistentreue) 
verpflichten und einer entsprechenden Kontrolle un- 
terwerfen. Dafür sollen sich die Verlage verpflich- 
ten, die volle Mittlervergütung nur solchen Agentu- 
ren zu gewähren, die Mitglieder der Organisation 
sind. Nach Auffassung des Bundeskartellamtes wird 
dieses Vorhaben durch die oben genannte Entschei- 
dung des Bundesgerichtshofes nicht gedeckt. Dieser 
hatte lediglich zu entscheiden, ob das von einem 
Verleger mit Werbemittlern und Werbeagenturen 
vereinbarte Provisionsweitergabeverbot eine verti- 
kale Wettbewerbsbeschränkung nach § 15 und daher 
nichtig ist. Hier würde es sich demgegenüber um 
eine horizontale Abrede handeln. Eine kollektive 
Verpflichtung von Werbeagenturen zur Einhaltung 
des Weitergabeverbotes wäre ein nach § 1 unwirk- 
samer Kartellvertrag. Denn auch nach der genannten 
Entscheidung des Bundesgerichtshofes ist jede 
Werbeagentur rechtlich frei, ob sie ein vom Verlag 
gefordertes Weitergabeverbot akzeptieren will oder 
nicht. Diese wettbewerbliche Handlungsfreiheit 
würde in unzulänglicher Weise beschränkt, wenn 
Werbeagenturen nur unter der Voraussetzung eine 
volle Mittlervergütung erhielten, daß sie sich als 
Vereinsmitglieder zur Wahrung der Preislistentreue 
verpflichtet und einer entsprechenden Kontrolle 
durch die Vereinigung unterworfen haben. Das Ver- 
fahren ist noch nicht beendet. 


Kulturelle Leistungen 

1. Rundfunk und Fernsehen 

Gegenstand eines gegen eine Fernsehgesellschaft 
gerichteten Verfahrens nach § 22 in Verbindung mit 
§ 26 Abs. 2 sind Preis- und Rabattunterschiede bei 
den Einschaltpreisen für Werbesendungen. Preis- 
unterschiede ergeben sich je nach Dauer der 
Werbespots. Bezogen auf die Sendezeit je Sekunde 
erweist sich der 60-Sekunden-Werbespot am billig- 
sten. Je kürzer die Werbesendung ist, um so höher 


81 



Drucksache VI/2380 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


stellt sich der Einschaltpreis. So wird beispielsweise ' 
auf eine Werbung von 15 Sekunden Dauer ein Preis- ‘ 
aufschlag von knapp 30 v. H. erhoben. Ob diese i 
Preisunterschiede gerechtfertigt sind, bedarf insbe- ; 
sondere deshalb der Klärung, weil möglicherweise ■ 
Großunternehmen, die am ehesten in der Lage sind, ; 
bO-Sekunden-Werbespots zu buchen, dadurch eine i 
Vorzugsstellung erlangen können. Gestaffelte Men- ! 
genrabatte räumt die Gesellschaft den Werbungs- 
treibenden ein, wenn sie innerhalb eines Jahres eine | 
bestimmte Werbezeit (in Minuten) in Auftrag geben. 
Auch hier ist zu prüfen, ob dieser Rabatt, insbeson- i 
dere gegenüber kleineren Auftraggebern, die nicht 
die Rabattuntergrenze, auf jeden Fall nicht die höch- 
ste Rabattstufe, erreichen, gerechtfertigt ist. Eine sol- 
che Rebattgewährung erscheint angesichts der nach 
dem Beschluß der Ministerpräsidentenkonferenz vom 
8. November 1962 begrenzten Werbezeit von werk- 
täglich 20 Minuten vorhandenen Übernachfrage sei- 
tens der Werbungstreibenden nicht erforderlich. 
Auch ohne diesen Rabatt würde die Gesellschaft 
jederzeit die ihr zur Verfügung stehende Werbezeit 
voll ausschöpfen können. Das Verfahren ist noch 
nicht beendet. 

Das nach § 22 gegen die Tochtergesellschaft einer | 
Rundfunkanstalt eingeleitete Verfahren wegen Er- ; 
höhung der Einschaltpreise für farbige Werbefern- | 
sehsendungen um 15 v. H. mit Wirkung vom 1. Ja- i 
nuar 1968 ist eingestellt worden (Tätigkeitsbericht | 
1969 S. 88). Nach § 98 Abs. 1 finden die Vorschriften | 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
auf diese im Eigentum der öffentlichen Hand ste- i 
hende Gesellschaft Anwendung; denn bei der Ent- | 
gegennahme und Abwicklung von Werbeaufträgen | 
handelt sie privatwirtschaftlich und nicht hoheitlich i 
(Tätigkeitsbericht 1964 S. 43). Das Werbefernsehen j 
wurde als eigener Markt angesehen. Gegenüber den 
anderen Werbemedien unterscheidet es sich dadurch, | 
daß es akustisch und optisch durch bewegte Bilder , 
gleichzeitig auf eine Vielzahl von Verbrauchern ein- i 
wirkt. Am Markt für Werbefernsehen überschneidet 
sich das regionale Ausstrahlungsgebiet der vom Ver- 
fahren betroffenen Sendeanstalt mit dem einer ande- 
ren Gesellschaft. Auf diesem räumlich abgegrenzten 
Markt wurde wesentlicher Wettbewerb im Sinne des 
§ 22 Abs. 2 verneint. Denn wegen der hoheitlich auf 
20 Minuten werktäglich begrenzten Werbezeit ste- 
hen seit Jahren alle Fernseh-Sendeanstalten einer 
Übernachfrage von 200 bis 300 v. H. gegenüber. 
Keine Sendeanstalt braucht sich am Markt für Wer- ! 
befernsehen im Wettbewerb um Aufträge zu be- 
mühen. Eine mißbräuchliche Ausnutzung dieser 
marktbeherrschenden Stellung nach § 22 Abs. 3 we- 
gen der Erhöhung der Einschaltpreise wurde indes- | 
sen verneint, weil farbige Werbefernsehsendungen 
eine erhöhte Werbewirksamkeit gegenüber schwarz- 
weißen Werbespots besitzen und das starke An- 
wachsen der Zahl der Fernsehteilnehmer seit der 
vorletzten Preisanhebung vom 1. Januar 1962 die 
Werbeaussage einem größeren Verbraucherkreis zu- 
gänglich macht. j 

j 

2. Verlagswesen ^ 

Ein Verlagsunternehmen ließ ein Buch in zwei Aus- ; 
gaben herstellen. Beide Ausgaben stammten von ‘ 


dem gleichen Druckstock und waren gleichartig ge- 
bunden. Geringfügige Unterschiede bestanden in der 
Gestaltung des Schutzumschlages, der Vorsätze, der 
Farbgebung des Einbandes sowie des Titels. Einer 
Ausgabe war zudem eine dreiteilige Faltkarte beige- 
geben. Ein Verlag erwarb die Exemplare der die 
Faltkarte enthaltenden Ausgabe, führte auf Veran- 
lassung des Originalverlages eine Preisbindung in 
Höhe von 14,90 DM ein und vertrieb die Exemplare 
über den Sortimentsbuchhandel. Ein weiterer Verlag 
bezog die anderen Werkstücke und legte seinen Ab- 
nehmern, ausschließlich Warenhäusern, eine Preis- 
bindung in Höhe von 8,90 DM auf. Das in § 16 Abs. 1 
Nr. 2 enthaltene Tatbestandsmerkmal „seiner Ver- 
lagserzeugnisse" erfüllt nach Meinung des Bundes- 
kartellamtes nur das Unternehmen, das die verle- 
gerische, redaktionelle und fertigungstechnische Ar- 
beit selbst ausführt oder von dritten Unternehmen 
im eigenen Namen und für eigene Rechnung ausfüh- 
ren läßt. Diese Voraussetzungen lagen bei den bei- 
den preisbindenden Verlagen nicht vor, weil sie die 
beiden Ausgaben lediglich aufgrund von Werkliefe- 
rungsverträgen von dem Originalverlag, dem allein 
vom Urheber das Vervielfältigungs- und Verbrei- 
tungsrecht eingeräumt worden war, bezogen hatten 
und nur auf unterschiedlichen Vertriebswegen wei- 
terveräußerten (§ 17 Abs. 1 Nr. 1). Die dem erstge- 
nannten Wiederverkäufer auferlegte Verpflichtung, 
eine Preisbindung für die ihm gelieferte Ausgabe 
einzuführen, wurde als Verstoß gegen § 15 angese- 
hen, weil ein Verlagsunternehmen eine Preisbindung 
nur für seine Verlagserzeugnisse selbst einführen, 
jedoch einen Dritten nicht rechtsgeschäftiich ver- 
pflichten kann, für die von ihm bezogenen Verlags- 
erzeugnisse eine Preisbindung durchzuführen. Ein 
Mißbrauch der Preisbindung ist weiterhin im Ver- 
trieb von in Druck und Ausstattung fast gleichen 
Werkstücken zu unterschiedlichen gebundenen Prei- 
sen zu sehen (§ 17 Abs. 1 Nr. 2 und 3). Beide Preis- 
bindungen wurden nach Aufforderung durch das 
Bundeskartellamt von den preisbindenden Unterneh- 
men aufgehoben. 

Leitsätze: Preise für Verlagserzeugnisse kann nur 
der Verleger binden, der die verlegerische, redaktio- 
nelle und fertigungstechnische Arbeit selbst durch- 
führt oder von anderen Unternehmen im eigenen 
Namen und für eigene Rechnung ausführen läßt. 
Buchexemplare, die ein Verlag von einem anderen 
Verlag bezieht und weiter veräußert, sind nicht 
„seine Verlagserzeugnisse" (§ 16 Abs. 1 Nr. 2). Es 
stellt einen Mißbrauch der Preisbindung dar, wenn 
ein Verleger in Druck und Ausstattung fast iden- 
tische Verlagserzeugnisse zu unterschiedlichen ge- 
bundenen Preisen veräußert. 

Einige der an dem Sammelreversverfahren der Buch- 
verlage beteiligten Unternehmen (Tätigkeitsbericht 
1965 S. 54) hatten aufgrund vermuteter Preisbin- 
dungsverstöße die Belieferung einzelner Buchhänd- 
ler verweigert. Diese Liefersperren wurden vom 
Bundeskartellamt als unbillige Behinderung und un- 
gerechtfertigt unterschiedliche Behandlung der Buch- 
handelsunternehmen angesehen, da weder die vor- 
gebrachten Verdachtsmomente noch die Verweige- 
rung der Bucheinsicht den Abbruch der Geschäfts- 
beziehungen gerechtfertigt erscheinen ließen. Es 
wurden Ordnungswidrigkeitenverfahren (§ 26 Abs. 2 
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in Verbindung mit § 38 Abs. 1 Nr. 8) eingeleitet. 
Nach Nr. 7 des Sammelreverses ist ein preisgebun- 
dener Buchhändler auf Verlangen der preisbinden- 
den Verlage verpflichtet, einem öffentlich vereidig- 
ter Buchprüfer Einblick in die Geschäftsbücher zu 
geben, wenn ein Preisbindungsverstoß glaubhaft ge- 
macht worden ist. Wird eine Verletzung der Preis- 
bindung nachgewiesen, ist nach Nr. 6 Abs. 1 des 
Sammelreverses zunächst die Zahlung einer Kon- 
ventionalstrafe in bestimmter Höhe vorgesehen. So- 
dann können die preisbindenden Unternehmen nach 
Nr. 6 Abs. 2 des Sammelreverses ihre sonstigen 
Rechte geltend machen, insbesondere ihre Lieferun- 
gen einstelien. Die Liefersperre ist somit das letzte 
Mittel zum Schutze der Preisbindung. Die Vermu- 
tung, daß ein Buchhändler gegen die Preisbindung 
verstoßen habe und seine Weigerung, Einsicht in die 
Geschäftsbücher zu gewähren, rechtfertigen Liefer- 
sperren noch nicht. Im Weigerungsfälle ist vielmehr 
das vertraglich ausbedungene Recht zur Bucheinsicht 
vor den ordentlichen Gerichten von den Verlagen 
durchzusetzen, die Preisbindungsverstöße glaubhaft 
gemacht haben. Liefersperren preisbindender Ver- 
lagsunternehmen verstoßen nur dann nicht gegen 
§ 26 Abs. 2, wenn Verstöße gegen die Preisbindung 
und die Erfolglosigkeit verhängter Konventional- 
strafen nachgewiesen werden. Sammelreversverfah- 
ren sind allein zur gemeinsamen technischen Durch- 
führung der Preisbindung und ihrer Überwachung 
zulässig; sie dürfen nicht zu kollektiven Sanktions- 
maßnahmen, insbesondere generellen Liefersperren 
der beteiligten Unternehmen gegenüber Buchhan- 
delsunternehmen gebraucht werden. Die Verfahren 
wurden nach der Aufhebung der Liefersperren einge- 
stellt. 

Das Bundeskartellamt hatte gegen den Herausgeber 
eines vertraulichen Nachrichtendienstes zu Fragen 
der Kommunikation in der Wirtschaft einen Buß- 
geldbescheid erlassen (Tätigkeitsbericht 1967 S. 76), 
der vom Kammergericht aufgehoben worden war 
(Tätigkeitsbericht 1968 S. 78). Die hiergegen gerich- 
tete Rechtsbeschwerde des Generalstaatsanwalts bei 
dem Kammergericht hat der Bundesgerichtshof durch 
Beschluß vom 9. April 1970 (WuW/E BGH 1103) als 
unbegründet verworfen, weil eine Vereinbarung 
zwischen dem Verleger eines Werbeträgers und 
einem Werbungsmittler oder einer Werbeagentur, 
daß diese die Mittlervergütung weder ganz noch 
teilweise an die Werbungstreibenden weitergeben 
dürfen, nicht nach § 15 nichtig und die Prak- 
tizierung eines solchen Weitergabeverbotes demnach 
auch keine Ordnungswidrigkeit sei. Angesichts des 
großen wirtschaftlichen Gewichts, das die Werbung 
für die Existenz der Verlage erlangt habe und im 
Hinblick darauf, daß die Vergütung für die Leistung 
der Werbungsmittler und Werbeagenturen wirt- 
schaftlich im Ergebnis vom Verleger getragen werde, 
hat der Bundesgerichtshof eine besondere Interes- 
senverknüpfung zwischen Verlag und Werbemittler/ 
Werbeagentur (WM/ WA) angenommen. Diese Inter- 
essenverknüpfung — so führt der Bundesgerichtshof 
aus — lasse erkennen, „daß die Verlage an der 
selbständigen unternehmerischen Tätigkeit der 
WM/WA ein unmittelbares wirtschaftliches Inter- 
esse haben und daß ihre Vertragsbeziehungen zu 
den WM/WA durch die Vergütungsregelung ein be- 


sonderes eigenartiges Gepräge empfangen''. Dies 
rechtfertige den Schluß, daß dem Verleger gegen- 
über den Werbungsmittlern und Werbeagenturen 
ein Weisungsrecht über eine etwaige Weitergabe 
der Mittlervergütung zustehe. Demnach sei eine im 
Sinne des § 15 beschränkbare Freiheit bei der Ge- 
stalluny von Preisen nicht gegeben. 


Filmwirtschaft 

1. Filmverleiher 

Blockbuchen 

Bei der Spielfilmvermietung durch ausländische Ver- 
leihunternehmen auf dem deutschen Markt sind aus- 
ländische Großverleiher in zunehmendem Maße dazu 
übergegangen, den Filmtheaterinhabern nur in gro- 
ßen Blöcken zusammengefaßte Spielfilmangebote zu 
machen. Es handelte sich in allen ermittelten Fällen 
um miteinander gekoppelte, nach Titel, Gattung und 
Stoff verschiedenartige, weder sachlich noch handels- 
üblich nach § 18 Nr. 4 zugehörige abendfüllende 
Spielfilme, die stets einen erheblichen Teil des ge- 
samten Verleihprogramms des Unternehmens aus- 
machten. Die Großblockangebote konnten von den 
Filmtheatern nur insgesamt, ohne Auswahl- oder 
Austauschmöglichkeit, angenommen werden. Ableh- 
nungen wurden dadurch erschwert, daß an der 
Spitze der Großblöcke die wenigen allein interessie- 
renden Erfolgsfilme standen, auf die von den Thea- 
tern nicht verzichtet werden konnte. Nach Filman- 
zahl und Umfang der Abspielverpflichtungen engten 
die Großblöcke die weiteren Abschlußmöglichkeiten 
der Filmtheater so stark ein, daß die Gefahr der Aus- 
buchung der Spieltermine bei nur wenigen gleich- 
artigen Massenabschlüssen drohte (§ 18 Nr. 2). Da- 
durch wäre auch für andere Filmverleiher mit klei- 
neren Spielfilmangeboten der Zugang zum Markt 
unbillig beschränkt und der Wettbewerb auf dem 
Spielfilmmarkt wesentlich beeinträchtigt worden 
(§ 18). Zugleich wurden besonders die deutschen 
Verleiher im Wettbewerb beeinträchtigt, da sie auf 
Verlangen des Bundeskartellamtes erklärt hatten, 
ihre früheren Blockbuchungsangebote zugunsten 
mehrerer, wiederholt verkleinerter Filmstaffeln auf- 
zugeben (Tätigkeitsberichte 1963 S. 58 f. Nr. 2; 1964 
S. 44 f. Nr. 1). Das Bundeskartellamt hatte daher 
unter Einschaltung der Verbände in einem Anhö- 
rungstermin mit den ausländischen Verleihern die 
Sach- und Rechtslage erörtert. Der in erster Linie 
betroffene Großverleih hat dem Bundeskartellamt 
eine Erklärung über die Einschränkung seiner Block- 
buchpraxis abgegeben und sodann seine Verleih- 
filialen und Vertreter durch Rundschreiben entspre- 
chend angewiesen. Der Verband der Filmverleiher 
e. V. hat seinerseits alle maßgeblichen, im Geltungs- 
bereich des GWB tätigen in- und ausländischen Ver- 
leihunternehmen, die mehr als sechs Filme an Ein- 
theaterplätze vermieten, durch Rundschreiben davon 
unterrichtet. Im übrigen sind in den festgestellten 
Einzelfällen mit den Filmtheaterinhabern, die diese 
geänderten Abschlüsse dem Bundeskartellamt bestä- 
tigt haben, neue Filmbestellverträge geschlossen 
worden. 
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2. Film-Kopieranstalten 

Gegen fünf Unternehmen wurde wegen des Ver- 
dachts vereinbarter Preiserhöhungen ermittelt. Die 
Preise für alle Dienstleistungen waren unter späte- 
rer Herausgabe geänderter Preislisten gleichzeitig 
linear um 11 bis 15 v. H. erhöht worden. Es konnte 
jedoch nicht nachgewiesen werden, daß dies auf Ver- 
einbarungen beruhte. Die Ermittlungen nach §§ 1, 38 
Abs. 1 Nr. 1 sind eingestellt worden. Den Unterneh- 
men ist mitgeteilt worden, daß weitere Preismaß- 
nahmen in diesem Wirtschaftszweig auch künftig auf 
ein etwa einheitliches Vorgehen hin beobachtet wür- 
den. 


Sonstige Dienstleistungen 

Gaststättengewerbe 

Der deutsche Hotel- und Gaststättenverband e. V. 
hatte in das von ihm herausgegebene Hotelverzeich- 
nis „Deutscher Hotelführer“ für das Jahr 1970 eine 
von der International Hotel Association im Jahre 
1954 beschlossene Internationale Hotelordnung auf- 
genommen. Nach Auffassung des Verbandes dient 
die Internationale Hotelordnung lediglich einer Un- 
terrichtung des Gastes über seine sich aus dem Ge- 
setz ergebenden Rechte und Pflichten. Das Bundes- 
kartellamt stellte jedoch fest, daß sie vom geltenden 
Rechte abweichende Regelungen enthält, die man- 
gels ausdrücklicher Bestimmungen des Beherber- 
gungsvertrages statt des Bürgerlichen Rechts für das 
Vertragsverhältnis zwischen Gast und Beherber- 
gungsunternehmen maßgebend sein sollen. Die In- 
ternationale Hotelordnung stellte damit eine an die 
Hoteliers gerichtete Empfehlung dar, den Beherber- 
gungsverträgen einheitliche Geschäftsbedingungen 
zugrunde zu legen. Das Bundeskartellamt hat des- 
halb den Abdruck der Internationalen Hotelord- 
nung im Deutschen Hotelführer nach § 38 Abs. 2 
Satz 2 beanstandet. Der Verband hat daraufhin er- 
klärt, er werde von der weiteren Veröffentlichung 
der Internationalen Hotelordnung absehen. Anhalts- 
punkte dafür, daß die IHO auf andere Weise als 
durch den Abdruck im Deutschen Hotelführer publi- 
ziert oder den Hotelunternehmen zur Anwendung 
empfohlen wird, haben sich nicht ergeben. 

Mehrere Hotelunternehmen haben eine Gesellschaft 
gegründet, die ein zentrales Reservierungsbüro für 
die Vermittlung von Zimmern in den Hotels der 
Gesellschaft betreibt. Das Bundeskartellamt hat ge- 
prüft, ob eine einheitliche Preisstellung für die ver- 
mittelten Zimmer angestrebt wird und ob eine An- 
dienungspflicht vereinbart worden ist. Da die Gesell- 
schafter in der Gestaltung ihrer Preise frei bleiben 
und da sie jederzeit frei darüber entscheiden 
können, wie viele Zimmer sie dem Reservierungs- 
büro zur Verfügung stellen, war das Vorliegen einer 
Wettbewerbsbeschränkung im Sinne des § 1 zu ver- 
neinen. 


Freie Berufe 

In zwei Fällen haben Angehörige freier Berufe 
durch die Herausgabe privater Honorarverzeichnisse 


ein gleichförmiges Verhalten der Angehörigen eines 
. Berufszweiges beim Fordern von Honoraren bewirkt 
i und damit gegen das in § 38 Abs. 2 Satz 2 enthaltene 
Empfehlungsverbot verstoßen. Gegen die Heraus- 
I geber der Honorarverzeichnisse sind Bußgeldverfah- 
i ren eingeleitet worden. In beiden Fällen haben die 
' Herausgeber daraufhin erklärt, daß sie die Honorar- 
verzeichnisse nicht mehr veröffentlichen werden. Ein 
Verzeichnis von Entgelten für die von Angehörigen 
eines Berufszweiges ausgeübten Tätigkeiten könnte 
nur dann kartellrechtlich unbedenklich sein, wenn zu 
erkennen ist, daß es nicht in der Absicht herausge- 
geben wird, das Verhalten der Empfänger in einem 
bestimmten Sinne zu beeinflussen. Unzulässig sind 
daher solche Verzeichnisse einmal dann, wenn schon 
ihr Wortlaut den Wunsch ausdrückt, den Willen des- 
sen, an den sie gerichtet sind, in einem bestimmten 
Sinne zu beeinflussen. Aber auch eine sich äußer- 
lich als bloße Inforrfiation darstellende Mitteilung 
kann mit Empfehlungswillen ausgesprochen worden 
sein. Ob ein solcher Wille vorliegt, kann nur aus 
den Umständen des Falles geschlossen werden. 
Das Bundeskartellamt hat in beiden Fällen darauf 
hingewiesen, daß die Herausgabe eines Honorar- 
verzeichnisses allenfalls dann als eine ohne Beein- 
flussungsabsicht erteilte Information angesehen 
werden könne, wenn es sich um Rahmensätze bis- 
her üblicher Entgelte handelt, die nicht von dem 
Verfasser nach seinem Ermessen unter einer Viel- 
zahl verschiedener bisher vereinbarter Honorare 
ausgewählt wurden, sondern auf einer neutralen, 
nach anerkannten wissenschaftlichen Grundsätzen 
vorgenommenen, repräsentativen Befragung der in 
Betracht kommenden Berufsangehörigen beruhen 
(Einschränkung zu Tätigkeitsbericht 1961 S. 49). Die 
Verfahren sind eingestellt worden. 


Land- und Forstwirtschaft, Garten- und Weinbau, 
Fischerei und Jagd 

Die Bemühungen der landwirtschaftlichen Erzeu- 
ger und ihrer Vereinigungen um Anpassung der 
Erzeugung an den Marktbedarf und um straffere 
Zusammenfassung ihrer Erzeugnisse und besseren 
Absatz sind wie in den Nachbarländern und in ver- 
schiedenen anderen Agrarexportländern durch ge- 
setzgeberische Maßnahmen unterstützt worden. Der 
Rat der Europäischen Gemeinschaften hatte im Rah- 
men der Organisation der Agrarmärkte bereits am 
25. Oktober 1966 Vorschriften über Errichtung und 
Befugnisse von Erzeugerorganisationen für Obst- 
und Gemüse erlassen (Verordnung Nr. 159/66 EWG, 
Abi Nr. 192 S. 3286 ff.). Durch Verordnung vom 
20. Oktober 1970 (Nr. 2142/70, Abi Nr. L 236 S. 5 ff.) 
ist eine gemeinsame Marktorganisation für Fische- 
reierzeugnisse beschlossen worden. In beiden Fällen 
haben die Erzeugerorganisationen die Aufgabe, die 
gesamte Produktion ihrer Mitglieder zu erfassen 
und abzusetzen, Richtlinien für die Erzeugung auf- 
zustellen und die Märkte notfalls durch Rücknahme 
nicht absetzbarer Mengen zu vorher festgesetzten 
: Preisen zu stabilisieren. Für derartige Marktinter- 
I ventionen wird den Erzeugerorganisationen eine 
i Entschädigung aus öffentlichen Mitteln gezahlt. Ähn- 
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liehe Aufgaben, aber' nicht das Recht auf Entschädi- ! 
gung bei Marktinterventionen, haben die Erzeu- 
gergemeinschaften und deren Vereinigungen, die 
nach dem Marktstrukturgesetz errichtet und von der 
zuständigen Landesbehörde anerkannt worden sind 
(Tätigkeitsbericht 1969 S. 89). Neben diesen neuen 
Zii^^ammenschiüssen landwirtschaftlicher Erzeuger- 
betriebe besteht das überlieferte Organisationsge- 
füge der ländlichen Genossenschaften mit ihren Ver- | 
bänden, ihren Zentralen und ihrem Dachverband. ; 


1. Gartenbau 

Die seit Jahrzehnten zur Vorbereitung von Anbau- 
und Lieferverträgen für Gemüse alljährlich in den 
Verbänden ausgehandelten und den Gemüseerzeu- 
gern und Konservenfabriken empfohlenen Preise 
(Tätigkeitsbericht 1961 S. 51) haben von Jahr zu Jahr 
immer mehr von ihrer ursprünglichen Bedeutung 
verloren. Die Ursachen hierfür sind vielfältiger Art. 
Wachsende Importe von Obst- und Gemüsekonser- 
ven, ganzjähriges Angebot von Frischobst und 
Frischgemüse aus dem In- und Ausland und j 
das Angebot von Tiefkühlgemüse haben einen j 
starken Preisdruck auf Konserven ausgeübt. In 
dieser schwierigen Marktsituation mußten zahl- ! 
reiche Betriebe der Konservenindustrie stillgelegt 
werden. Andere Unternehmen haben zusätzlich die 
Produktion von Fertiggerichten und anderen Erzeug- 
nissen der Ernährungsindustrie aufgenommen. Bei j 
dieser erheblich veränderten Marktsituation bestand 
bei den Unternehmen der Konservenindustrie nur 
noch ein geringes Interesse an der Empfehlung von 
Preisen, obwohl diese häufig an der Grenze der 
Selbstkosten der Erzeuger lagen. Seit Jahren konnte 
beobachtet werden, daß einheitliche Empfehlungs- 
preise nur noch für wenige Gemüsearten zustande 
gekommen sind. Auch diese Empfehlungen haben 
gegenwärtig im allgemeinen nur noch die Bedeutung j 
von Marktinformationen. Die Fleurop-Vereinigung | 
beabsichtigt, aus steuerlichen Gründen die Rechts- : 
beziehungen zwischen ihren Mitgliedern umzuge- | 
stalten. Während bisher der Händler bei der Entge- 
gennahme eines Auftrages als Makler im Sinne des 
HGB handelte, soll er in Zukunft als Verkaufskom- 
missionär der Lieferanten tätig werden. Zu dieser 
Änderung ist die Erlaubnis beantragt worden. Sie 
war erforderlich, weil der wettbewerbsbeschrän- 
kende Inhalt des Beschlusses der Fleurop-Vereini- 
gung geändert worden ist. 

2. Saat- und Pflanzgut für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse 

Die deutschen Kartoffelzüchter hatten ein Gesamt- 
umsatzrabattkartell nach § 3 angemeldet. Im Kartell- 
vertrag hatten die Züchter einheitliche Gesamtum- 
satzrabatte nach Maßgabe einer Mengenstaffel für 
die Lieferung „Zertifizierter Pflanzkartoffeln“ (§ 6 
Saatgutverkehrsgesetz) ihrer geschützten Sorten 
vereinbart. Diese Lieferungen erfolgen weit über- 
wiegend durch „Vertragsfirmen“, die im Rahmen 
von Lizenzverträgen vom Züchter das „Basispflanz- 
gut“ (§ 5 Saatgutverkehrsgesetz) erhalten, dieses 
an bäuerliche Betriebe („Vermehrer“) zur Erzeugung 


von „Zertifizierten Pflanzkartoffeln“ weitergeben 
und dieses Saatgut nach Anerkennung (§ 4 Saatgut- 
verkehrsgesetz) in eigenem Namen und für eigene 
Rechnung, aber nach Preisstellung durch den Züchter 
(§ 20 Abs. 2 Nr. 2) vertreiben. Die Züchter selbst 
sind aus eigener Erzeugung nur zu höchstens 
20 — 25 V. H. am Absatz der Pflanzkartoffeln ihrer 
Sorten beteiligt. Kartellrechtliche Bedenken erga- 
ben sich, weil die Züchter untereinander Rabatte 
nach einheitlicher Staffel vereinbart hatten, die sie 
hauptsächlich (zu 75 — 80 v. H.) für Lieferungen ihrer 
rechtlich und wirtschaftlich selbständigen, aber in 
der Preisstellung gebundenen Lizenznehmer gewäh- 
ren wollten. Im Pflanzkartoffelhandel ist die Ge- 
währung von Gutschriften nach Maßgabe der Ab- 
nahme von Pflanzkartoffeln üblich, wenn eine be- 
stimmte Abnahmemenge nachgewiesen wird. Die 
Vereinbarung, in der die Züchter sich untereinan- 
der zur Zahlung einheitlicher Prämien verpflichten, 
konnte nicht durch Anmeldung nach § 3 legalisiert 
werden, soweit es sich nicht um Rabatte bei der 
Lieferung von Waren der Kartellmitglieder handelt. 
Die Anmeldung ist zurückgenommen worden. 

3. Milcherzeugnisse 

Die Aufhebung der gesetzlich geregelten Einzugsge- 
biete für Rohmilch und der Absatzgebiete für Trink- 
milch (Tätigkeitsbericht 1969 S, 89) ist nach noch- 
maliger Fristverlängerung nunmehr am 31. März 
1970 erfolgt. Etwa gleichzeitig, nämlich durch VO 
vom 25. März 1970 (BGBl I S. 301), sind molkerei- 
mäßig bearbeitete Trinkmilch und ultra-erhitzte 
H-Milch als landwirtschaftliche Erzeugnisse im Sinne 
von § 100 Abs. 5 Nr. 2 benannt worden. Damit 
sind bedeutsame gesetzliche Wettbewerbsbeschrän- 
kungen fortgefallen. Den Werkmilchmolkereien ist 
nach Jahrzehnten der Zugang zu den bisher ertrag- 
reicheren Trinkmilchmärkten eröffnet worden. Die 
Märkte für Trinkmilch und Molkereierzeugnisse sind 
in Bewegung geraten. Die im Schutze ihrer ge- 
setzlich begründeten Monopolstellungen hochent- 
wickelten Trinkmilchmolkereien, vor allem die 
Trinkmiiehversorgungsunternehmen in den Ballungs- 
zentren, bieten neben der Trinkmilch ein zunehmend 
wachsendes Sortiment von Frischprodukten „(wei- 
ßes Sortiment“) an. Diese Frischprodukte sind er- 
tragreicher als einfache Trinkmilch. Auf diesem Sek- 
tor dringen einzelne, besonders leistungsstarke 
Werkmilchmolkereien in überkommene Absatzge- 
I biete von früheren Trinkmilchmolkereien ein, die 
immer wieder, aber anscheinend mit nur geringem 
Erfolg versucht haben, andere Anbieter durch Aus- 
schließlichkeitsverträge von ihren Abnehmern fern- 
; zuhalten. Der Wettbev/erbsdruck von seiten der 
Werkmilchmolkereien könnte allerdings durch 
EWG-Garantiepreise für Molkereierzeugnisse, vor 
allem für Butter, gemindert werden. Dies wirkt sich 
besonders bei marktfernen Molkereien aus. Ver- 
schiedentlich haben sich in Ballungsgebieten Ringe 
von Genossenschaftsmolkereien gebildet, die unter- 
einander die Respektierung von genau abgegrenzten 
Absatzgebieten vereinbart haben. Derartige Absatz- 
I regelungen sind aber nur für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse im Sinne von § 100 Abs. 5 Nr. 2 zulässig. 
! Hierzu gehören nicht die Milchmischerzeugnisse, 
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deren Aufnahme in die VO vom 25. März 1970 aus- 
drücklich abgelehnt worden ist. 

Auf den Märkten für Trinkmilch und Molkereipro- 
dukte hat sich die Tendenz gezeigt, modern aufge- 
machte Markenwaren anzubieten. So hat ein groß- 
städtisches Milchversorgungsunternehmen ein nach 
neuzeitlichen Ernährungsgrundsätzen hergestelltes, 
besonders fettarmes Trinkmilcherzeugnis zur Preis- 
bindung nach § 16 angemeldet. In einem Mißbrauchs- 
verfahren {§ 17 Abs. 1 Nr. 1) wurde festgestellt, daß 
das Trinkmilcherzeugnis infolge Marktstärke der 
Erzeugerin und auch wegen der Neuheit des Erzeug- 
nisses nicht im Preiswettbewerb mit gleichartigen 
Waren anderer Hersteller stand. Die Anmeldung ist 
zurückgenommen worden. 

Aufgrund mehrerer Eingaben von Großhandels- 
unternehmen, die Molkereien mit Maschinen, Ge- 
räten und Verpackungsmaterial beliefern, hat das 
Bundeskartellamt das Marktverhalten der Molkerei- 
zentralen überprüft, die als Absatzmittler für Mol- 
kereierzeugnisse errichtet worden sind, im zuneh- 
menden Umfang aber auch als Lieferanten der Mol- 
kereien auftreten. Es war zu beobachten, daß der 
Marktanteil des Großhandels vor allem bei den von 
den Molkereien benötigten Verpackungsmaterialien 
für Butter immer mehr zugunsten der Molkerei- 
zentralen zurückgeht. Ausschließlichkeitsbedingun- 
gen zwischen den Molkereizentralen und den an- 
geschlossenen Molkereien konnten in diesem Be- 
reich nicht festgestellt werden. Die Verlagerung des 
Einkaufs der Molkereien beruht vielmehr wohl im 
wesentlichen auf den ohnehin engen Geschäfts- 
beziehungen zu den Molkereizentralen und auf den 
günstigen Preisen, zu denen die Molkereizentralen 
das Verpackungsmaterial liefern. Unter diesen Um- 
ständen kommt der Frage, ob sich die Molkerei- 
zentralen gegenüber den Großhändlern Einkaufs- 
vorteile verschaffen konnten, entscheidende Bedeu- 
tung für die Chancengleichheit der beiden Liefe- 
rantengruppen zu. Deshalb wurden insbesondere die 
vertraglichen Regelungen zwischen den Herstellern 
des Verpackungsmaterials und einem überregio- 
nalen Gemeinschaftsunternehmen, das dabei im 
Namen und für Rechnung der Molkereizentralen 
tätig wird, überprüft. Danach wurden zahlreiche 
Verträge geändert. Es ist jetzt sichergestellt, daß 
die Molkereizentralen das Verpackungsmaterial 
grundsätzlich zu den gleichen Preisen einkaufen 
wie die Großhändler. Das Bundeskartellamt wird bei 
der zukünftigen Marktbeobachtung insbesondere 
darauf achten, ob mögliche sonstige Einkaufsvorteile 
der Molkereizentralen zu einer Wettbewerbs- 
verzerrung zu Lasten des Großhandels führen. 


4. Seefischerei 

Im Bereich der Hochseefischerei ist die Erzeugung 
von Frostfisch gestiegen und der Fang von Frisch- 
fisch weiterhin zurückgegangen. Diese Entwicklung 
entspricht dem Marktbedarf (Tätigkeitsbericht 1969 

5. 91). Die in Genossenschaften organisierten Kutter- 
fischer, deren Anlandungen von Frischfisch wach- 
sende Bedeutung für die Versorgung der Ver- 
braucher haben, bemühen sich um die Errichtung 


einer umfassenden Vereinigung, die einheitliche 
Qualitätsnormen aufstellen, die marktgerechte Ver- 
sorgung der Seefischmärkte sichern und durch Emp- 
fehlung von Mindestauktionspreisen zur Preisstabi- 
lität beitragen soll. Derartige Maßnahmen einer 
Vereinigung von Genossenschaften deutscher Kut- 
terfischer sind zur Regelung des Absatzes nach § 100 
Abs. 1 zulässig, soweit sie die Festsetzung von 
Qualitätsnormen und die Lenkung der Anlandungen 
betreffen. Darüber hinaus darf die Vereinigung ihre 
Mitglieder bei der Preisbildung beraten und zu 
diesem Zweck gegenüber ihren Mitgliedern Preis- 
empfehlungen aussprechen, wenn sie als Vereini- 
gung nach § 4 Marktstrukturgesetz anerkannt ist. 
Hierbei unterliegt die Vereinigung der Mißbrauchs- 
aufsicht des Bundeskartellamtes nach § 104 (§ 11 
Marktstrukturgesetz). In Zukunft wird der deutsche 
Fischmarkt von der Organisation der EWG-Agrar- 
märkte beeinflußt werden. Der Ministerrat hat neben 
einer Verordnung über gemeinsame Strukturpolitik 
am 20. Oktober 1970 eine gemeinsame Markt- 
organisation für Fischerzeugnisse beschlossen, die 
ab 1. Februar 1971 angewandt werden soll (Ver- 
ordnung [EWG] Nr. 2142/70 vom 20. Oktober 1970, 
Abi. Nr. L 236 S. 5 ff.). Diese Regelung geht von 
einem — heute noch bestehenden — Einfuhrbedarf 
der Gemeinschaft aus. Innerhalb der Gemeinschaft 
wird der Handelsverkehr nach einheitlichen Quali- 
tätsrichtlinien liberalisiert. Die Märkte sollen durch 
Lenkung der Drittlandsimporte und durch die Mög- 
lichkeit von Interventionen (Aufkäufen) angelande- 
ter frischer Fische stabilisiert werden; hierzu er- 
halten die mit Interventionen beauftragten Erzeuger- 
organisationen einen Ausgleich aus dem Europä- 
ischen Ausgleichs- und Garantiefond Landwirtschaft 
(EAGFL). 


Verkehrs- und Fernmeldewesen 

1. Seeschiffahrt 

Im Verfahren gegen die Schiffahrtskonferenzen nach 
Fernost wegen Mißbrauchs nach § 104 in Verbindung 
mit § 99 Abs. 2 Nr. 1 (Tätigkeitsberichte 1968 S. 82; 
1969 S. 91) ist geprüft worden, welche Nachteile die 
Einbeziehung des Hafens Triest in die Konferenzen 
den deutschen Verladern bringt, und ob und inwie- 
weit diese Nachteile durch ein zu diesem Zweck von 
den Konferenzen eingeführtes Sonderrabattsystem 
ausgeglichen werden. Diese Prüfung ist noch nicht 
i abgeschlossen. Ferner führt die angekündigte Auf- 
nahme der bisher vom Kartell bekämpften Reederei 
Lauro in die Konferenzen als assoziiertes Mitglied 
zu einer wesentlichen Änderung des Sachverhalts. 
Der einzige potente Außenseiter scheidet damit als 
Wettbewerber aus. Es bleibt zu prüfen, ob und in- 
wieweit bei dieser veränderten Marktsituation ein 
Mißbrauch im Sinne von § 104 angenommen werden 
kann. 

Im Seeverkehr nach West-Afrika bestehen zwei 
Schiffahrtskonferenzen, die für die Bundesrepublik 
bedeutsam sind, die eine für den Verkehr von und 
I nach Großbritannien, die andere von und nach dem 
j Kontinent. Beide Konferenzen haben bis zu 7 v. H. 
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und mehr zu Lasten des Kontinents unterschiedliche ! 
Frachten. Diese Differenz führt bei frachtintensiven, 
ab europäischen Abfahrtshäfen im wesentlichen 
preisgleichen Erzeugnissen wie Salz zur Unter- 
bindung oder zumindest zu einer starken Beeinträch- 
tigung des deutschen Exports. Die in den Konteren- ; 
zen vorgesehenen Treueraballe, die schon dann nicht i 
gewährt werden, wenn auch nur kleinste Mengen ; 
mit nicht zur Konferenz gehörenden Schiffen be- 
fördert werden, machen für den Großteil der Ver- 
lader das Ausweichen auf solche Schiffe unmöglich. 
Das Bundeskartellamt prüft, ob Maßnahmen wegen j 
Mißbrauchs nach § 104 in Verbindung mit § 99 j 
Abs. 2 Nr. 1 zu treffen sind. , 

Die Tarifgestaltung einer anderen Konferenz gibt i 
Veranlassung zu prüfen, ob unterschiedliche Fracht- 
raten für Erzeugnisse, die im wesentlichen gleich | 
sind und sich nur in für den Transport bedeutungs- 
losen Merkmalen unterscheiden, das Diskriminie- j 
rungsverbot des § 26 Abs. 2 verletzten, der auch I 
für Schiffahrtskonferenzen gilt. Sollte festzustellen | 
sein, daß die Gestaltung oder Handhabung der | 
Frachtraten mit § 26 Abs. 2 nicht vereinbar ist, so i 
könnte das nicht nur in Verbindung mit § 38 Abs. 1 I 
Nr. 8 zur Ahndung mit einer Geldbuße führen, son- 
dern auch Maßnahmen im Mißbrauchsverfahren nach 
§ 104 rechtfertigen. 

2. Binnenschiffahrt 

Ende 1969 haben die maßgeblichen Reeder und ' 
Spediteure auf dem Rhein eine Konvention für Ge- 
treide, Ölsaaten und Futtermittel geschlossen. In 
dieser Kartellvereinbarung wird die vorrangige 
Bedienung des Schiffsraums der Vertragsbeteiligten 
festgelegt. Ferner werden durch eine besondere i 
Frachtkommission die Tarife bestimmt. Diese sollen j 
in letzter Zeit wesentlich erhöht worden sein. Das 
Bundeskartellamt übt lediglich eine Mißbrauchs- 
aufsicht nach § 104 in Verbindung mit § 99 Abs. 2 
Nr. 1 aus, weil die Vereinbarung die Beförderung 
über die Grenzen zum Gegenstand hat. Dabei arbei- 
tet es eng mit der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften zusammen, die prüft, ob und in- 
wieweit die Konvention unter die weiterreichende j 
Verordnung Nr. 1017/68 des Rats fällt. | 


3. Hafenläger 

Auf Anregung der Einfuhr- und Vorratsstelle für 
Getreide und Futtermittel prüft das Bundeskartell- 
amt die Preisgestaltung in den Häfen für die Lage- 
rung und Umschlagdienste bei Getreide. Diese Tarife 
unterliegen, soweit sie durch Kartellabsprachen (§ 99 
Abs. 2 Nr. 3) zustande kommen, der Mißbrauchs- 
aufsicht nach § 104, soweit sie von einem im wesent- 
lichen allein im Hafen tätigen und damit markt- 
beherrschenden Unternehmen festgesetzt werden, 
der Mißbrauchsaufsicht nach § 22. 


4. Güterkraftverkehr 

Nach den gesetzlichen Bestimmungen über die seit 
dem 1. Januar 1969 erhobene Straßengüterverkehrs- 


steuer steht es den Frachtführern frei, ob und inwie- 
weit sie diese Abgabe auf die Verlader abwälzen. 
Damit ist den Frachtführern im Gegensatz zur son- 
stigen Frachtregelung im Güterkraftverkehr ein 
Handlungsspielraum eingeräumt, mit dem sie Wett- 
bewerb treiben können (Erster Abschnitt S. 32). Auf 
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idung, da 


Voraussetzungen von § 99 Abs. 1 hier nicht gegeben 
sind. Ein Unternehmen, das für die Verlader die in 
Rechnung gestellten Frachten nachprüft, hat seinen 
Kunden die Anwendung eines einheitlichen, nach 
allgemeinen Verladungsfällen aufgegliederten 
Systems angeraten, mit dem die Verlader dem 
Streben der Frachtführer, die Steuer voll auf sie 
abzuwälzen, entgegenwirken sollten. Die Verlader 
haben sich diesem Rat entsprechend verhalten und 
damit bewirkt, daß die Frachtführer nicht mehr in 
der Lage waren, von der ihnen durch die gesetz- 
liche Regelung eröffneten Möglichkeit eines Wett- 
bewerbs bei der Frachtberechnung Gebrauch zu 
machen. Das Bundeskartellamt hat in dem Verhalten 
des die Frachtprüfung durchführenden Unterneh- 
mens eine unzulässige Empfehlung nach § 38 Abs. 2 
Satz 2 gesehen, obwohl sie nicht gleichzeitig an die 
Kunden des Unternehmens gerichtet war, sondern 
im Rahmen der Einzelberatung der Kunden geschah. 
Das Unternehmen ist darauf hingewiesen worden, 
daß es aus diesen Gründen bei unveränderter Fort- 
setzung oder Wiederholung dieser Prüfungs- und 
Beratungstätigkeit mit der Festsetzung einer Geld- 
buße rechnen müsse. Der Vorgang hat auf dem Ge- 
biete des Verkehrs insofern besondere Bedeutung, 
als eine gesteigerte Einführung von Margentarifen 
geplant ist, deren Zweck bei einer derartigen prak- 
tisch wieder zu Festpreisen führenden Handhabung 
vereitelt würde. 


Kreditwirtschaft 

Aufgrund von Verhandlungen zwischen Aktien- 
gesellschaften und Kreditinstituten über die Frage 
des Aufwendungsersatzes für die Versendung von 
Aktionärsbriefen, Geschäftsbriefen und Berichten 
über Ergebnisse von Hauptversammlungen an 
Depotkunden ist von den Spitzenverbänden des 
Kreditgewerbes empfohlen worden, den Aufwen- 
dungsersatz aus Zweckmäßigkeitsgründen in Hun- 
dertsätzen der zu § 128 des Aktiengesetzes getroffe- 
nen Regelung zu bemessen, obwohl diese Mitteilun- 
gen nicht gesetzlich vorgeschrieben sind. 

Die sieben im zentralen Kreditausschuß zusammen- 
geschlossenen Spitzenverbände des Kreditgewerbes 
haben Richtlinien für einheitliche Zahlungsverkehrs- 
vordrucke als Vereinbarung gemeldet. 

Im Berichtsjahr haben die Spitzenverbände wieder- 
um zahlreiche Empfehlungen hinsichtlich des Zins- 
fußes für Spareinlagen mit gesetzlicher Kündigungs- 
frist und von Sichteinlagen ausgesprochen. So er- 
gingen zum 1. Februar 1970 und zum 1. April 1970 
Empfehlungen des Deutschen Sparkassen- und Giro- 
verbandes e. V., des Bundesverbandes Deutscher 
Banken e. V. und des Deutschen Raiffeisen-Verban- 
des e. V. Dabei bezog sich die Empfehlung des 
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Raiffeisen-Verbandes zum 1. Februar 1970 auf den 
Zinsfuß für Spareinlagen mit gesetzlicher Kündi- 
gungsfrist Zum 1. April 1970 empfahl der Verband | 
unter Hinweis darauf, daß die Marktentwicklüng 
eine Anhebung des Spareckzinses auf mindestens 
5 V. H. gebracht habe, den Zinssatz für Spareinlagen 
mit gesetzlicher Kündigungsfrist den örtlichen Kon- 
kurrenzgegebenheiten anzugleichen. Die Empfeh- 
lungen wurden nicht von allen Kreditinstituten be- 
folgt. Eine Anzahl — vor allem kleinerer — Kredit- 
institute ging mit ihrem Zinsangebot von vorn- 
herein über die empfohlenen Zinssätze hinaus. 
Einige große Kreditinstitute hielten sich nicht mehr 
an die Zinsempfehlungen, als sie die Überzeugung 
gewannen, daß nach der Marktlage ein Abweichen 
vom Zinsfuß geboten sei. 

Im Börsengeschäft wurde der Börsenterminhandel in 
Wertpapieren in Form des Optionsgeschäfts in 
Aktien am 1. Juli 1970 an den deutschen Börsen 
wieder aufgenommen. Der Bundesverband deut- 
scher Banken e. V. hat für das börsenmäßige Op- 
tionsgeschäft in Aktien gegenüber der Kundschaft 
die Anwendung der „Sonderbedingungen für 
Optionsgeschäfte im Börsenterminhandel" empfoh- 
len und diese Empfehlung gemeldet. 

Sämtliche privaten Bausparkassen haben ein „Wett- 
bewerbsabkommen der Privaten Bausparkassen 
(Fassung 1969)" nach § 102 gemeldet, in dem sie 
sich verpflichten, die Vorschriften des Gesetzes ge- | 
gen den unlauteren Wettbewerb und die von der j 
Rechtsprechung dazu entwickelten Grundsätze ein- 
zuhalten. Sie bringen im Abkommen ihre Überein- 
stimmung darüber zum Ausdruck, daß die „Empfeh- 
lungen für den Wettbewerb, für den Außendienst 
und für die Behandlung von Wettbewerbsverstö- 
ßen", die dem Wettbewerbsabkommen als Anlage 
beigefügt sind, unerläßliche Grundlage für einen 
lauteren Wettbewerb zwischen den Bausparkassen 
sind. Ein verbandseigenes Verfahren zur gütlichen 
Beilegung von Wettbevvrerbsstreitigkeiten ist vor- 
gesehen; die Anrufung der ordentlichen Gerichte 
wird zugelassen. Eine Wettbewerbsbeschränkung 
liegt darin, daß für die Einstellung eines neuen Ver- 
mittlers außer der aufsichtsrechtlich vorgeschriebe- 
nen Befragung der Auskunftsstelle über den Versi- 
cherungsaußendienst e. V. (AVAD) die Einholung 
der Auskunft einer anerkannten Auskunftei vorge- 
schrieben ist. Den von dem Verband Reisender 
Kaufleute Deutschlands e. V. und dem Bundesver- 
band Deutscher Versicherungskaufleute e. V. gegen 
das Abkommen vorgetragenen Bedenken hat sich 
das Bundeskartellamt nicht angeschlossen. Es wurde 
insbesondere in der Tatsache, daß die Bausparkas- 
sen untereinander Vereinbarungen über die Wer- 
tung des Verhaltens von selbständigen Handelsver- 
tretern im Wettbewerb treffen, kein Mißbrauchstat- 
bestand im Sinne des § 102 Abs. 2 gesehen, da das 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen in § 102 
Abs. 1 auch Vereinbarungen über Beschränkungen 
desjenigen Wettbewerbs privilegiert, den die Bau- 
sparkassen durch Vermittler betreiben. Ferner hat 
das Bundeskartellamt die Empfehlung als zulässig 
erachtet, daß auch solche Vermittler, die Handels- 
vertreter, d. h, selbständige Kaufleute sind, Werbe- 
maßnahmen und Veröffentlichungen nicht ohne 


vorherige Prüfung und Zustimmung der Bauspar- 
kasse vornehmen sollen. Diese Bestimmung be- 
zweckt vor allem, der Bausparkasse die Erfüllung 
ihrer Verpflichtungen gegenüber ihrer Aufsichts- 
behörde zu ermöglichen, der gegenüber sie für das 
Verhalten ihres Vermittlers im Wettbewerb ein- 
stehen muß. 

In allen aufgeführten Fällen wirksam gewordener 
Wettbewerbsbeschränkungen in der Kreditwirt- 
schaft bestand bisher kein Anlaß für die Einleitung 
eines Mißbrauchsverfahrens. 


Versicherungen 

In der Industriefeuerversicherung hat der Verband 
der Sachversicherer e. V. eine Änderung der Emp- 
fehlung für die Tarifierung der industriellen und 
großgewerblichen Feuer- und Feuerbetriebsunter- 
brechung (FBU) -Risiken (Tätigkeitsbericht 1968 
S. 82) nach § 102 gemeldet, die die Anhebung der 
Richtlinienprämie von 90 auf 100 v. H. der Be- 
darfsprämie betrifft. Das Verfahren der Tarifie- 
rungskommission (Tätigkeitsbericht 1968 S. 82) ist 
im Berichtsjahr auf Mißbrauch geprüft worden 
(§ 102 Abs. 2). Aus Kreisen der Versicherungsneh- 
mer wurde beanstandet, daß die Namen der Mit- 
glieder der Tarifierungskommission, die die im Ein- 
zelfall zu vereinbarende Prämie empfiehlt, dem Ver- 
sicherungsnehmer nicht bekanntgegeben würden. 
Weiter wurde beanstandet, daß die Führende durch 
die Tarifierungsgrundsätze gezwungen sei, die im 
Besichtigungsbericht enthaltenen Geschäftsgeheim- 
nisse des Versicherungsnehmers an die Tarifie- 
rungskommission weiterzugeben. Das Bundeskar- 
tellamt und das Bundesaufsichtsamt ließen den 
ersten Einwand nicht gelten, denn schon zur Zeit 
des Prämienkartells der Rothenburger Vereinigung 
wurde beachtet, daß Versicherungsnehmer, die 
große Objekte zu versichern haben, dazu neigen, 
ihr Gewicht zur Einflußnahme auf Prämiensenkun- 
gen zu benutzen, so daß die Gefahr unterschied- 
licher Behandlung gleicher Risiken nicht von der 
Hand zu weisen ist. Dieser Gefahr begegnet die 
Anonymität der Tarifierungskommission. Hinsicht- 
lich des zweiten Einwands haben die Versicherer 
auf Anregung des Bundeskartellamtes, der das Bun- 
desaufsichtsamt zugestimmt hat, das Verfahren der 
Tarifierungskommission geändert: Der Versiche- 
rungsnehmer darf — auch unter Zuziehung eines 
Beistandes — der Geschäftsstelle des Sachversiche- 
rerverbandes seine Auffassung zum Besichtigungs- 
bericht mündlich vortragen; er darf ferner die Ver- 
wendung des Besichtigungsberichts davon abhängig 
machen, daß ein von ihm bezeichnetes bestimmtes 
Geschäftsgeheimnis von der Führenden der Tarifie- 
rungskommission nicht genannt wird, aber doch — 
wenn es prämiensenkend wirkt — von der Kom- 
mission auf Vorschlag der Führenden berücksichtigt 
werden muß. Schließlich gibt die Kommission dem 
Versicherungsnehmer eine schriftliche Begründung 
für die gesamte Tarifierung des Risikos. 

Fünf professionelle deutsche Rückversicherer, die 
einen hohen Anteil am deutschen Rückversiche- 
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rungsmarkt auf sich vereinigen, haben einheitlich 
eine Klausel zum Inhalt ihrer obligatorischen Rück- 
versicherungsverträge im deutschen Industrie-Feuer- 
und FBU-Geschäft gemacht, die ihr Risiko in mehr- 
facher Hinsicht beschränkt, und dies nach § 102 ge- 
meldet. Die Klausel besagt, daß Spitzenrisiken nur 
dann vom Rückversicherungsschutz erfaßt werden, 
wenn der Rückversicherer ihrer Einbringung in den 
Vertrag vorher zugestimmt hat. Als Spitzenrisiken 
gelten Policen eines Versicherungsnehmers mit 
Versicherungssummen, die zusammen 1 Milliarde 
DM überschreiten, ferner Policen in den Risikoklas- 
sen Raffinerie, petrochemische Anlagen, kunststoff- 
herstellende und -verarbeitende Betriebe mit Ver- 
sicherungssummen über 250 Millionen DM und 
fallweise vom Rückversicherer namentlich bezeich- 
nete Risiken, hinsichtlich derer jeweils Retrozes- 
sionsschwierigkeiten bestehen. Mit der Meldung ist 
die Wettbewerbsbeschränkung wirksam geworden; 
bisher bestand kein Anlaß für die Einleitung eines 
Mißbrauchsverfahrens. 

Das Prämienkartell der Interessengemeinschaft 
Flußkasko-Versicherung (Tätigkeitsbericht 1966 
S. 67; 1967 S. 83) ist um ein weiteres Jahr verlän- 
gert worden. Im Berichtszeitraum ist besonders die 
Preissteigerungsklausel 1969 kartellrechtlich geprüft 
worden. Nach dieser Klausel werden die Prämien 
aller Flußkaskoversicherungen um den Durch- 
schnittsprozentsatz erhöht, den vier vom Deutschen 
Transport-Versicherungs-Verband beauftragte unab- 
hängige Schiffssachverständige als Erhöhung der 
Werftpreise für Reparaturen für die gesamte Bun- 
desrepublik festgestellt haben. Gegen die Anwen- 
dung dieser Preissteigerungsklausel haben die Ver- 
bände der Binnenschiffahrt eingewendet, daß sie 
durch diese Klausel über den Rahmen der Repara- 
tur von Versicherungsschäden hinaus betroffen 
würden, weil die von den Sachverständigen festge- 
stellten Hundertsätze von den Werften als Preise 
auch für Routinereparaturen und für Neubauten 
zugrunde gelegt werden. Das Bundeskartellamt hat 
mit dem Bundesaufsichtsamt die Auffassung vertre- 
ten, daß gegen eine Preissteigerungsklausel, die 
Wirkungen weit über den Versicherungsbereich 
hinaus, und zwar in Richtung von Wertpreiserhö- 
hungen haben kann, Bedenken nach § 102 Abs. 2 
bestehen. Die Interessengemeinschaft Flußkasko- 
versicherung und die Binnenschiffahrt haben sich 
bereit erklärt, sich durch Verhandlungen von Ver- 
band zu Verband um eine Umgestaltung der Preis- 
steigerungsklausel — insbesondere durch Einräu- 
mung eines Mitwirkungsrechts an die Binnenschiff- 
fahrt — zu bemühen. Das eingeleitete Mißbrauchs- 
verfahren wird eingestellt werden, wenn die Inter- 
essengemeinschaft Änderungen eingeführt hat, die 
diese Wirkung ausschließen. 

In der Transportversicherung hat der Arbeitskreis 
Transportversicherung eine Reihe von wettbewerb- 
beschränkenden Beschlüssen und Empfehlungen 
nach § 102 gemeldet. So hat die Mitgliederversamm- 
lung beschlossen, daß die Mitglieder Kriegsversiche- 
rungen ausschließlich nach den Kriegsklauseln des 
Deutschen Transport-Versicherungs-Verbandes von 
1968 in der jeweils gültigen Fassung abschließen 
werden. 


Zur Ausstellungsversicherung ist beschlossen wor- 
den, die „Richtlinien für die Risikobeurteilung und 
Prämienkalkulation in der Ausstellungsversiche- 
rung" anzuwenden. In der Einheitsversicherung ist 
die Prämie neu geregelt worden, indem zwei regio- 
nale Zonen für die Bemessung der Prämie, neue 
Prämiensatze, Mindestprämien und Prämiennach- 
lässe festgesetzt worden sind. Mehrjährige Ver- 
träge sollen nicht mehr abgeschlossen werden. Den 
Prämiensätzen liegen die neuen von dem Sachver- 
sicherungsverband empfohlenen Einbruchdiebstahl- 
prämien zugrunde. Diese Neuordnung hat zu einer 
starken Erhöhung der Prämien geführt. In der See- 
warenversicherung sind wegen Erreichung einer 
Schadensquote von 65 v. H. im Durchschnitt der 
letzten drei abgeschlossenen Jahre Prämien erhöht 
und Bedingungen verschlechtert worden. Groß- 
policen sollen in Zukunft nach der „aufgeglieder- 
ten Statistik" kalkuliert werden, die das fpa-Risiko 
(Totalschäden, Feuer, Kollision, Havarie-Grosse) 
von dem Teilschadensbereich (Schäden infolge von 
Besonderheiten des einzelnen Gutes, Bruchgefahr, 
unzureichende Verpackung) und den Lager- und 
Sonderrisiken (z. B. außergewöhnliche Häufung von 
Versendungen innerhalb einer Police) getrennt er- 
faßt. Die Kostenordnung (Provisionsabrede) ist bis 
zum 31. Dezember 1970 verlängert worden. Dasselbe 
gilt für die Verpflichtung, keine neuen Zeichnungs- 
vollmächten zu erteilen und keine neuen Makler-, 
Reederei- und Agenturverträge abzuschließen. Das 
Auskunfts- und Informationsverfahren verpflichtet 
den einzelnen Versicherer zur Mitteilung der Einzel- 
heiten einer ordnungsgemäßen Prämienkalkulation, 
insbesondere der Schadensstatistik der einzelnen 
Policen für die letzten drei Jahre. Für die gesamte 
Gütertransportversicherung wird die Erhebung eines 
allgemeinen Risikoerschwerungszuschlages von 
10 V. H. als lineare Prämienerhöhung zum Ausgleich 
allgemeiner Risikoerschwerungen und Kostensteige- 
rungen empfohlen. Die individuelle Sanierung der 
einzelnen Policen durch Prämienerhöhung wird be- 
reits dadurch ausgelöst, daß die Schadensquote im 
Dreijahresdurchschnitt mindestens 60 v. H. beträgt, 
wobei jedoch die Bedarfsprämie für die nächste Ver- 
sicherungsperiode auf der Grundlage derjenigen 
Prämie berechnet wird, die notwendig gewesen 
wäre, um den Schadensaufwand im Dreijahresdurch- 
schnitt unter 55 v. H. — bei Anrechnung der vorge- 
nannten zehnprozentigen linearen Prämienerhöhung 
— zu halten. Für solche Policen, deren gegliederte 
Statistik fpa-Schäden in Höhe von mindestens etwa 
100 V. H. einer Jahresprämie aufweist, wird eine 
Sonderregelung empfohlen: Entweder werden bei 
Anwendung der ungegliederten Statistik solche Schä- 
den bei der Berechnung der Bedarfsprämie für die 
nächsten Versicherungsperioden bis zur Hälfte un- 
berücksichtigt gelassen oder es wird bei Anwendung 
der gegliederten Statistik der fpa-Prämienanteil 
„ausreichend bemessen" und die Prämie für den Teil- 
schadensbereich nach dem Schema einer Schadens- 
quote von 55 V. H. unter Anrechnung der zehnpro- 
zentigen linearen Prämienerhöhung berechnet. In 
diesen Fällen wirksam gewordener Wettbewerbs- 
beschränkungen im Bereich der Transportversiche- 
rung bestand bisher kein Anlaß für die Einleitung 
eines Mißbrauchsverfahrens. 
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In der Seekaskoversicherung ist nach § 102 Abs. 2 
geprüft worden, ob die „Bestimmungen über Prä- 
mienanpassung nach Schadensverlauf (September 
1969)", die die seit 1965 geltenden Bestimmungen 
abändern, die Interessen auch der Eigentümer klei- 
nerer Schiffe hinreichend berücksichtigen. Darauf hat 
der Deutsche Transport-Versicherungs-Verband die 
Wiederermäßigung der wegen schlechten Schadens- 
verlaufs erhöhten Prämie insofern erleichtert, als sie 
jetzt bereits eintreten kann, wenn die durchschnitt- 
liche Schadensquote der dreijährigen statistischen 
Periode den Stand von 25 v. H. erreicht und kein 
Jahr der statistischen Periode eine Schadensquote 
von 25 V. H. überschreitet; bisher durfte die Scha- 
densquote in den letzten beiden Jahren der statisti- 
schen Periode den Satz von 25 v. H. nicht überschrei- 
ten. Im übrigen wird die Prämienkalkulation (Erset- 
zung der Abzugsfranchise durch die Integralfran- 
chise, Abänderung der Klasseneinteilung der 
Schiffe für die Berechnung der schadensabhängigen 
Prämienerhöhung, wirtschaftliche Auswirkungen der 
schadensabhängigen Prämienerhöhungen inge- 
samt) weiter beobachtet. 

Auf dem Gebiet der Versicherungsvermittlung ist 
geprüft worden, inwieweit an solche Versicherungs- 
gesellschaften, die von einem oder mehreren großen 
Industrie- oder Handelsunternehmen beherrscht 
werden und die vor allem die Versicherungsverträge 
dieser Unternehmen vermitteln und verwalten, durch 
den Versicherer Provision bzw. Courtage gezahlt 
werden darf. Diese Frage hängt mit dem aufsichts- 
rechtlichen Verbot von Provisionsabgaben an den 
Versicherungsnehmer und von ihm abhängige Stel- 
len zusammen. Durch Verhandlungen des Bundeskar- 
tellamtes und des Bundesaufsichtsamtes für das Ver- 
sicherungs- und Bausparwesen mit den Verbänden 
der Versicherer und der Versicherungsvermittler 
sind Tätigkeitsmerkmale des industrieverbundenen 
Versicherungsvermittlers gefunden worden, bei 
deren Erfüllung die Provisionszahlung in der Regel 
zulässig ist; ferner wurde ein Verfahren gefunden, 
in dem unter verantwortlicher Beteiligung der Ver- 
mittlerverbände und der Versicherer sowie mit Ein- 
griffsmöglichkeiten des Bundesaufsichtsamtes künf- 
tig festgestellt werden soll, ob nach dem Inhalt des 
Versicherungsvermittlervertrages eine Provisions- 
zahlung zulässig ist. Die Versicherer planen hierfür 
die Errichtung eines Versichererkartells, in das auch 
andere Verpflichtungen der Versicherer zur Einhal- 
tung von Grenzen der Provisionszahlung einbezogen 
werden sollen. 


Versorgungswirtschaft 

Im Berichtszeitraum sind 1 647 Verträge nach § 103 
Abs, 1 angemeldet worden, von denen 1 640 als Ver- 
träge von nur regionaler Bedeutung an die zustän- 
digen Landeskartellbehörden abgegeben worden 
sind; sieben überregionale Verträge werden vom 
Bundeskartellamt bearbeitet. Damit hat sich die Ge- 
samtzahl der seit Inkrafttreten des Gesetzes ange- 
meldeten versorgungswirtschaftlichen Verträge auf 
39 523 erhöht. Insgesamt werden 36 033 von den 
Landeskartellbehörden und 3 490 vom Bundeskar- 


I tellamt bearbeitet. In diesen Zahlen sind nicht nur 
neu abgeschlossene Verträge, sondern auch Ver- 
tragsänderungen enthalten. Letztere betreffen vor 
allem Vertragsverlängerungen. 

932 Verträge nach § 103 Abs. 1 wurden im Berichts- 
zeitraum in das Kartellregister eingetragen, davon 
auf Ersuchen der Landeskartellbehörden 893 und 
durch Verfügung des Bundeskartellamtes 39. Da- 
neben wurden insgesamt 1 442 Ergänzungseintra- 
gungen vorgenommen. Von diesen entfallen 1 181 
auf die Landeskartellbehörden und 261 auf das Bun- 
deskartellamt. 

In Durchführung der Entschließungen der Kartell- 
referenten des Bundes und der Länder vom 
lO./ll. Juni 1965 (Tätigkeitsbericht 1965 S. 61) und 
16. /1 7. November 1967 (Tätigkeitsbericht 1967 S. 85) 
haben im Berichtszeitraum wegen Verdachts des 
Mißbrauches eines Gebietsschutzvertrages nach 
§ 103 Abs. 1 Nr. 1 die Landeskartellbehörden gegen 
neun letztverteilende Stromversorgungsunterneh- 
men Verfahren nach § 104 eingeleitet, an denen das 
Bundeskartellamt gesetzlich beteiligt ist. 

Das Bundeskartellamt hat selbst im Berichtszeit- 
raum gegen zwei Versorgungsunternehmen Verfah- 
ren nach § 104 eingeleitet. Insgesamt sind damit auf 
Grund der Entschließungen der Kartellbehörden 354 
Verfahren eingeleitet worden. Einige von diesen 
richteten sich gegen das Verhalten von Gasversor- 
gungsunternehmen. 

Von den Verfahren konnten bisher 264 ohne förm- 
liche Mißbrauchsverfügung abgeschlossen werden. 
In allen diesen Fällen haben sich die Letztverteiler 
überwiegend den Preisen der Vorlieferanten bzw. 
denen der von ihnen demarkierten Unternehmen im 
wesentlichen angepaßt. 

So konnte das Bundeskartellamt im Berichtszeitraum 
in Anwendung der in der Horizontalentschließung 
der Kartellreferenten (Tätigkeitsbericht 1967 S. 85) 
verlautbarten Verwaltungsgrundsätze erreichen, daß 
ein Versorgungsunternehmen die Preise für ein von 
ihm beliefertes weiterverteilendes Versorgungsun- 
ternehmen durch Gewährung einer günstigeren Be- 
zugspreisregelung in erheblichem Umfange senkte. 

In einer großen Zahl weiterer Fälle sind im Hin- 
blick insbesondere auf die Entschließung der Kartell- 
referenten vom 10. /II Juni 1965 (Tätigkeitsbericht 
1965 S. 61) auch weiterhin Anträge auf preisrecht- 
liche Genehmigung der Erhöhung von Tarifpreisen 
und auf Verlängerung bereits erteilter Ausnahme- 
genehmigungen gar nicht erst gestellt, einge- 
schränkt, zurückgenommen oder nicht genehmigt 
worden. In weiteren Fällen haben schließlich Elek- 
trizitätsversorgungsunternehmen auch von sich aus 
die Preise gesenkt und den Preisen des beliefern- 
den oder auch nur von ihnen demarkierten Versor- 
gungsunternehmens angeglichen, um ein Miß- 
brauchsverfahren zu vermeiden. 

Nach Prüfung angemeldeter Stromlieferungsver- 
träge leitete das Bundeskartellamt gegen ein Ver- 
sorgungsunternehmen ein Mißbrauchsverfahren 
nach § 22 ein, weil der Verdacht bestand, daß über 
die in den Stromlieferungsverträgen enthaltenen Be- 
zugspreisregelungen das Versorgungsunternehmen 
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seine marktbeherrschende Stellung insbesondere 
gegenüber Stromanbietern, die Überschußstrom aus 
industriellen Eigenanlagen gewinnen, mißbräuchlich 
ausnutzt. Das Versorgungsunternehmen hat den 
Bedenken des Bundeskartellamtes durch Änderung 
der beanstandeten Preisregelungen Rechnung ge- 
tragen. 

In einem zwischen einem liefernden und einem ab- 
nehmenden Versorgungsunternehmen geschlossenen 
Erdgasliefervertrag war zugunsten des Abnehmers 
ein Gebietsschutz im Sinne von § 103 Abs. 1 Nr. 1 
vereinbart. Auf Grund von Eingaben entstand der 
Verdacht, daß der Abnehmer sich einerseits auf die 
durch Anmeldung beim Bundeskartellamt legali- 
sierte Gebietsschutzvereinbarung beruft und auf 
dieser besteht, andererseits aber nicht willens oder 
nicht in der Lage ist, zumindest nicht in absehbarer 
Zeit, einen Teil des geschützten Versorgungsgebie- 
tes für die kommunale Erdgasversorgung aufzu- 
schließen. Einem dritten Versorgungsunternehmen 
wurde ein Eindringen in dieses Gebiet aber allein 
dadurch verwehrt, daß sich das liefernde Versor- 
gungsunternehmen unter Berufung auf den mit dem 
Abnehmer geschlossenen Gebietsschutzvertrag 
außerstande sah, dem dritten Versorgungsunter- 
nehmen Erdgas zur Versorgung des strittigen Ge- 
bietes zu liefern. Denn die Belieferung des dritten 
Unternehmens mit Erdgas zur Versorgung dieses 
Gebietes hätte als mittelbare Versorgung durch das 
liefernde Unternehmen gegolten, die zu unterlassen 
es sich jedoch im Vertrag mit dem Abnehmer ver- 
pflichtet hatte. Bei dieser Sachlage wird ein Teil des 
Versorgungsgebietes des Abnehmers wegen seines 
Festhaltens an der Demarkationsvereinbarung von 
der kommunalen Erdgasversorgung wenigstens vor- 
erst ausgeschlossen. Hierin sah das Bundeskartell- 
amt einen Mißbrauch im Sinne von § 104. Die Ge- 
bietsschutzabsprache diente nicht einer rationellen 
und sinnvollen Erdgasversorgung. Sie stand ihr so- 
gar entgegen. Um ein Mißbrauchsverfahren zu ver- 


meiden, werden derzeit wegen des Gebietsschutzes 
neue Regelungen getroffen, in die das dritte Ver- 
sorgungsunternehmen einbezogen wird. 

Leitsatz: 

Das Festhalten an einer Gebietsschutzvereinba- 
rung ist im Sinne von § 104 mißbräuchlich, wenn 
dadurch der Anschluß an eine bestimmte Ver- 
sorgungsart in einem durch Vertrag nach § 103 
Abs. 1 Nr. 1 geschützten Gebiet oder einem Teil 
desselben verhindert wird. 

Nach § 105 Satz 2 i. V. m. § 13 bedarf die fristlose 
Kündigung eines Demarkationsvertrages der Er- 
laubnis der Kartellbehörde. Ein entsprechender Er- 
laubnisantrag wurde von einer Landeskartellbe- 
hörde in Übereinstimmung mit dem am Verfahren 
gesetzlich beteiligten Bundeskartellamt abgelehnt, 
weil die Weiterführung des Vertrages bis zu seinem 
Ablauf auf Grund ordentlicher Kündigung für die 
Antragstellerin bei Berücksichtigung der Interessen- 
j läge beider Vertragspartner und insbesondere auch 
1 des öffentlichen Interesses an einer gesicherten 
i Gasversorgung zumutbar ist. Denn während im Falle 
I einer fristlosen Kündigung die Gasversorgung für 
i ein ganzes Stadtgebiet nicht gesichert wäre, braucht 
! die Antragstellerin bei fristgerechter Kündigung den 
' Vertrag nur noch etwa zwei Jahre fortzuführen. Der 
j der Antragstellerin in dieser Zeit möglicherweise 
I entstehende wirtschaftliche Verlust konnte dem- 
I gegenüber weder dem Grunde noch der Höhe nach 
, die fristlose Aufhebung des Vertrages rechtfertigen, 
zumal ein wirtschaftlicher Verlust auch auf eigenes 
früheres unternehmerisches Verhalten der Antrag- 
' stellerin mitzurückgeführt werden müßte. Gegen 
diese Entscheidung der Landeskartellbehörde ist 
Beschwerde eingelegt worden. 

^ h Nach Rücknahme der Beschwerde ist die Entscheidung 
der Landeskartellbehörde rechtskräftig geworden. 
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DRITTER ABSCHNITT 

Lizenzverträge 


I. Lizenzverträge und Kartellverträge 

Im Berichtsjahr sind vom Bundeskartellamt bei der 
Abgrenzung von Lizenzverträgen und Kartellver- 
trägen folgende Feststellungen getroffen worden: 
Dem Bundeskartellamt wurden zwei Gruppen von 
Lizenzverträgen über Stahl-Einbauelemente nach 
DIN-Norm zur kartellrechtlichen Prüfung nach §§ 20, 
21 Abs. 1 vorgelegt. Hiernach hatten sieben Unter- 
nehmen als Lizenzgeber in eine von ihnen eigens 
gegründete GmbH aus den Verträgen im einzelnen 
nicht ersichtliche Schutzrechte und Anmeldungen 
eingebracht. Durch diese Lizenz-Einbringungsver- 
träge wurde die GmbH zur Lizenzgeberin, die nun- 
mehr ihrerseits in sieben Lizenz-Vergabeverträgen 
allen sieben Gesellschaftern jeweils eine einfache 
Bündellizenz mit gleichen Produktions-Mengenbe- 
schränkungen und Preisvorschriften erteilte. Für 
diese Lizenzbeschränkungen beriefen sich die Ver- 
tragsbeteiligten auf § 20 Abs. 1 Halbsatz 2 (Menge) 
und § 20 Abs. 2 Nr. 2 (Preisstellungsbindung). Das 
Bundeskartellamt hat nach Einsichtnahme in den 
Gesellschaftsvertrag nebst Schutzrechtsaufstellungen 
sowie nach dem Ergebnis der Marktprüfung folgen- 
des festgestellt: Die sieben Gesellschafter-Unter- 
nehmen (Lizenzeinbringer) waren vor der Gründung 
der GmbH Wettbewerber. Vier Gesellschafter sind 
an zwei weiteren Gemeinschaftsunternehmen be- 
teiligt. Der allein vertretungsberechtigte Geschäfts- 
führer der GmbH ist zugleich Alleingeschäftsführer 
eines der vorgenannten Gemeinschaftsunternehmen. 
In der zum GmbH-Gründungsvertrag gehörigen, 
aber gesondert abgefaßten Satzung war als Gegen- 
stand der nach § 1 zu beurteilenden Unternehmens- 
gründung auch die Rationalisierung genannt; eine 
Anmeldung nach §§ 5, 9 war unterblieben. Die Ge- 
sellschafter waren bereits nach dem Gründungsver- 
trag verpflichtet, der GmbH hinsichtlich aller ein- 
schlägigen, auch künftigen Schutzrechte, Anmeldun- 
gen und des technischen Wissens ausschließliche 
Fertigungs- und Vertriebslizenzen einzuräumen. 
Hierdurch ist mit dem Gründungsvertrag zugleich 
eine Gemeinschaft zur Verwertung gewerblicher 
Schutzrechte und technischen Betriebsgeheimnis- 
wissens (Patentpool) geschaffen worden. Damit ent- 
hielt der zu einem gemeinsamen Zweck geschlos- 
sene Gründungsvertrag die wesentlichen Elemente 
der Lizenzverträge. Der horizontale Gründungsver- 
trag als Rechtskonstruktion war die Basis, mit der 
sich die Gesellschafter-Unternehmen über den Weg 
der Einbringungslizenz für die GmbH faktisch zum 
Lizenzgeber und gleichzeitig zum Lizenznehmer 
machten. Nach den getroffenen Feststellungen be- 
saßen jedoch nur drei von sieben Gesellschaftern 
Schutzrechtsanmeldungen. Drei weitere Gesellschaf- 
ter hatten kein Vertragsschutzrecht nach § 20 Abs. 1, 


obwohl sie nach dem Vertrag als gleichberechtigte 
angebliche Lizenzeinbringer auftraten. Gleichwohl 
übten alle Gesellschafter nach dem Gründungsver- 
trag in der Gesellschafterversammlung die Befug- 
nisse eines Lizenzgebers aus. Ein Beirat bestimmte 
die Geschäftspolitik der GmbH und erteilte dem 
Geschäftsführer Weisungen. Die gesondert abge- 
schlossenen Lizenzeinbringungs- und Lizenzvergabe- 
verträge hatten im wesentlichen nur formalen Cha- 
rakter. Es handelte sich somit nicht um vertikale 
Lizenzverträge, sondern insgesamt um einen hori- 
zontalen Kartellvertrag, in dem die Lizenznehmer 
zugleich auch als Lizenzgeber untereinander jeden 
Wettbewerb durch vertragliche Quoten- und Preis- 
regelungen ausgeschaltet hatten. Trotz der nach dem 
Vertragswortlaut möglichen Lizenzvergabe an Dritte 
sind während der gesamten Vertragsdauer von den 
Kartellmitgliedern keine Außenseiterlizenzen ver- 
geben worden. Obwohl die Gesellschaft bereit war, 
die Lizenzverträge an die §§ 20, 21 Abs. 1 anzu- 
passen, vertrat das Bundeskartellamt die Auffas- 
sung, daß das Vertragswerk in seiner Gesamtheit 
einem gemeinsamen Zweck dient und nach § 1 die 
Marktverhältnisse durch Wettbewerbsbeschränkun- 
gen beeinflußt (§ 20 Abs. 4). Durch kollektive Ver- 
einbarung war der früher zwischen den Gesell- 
schafter-Unternehmen bestehende Wettbewerb 
durch eine Quotenregelung bei der Herstellung und 
Ausschluß des Preiswettbewerbs bei gleichzeitiger 
Anhebung der Preise für die langzeitig vorgesehene 
Vertragsdauer beseitigt worden. Das Bundeskartell- 
amt verneinte daher die Anwendbarkeit der §§ 20, 
21 Abs. 1 auf die nur der äußeren Form nach unab- 
hängig bestehenden Lizenzverträge. Es verlangte 
unter Bußgeldandrohung nach §§ 1, 38 Abs. 1 Nr. 1 die 
Aufhebung aller Wettbewerbsbeschränkungen des 
Vertragswerkes. Das Lizenzkartell sagte hierauf 
unter Aufrechterhaltung seiner Rechtsauffassung zu, 
unverzüglich die GmbH zu liquidieren sowie die 
Lizenzeinbringungs- und Lizenzvergabeverträge auf- 
zuheben. Sie hat den Liquidationsbeschluß vorge- 
legt und den Antrag zur Eintragung der Auflösung 
der Gesellschaft im Handelsregister gestellt. 

Auf einem bereits seit Jahrzehnten kartellierten 
Markt hatte sich einige Zeit nach dem Erlöschen 
eines Lizenzpatentes für ein Grobpapier-Herstel- 
lungsverfahren für Verpackungserzeugnisse eine 
größere Anzahl von Lizenznehmern zu einem neuen 
Gruppenlizenzvertrag über ein nur geringfügig ab- 
weichendes Patent zusammengeschlossen. Auch hier 
handelte es sich um Wettbewerber. Die Lizenz- 
nehmer hatten durch die Vorschaltung eines Lizenz- 
gebers als Patentinhaber den Preiswettbewerb mit 
einer Preisstellungsbindung nach § 20 Abs. 2 Nr. 2 
untereinander ausgeschaltet. Die Preisvorschriften 
für die Lizenznehmer, die auch von der Lizenz- 
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geberin eingehalten wurden, ergaben sich aus um- 
fangreichen Mappenwerken, die nur allgemeine Be- 
rechnungsgriindlagen mit Multiplikatoren und Kal- 
kulationsrichtlinien mit Gewichtslisten enthielten. 
Das Bundeskartellamt stellte anhand der Patent- 
schrift unter Abgrenzung des Schutzumfanges fest, 
daß der Lizenzvertrag nahezu losgelöst vom Inhalt 
des Schutzrechtes durchgeführt wurde. Die Preis- 
berechnungswerke waren dazu bestimmt und auch 
geeignet, die Preise für gleichartige und ähnliche 
Waren weit über den Rahmen der Lizenzerzeugnisse 
hinaus sogar für offenkundig andersartige Papier- 
waren zu ermitteln und einheitlich festzulegen. Die 
Vertragsbeteiligten bestritten zwar die Richtigkeit 
dieser Feststellungen, erklärten sich jedoch zur Mel- 
dung eines Bußgeldverfahrens nach §§ 1, 38 Abs. 1 
Nr. 1 in Verbindung mit § 20 Abs. 4 bereit, die 
Preisberechnungsunterlagen nicht nur bei den 13 
Lizenzvertragsparteien, sondern bei insgesamt 26 
LTnternehmen und dem Fachverband einzuziehen 
und zu vernichten. Die Lizenzgeberin hatte schon 
vorher sämtliche Lizenznehmer durch Rundschreiben 
unterrichtet, daß auf den Hinweis des Bundeskartell- 
amtes weder Ablichtungen der Preisberechnungs- 
werke hergestellt und verwendet noch künftighin 
diese oder ähnliche Unterlagen im Geschäftsverkehr 
gebraucht werden dürften. Sie selbst hatte sich ver- 
pflichtet, Neuauflagen oder Neuausarbeitungen 
künftig zu unterlassen. Das Bundeskartellamt hat 
hierauf das Bußgeldverfahren eingestellt. Anschlie- 
ßend hat die Lizenzgeberin aus eigener Entschlie- 
ßung Herstellung und Vertrieb der ihr patentierten 
Vertragserzeugnisse aufgegeben. Spätere Nachprü- 
fungen ergaben, daß sämtliche Lizenzverträge auf- 
gehoben worden sind; sie waren nach der Beseiti- 
gung des Preiskartells ohne Interesse. Die weitere 
Entwicklung auf diesem Markt wird auch künftig 
überwacht. 

Diese Fälle machen erneut deutlich, daß die nach 
§ 20 Abs. 2 Nr. 2 schlechthin zulässigen Preisstel- 
lungsbindungen der Lizenznehmer durch die Lizenz- 
geber einen Anreiz zu wettbewerbsbeschränkenden 
Praktiken bieten (Täitgkeitsbericht 1969 S. 97 Nr. 4 
am Ende). 


II. Anwendung und Auslegung der §§ 20, 21 
Abs. 1 im Einzelfall 

1. § 20 Abs. 1 erster Halbsatz 

über den Inhalt des Schutzrechtes hinausgehende 
Beschränkungen — Wettbewerbsverbote: 

Ein überwiegend mit kleinen und mittleren Unter- 
nehmen über verkehrsbekannte Markenwaren im 
Lebensmittelbereich geschlossener Patentlizenzver- 
trag verpflichtete die etwa 500 Lizenznehmer wäh- 
rend der Vertragszeit, über die bei Vertragsbeginn 
bereits hergestellten Lebensmittelsorten hinaus 
keine weiteren herzustellen oder zu vertreiben. 
Dieses Weltbewerbsverbot betraf alle denkbaren 
einschlägigen Wettbewerbserzeugnisse, stellte dem 
Lizenznehmer zwar Herstellung und Vertrieb der- 


artiger Fremderzeugnisse auf Anfrage frei, gestand 
jedoch dem Lizenzgeber in diesem Falle ein sofor- 
tiges Rücktrittsrecht vom Vertrag zu. Verstöße ge- 
gen dieses Wettbewerbsverbot berechtigten den 
Lizenzgeber ferner, alle mit dem Lizenzvertrag im 
Zusammenhang .stehenden Lieferungsverträge frist- 
los aufzuheben und VertragssLraien zu fordern. Das 
Bundeskartellamt erwirkte die Aufhebung dieser 
umfassenden Wettbewerbsverbote, die vom Inhalt 
der Lizenzpatente nicht gedeckt waren. Die nur for- 
male Gestattung der Konkurrenzherstellung und des 
Vertriebes bei sofortigem Rücktritts recht des Lizenz- 
gebers vom Vertrag beseitigte die Beschränkungen 
im Geschäftsverkehr der Lizenznehmer nicht. Die 
Lizenznehmer waren mit speziellen Herstellungs- 
einrichtungen auf Dauer so sehr auf die Lizenzver- 
tragsausübung festgelegt, daß sie das Risiko der 
fristlosen Beendigung des Vertrages und aller Lie- 
ferverträge durch die Lizenzgeberin bei Beginn der 
Herstellung und des Vertriebs von Dritterzeugnis- 
sen nicht eingehen konnten. Von der Lizenzgeberin 
wurde eingewendet, das Wettbewerbsverbot be- 
stehe seit wenigstens 40 Jahren und diene der tech- 
nisch einwandfreien Schutz rechts aus nutzung (§ 20 
Abs. 2 Nr. i). Dementgegen hielt das Bundeskartell- 
amt daran fest, daß das in dieser weiten Fassung 
ausgesprochene Wettbewerbsverbot nicht nach § 20 
Abs. 2 Nr. 1 freigestellt ist, da es offenkundig den 
wirtschaftlichen, nicht aber den technischen Inter- 
essen der Lizenzgeberin dient. Das Bundeskartellamt 
sah es als ausreichend an, technisch begründete 
Interessen etwa wie folgt zu wahren: Den Lizenz- 
nehmern wird freigestellt, lizenzfreie Dritterzeug- 
nisse herzustellen und zu vertreiben, sofern sie die- 
ses rechtzeitig dem Lizenzgeber mitteilen, der sei- 
nerseits befugt ist, durch Kontrollen und andere 
geeignete Maßnahmen sicherzustellen, daß die 
Lizenzherstellung dadurch technisch und qualitativ 
nicht beeinträchtigt wird. Diese mit § 20 Abs. 2 Nr. 1 
zu vereinbarende Fassung wurde sodann Bestandteil 
neuer Lizenzverträge. Zugleich wurde auf Verlangen 
des Bundeskartellarntes eine weitere nach § 20 
Abs. 1 unwirksame Verpflichtung ersatzlos gestri- 
chen. Diese untersagte es den Lizenznehmern für die 
Dauer von zwei Jahren nach Vertragsende eine 
werbewirksame, aber für den Lizenzgeber unge- 
schützte Bezeichnung für Lebensmittelsorten zu ge- 
brauchen. Von einem Bußgeldbescheid wurde ab- 
gesehen, weil der Lizenzgeber die Gesetzesverstöße 
nicht erkannt hatte und unverzüglich die beanstan- 
deten Bestimmungen unter Benachrichtigung aller 
Lizenznehmer durch Rundschreiben beseitigte. 

2. § 20 Abs. 1 zweiter Halbsatz 

Gebiet der Ausübung des Schutzrechts 

In einem Inlands-Lizenzvertrag wurden 20 Patent- 
Lizenznehmer nicht nur verpflichtet, sich an das 
ihnen vorgeschriebene örtliche Vertragsgebiet zu 
halten (§ 20 Abs. 1 Halbsatz 2); sie mußten auch 
I ihren Abnehmern eine entsprechende Bindung auf- 
i erlegen und sich für die Einhaltung dieser Ver- 
! - pflichtung einsetzen. Die Beschränkung auch der 
I Abnehmer des Lizenznehmers ist nach § 20 Abs. 1 
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unwirksam, da sie über den Inhalt des Schutzrechts 
hinausgeht. Mit der Erstveräußerung durch die Li- 
zenznehmer wird das Schutzrecht verbraucht, für 
eine weitergehende Gebietsbeschränkung nicht am 
Vertrag beteiligter Dritter ist somit kein Raum; sie 
wurde nach Abmahnung durch das Bundeskartell- : 
amt aufgehoben. 

i 

Zeit der Ausübung des Schutzrechts : 

Ermittlungen über die höchstzulässige Laufzeit und | 
das vorzeitige Erlöschen lizenzierter Patente erga- 
ben mehrfach, daß von Lizenzgebern der Wegfall 
der Lizenzpatente den Lizenznehmern verschwiegen | 
worden ist. In zwei Fälle wurde der Vertrag mit i 
allen Lizenznehmerbeschränkungen unter Beibehal- i 
tung der vollen Lizenzgebührenzahlungen aufrecht- 
erhalten, obwohl die Patente als alleinige Vertrags- 
grundlage weggefallen waren. Mit dem Wegfall der 
lizenzierten Schutzrechte bzw. technischen Betriebs- 
geheimnisse nach § 21 Abs. 1 wird der Lizenzver- j 
trag zumindest hinsichtlich aller in ihm enthaltenen 
Beschränkungen im Geschäftsverkehr des Lizenz- j 
nehmers nach § 20 Abs. 1 unwirksam, da das Lizenz- | 
schutzrecht (technisches Betriebsgeheimnis) nicht 
mehr vertragsgemäß verwertet werden kann. 

Ein Schweizer Patentinhaber hielt der deutschen 
Lizenzgeberin gegenüber eine Lizenzvertrag über 
Hygiene-Geräte noch nach dem Patentablauf auf- 
recht. Er verlangte die Einhaltung von Wettbe- 
werbsverboten und Bezugsverpflichtungen. Die Li- 
zenznehmerin wurde vom Bundeskartellamt nach 
der Bestätigung des Deutschen Patentamtes über 
das Erlöschen des Patentes aufgefordert, sich nicht 
mehr an die nach dem Erlöschen des Patentes nach 
§ 20 Abs. 1 unwirksamen vertraglichen Beschrän- 
kungen in ihrem Geschäftsverkehr zu halten. Hier- 
auf bestätigte die Lizenznehmerin die Beendigung 
des an sich noch drei Jahre fortgeltenden Lizenzver- 
trages. Der ausländische Lizenzgeber hatte zuvor 
ohne Erfolg (§ 98 Abs. 2) versucht, die Fortgeltung 
der vertraglichen Beschränkungen trotz des Patent- 
ablaufes mit der Vereinbarung schweizerischen 
Rechts für das Vertragsverhältnis zu rechtfertigen. 


ausnahme der nichtpatentierten Gegenstände aus 
den die Lizenznehmer bindenden Preislisten. Dem 
wurde durch Berichtigungs-Rundschreiben der Li- 
zenzgeberin an alle Lizenznehmer als Anlage zum 
Vertrag und zu den Preislisten entsprochen. 


5. § 20 Abs. 2 Nr. 3 

In einem Patentlizenzvertrag über Großbehälter 
wurde die Lizenznehmerin verpflichtet, ihre eigenen 
Verbesserungs- und Anwendungserfindungen, die sie 
zukünftig bei der Lizenzherstellung macht, der Li- 
zenzgeberin zur ausschließlichen, zeitlich unbegrenz- 
ten kostenlosen Benutzung im Lizenzwege zu über- 
lassen. Da keine gleichartigen Verpflichtungen der 
Lizenzgeberin Vorlagen, verneinte das Bundeskar- 
tellamt die Freistellung nach § 20 Abs. 2 Nr. 3. Die 
Durchführung des Verfahrens erübrigte sich aber, 
nachdem das Unternehmen der Lizenzgeberin die 
Lizenznehmerin als Tochtergesellschaft übernommen 
hatte, die damit in vollem Umfang weisungsab- 
hängig wurde. 

Die Lizenznehmerin eines Lizenzvertrages über Ver- 
formungsverfahren war verpflichtet, während der 
Vertragsdauer von wenigstens 15 Jahren, an „irgend- 
welchen Patentrechten", die sie in einem Land der 
Welt erwirbt, der Lizenzgeberin kostenlos Lizenzen 
mit dem Recht der Unterlizenzvergabe zu gewähren. 
Die Lizenzgeberin berief sich ohne Erfolg auf § 20 
Abs. 2 Nr. 3. Diese Vorschrift betrifft jedoch nur 
Rücklizenzen für abhängige Erfindungen (Verbes- 
serungs- oder Anwendungserfindungen), nicht aber 
schlechthin Rücklizenz Verpflichtungen für „irgend- 
welche Patentrechte" der Lizenznehmerin. Zudem 
bestand hinsichtlich der unentgeltlichen Rücklizen- 
zierungen keine gleichartige Verpflichtung der 
Lizenzgeberin. Das Bundeskartellamt setzte die Auf- 
hebung dieser nach § 20 Abs. 1 unwirksamen Be- 
schränkungen der Lizenznehmerin durch; sie wurden 
durch neue Vereinbarungen ersetzt, die mit § 20 
Abs. 2 Nr. 3 und Nr. 5 in Einklang stehen. 


6. § 20 Abs. 2 Nr. 5 


3. § 20 Abs. 2 Nr. 1 

Nach § 20 Abs. 1 sind unwirksame Herstellungs-, 
Vertriebs- und Bezugsbeschränkungen der Lizenz- 
nehmer nur noch in zwei Fällen festgestellt worden. 
Da sie nicht durch das technische Interesse in der 
einwandfreien Schutzrechtsausnutzung gerechtfer- 
tigt waren (§ 20 Abs. 2 Nr. 1), wurden sie auf den 
Hinweis des Bundeskartellamtes beseitigt. Die im 
Tätigkeitsbericht 1969 S. 67 Nr. 3 aufgezeigte Ent- 
wicklung hat sich damit bestätigt. 


4. § 20 Abs. 2 Nr. 2 

Patentlizenzverträge mit mehreren Lizenznehmern * 
über Gegenstände des täglichen Bedarfs enthielten 
Preisstellungbindungen, die auch ungeschützte Er- ' 
Zeugnisse miteinbezogen. Das Bundeskartellamt for- | 
derte nach Beiziehung der Patentschriften die Her- | 


Ein ausländischer Lizenzgeber hat einer deutschen 
Lizenznehmerin vor geraumer Zeit den Weltver- 
trieb für Spezialgeräte im Lizenzwege eingeräumt. 
Das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland und die 
EWG-Mitgliedstaaten waren jedoch ausgenommen. 
Seinerzeitige Lizenzgrundlage war nur eine Gruppe 
von vier deutschen Patentanmeldungen, die im Ver- 
trag insgesamt als Grundpatente bezeichnet waren. 
Der spätere Erwerb von Parallelpatenten in den 
Hauptvertragsstaaten durch die Lizenzgeberin war 
vorgesehen. Dennoch wurde für die Vertragsdauer 
eine Längstlaufklausel (Tätigkeitsbericht 1964 S. 53 
Nr. 2) vereinbart, die auf den Fortbestand des zeit- 
lich längstbestehenden deutschen Grundpatentes ab- 
stellte. Die deutsche Lizenznehmerin teilte dem Bun- 
deskartellamt mit, sie sei der Auffassung, nach dem 
Ablauf von drei deutschen Grundpatenten keine Li- 
zenzgebühren zahlen zu müssen, da das vierte 
Grundpatent von ihr nicht benutzt werde. Die Aus- 
lands-Freistellungsvorschrift des § 20 Abs. 2 Nr. 5 
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war nach der Meinung der Lizenznehmerin nicht an- 
zuwenden, da sich die Lizenzgebührenzahlungspflicht 
als Beschränkung der Lizenznehmerin im Inland 
auswirke. Nach Auffassung des Bundeskartellamtes 
sind Längstlaufklauseln dieser Art als Auslands- 
regelungen zulässig. Der Lizenzvertrag gestattet nur 
den Auslandsvertrieb; eine stillschweigende Her- 
stellungslizenz im Inland hat sich in diesem Falle 
nicht ausgewirkt. Denn sie liegt nur für die Her- 
stellung solcher Geräte vor, die allein im Ausland 
vertrieben werden dürfen. Der gesamte Vertrag ist 
auslandsbezogen. Die Zugrundelegung deutscher 
Grundpatentanmeldungen ändert daran nichts. Sie 
hat nur formalen Charakter. Es handelt sich ledig- 
lich um deutsche Erstanmeldungen, die ausländische 
Parallelpatente zur Folge haben sollte. Auch die 
streitige Lizenzgebührenzahlung vom Inland in das 
Ausland ist grundsätzlich keine nach § 20 Abs. 1 
unwirksame Inlandsbeschränkung der deutschen Li- 
zenznehmerin. Eine Gebührenzahlung für die Ver- 
tragsausübung allein im Ausland ist nach §§ 98 
Abs. 2, 20 Abs. 2 Nr. 5 im wesentlichen als Reflex- 
wirkung, aber nicht als spürbare Inlandsauswirkung 
anzusehen. Das Bundeskartellamt hält zwar auch 
bei Auslandslizenzverträgen an dem notwendigen 
Zusammenhang zwischen Lizenznehmerverpflichtung 
und Lizenz schütz recht weiterhin fest (Tätigkeitsbe- 
richte 1962 S. 72 Nr. 7 und 1963 S. 68—69). Dieser 
Zusammenhang liegt hier vor; denn ein von der 
Lizenznehmerin als Grundpatent anerkanntes Ver- 
tragspatent besteht noch zur Zeit. Die Lizenznehme- 
rin ist auch derzeit an die bei Vertragsbeginn einge- 
gangene Verpflichtung gebunden, sich an die tat- 
sächliche Laufzeit des längstbestehenden Grundpa- 
tentes zu halten und nicht auf dessen tatsächliche Be- 
nutzung abzustellen. In einem Lizenzvertrag, der im 
Ausland außerhalb der EWG-Mitgliedstaaten aus- 
geübt wird, genügt die Bezugnahme auf die Dauer 
des längstlaufenden Grundpatentes. Ob Lizenz- 
patente unter Berücksichtigung der getroffenen Ver- 
einbarungen tatsächlich bei dem Auslandsvertrieb 
benutzt werden, ist nicht entscheidend. Die Bezug- 
nahme auf ein noch bestehendes vertragsgrund- 
legendes Patent genügt bei Auslandslizenzverträgen 
für die Freistellung nach § 20 Abs. 2 Nr. 5. Das Bun- 
deskartellamt hat kein Bußgeldverfahren eingelei- 
tet, weil eine für die deutsche Lizenznehmerin spür- 
bare Inlandswirkung nach § 20 Abs. 2 Nr. 5, § 98 
Abs. 2 nicht gegeben war. 

In einem Lizenzvertrag über ein Verfahrenspatent 
mit Geltung für Drittstaaten wurde die Verpflichtung 
zur Übertragung von Anwendungs- und Verbesse- 
rungserfindungen auf die ausländische Lizenzgeberin 
zur Schutzrechtsanmeldung im Ausland vom Bundes- 
kartellamt als noch mit § 20 Abs. 2 Nr. 5 vereinbar 
angesehen. Die Verpflichtung zu Lasten der deut- 
schen Lizenznehmerin wurde nach dem Vertragsin- 
halt — abweichend von dem im Tätigkeitsbericht 
1966 S. 73 Nr. 7 behandelten Fall — erst dann wirk- 
sam, wenn die Lizenznehmerin nicht selbst Auslands- 
schutzrechte anzumelden beabsichtigte. Nach der 
vom Bundeskartellamt erwirkten Einschränkung der 
Verpflichtung auf Anwendungs- und Verbesserungs- 
erfindungen bezüglich der Vertragspatente der Li- 
zenzgeberin war die Wirksamkeit nach § 20 Abs. 2 
Nr. 5 gegeben. Mit dieser Vertragsänderung war die 


vom Bundeskartellamt in ständiger Verwaltungs- 
praxis geforderte Beziehung zum geschützten Ge- 
genstand (Tätigkeitsbericht 1963 S. 68 Nr. 7) herge- 
stellt. Den deutschen Lizenznehmern wurde eine er- 
neute Prüfung nach § 20 Abs. 2 Nr. 5 für den Fall zu- 
; gesagt, daß diese Auslandsverpflichtungen zukünf- 
; tig wieder Erwarten spürbare Inlandsrückwirkungen 
zur Folge haben sollten. 

I 7. § 20 Abs. 3 

I Im Rahmen der Mißbrauchsaufsicht nach §§ 20 Abs. 3 
Satz 2, 1 1 Abs. 3 und 4 wurde eine größere Anzahl 
von Erlaubniserteilungen aus den Jahren 1959 bis 
1965 nachgeprüft. Die Erlaubnisentscheidungen ent- 
I hielten für die Vertragsbeteiligten in der Beschluß- 
formel jeweils die Beschränkung nach § 20 Abs. 3 
' Satz 2 mit § 11 Abs. 3, nach der die Erlaubnis für 
i die Patentlizenzverträge zu dem Zeitpunkt endet, 
j in dem die lizenzierten vertragswesentlichen Schutz- 
I rechte, gleich aus welchem Grund, erlöschen. In al- 
j len Fällen wurde der in Betracht kommende für die 
! Vertragsausübung wesentliche Grundpatentbestand 
zum Zeitpunkt der Prüfung unter Anhörung der Par- 
I teien ermittelt. In 13 abgeschlossenen Erlaubnisver- 
; fahren wurde hiernach den Verfahrensparteien die 
j Feststellung bekanntgegeben, jeweils zu welchem 
I Zeitpunkt die erteilte Erlaubnis wegen Wegfalls der 
vertragswesentlichen Lizenzpatente aufgrund der Be- 
schränkung im Erlaubnisbeschluß erloschen sei. In 
; allen diesen Fällen haben die Vertragsparteien die 
' Bestätigung gegeben, daß der Vertrag wegen Weg- 
; falls der Lizenzgrundlage zukünftig nicht mehr 
' durchgeführt wird. 

: Ferner wurden warengruppenmäßig Erlaubnisertei- 
; lungen aus früheren Jahren überprüft, die bei Lizenz- 
verträgen nur über technische Betriebsgeheimnis- 
se (§ 21 Abs. 1) Beschränkungen enthielten, nach 
I denen die erteilte Erlaubnis endet, wenn das lizen- 
; zierte technische Betriebsgeheimniswissen in sei- 
nem wesentlichen Bestand ohne Einwirkung der Li- 
, zenznehmerin offenkundig wird. In diese Prüfung 
I wurde auch die Frage der technischen Überholung 
I und der dadurch bewirkten Gegenstandslosigkeit 
; der früher lizenzierten technischen Betriebsgeheim- 
. nisse mit einbezogen. In der Mehrzahl der Fälle er- 
I gaben die Ermittlungen, daß die meist technisch füh- 
j renden Lizenzgeber vertragsgemäß fortlaufend die 
Ergebnisse ihrer neuesten Forschungen und Entwick- 
lungen den Lizenznehmern zugänglich gemacht ha- 
ben. Entsprechender Schriftverkehr und Unterlagen 
über jeweils nach neuestem technischen Stand mit- 
geteilte Verfahrensanweisungen, Rezepturen, For- 
meln, technische Daten, Testergebnisse, Fehler- 
quellenhinweise, verbesserte Prüfmethoden und 
i Zeichnungen mit Details neuer Konstruktionsmerk- 
male wurden unter Wahrung der Geheimhaltung ge- 
! prüft und soweit erforderlich mit den Parteien er- 
I örtert. In den bislang geprüften Fällen war zumin- 
: dest das gesetzliche Erfordernis „sonstiger die Tech- 
! nik bereichernder Leistungen soweit sie Betriebs- 
j geheimnisse darstellen" (§ 21 Abs. 1) als gegeben 
; anzusehen. 

! 

^ In zwei Fällen wurden Erlaubnisanträge nach § 20 
Abs. 3 vor der Entscheidung zurückgenommen. 
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8. § 21 Abs. 1 

Ein Lizenzvertrag über Boden-Großgeräte beschrieb 
das allein lizenzierte technische Betriebsgeheimnis- 
wissen inhaltlich so umfassend und ungenau, daß die 
der Lizenznehmerin auferlegten Beschränkungen 
und Gebührenzahlungen erheblich über Inhalt und 
Umfang der tatsächlich bei der Vertragsdurchfüh- 
rung in Betracht kommenden Konstruktionen hin- 


ausgingen. Auf Anregung des Bundeskartellamtes 
wurde von den Parteien eine inhaltliche Klarstellung 
und Begrenzung vorgenommen. Gleichzeitig wurden 
zu weit gehende Beschränkungen der Lizenznehme- 
rin in Anpassung an § 20 Abs. 2 Nr. 3 durch Auf- 
hebung von Verfügungsbeschränkungen über eigene 
Schutzrechte der Lizenznehmerin nach Vertragsende 
beseitigt. 
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VIERTER ABSCHNITT 

Verfahrensfragen 


In dem Berichtsjahr erging eine Reihe von Gerichts- 
entscheidungen, die zur Klärung streitiger Fragen 
des Kartellverfahrensrechts beitragen. So nimmt das 
Kammergericht in seinem Beschluß vom 8. Mai 1970 
(WuW/E OLG 1117 „Fernmeldekabel-Gemeinschaft") 
dazu Stellung, inwieweit eine Erlaubnis für Kartelle 
mit einschränkenden Nebenbestimmungen (§ 11 
Abs. 3) verbunden werden kann. Unterlassungsver- 
pflichtungen können danach den Kartellmitgliedern 
nur auferlegt werden, wenn es dem Zweck der Son- 
derregelung und dem Grundsatz der Verhältnis- 
mäßigkeit entspricht; Nebenbestimmungen dürfen 
nicht zur Durchsetzung sachfremder oder auf gesetz- 
lichem Wege nicht erreichbarer Zwecke dienen. Es 
muß zumindest ein mittelbarer Zusammenhang zwi- 
schen dem Kartell, für das die Erlaubnis erteilt wird, 
und dem untersagten Verhalten bestehen. In dem 
entschiedenen Fall hält das Kammergericht die Un- 
terlassungsverpflichtung für unzulässig, da das Kar- 
tell nach Auffassung des Gerichts die Erlaubnisvor- 
aussetzungen auch dann erfüllt, wenn die Kartell- 
mitglieder das vom Bundeskartellamt beanstandete 
Verhalten — gegenseitige Mitteilung von Preisen, 
Rabatten usw. über eine Preismeldestelle außerhalb 
des Kartells — beibehalten; da dieses Verhalten nur 
geringfügige Auswirkungen auf den vom Kartell- 
vertrag umfaßten Absatz habe, verstoße die Neben- 
bestimmung auch gegen den Grundsatz der Verhält- 
nismäßigkeit. In Übereinstimmung mit der allgemei- 
nen Meinung geht das Kammergericht bei der Be- 
urteilung, ob eine Nebenbestimmung als Beschrän- 
kung, Bedingung oder Auflage anzusehen ist, nicht 
von der gewählten Bezeichnung, sondern von dem 
Inhalt der Nebenbestimmung aus, wie er sich aus 
der Entscheidung der Kartellbehörde ergibt. 

Mit der Kündigung von noch nicht rechtswirksamen 
Anmelde- und Widerspruchskartellen durch ein Kar- 
tellmitglied befaßt sich das Landgericht Düsseldorf 
in einem Urteil vom 17. März 1970 (WuW/E LG/AG 
327). 

§ 13 Abs. 2 regelt ein besonderes Rücktrittsrecht vor 
Eintritt der Rechtswirksamkeit nur für Erlaubnis- 
kartelle, während die Kündigung nach § 13 Abs. 1 
bei Kartellen aller Art voraussetzt, daß der Kartell- 
vertrag bereits rechtswirksam geworden ist. Nach 
Auffassung des Landgerichts ist die zuletzt genannte 
Regelung entsprechend auch auf die noch nicht 
rechtswirksamen Anmelde- und Widerspruchskar- 
telle jedenfalls in den Fällen anzuwenden, in denen 
die Anmeldung bei der Kartellbehörde verzögert 
wird. Das hat zur Folge, daß Einwendungen gegen 
die Kündigung in diesen Fällen nur durch Klage 
innerhalb von vier Wochen geltend gemacht werden 


können (§ 13 Abs. 1 Satz 3). Bei einem als Doppel- 
gesellschaft organisierten Kartell ist dabei nach Auf- 
fassung des Gerichtes die Kündigung gegenüber der 
Gesellschaft, die zur Geschäftsführung der von den 
Kartellmitgliedern gebildeten bürgerlich-rechtlichen 
Gesellschaft berufen ist, maßgebend. 

Das Oberlandesgericht Düsseldorf vertritt in einem 
Beschluß vom 17. Dezember 1970 die Auffassung, 
daß ein Unternehmen, das von der mißbräuchlichen 
Ausnutzung einer marktbeherrschenden Stellung 
durch ein anderes Unternehmen betroffen ist, kein 
mit der Untätigkeitsbeschwerde durchsetzbares Recht 
hat, von der Kartellbehörde ein Vorgehen gegen 
marktbeherrschende Unternehmen zu verlangen. 
Vielmehr entscheide die Kartellbehörde nach pflicht- 
gemäßem Ermessen, ob sie die Vorschrift des § 22, 
die dem Schutz der Allgemeinheit diene, im einzel- 
nen Fall anwendet; ein subjektives öffentliches Recht 
Dritter gegenüber der Kartellbehörde sei der Vor- 
schrift nicht zu entnehmen. 

Das Kammergericht geht in seinen Beschlüssen vom 
7. Oktober 1969 (WuW/E OLG 1050) und 9. Januar 
1970 (WuW/E OLG 1074 „Feuerfeste Steine") auf 
die Voraussetzungen einer öffentlichen mündlichen 
Verhandlung nach § 24 und auf damit zusammen- 
hängende Verfahrensfragen ein. Danach setzt die 
Aufforderung zu einer solchen Verhandlung nicht 
voraus, daß die Kartellbehörde die marktbeherr- 
schende Stellung der beteiligten Unternehmen nach- 
weist; vielmehr reicht es aus, daß gewisse objektive 
Anhaltspunkte für die Entstehung oder für die Ver- 
stärkung einer marktbeherrschenden Stellung be- 
stehen (Beschluß vom 9. Januar 1970). Die Ladung 
der Beteiligten stellt keine mit der Beschwerde an- 
fechtbare Verfügung dar (Beschluß vom 7. Oktober 
1969), da die Unternehmen bzw. ihre Inhaber und 
gesetzlichen Vertreter nicht verpflichtet sind, der 
Ladung Folge zu leisten (dazu insbesondere der Be- 
schluß vom 9. Januar 1970). Dagegen vertritt das 
Kammergericht die Auffassung, die nach § 24 er- 
gehende Aufforderung sei auch ohne Teilnahme- 
verpflichtung eine anfechtbare Verfügung. Die Auf- 
forderung bewirke nämlich, daß die Ursachen und 
Auswirkungen des Zusammenschlusses öffentlich er- 
örtert werden; außerdem seien die Unternehmen 
einem gewissen Zwang ausgesetzt, an der Verhand- 
lung teilzunehmen, um bei der Gefährdung wichtiger 
Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse den Ausschluß 
der Öffentlichkeit nach § 24 Satz 2 beantragen zu 
können (Beschluß vom 9. Januar 1970). Diese Auf- 
fassung teilt der Bundesgerichtshof nicht; er hat in- 
zwischen auf die Rechtsbeschwerde des Bundes- 
kartellamtes die Beschwerden der beteiligten Unter- 
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nehmen gegen die Aufforderung zur öffentlich münd- 
lichen Verhandlung ajs unzulässig verworfen (BGH, 
Beschluß vom 16. November 1970) ^), 

Die Grenzen der Anfechtbarkeit kartellbehördlicher 
Maßnahmen spielen in ähnlicher Weise eine Rolle, 
wenn ein Unternehmen Beschwerde gegen die Ein- 
tragung einer nach § 17 Abs. 2 ergangenen Ab- 
mahnung in das Preisbindungsregister nach § 16 
Abs. 5 Satz 2 einlegt. Auch in einem solchen wegen 
Rücknahme der Beschwerde nicht abschließend ent- 
schiedenen Fall ist das Kammergericht von der Zu- 
lässigkeit der Beschwerde ausgegangen (Beschluß 
vom 23. Januar 1970 — WuW/E OLG 1081). 

Das Kammergericht geht in mehreren Beschlüssen 
auf die Frage ein, in welchen Fällen die Beschwerde 
gegen Verfügungen der Kartellbehörde aufschie- 
bende Wirkung hat (Beschluß vom 7. Oktober 1969 
— WuW/E OLG 1046 „Kopierautomaten"; Beschluß 
vom 7. Oktober 1969 — WuW/E OLG 1050; Beschluß 
vom 23. Januar 1970 — WuW/E OLG 1081). Danach ^ 
hat die Beschwerde nur in denjenigen Fällen auf- I 
schiebende Wirkung, die in § 63 Abs. 1 ausdrücklich , 
genannt sind. In allen übrigen Fällen wird die Voll- 
ziehbarkeit kartellbehördlicher Verfügungen durch i 
die Beschwerde nicht vollständig aufgehoben. Ent- 
gegen der in der Literatur überwiegend vertretenen 
Auffassung hält es das Gericht angesichts der ein- 
deutigen Fassung des § 63 Abs. 1 nicht für zulässig, | 
die Vorschrift in der Weise extensiv auszulegen, daß 
die aufschiebende Wirkung auch in den nicht ge- 
nannten Fällen eintritt. Die Regelung sei nicht ver- 
fassungswidrig und verstoße nicht gegen Art. 19 
Abs. 4 GG, da das Beschwerdegericht in dem Ver- ' 
fahren nach § 63 Abs. 3 in Verbindung mit § 56 die 
Möglichkeit habe, unter besonderen Voraussetzun- | 
gen die aufschiebende Wirkung durch einstweilige : 
Anordnung herbeizuführen (Beschluß vom 7. Okto- ■ 
ber 1969 — WuW/E OLG 1046 „Kopierautomaten"). 
Diese Befugnis ergebe sich aus einer ergänzenden 
Auslegung des insoweit lückenhaften Kartellver- 
fahrensrechts; Artikel 19 Abs. 4 GG gebiete, daß die : 
Gerichte im Wege der einstweiligen Anordnung ein- | 
greifen könnten, wenn jemand durch die öffentliche ' 
Gewalt in seinen Rechten verletzt werde und kein | 
anderes Rechtsmittel mit aufschiebender Wirkung | 
zur Verfügung stehe (Beschlüsse vom 7. Oktober 
1969 und 23. Januar 1970). In den entschiedenen Fäl- 
len sah das Kammergericht jedoch keinen Anlaß für ; 
den Erlaß einer entsprechenden einstweiligen An- I 
Ordnung, da den betroffenen Unternehmen durch den , 
Vollzug der Verfügungen vor der Entscheidung über | 
die Beschwerde kein wesentlicher Nachteil drohe. 
Dabei führt das Kammergericht aus, bei Beschwerden 
gegen Auskunftsbeschlüsse, die nach § 46 im Rahmen 
eines Verfahrens nach §§ 18 und 22 ergangen sind, 
komme nur unter besonderen Umständen die vor- 
läufige Aussetzung der Vollziehung in Frage; ande- 
renfalls werde das öffentliche Interesse an der 
Durchsetzung der Mißbrauchsaufsicht beeinträchtigt 
(Beschluß vom 7. Oktober 1970 — WiiW^E OLG 1046 
„Kopierautomaten"). 

9 Begründung lag bei Abfassung des Berichtes noch 
nicht vor. 


Hinsichtlich derjenigen einstweiligen Anordnungen, 
durch die eine nach § 17 Abs. 1 für unwirksam er- 
klärte Preisbindung ohne Rücksicht auf die aufschie- 
bende Wirkung einer Beschwerde mit sofortiger 
Wirkung unterbunden werden soll, hält das Kam- 
mergericht an seiner Auffassung fest (Beschluß vom 
10. April 1970). Danach sind solche Anordnungen 
nach § 56 nur zulässig, wenn das öffentliche Inter- 
esse einen sofortigen Eingriff gebietet. Das ist der 
Fall, wenn die Beschwerde offensichtlich aussichts- 
los ist oder mit erheblicher Wahrscheinlichkeit er- 
folglos bleiben wird. Diese Feststellung kann das 
Gericht regelmäßig in der zur Verfügung stehenden 
kurzen Zeit nicht treffen, zumal vielfach die Be- 
schwerdebegründung noch gar nicht vorliegen wird. 
Deshalb kommt es nach der Ansicht des Kammer- 
gerichts jeweils entscheidend darauf an, ob das 
öffentliche Interesse an der Aufrechterhaltung der 
einstweiligen Anordnung oder das Interesse des 
Unternehmens an der vorläufigen Beibehaltung der 
Preisbindung überwiegt. In dem entschiedenen Fall 
hielt das Kammergericht die Interessen des Unter- 
nehmens für schwerwiegender, obwohl durch die 
einstweilige Anordnung nicht einmal die weitere 
Handhabung der Preisbindung insgesamt, sondern 
lediglich der Abschluß neuer Preisbindungsverträge 
mit bisher noch nicht gebundenen Absatzmittlern 
untersagt worden war. Das Kammergericht führte 
zur Begründung aus, daß die gebundenen Erzeug- 
nisse (Kosmetika) nicht lebensnotwendig sind und 
vergleichbare Waren anderer Hersteller auf dem 
Makt angeboten werden. 

Nach § 57 Abs. 1 Satz 1 sind Verfügungen der Kar- 
tellbehörde zu begründen. Wenn eine Verfügung 
keine Begründung enthält, ist sie deswegen unzu- 
lässig (Kammergericht, Beschluß vom 9. Januar 1970 
— WuW/E OLG 1074 „Feuerfeste Steine"). Nach der 
in diesem Beschluß zum Ausdruck kommenden Auf- 
fassung des Kammergerichts kann die Begründung 
jedoch ausnahmsweise entbehrlich sein, wenn die 
Kartellbehörde dem betroffenen Unternehmen be- 
bereits vorher die wichtigsten Gesichtspunkte mitge- 
teilt hat, auf denen die Verfügung beruht. 

Den zu § 113 Abs. 1 Satz 4 VwGO entwickelten 
Grundsätzen entsprechend sieht das Kammergericht 
einen Feststellungsantrag nach § 70 Abs. 2 Satz 2 
wegen Erledigung der Hauptsache als zulässig an, 
wenn die Rechtslage ungeklärt ist und der Beschwer- 
deführer die zu treffende Feststellung seinem zu- 
künftigen Verhalten zugrunde legen will (Beschluß 
vom 9. Januar 1970 — WuW/E OLG 1074 „Feuer- 
feste Steine"). Dabei berücksichtigt das Gericht das 
Interesse des Beschwerdeführers an seinem Ansehen 
in der Öffentlichkeit und an der Möglichkeit, die Zu- 
lässigkeit einer Maßnahme der Kartellbehörde — 
hier einer Aufforderung nach § 24 — auch noch nach 
Erledigung der Hauptsache gerichtlidi prüfen zu 
lassen. Außerdem stellt das Gericht darauf ab, daß 
der Klärung zweifelhafter Rechtsfragen im Rahmen 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
besondere Bedeutung zukommt. 

In einem Urteil vom 27. Oktober 1969 (WuW/E 
BGH 1049 „Überlandwerk I") bestätigt der Bundes- 
gerichtshof die Praxis der Kartellbehörden, bei der 
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Anmeldung versorgungswirtschaftlicher Verträge 
der in § 103 Abs. 1 bezeichneten Art nach § 103 
Abs. 3 in Verbindung mit § 9 Abs. 2 nicht auf die 
Anmeldung des gesamten Vertrages, sondern nur 
auf die Wiedergabe der einzelnen wettbewerbsbe- 
schränkenden Vertragsklauseln zu bestehen, ln 
einem Urteil vom gleichen Tag (WuW E BGH 1051 
„Elbeiiandwerk 11") stellt der Bande.sgerichtshot in 


diesem Zusammenhang klar, daß die Anmeldung 
eines Vertrages zwischen einem Versorgungsunter- 
nehmen und einem Landkreis nicht die Anmeldung 
der gleichlautenden Verträge mit den einzelnen Ge- 
meinden ersetzt, da neben dem Wortlaut der wett- 
bewerbsbeschränkenden Vertragsklauseln zumindest 
auch die Angaben über die Vcrtragsueleiligten er- 
forderlich sind. 
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FÜNFTER ABSCHNITT 

Anwendung des EWG-Vertrages 


Zu Artikel 85 bis 90 EWGV 

1. Anwendung der Artikel 85 und 86 EWGV durch 
die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

a) Bekanntmachung der Kommission vom 27. Mai 
über Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinan- 
der abgestimmte Verhaltensweisen von geringer 
Bedeutung, die nicht unter Artikel 85 Absatz 1 
des Vertrages zur Gründung der Europäischen ; 
Wirtschaftsgemeinschaft fallen (ABIEG Nr. C 64 ■ 
vom 2. Juni 1970 S. 1). 

In Fortführung der bereits in der Bekanntmachung 
vom 29. Juli 1968 (Tätigkeitsbericht 1968 S. 28) zum 
Ausdruck gebrachten Absicht, die zwischenbetrieb- 
liche Zusammenarbeit kleiner und mittlerer Unter- i 
nehmen zu fördern, hat die Kommission ihre Vor- 
stellungen hinsichtlich der „Spürbarkeit" einer Wett- 
bewerbsbeschränkung in der Bekanntmachung vom 
27. Mai 1970 über „Vereinbarungen, Beschlüsse und 
aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen von ge- 
ringer Bedeutung, die nicht unter Artikel 85 Abs. 1 ^ 
des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft fallen", konkretisiert (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften — ABIEG — 
Nr. C 64 vom 2. Juni 1970 S, 1 f.). Hiernach fallen 
Vereinbarungen zwischen Unternehmen, deren Ge- 
schäftsbetrieb auf die Erzeugung oder Verteilung 
von Waren gerichtet ist, nicht unter das Verbot des 
Artikels 85 Abs. 1 EWGV, wenn die Erzeugnisse, die 
Gegenstand der Vereinbarung sind, in dem Gebiet, 
auf das sich die Vereinbarung auswirkt, nicht mehr 
als 5 V. H. des Umsatzes mit gleichen oder gleich- 
artigen Erzeugnissen ausmachen und wenn der ge- 
samte Jahresumsatz der an der Veinbarung beteilig- 
ten Unternehmen 15 Mio. Rechnungseinheiten oder, 
soweit es sich um Vereinbarungen zwischen Han- 
delsunternehmen handelt, 20 Mio. Rechnungsein- 
heiten nicht überschreitet. Die vorgenannten Um- 
sätze bzw. der Marktanteil können dabei innerhalb 
von zwei aufeinander folgenden Geschäftsjahren bis 
zu 10 V. H. überschritten werden. Bei der Berechnung 
des gesamten Umsatzes sind die im letzten Ge- 
schäftsjahr getätigten Umsätze mit allen Waren und 
Dienstleistungen von den an der Vereinbarung un- 
mittelbar und mittelbar beteiligten Unternehmen 
mitzuzählen. 

Die Kommission erklärt es für möglich, daß im 
Einzelfall auch Vereinbarungen, die oberhalb der 
angegebenen Schwellen liegen, den Handel zwischen 
den Mitgliedstaaten und den Wettbewerb unter 
Umständen nur geringfügig beeinträchtigen und des- | 
halb nicht unter Artikel 85 Abs. 1 EWGV fallen. Den | 
Unternehmen bleibe im Zweifelsfall nach wie vor | 


die Möglichkeit, ein Negativattest zu beantragen 
oder die Vereinbarung anzumelden, um eine Frei- 
stellung nach Artikel 85 Abs. 3 EWGV zu erlangen. 

b) Vorschläge für Verordnungen des Rates 

Die Kommission hat dem Rat im Berichtsjahr die 
Vorschläge für Verordnungen über weitere Koope- 
rationserleichterungen vorgelegt, die 1969 von der 
Konferenz der Kartellsachverständigen der Regie- 
rungen der Mitgliedstaaten erörtert worden waren 
(Tätigkeitsbericht 1969 S. 35 f.). Es handelt sich ein- 
mal um den Vorschlag einer Verordnung des Rates, 
durch die bestimmte Spezialisierungsvereinbarungen 
und Absprachen über Forschung und Entwicklung 
von der Anmeldebedürftigkeit des Artikels 4 Abs. 1 
der Verordnung Nr. 17 (VO 17) ausgenommen wer- 
den (ABIEG Nr. C 92 vom 20. Juli 1970 S. 16). Ferner 
hat die Kommission den Vorschlag einer Verordnung 
des Rates vorgelegt, welche die Kommission ermäch- 
tigen soll, Gruppen von Vereinbarungen über die 
Anwendung von Normen und Typen, Forschung und 
Entwicklung einschließlich deren Verwertung, Spe- 
zialisierung sowie über gemeinsamen Einkauf oder 
gemeinsam Verkauf von dem Verbot des Artikels 85 
Abs. 1 EWGV freizustellen (ABIEG Nr. C 92 vom 
20. Juli 1970 S. 14). Dazu hat das Bundeskartellamt 
gegenüber dem Bundesminister für Wirtschaft wie 
folgt Stellung genommen: Ein wesentlicher Mangel 
der vorgeschlagenen Regelungen sei das Fehlen 
einer Anmeldepflicht für Vereinbarungen, die unter 
die Gruppenfreistellung fallen sollen. Mit dem Ver- 
zicht auf die Anmeldung dieser Vereinbarungen 
gebe die Kommission ein Mittel auf, Kenntnisse 
über Marktverhältnisse und Entwicklungstendenzen 
zu erhalten, auf die sich eine aktive Politik der Wett- 
bewerbsförderung stützen kann. Wettbewerbspoli- 
tisch bedenklich sei die Einbeziehung von Abspra- 
chen über die Verwertung von Forschungsergebnis- 
sen einschließlich Vereinbarungen über gewerbliche 
Schutzrechte und geheimes technisches Wissen in die 
Ermächtigung zur Gruppenfreistellung für Verein- 
barungen über Forschung und Entwicklung. Auch 
gegen eine Gruppenfreistellung für Verträge über 
gemeinsamen Einkauf oder Verkauf beständen 
wegen deren vielfältigen wettbewerbsbeschränken- 
den Auswirkungen Bedenken; eine Gruppenfrei- 
stellung sei jedenfalls wettbewerbspolitisch uner- 
wünscht, da solche Verträge im Regelfälle die Frei- 
stellungsvoraussetzungen des Artikels 85 Abs. 3 
EWGV nicht erfüllen werden. Gegen den Vorschlag, 
Absprachen über Forschung und Entwicklung sowie 
bestimmte Spezialisierungsvereinbarungen von der 
Anmeldebedürftigkeit des Artikels 4 Abs. 1 VO 17 
auszunehmen, sei wie bei der vorgesehenen Ermäch- 
tigung für Gruppenfreistellungen einzuwenden, daß 
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die Kommission mit dem Verzicht auf die Anmel- 
dung ohne überzeugenden Grund die Möglichkeit 
aufgebe, Kenntnisse über Marktdaten als Grundlage 
ihrer Wettbewerbspolitik zu sammeln. Dem von den 
Unternehmen geäußerten Bedürfnis nach Geheim- 
haltung ihrer Zusammenarbeit könne durch weniger 
schwerwiegende Maßnahmen Rechnung getragen 
werden. Es sei zu erwägen, ob nicht die Publizitäts- 
vorschriften der Verordnung Nr. 17 flexibler gestal- 
tet werden könnten. Zudem seien nach der Recht- 
sprechung des Gerichtshofes der Europäischen Ge- 
meinschaften (Urteil vom 18. März 1970 — Rechts- 
sache 43/69 — „Bilger X Jehle", vgl. S. 270) von der 
Anmeldung befreite Vereinbarungen als voll wirk- 
sam anzusehen, bis ihr Verstoß gegen Artikel 85 
Abs. 1 EWGV festgestellt ist. Diese Rechtslage werde 
die Unternehmen zusätzlich davon abhalten, ihre 
nicht anmeldebedürftigen Vereinbarungen bei der 
Kommission anzumelden. 

c) Entscheidungen 

Die Kommission hat im Berichtsjahr sieben Verfah- 
ren durch Entscheidungen abgeschlossen. 

In der Sache „KODAK" hat die Kommission ein 
Negativattest für die „Europäischen Lieferungs- und 
Zahlungsbedingungen für Kodak-Erzeugnisse und 
Dienstleistungen" erteilt (Entscheidung vom 30. Juni 
1970 — IV/24055, ABIEG Nr. L 147 vom 7. Juli 1970 
S. 24 — WuW/E EV 303). Diese Geschäftsbedingun- 
gen werden von allen im Gemeinsamen Markt an- 
sässigen Kodak-Tochtergesellschaften auf Weisung 
der amerikanischen Muttergesellschaft angewendet. 
Die Kommission hat diesen Einzelfall unter zwei 
Gesichtspunkten nach Artikel 85 Abs. 1 EWGV unter- 
sucht. Dabei hat sie die Frage, ob die einheitliche 
Anwendung der Geschäftsbedingungen innerhalb 
des Gemeinsamen Marktes unter Artikel 85 Abs. 1 
EWGV fällt, für den vorliegenden Fall mit der Be- 
gründung verneint, daß die Tochtergesellschaften die 
Geschäftsbedingungen nicht auf Grund einer Verein- 
barung, sondern auf Weisung der Muttergesellschaft 
anwenden. Ferner hat die Kommission geprüft, ob 
der Inhalt dieser Geschäftsbedingungen, soweit sie 
Gegenstand von Vereinbarungen zwischen der 
Kodak-Tochtergesellschaft und ihren Abnehmern 
sind, gegen Artikel 85 Abs. 1 EWGV verstößt. Im 
Laufe des Verfahrens hatte die Kommission Aus- 
fuhrverbote und andere Klauseln der Geschäfts- 
bedingungen beanstandet, die Direktimporte aus 
anderen Mitgliedstaaten für Wiederverkäufer wirt- 
schaftlich uninteressant machten. In der geänderten 
Fassung der Geschäftsbedingungen ist den Abneh- 
mern die Ausfuhr in andere Mitgliedstaaten zu frei 
zu vereinbarenden Preisen ausdrücklich gestattet. 
Das weiterbestehende Verbot der Ausfuhr in Dritt- 
länder wurde als nicht geeignet angesehen, den Han- 
del zwischen Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen, da 
die mit einem Reimport verbundenen zusätzlichen 
Kosten eine Wiedereinfuhr und Weiterlieferung in- 
nerhalb des Gemeinsamen Marktes unwahrscheinlich 
machen. Die sachlichen Anforderungen, welche die 
Geschäftsbedingungen an Verkaufspersonal und 
-räume der Abnehmer aller Handelsstufen stellen, 
hat die Kommission ebenfalls als mit Artikel 85 
Abs. 1 EWGV vereinbar angesehen; diese Kriterien 


ermöglichten es nicht, auf die Ausfuhrtätigkeit der 
Abnehmer durch Liefersperren unter dem Vorwand 
mangelnder sachlicher Voraussetzungen bei den 
Verkaufsstellen Einfluß zu nehmen. 

Durch Entscheidung vom 28. Oktober 1970 hat die 
Kommission das Vei Liiebssystem für Omega-Uhren 
von dem Verbot des Artikels 85 Abs. 1 EWGV frei- 
gestellt (IVT0498 und andere „OMEGA", ABIEG 
Nr. L 242 vom 5. November 1970 S. 22). Der Schwei- 
zer Hersteller hat in den Mitgliedstaaten ein selek- 
tives Vertriebssystem eingerichtet. In jedem Land 
ist ein Generalvertreter (Alleinimporteur) bestellt, 
der in seinem Vertragsgebiet ein Vertriebsnetz mit 
einer beschränkten Zahl von Omega-Vertragshänd- 
lern aufgebaut hat. Die Vertragshändler werden 
nicht nur nach qualitativen Merkmalen ausgewählt 
(Fachkenntnisse, Lage und Ausstattung der Ge- 
' schäftsräume). Ihre Anzahl ist zusätzlich auf eine 
! optimale Größenordnung beschränkt, die der Gene- 
i ralvertreter unter Berücksichtigung der Bevölke- 
rungs- und Einkommensstruktur jedes Gebietes fest- 
legt. Ursprünglich enthielten die Alleinvertriebsver- 
träge des Herstellers mit den Generalvertretern ein 
absolutes Exportverbot. Dagegen sind die General- 
vertreter jetzt berechtigt, jeden Omega-Vertrags- 
händler innerhalb des Gemeinsamen Marktes, auch 
außerhalb des eigenen Vertragsgebietes zu belie- 
fern. Exporte in Drittländer sind ihnen weiterhin 
untersagt. Die Generalvertreter in Frankreich und 
den Benelux-Staaten haben ihre Vertragshändler 
durch Mustervertriebsverträge gebunden. Zur Zeit 
der Anmeldung im Jahre 1963 hatten diese Muster- 
verträge in den Benelux-Staaten ausschließliche Be- 
zugsbindungen und das Verbot enthalten, andere 
Einzelhändler zu beliefern; sie wurden auf Verlan- 
gen der Kommission geändert. Die Vertragshändler 
dürfen nunmehr Omega-Uhren auch von den Gene- 
ralvertretern in anderen Mitgliedstaaten und von 
den im Gemeinsamen Markt bestellten Vertrags- 
händlern beziehen; sie sind berechtigt, die Erzeug- 
nisse an andere Einzelhändler in jedem Mitglied- 
staat zu liefern, sofern der Abnehmer als Omega- 
Vertragshändler bestellt ist. Damit sind innerhalb 
des selektiven Vertragshändlersystems grenzüber- 
schreitende Lieferungen im Gemeinsamen Markt 
zugelassen. Die Kommission sieht in der Begrenzung 
der Zahl der Vertragshändler nach quantitativen 
Merkmalen, die zwischen dem Hersteller und den 
Generalvertretern vereinbart ist, eine spürbare 
Wettbewerbsbeschränkung. Diese Beschränkung er- 
füllt die Voraussetzungen des Artikels 85 Abs. 1 
EWGV, da sie auch den Weiterverkauf bei der Aus- 
fuhr innerhalb des Gemeinsamen Marktes betrifft. 
Das gleiche gilt für das den Vertragshändlern in den 
Mustervertriebsverträgen auferlegte Verbot, andere 
Einzelhändler außer Vertragshändlern in den Mit- 
gliedstaaten zu beliefern. Die Kommission hat je- 
doch die Alleinvertriebsverträge und Musterver- 
triebsverträge nach Artikel 85 Abs. 3 von dem Ver- 
bot des Artikels 85 Abs. 1 EWGV freigestellt. Wie 
die Kommission im Zusammenhang mit der Frage 
der Unerläßlichkeit der vereinbarten Beschränkun- 
gen (Artikel 85 Abs. 3 a EWGV) ausführt, ist die 
starke Begrenzung der Zahl der Vertragshändler 
unter den besonderen Umständen dieses Einzelfalles 
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unerläßlich, da es sich um ein Erzeugnis handele, das 
in geringer Stückzahl gefertigt werden, und um einen 
kleinen Kundenkreis für langlebige Artikel dieser 
gehobenen Preislage. Ohne die zusätzliche Auswahl 
innerhalb des Kreises der fachlich geeigneten Ein- 
zelhändler würde sich die Warenverteilung für diese 
Erzeugnisse eher verschlechtern als verbessern. Bei 
der Prüfung der Mustervertriebsverträge nach Arti- 
kel 85 Abs. 3 EWGV ist eingehend untersucht wor- 
den, wie sich die in Belgien, den Niederlanden und 
in der Bundesrepublik bestehenden Bindungen der 
Verbraucherpreise für Omega-Uhren auf den Wett- 
bewerb auf der Handelsstufe auswirken. Die Kom- 
mission hat festgestellt, daß diese Preisbindungen 
nur für den Weiterverkauf der Erzeugnisse inner- 
halb des Vertragsgebietes des liefernden General- 
vertreters gelten. Die Generalvertreter sind daher 
nicht berechtigt, ihre Vertragshändler daran zu hin- 
dern, Omega-Uhren aus anderen Mitgliedstaaten 
einzuführen und sie zu Preisen zu veräußern, die 
unter den gebundenen Preisen liegen. Für die zwölf 
gängigsten Modelle Iiatte die Kommission Preis- 
unterschiede von Land zu Land zwischen 30 und 
50 V. H. (gemessen am jeweils niedrigsten Preis 1969) 
ermittelt. Da die Öffnung des grenzüberschreiten- 
den Handels innerhalb des Verlragshändlersystems 
im Gemeinsamen Markt eine entscheidende Vor- 
aussetzung für die Freistellung nach Artikel 85 
Abs. 3 EWGV war, hat die Kommission die General- 
vertreter in einer Auflage verpflichtet, ihr jährlich 
unter Angabe der Gründe die Unternehmen zu be- 
nennen, denen sie die Zulassung als Vertragshändler 
entzogen haben. Damit soll etwaigen Mißbräuchen 
des selektiven Vertriebssystems zur Verhinderung 
vertraglich gestatteter Importe vorgebeugt werden. 

In der Sache „Rabattbeschluß der Interessengemein- 
schaft der deutschen keramischen Wand- und Bo- 
denfliesenwerke" hat die Kommission erstmals über 
ein nationales Gesamtumsatzrabattkartell entschie- 
den (Entscheidung vom 29. Dezember 1970 — 
IV '25. 107, ABIEG Nr. L 10 vom 13. Januar 1971 S. 15). 
Sie hat festgestellt, daß der Rabattbeschluß der Inter- 
essengemeinschaft, nach dom bei der Berechnung 
der von den Kartellmitgliedern gewährten Gesamt- 
umsatzrabatte nur Bezüge von deutschen, nicht aber 
von ausländischen Herstellern berücksichtigt wer- 
den, gegen Artikel 85 Abs. 1 EWGV verstößt. Die 
Kommission hat eine Freistellung nach Artikel 85 
Abs. 3 EWGV abgelehnt und den Unternehmen auf- 
gegeben, die Praktizierung dieses Rabattbeschlusses 
sofort abzustellen. Der Rabattbeschluß bezweckt und 
bewirkt nach Auffassung der Kommission aus fol- ! 
genden Gründen eine spürbare Einschränkung und : 
Verfälschung des Wettbewerbs im Gemeinsamen i 
Markt. Die Wettbewerbslage der Arbeitnehmer, des 
Fliesenfachhandels, wird in verschiedener Hinsicht 
verändert. Zunächst ist die Ausschaltung des Rabatt- 
wettbewerbs angesichts der oligopolistischen Markt- 
struktur und der verhältnismäßigen Homogenität 
eines Teil des Angebots hier schwerwiegend. Als 
noch wesentlicher wertet die Kommission den Um- 
stand, daß der Rabattbeschluß eine Konzentration 
der Aufträge auf die deutschen Hersteller bewirkt; 
die Abnehmer müssen bei Bezügen von nicht-deut- 
schen Herstellern mit einem Rabattverlust rechnen. 


da diese Bezüge bei der Berechnung des Gesamt- 
rabattes unberücksichtigt bleiben. Der Rabatt- 
beschluß führt auch zu einer unterschiedlichen Be- 
handlung der Abnehmer bei gleichen Leistungen. 

' Ein deutscher Abnehmer, der bei einem Kartellmit- 
glied eine bestimmte Warenmenge bezieht, erhält, 

! wenn er einen zusätzlichen Kauf bei einem anderen 
deutschen Hersteller tätigt, einen höheren Rabatt 
I von dem Kartellmitglied als ein Kunde, der von ihm 
: eine entsprechende V/arenmenge bezieht, den zu- 
sätzlichen Kauf aber bei einem ausländischen Her- 
steller tätigt. Die Wettbewerbsposition der aus- 
ländischen Hersteller im Gemeinsamen Markt wird 
I durch die mit diesem Rabattsystem verbundene Kon- 
‘ zentration der Nachfrage deutscher Abnehmer auf 
; deutsche Hersteller ebenfalls nachteilig verändert, 
i Da durch den Rabattbeschluß kollektiv ein künst- 
liches Hindernis für den Zugang zum deutschen 
Markt errichtet wird, ist er geeignet, den Handel 
zwischen Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen. Die 
Kommission unterstreicht, daß die Tatsache steigen- 
I der Einfuhren in den letzten Jahren dieser Fest- 
I Stellung nicht widerspricht, da diese Entwicklung mit 
dem Rabattbeschluß nicht im Zusammenhang steht. 
Sie führt aus, der Umstand, daß ein Beschluß einer 
Unternehmensvereinigung zu einer beträchtlichen 
Ausweitung des Handelsvolumens zwischen Mit- 
gliedstaatcn führt, würde im übrigen nicht ausschlie- 
ßen, daß der Beschluß den Handel zwischen Milglied- 
staaten im Sinne des Artikels 85 Abs. 1 EWGV be- 
einträchtigen kann. Die Voraussetzungen des Arti- 
i kels 85 Abs. 3 EV7GV hält die Kommission nicht für 
I erfüllt, da der Rabattbeschluß für die Fliesenherstel- 
i lung oder -Verteilung offensichtlich keine spürbaren 
I objektiven Vorteile bewirkt, welche die aus ihm 
i folgenden Wettbewerbsnachteile ausgleichen. Auch 
sei nicht erkennbar, daß der Rabattbeschluß zur För- 
derung des technischen oder wirtschaftlichen Fort- 
schritts beiträgt. Die Kommission hat bei der Prüfung 
der in Artikel 85 Abs. 3 EWGV vorausgesetzten 
positiven Auswirkungen des Rabattbeschlusses ins- 
besondere die etwaigen Vorteile, die für die deut- 
schen Abnehmer in der Verteilung der Vertrags- 
waren der deutschen Hersteller entstehen würden, 
gegen die gleichzeitig bewirkten Nachteile für die 
Verteilung der Konkurrenzprodukte aus anderen 
Mitgliedstaaten abgewogen. Sie hat erklärt, daß die 
objektiv feststellbare Verbesserung der Waren- 
erzeugung oder -Verteilung, die Artikel 85 Abs. 3 
EWGV voraussetzt, nicht mit der Berücksichtigung 
der spezifischen Interessen der Kartellmitglieder 
und nicht mit allen Vorteilen verwechselt werden 
darf, welche sie für ihre eigene wirtschaftliche Be- 
tätigung aus einer Vereinbarung ziehen. 

In der Sache „SUPEXIE" hat die Kommission für die 
Tätigkeit eines weiteren nationalen Düngemittel- 
syndikats ein Negativattest erteilt (Entscheidung 
vom 23. Dezember 1970 -- IV 337, ABIEG Nr. L 10 
vom 13. Januar 1971 S. 12). Der zugrunde liegende 
Vertrag war zu,vor dahJn abgeändert worden, daß 
Supexie, eine gemeinsame Verkaufsgesellschaft von 
vier französischen Herstellern von Phosphatdünge- 
miileln, nur noch mit dem gemeinsamen Verkauf 
der Erzeugnisse in Länder außerhalb der EWG be- 
auftragt ist. Ursprünglich bezog sich die Verkaufs- 
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tätigkeit des Unternehmens auch auf alle EWG-Mit- 
gliedstaaten außer Frankreich; es war praktisch aus- 
schließlicher Anbieter der Vertragsware der be- 
treffenden Hersteller in diesen Gebieten, da sie 
keine Direktausfuhren Vornahmen. Ferner führte 
Supexie einen Erlösausgleich für alle von ihr ge- 
tätigten Verkäufe durch. Diese Regelung war geeig- 
net, die beteiligten Unternehmen von Direktliefe- 
rungen in andere Mitgliedstaaten abzuhalten, so- 
lange die in den Mitgliedstaaten erzielbaren Preise 
unter den Verkaufspreisen auf Drittmärkten lagen. 
Nachdem die Unternehmen diese beschränkenden 
Regelungen für den Gemeinsamen Markt aufgeho- 
ben haben, hat die Kommission festgestellt, daß die 
Vereinbarung in ihrer geltenden Fassung eine Ver- 
hinderung, Einschränkung oder Verfälschung des 
Wettbewerbs innerhalb des Gemeinsamen Marktes 
nicht mehr bezweckt oder bewirkt. 

Ein Negativattest hat die Kommission für die Sat- 
zung und Ausführungsbestimmungen einer Vereini- 
gung von vier belgischen und luxemburgischen Her- 
stellern erteilt, deren Ziel es ist, die Qualität und 
die Verwendung elektrisch geschweißter Stahlrohre 
zu fördern (Entscheidung vom 29. Juni 1970 — IV/412 
„ASBL pour la promotion du tube d'aeier soude 
electriqiiement" ABIEG Nr. L 153 vom 14. Juli 1970 
S, 14). Die Vereinigung betreibt Gemeinschafts- 
werbung und ist Inhaberin eines gemeinsamen Güte- 
zeichens, das die Gewähr für die Einhaltung be- 
stimmter Normen und des Herstellungsverfahrens 
gibt. Der Beitritt zu der Vereinigung steht jedem 
Hersteller offen, der das Herstellungsverfahren an- 
wendet und die Qualitätsnormen einhält. Die Mit- 
glieder können für ihre Erzeugnisse auch selbstän- 
dig werben. Die Mitgliedschaft hindert sie nicht, Er- 
zeugnisse herzustellen, die andere von dem Güte- 
zeichen nicht gedeckte Merkmale aufweisen. Die 
Satzung der Vereinigung und die Regelung über die 
Verwendung des Warenzeichens schränken den 
Wettbewerb innerhalb des Gemeinsamen Marktes 
nicht ein. Die Entscheidung entspricht den Grund- 
sätzen, welche die Kommission für die Beurteilung 
von Absprachen über gemeinschaftliche Werbung 
und die Verwendung gemeinsamer Gütezeichen in 
der „Bekanntmachung über Vereinbarungen, die eine 
zwischenbetriebliche Zusammenarbeit betreffen" er- 
läutert hat (ABIEG Nr. C 75 vom 29. Juli 1968 S. 3, 
Abschnitte II. 7. und 8.). 

Nach weitgehenden Änderungen hat die Kommission 
für Satzung und ausführende Regeln einer belgischen 
Berufsvereinigung ein Negativattest gewährt (Ent- 
scheidung vom 30. Juni 1970 — IV/299 „ASPA", 
ABIEG Nr. L 148 vom 8. Juli 1970 S. 9). Der Ver- 
einigung gehören Hersteller, Generalvertreter und 
Alleinvertriebshändler für Parfümerie- und Toilette- 
artikel mit Sitz in Belgien an. Die wirtschaftliche 
Handlungsfreiheit der Mitglieder war durch ver- 
schiedene Klauseln erheblich eingeschränkt, unter 
anderem durch die Verpflichtung, die gebundenen 
Preise einzuhalten sowie das Verbot, von Nichtmit- 
gliedern Vertragsware zu beziehen oder die Ware 
an Wiederverkäufer zu liefern, die sich nicht an die 
ASPA-Regelung hielten. Die Händler waren hier- 
durch in der Ein- und Ausfuhr innerhalb des Gemein- 
samen Marktes behindert.' Gegenüber vertrags- 


' brüchigen Händlern war eine kollektive Liefersperre 
I vorgesehen. Nachdem die Kommission die Vereini- 
gung über die Unvereinbarkeit dieser und weiterer 
, Klauseln mit Artikel 85 EWGV unterrichtet hatte, 
wurden die beanstandeten Bestimmungen aufgeho- 
I ben. Geschäftszweck der Berufsvereinigung ist es 
I jetzt nur noch, die gemeinsamen beruflichen Inter- 
I essen ihrer Mitglieder zu schützen und unlauteren 
Wettbewerb* sowie Verstöße gegen Warenzeichen- 
rechte und sonstige Rechte der Mitglieder im Ge- 
schäftsverkehr zu verhindern. 

Ein belgischer und ein niederländischer Hersteller 
hatten 1952 einen Rechtsstreit über die Anwendung 
eines Vertrages über die Übertragung von techni- 
schem Wissen für die Produktion eines Spezial- 
erzeugnisses mit einem Kompromiß beendet, der im 
I wesentlichen alle früheren Vereinbarungen zwischen 
' den Partnern auflöste, für die Lieferungen des bel- 
; gischen Unternehmens in die Niederlande Quoten 
! festlegte und dem niederländischen Partner unmittel- 
' bare und mittelbare Exporte nach Belgien untersagte. 

! Das holländische Unternehmen wollte sich, gestützt 
i auf die Vorschriften des EWG-Vertrages, von dieser 
* Vereinbarung lösen, wurde jedoch durch Urteil eines 
niederländischen Gerichts daran gehindert und be- 
I achtete daher das Ausfuhrverbot. Der belgische Her- 
steller hielt sich an seine Verpflichtung, die Aus- 
fuhren in die Niederlande zu beschränken. Jedes der 
I Unternehmen meldete die Vereinbarung bei der 
I Kommission an, das belgische mit dem Ziel der Frei- 
stellung nach Artikel 85 Abs. 3 EWG. Die Kommis- 
' sion hat die Vereinbarung als Absprache über eine 
Marktaufteilung angesehen, auf die Artikel 85 Abs. 1 
EWGV anzuwenden ist. Sie hat es abgelehnt, die 
Vereinbarung nach Artikel 85 Abs. 3 EWGV freizu- 
; stellen, da von dieser bloßen Marktaufteilung keine 
der in Artikel 85 Abs. 3 EWGV Vorausgesetzen posi- 
I tiven Wirkungen herbeigeführt wird. Die Beteiligten 
I wurden verpflichtet, die verbotenen Beschränkungen 
I sofort aufzuheben (Entscheidung vom 28. Oktober 
' 1970 — IV/128 ™ 1968 „Julien Van Katwijk", ABIEG 
' Nr. L 242 vom 5. November 1970 S. 18). 

I 

d) Sonstige Maßnahmen 

Die Kommission hat die im Jahre 1965 nach Arti- 
kel 12 VO 17 begonnene allgemeine Untersuchung 
des Wirtschaftszweiges Margarine (Tätigkeitsbericht 
; 1965 S.70) abgeschlossen. Anlaß für diese allgemeine 
i Untersuchung waren der geringe Umfang des inner- 
i gemeinschaftlichen Handels und erhebliche Preis- 
; unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten. Als Er- 
‘ gebnis der Untersuchung stellte die Kommission fest: 

■ Der größte europäische Margarinehersteller hatte in 
zwei Mitgliedstaaten Ausschließlichkeitsverträge ab- 
geschlossen, die den Handel hinderten, ausländische 
Margarine zu beziehen und deshalb nicht mit Arti- 
‘ kel 85 EWGV vereinbar waren. Diese Bindungen 
wurden im Laufe des Verfahrens aufgehoben. Dieser 
Hersteller nimmt eine beherrschende Stellung auf 
dem Margarinemarkt in der Gemeinschaft ein; eine 
mißbräuchliche Ausnutzung dieser Stellung im Sinne 
des Artikels 86 EWGV hat die Kommission jedoch 
nicht festgestellt. Gleichzeitig mit der allgemeinen 
Untersuchung nach Artikel 12 VO 17 hat die Kom- 
, mission geprüft, welchen Einfluß Rechtsvorschriften 
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der Mitgliedstaaten über Herstellung und Vertrieb 
von Margarine auf den Handel zwischen Mitglied- 
staaten haben. Die Überprüfung hat ergeben, daß 
diese Rechtsvorschriften sehr unterschiedlich sind 
und den Handel innerhalb der Gemeinschaft behin- 
dern. Die Kommission hat dem Rat daher 1968 den 
Entwurf einer Verordnung zur Angleichung dieser 
Rechtsvorschriften vorgelegt (Bulletin der Europä- 
ischen Gemeinschaften Nr. 8/1970 S. 72). 

Mehrere gegen Artikel 85 EWGV verstoßende Ab- 
sprachen mit wechselndem Teilnehmerkreis innerhalb 
des Gemeinsamen Marktes hat die Kommission in 
einem 1967 von Amts wegen eingeleiteten Verfahren 
auf dem Flachglassektor aufgedeckt. Ein Einzelfall 
betraf ein Abkommen zwischen der Mehrzahl der 
europäischen Fensterglashersteller, das von dem 
Grundsatz der Respektierung der Heimatmärkte der 
Mitglieder und ihrer Positionen auf den Ausfuhr- 
märkten ausging. Ein gemeinsames Sekretariat in 
einem Mitgliedstaat überwachte die Einhaltung die- 
ser Absprache. Formell wurde die Vereinbarung 
zwar mit Inkrafttreten der Verordnung Nr. 17, so- 
weit sie die Märkte der EWGV-Mitgliedstaaten be- 
traf, für beendet erklärt; die Kommission ermittelte 
jedoch Anhaltspunkte dafür, daß die Vereinbarung 
in mancher Hinsicht weiterhin innerhalb des Ge- 
meinsamen Marktes angewendet wurde. Die wirt- 
schaftliche Entwicklung führte schließlich, durch die 
Untersuchung der Kommission beschleunigt, zur 
Aufhebung der Vereinbarung und zur Auflösung 
des Sekretariats. Die gleichen Hersteller hatten auch 
mit Produzenten aus Drittländern mehrere Abspra- 
chen getroffen, die unter anderem Ausfuhren aus den 
Drittländern in den Gemeinsamen Markt untersag- 
ten. Der Ausschluß der Hersteller aus Drittländern 
vom Glasmarkt der EWG ließ befürchten, daß an- 
gesichts der Struktur dieses Marktes die Vorausset- 
zungen für einen wirksamen Wettbewerb innerhalb 
der Gemeinschaft fehlen könnten. In einem Falle 
wurde die Vereinbarung von den Partnern aus dem 
Drittland aufgehoben, in den anderen Fällen das 
Exportverbot beseitigt. Eine weitere Absprache be- 
traf Lieferungen eines Herstellers in einem Mitglied- 
staat in ein anderes EWG-Land, die vereinbarungs- 
gemäß nur über die dort ansässigen Hersteller er- 
folgen durften. Schließlich hatten zwei Lizenznehmer 
im Gemeinsamen Markt für Herstellung und Vertrieb 
eines Spezialglases vereinbart, ihre Geschäftspolitik 
in dem gemeinsamen Vertragsgebiet aufeinander 
abzustimmen. Mit dem Lizenzgeber in einem Dritt- 
land waren Beschränkungen vereinbart, die über die 
Laufzeit des Lizenzvertrages oder die Geltungsdauer 
des Patens hinausgingen. Auch in diesen beiden Fäl- 
len führte das Verfahren der Kommission ohne förm- 
liche Entscheidung zur Anpassung an die Wett- 
bewerbsregeln des EWG-Vertrages (Bulletin der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. 8T970 S. 66). 

Auf Beschwerden eines deutschen Großhändlers 
wurde das Verhalten deutscher und italienischer 
Fensterglashersteller untersucht. Die Kommission 
stellte aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen 
fest, die 1967/68 zu einem scharfen Rückgang der 
Exporte in beiden Richtungen führten. Die Herstel- 
ler hatten sich gegenseitig an die auf dem Markt 
des Partners herrschenden Bedingungen angepaßt 


und Lieferverträge untereinander vereinbart, die 
Direktexporte ausschlossen. Nachdem die Kommis- 
sion den Unternehmen Beschwerdepunkte mitgeteilt 
hatte, haben diese zwar Verstöße gegen Artikel 85 
EWGV bestritten, sich aber formell verpflichtet, bei 
Ausfuhren nach Italien bzw. in die Bundesrepublik 
jede wettbewerbsbeschränkende Verhaltensweise 
zu unterlassen. Die Kommission hat von dem Erlaß 
einer förmlichen Entscheidung, die auch eine Geld- 
buße hätte auferlegen können, abgesehen. Sie hat 
betont, daß sie den Markt weiter beobachten wird 
(Bulletin der Europäischen Gemeinschaften Nr. 
8/1970 S. 68). 

Zehn belgische Unternehmen, die eine Verkaufs- 
gesellschaft zum gemeinsamen Vertrieb von ein- 
fachem Supeiphosphat gegründet hatten, haben 
diese Einrichtung aufgelöst, nachdem die Kom- 
mission ihnen mitgeteilt hatte, daß eine Freistellung 
nach Artikel 85 Abs. 3 EWGV nicht in Betracht 
komme. Die interne Geschäftsordnung der Gesell- 
schaft sah einen Preisausgleich und Lieferungsquo- 
ten vor, die nicht mit Artikel 85 Abs. 1 EWGV ver- 
einbar waren (BELGAPHOS, Bulletin der Euro- 
päischen Gemeinschaften Nr. 8^1970 S. 70). 

Aufgegeben nach Intervention der Kommission 
wurden ferner ein Vertrag zweier in verschiedenen 
Mitgliedstaaten ansässiger Hersteller von Artikeln 
für sanitäre Anlagen sowie abgestimmte Verhal- 
tensweisen im Zusammenhang mit der Durchführung 
des Vertrages. Dieser hatte vorgesehen, daß sich 
die Beteiligten im Rahmen eines hierfür eingesetz- 
ten Ausschusses über eine gemeinsame Rationalisie- 
rungs- und Verkaufspolitik für ihre Artikel auf 
ihren jeweiligen 'Heimatmärkten abstimmen. Die 
von von Herstellern aufgrund dieses Vertrages auf- 
einander abgestimmten Verhaltensweisen bestanden 
in der Vereinheitlichung ihrer Preise und Geschäfts- 
bedingungen, der Beschränkung des Verkaufs auf 
eine bestimmte Gruppe von Großhändlern in jedem 
der beiden Mitgliedstaaten, der Einführung eines 
Gesamtumsatzrabattsystems in Verbindung mit 
jährlichen Mindestabnahmen und dem Ergreifen 
gemeinsamer Maßnahmen bei ausländischen Ange- 
boten zu Wettbewerbspreisen (Bulletin der Euro- 
päischen Gemeinschaften Nr. 8/1970 S. 70). 

Schließlich wurden aufgrund des Einschreitens der 
Kommission die horizontalen Vereinbarungen eines 
belgischen und eines niederländischen Verbandes 
von Kraftfahrzeughändlern über die Respektierung 
von Alleinvertriebsvereinbarungen der Mitglieder 
mit ausländischen Herstellern aufgegeben. Der 
niederländische Verband hatte ein Register geführt, 
in das die Mitglieder ihre Verträge über den Allein- 
import von Kraftfahrzeugen, Ersatzteilen, Zubehör 
und Werkstattausrüstungen nach den Niederlanden 
eintragen lassen konnten. Die Mitglieder waren so- 
dann verpflichtet, die zugunsten eines anderen Mit- 
glieds eingetragene Berechtigung zum ausschließ- 
lichen Bezug beim Hersteller zu respektieren. Sie 
durften weder Erzeugnisse parallel einführen, die 
Gegenstand einer solchen Eintragung waren, noch 
auf diese Weise eingeführte Erzeugnisse weiterver- 
treiben. Auch waren ihnen bestimmte Beschränkun- 
gen und Meldepflichten auferlegt, wenn sie den 
Vertrieb für eingetragene Erzeugnisse übernehmen 
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und zu diesem Zweck mit dem Hersteller Fühlung 
nehmen wollten. Den Mitgliedern des belgischen 
Verbandes war verboten, Kraftfahrzeugersatzteile, 
-Zubehör, -Werkzeuge und Werkstattausrüstungen 
sowie Motorräder nach Belgien parallel einzuführen, 
sofern ein anderes Mitglied zum ausschließlichen 
Bezug beim Hersteller berechtigt war. Sie durften 
auch keine Kontakte mit Herstellern aufnehmen, um 
das einem anderen Mitglied zuerkannte Alleinver- 
triebsrecht zu beseitigen. Aufgehoben wurde auch 
die zwischen beiden Verbänden getroffene Verein- 
barung, nach der die Mitglieder jedes Verbandes 
keine Erzeugnisse in das Land des Schwesterver- 
bandes ausführen durften, wenn im Register dieses 
Verbandes ein Alleinvertriebsvertrag für diese Er- 
zeugnisse zugunsten eines anderen Mitglieds einge- 
tragen war (RAI, Bulletin der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. 7/1970 S. 40). 

2. Entscheidungen der Gerichte 

a) Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften 

Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften 
hat seine Auslegung des Artikels 85 Abs. 1 EWGV 
in Richtung auf das Mißbrauchsprinzip (Tätigkeits- 
bericht 1969 S. 37) in einer weiteren Entscheidung 
fortentwickelt. In einem Verfahren nach Artikel 177 
EWGV hatte das Oberlandesgericht Karlsruhe den 
Gerichtshof unter anderem um Vorabentscheidung 
über die Frage ersucht, wie Artikel 85 Abs. 2 EWGV 
für nicht anmeldebedürftige Vereinbarungen mit 
Rücksicht auf die mögliche Rückwirkung einer frei- 
stellenden Entscheidung der Kommission nach Ar- 
tikel 85 Abs. 3 EWGV und Artikel 6 VO 17 auszu- 
legen und ob eine nicht anmeldebedürftige Verein- 
barung vorläufig gültig sei (Tätigkeitsbericht 1969 
S. 106). Der Gerichtshof hat die Fragen dahin ver- 
standen, ob der nationale Richter nach Gemein- 
schaftsrecht über die Nichtigkeit einer Vereinbarung 
entscheiden kann, die von der Anmeldung befreit ist 
und nicht angemeldet wurde, obgleich sie unter Ar- 
tikel 85 Abs. 1 EWGV fällt. Der Gerichtshof hat 
zunächst unter Bezugnahme auf Artikel 9 Abs. 3 
VO 17, der auf Artikel 88 EWGV verweist, ausge- 
führt, der Begriff „Behörden der Mitgliedstaaten" in 
diesen Vorschriften umfasse auch die nationalen 
Gerichte. Die Zuständigkeit, Artikel 85 Abs. 1 
EWGV anzuwenden, schließe zwangsläufig auch die 
Befugnis ein, Artikel 85 Abs. 2 EWGV anzuwenden. 
Zu der Frage nach der Gültigkeit derartiger Verein- 
barungen bei einem Verstoß gegen Artikel 85 Abs. 1 
EWGV hat der Gerichtshof entschieden, eine von 
der Anmeldung befreite und nicht angemeldete 
Vereinbarung sei solange voll wirksam, wie ihre 
Nichtigkeit nicht festgestellt sei (Urteil vom 18. März 
1970, Rechtssache 43/69 „Brauerei A. Bilger Söhne 
GmbH X Jehle", RsprGH XVI S. 127 ff. - WuW/E 
EWG/MUV 223 ff.). Aus diesem Urteil ergibt sich 
unmittelbar, daß die nationalen Behörden — Ge- 
richte und Verwaltungsbehörden — Vereinbarungen 
und Beschlüsse, die gegen Artikel 85 Abs. 1 EWGV 
verstoßen, aber nach Artikel 4 Abs. 2 VO 17 von 
der Anmeldung befreit und nicht angemeldet sind, 
nur mit Wirkung für die Zukunft für nichtig erklä- 
ren können. 


' Der Gerichtshof hat die Klagen der C. F. Boehringer 
I & Söhne, Mannheim, der Buchler & Co. KG, Braun- 
I schweig, und der ACF Chemiefarma N. V., Amster- 
! dam, gegen die Verhängung von Geldbußen durch 
j die Kommission in der Sache „Internationales 
I Chininkartell" (Tätigkeitsbericht 1969 S. 103/104) 

I abyewiesen. Die Klägerinnen hatten zahlreiche Ver- 
fahrens- und Formrügen erhoben, die unter ande- 
rem die Unvollständigkeit der übermittelten Be- 
schwerdepunkte, die Verletzung des Anspruchs auf 
rechtliches Gehör und den Vorwurf fehlerhaften 
Verfahrens bei der Anhörung des Beratenden Aus- 
schusses für Kartell- und Monopolfragen (Artikel 10 
Abs. 3 VO 17) sowie bei der Teilnahme der Kom- 
missionsmitglieder an dem Verfahren betrafen. 
Eines der Unternehmen hatte auch die Veröffent- 
lichung des vollen Wortlautes der Entscheidung der 
Kommission vom 16. Juli 1969 im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften und ihre Mitteilung 
an die Presse gerügt. Der Gerichtshof hat zu dieser 
Rüge ausgeführt, die Kommission sei nach Artikel 21 
VO 17 zwar nicht verpflichtet, durch Wortlaut und 
Sinn dieser Vorschrift aber auch nicht gehindert, 
Entscheidungen nach Artikel 15 VO 17, durch die 
Geldbußen auferlegt werden, zu veröffentlichen, so- 
fern die Geschäftsgeheimnisse der Unternehmen ge- 
währt bleiben. Die Publizität, die der Entscheidung 
durch ihre Veröffentlichung gegeben werde, könne 
sogar dazu beitragen, die Einhaltung der Wettbe- 
werbsregeln des Vertrages zu gewährleisten. Der 
Gerichtshof hat die Anwendung des Artikels 85 
Abs. 1 EWGV und der Vorschriften der Verordnung 
Nr. 17 auf den Sachverhalt durch die Kommission 
(Tätigkeitsbericht 1969 S. 103/104) im wesentlichen 
bestätigt. Abweichend von der Entscheidung der 
Kommission sah der Gerichtshof jedoch ein abge- 
stimmtes Verhalten der Unternehmen hinsichtlich 
ihrer Verkaufspreise innerhalb des Gemeinsamen 
Marktes nur bis April 1964 als erwiesen an. Der 
Gerichtshof stellte ferner fest, daß hinreichende Be- 
weise für eine Fortsetzung der Quotenregelung für 
Verkäufe im Gemeinsamen Markt nach Oktober 
1962 fehlten. In diesem Umfang hat der Gerichtshof 
die Entscheidung der Kommission berichtigt. Die 
festgesetzten Geldbußen wurden um je 10 000 Rech- 
nungseinheiten herabgesetzt (Urteile vom 15. Juli 
1970 — Rechtssachen 41, 44 und 45/69, ABIEG 
Nr. C 130 vom 27. Oktober 1970 S. 3, 4 — WuW/E 
EWG/MUV 229, 241, 243). Die betroffenen Chinin- 
hersteller hatten in dem Verfahren vor dem Ge- 
richtshof auch gerügt, die ihnen vorgeworfenen Zu- 
widerhandlungen seien verjährt. Der Gerichtshof 
hat diese Rüge mit der Begründung zurückgewiesen, 
daß die Vorschriften, aus denen sich die Befugnis 
der Kommission zur Verhängung von Geldbußen 
bei Zuwiderhandlungen gegen die Wettbewerbsvor- 
schriften ergibt, keine Verjährung vorgesehen. 
Verjährungsfristen müßten im voraus festgelegt 
werden, um ihren Zweck zu erfüllen, Rechtssicher- 
heit zu gewährleisten. Es sei Sache des Gemein- 
schaftsgesetzgebers, Dauer und Einzelheiten der 
Anwendung von Verjährungsfristen zu regeln. Die 
Kommission prüft zur Zeit die Frage der Verjäh- 
rung der Verfolgung von Zuwiderhandlungen im 
Rahmen des Gemeinschaftsrechts grundsätzlich. Sie 
beabsichtigt, dem Rat den Entwurf einer Verord- 
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nung vorzulegen (Antwort der Kommission vom 
21. Oktober 1970 auf die schriftliche Anfrage Nr. 
225 70, ABIEG Nr. C 133 vom 5. November 1970 
S. 17). 

ln einem Verfahren nach Artikel 177 EWGV hat 
der Gerichtshof zu einigen Eragen im Zusammen- 
hang mit der Anmeldung von Musterverträgen Stel- 
lung genommen (Urteil vom 30. Juni 1970 — Rechts- 
sache 1/70 „Parfüms Marcel Rochas X Bitsch" 
ABIEG Nr. C 97 vom 29. Juli 1970 S. 1 1 — WuW/E 
EWG/MUV 227). Das Oberlandcsgericht Karlsruhe 
hatte die Frage vorgelegt, ob ein nach Inkrafttreten 
der Verordnung Nr. 17 geschlossener Vertrag, der 
ein Exportverbot enthält und nicht bei der Kom- 
mission angemeldet wurde, gleichwohl vorläufig 
wirksam ist, wenn ein inhaltlich gleichlautender 
Mustervertrag innerhalb der in dieser Verordnung 
vorgeschriebenen Frist ordnungsgemäß angemeldet 
worden ist. Der Gerichtshof hat diese Frage bejaht. 
Eine mit dem angemeldeten Mustervertrag inhalt- 
lich übereinstimmende Vereinbarung sei im gleichen 
Maße vorläufig wirksam wie dieser. Der Gerichts- 
hof hat ferner bestätigt, daß Musterverträge, die in 
einer Vielzahl von Einzelfällen, jedoch jeweils nur 
von zwei Unternehmen abgeschlossen werden, im 
Sinne der Anineldevorschriften der Verordnung 
Nr. 17 (Artikel 5) als Vereinbarungen anzusehen 
sind, an denen nur zwei Unternehmen beteiligt sind. 
Die Anmeldefrist für Musterverträge dieser Art, die 
bereits vor Inkrafttreten der Verordnung Nr. 17 
verwendet wurden, lief daher am 31. Januar 1963 ab 
(Artikel 5 Absatz 1 Satz 2 VO 17). 

Auf Vorlage des Tribunale Civile e Penale Mailand 
wird der Gerichtshof über das Verhältnis der Wett- 
bewerbsregeln des EWG-Vertrages zur Ausübung 
von Warenzeichenrechten zu entscheiden haben. 
Das verlegende Gericht fragt, ob Artikel 85 und 86 
EWGV auf die Auswirkungen eines vor Inkraft- 
treten des EWG-Vertrages geschlossenen Waren- 
zeichenlizenzvertrages anwendbar sind. Der Ge- 
richtshof wird ferner ersucht zu entscheiden, ob Ar- 
tikel 85 und 86 EWGV der Geltendmachung von 
Warenzeichenrechten zur Verhinderung der Einfuhr 
rechtmäßig mit dem Warenzeichen versehener Wa- 
ren aus anderen Mitgliedstaaten entgegenstehen 
(Rechtssache 40/70 „Sirena GmbH X Eda GmbH'\ 
ABIEG Nr. C 107 vom 25. August 1970 S. 4). 

Das Hanseatische Oberlandesgericht in Hamburg 
hat in einem Verfahren auf Erlaß einer einstweiligen 
Verfügung über den auf §§ 97, 85 des Gesetzes über 
Urheberrecht und verwandte Schutzrechte — URG — 
vom 9. September 1965 (BGBl I S. 1273) gestützten 
Unterlassungsanspruch eines preisbindenden Schall- 
plattenherstellers gegen einen Einzelhändler zu ent- 
scheiden. Der Antragsgegner hatte keinen Preis- 
bindungsrevers unterzeichnet. Er bot preisgebun- 
dene Schallplatten unter dem gebundenen Ver- 
kaufspreis an, welche die Antragstellerin in der 
Bundesrepublik hergestellt und an ihre Tochterge- 
sellschaft in Frankreich geliefert hatte. Diese war 
aufgrund eines mit der Muttergesellschaft geschlos- 
senen Lizenzvertrages berechtigt, deren Aufnahmen 
im Vertragsgebiet auf handelsüblichem Wege aus- 
zuwerten. Ein Schweizer Großhändler hatte von der 
Antragstellerin an ihre französische Tochtergesell- 


schaft gelieferte Schallplatten von deren Nieder- 
lassung in Straßburg erworben und an einen deut- 
schen Großhändler reexportiert, der seinerseits den 
Antragsgegner belieferte. Das Oberlandesgericht, 
vor dem der Hersteller geltend gemacht hatte, die- 
ser Reexport habe sein ausschließliches Verbrei- 
tungsrecht in der Bundesrepublik verletzt, hat dem 
Europäischen Gerichtshof mit Beschluß vom 8. Ok- 
tober 1970 (3 U 108/1970, AWD 1970 S. 562) zwei 
Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt. Die erste 
Frage lautet: Verstößt die Auslegung der §§ 97, 85 
URG, wonach eine deutsche Herstellerin von Ton- 
trägern aufgrund ihres Verbreitungsrechts den Ver- 
trieb von Tonträgern in der Bundesrepublik ver- 
bieten kann, die sie selbst an ihre rechtlich selbstän- 
dige, aber wirtschaftlich vollständig abhängige 
Tochtergesellschaft in Frankreich geliefert hatte, 
gegen Artikel 5 Abs. 2 oder Artikel 85 Abs. 1 des 
EWG-Vertrages? Weiter fragt das Oberlandesge- 
richt, ob die Ausübung des Verbreitungsrechts durch 
den Hersteller von Tonträgern als mißbräuchlich an- 
gesehen werden kann, wenn der gebundene Ver- 
kaufspreis der Tonträger höher ist als der Preis des 
aus einem anderen Mitgliedstaat reimportierten 
Originalerzeugnisses, wenn zugleich die maßgeb- 
lichen Interpreten durch Exklusivverträge an den 
Hersteller der Tonträger gebunden worden sind 
(Artikel 86 EWGV). 

b) Verfahren vor deutschen Gerichten 

Zu der Frage, welche nationalen „Behörden'' — Ge- 
richte und/oder Verwaltungsbehörden — in der 
Bundesrepublik zuständig sind, Artikel 85 Abs. 1 
und 2 EWGV auf nicht angemeldete, von der An- 
meldung befreite Vereinbarungen anzuwenden, hat 
der Bundesgerichtshof in seinem Urteil vom 9. April 
1970 (WuW E BGH 1113 „Biesenkate 11") im An- 
schluß an das erwähnte Urteil des Gerichtshofs in 
der Sache Bilger X Jehle (S. 270) ausgeführt: 

Eine Entscheidung, die in Anwendung von Artikel 85 
Abs. 1 und 2 EWGV die Nichtigkeit einer nicht an- 
gemeldeten, von der Anmeldung befreiten Verein- 
barung herbeiführe, bewirke eine Rechtsänderung; 
eine voll wirksame Vereinbarung werde mit Wir- 
kung für die Zukunft nichtig. Eine solche auf die 
Beseitigung der Wirksamkeit einer Vereinbarung 
gerichtete Entscheidung sei ihrem Wesen nach Aus- 
fluß verwaltender Tätigkeit. Sie falle zunächst in 
die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden. Die 
Zuständigkeit der Gerichte sei nur insoweit begrün- 
det, als sie dazu berufen seien, administrative Akte 
zu kontrollieren. Als zuständige Verwaltungsbe- 
hörde hat der Bundesgerichtshof im Hinblick auf § 1 
des Gesetzes zur Ausführung der Verordnung 
Nr. 17 vom 17. August 1967 (BGBl. I S. 911) das 
Bundeskartellamt bezeichnet. 

Der Bundesgerichtshof hatte in einem Rechtsstreit 
über die Anwendung des Artikels 85 Abs. 1 EWGV 
aul einem Alleinvertriebsvertrag zwischen einem 
deutschen Hersteller und einem französischen Zwi- 
schenhändler zu entscheiden (Urteil vom 29. Okto- 
ber 1970 - KZR 9/69). Es stellte sich unter anderem 
die Frage, ob die Vereinbarung geeignet war, den 
Handel zwischen Mtigliedstaaten zu beeinträchtigen, 
insbesondere, ob sie zur Errichtung von Handels- 
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schranken zwischen den Mitgliedstaaten geeignet ^ 
war. An dieser Voraussetzung fehlt es, wie der , 
Bundesgerichtshof im Anschluß an das Urteil des . 
Gerichtshofes der Europäischen Gemeinschaften vom ’ 
9. Juli 1969 (Rechtssache 5/69 „Volk X Vervaecke", ^ 
Tätigkeitsbericht 1969 S. 106) ausführt, wenn die ■ 
Vereinbarung den Markt infolge der schwachen | 
Stellung der Beteiligten auf dem Markt der betref- : 
fenden Erzeugnisse nur geringfügig beeinflußt, 1 
selbst wenn es sich um eine Alleinvertriebsverein- i 
barung mit absolutem Gebietsschutz handelt. Der 
Bundesgerichtshof betont, daß danach Maßstab und 
Blickrichtung bei der Beurteilung der „Spürbarkeit" | 
des Einflusses einer Vereinbarung auf den Markt j 
im Rahmen des Artikels 85 Abs. 1 EWGV andere i 
sind als bei der Prüfung der Frage, ob ein Vertrag j 
iin Sinne des § 1 GWB geeignet ist, die Marktver- j 
hältnisse zu beeinflussen. Nach der ständigen Recht- 
sprechung des Bundesgerichtshofs zu § 1 GWB ist | 
jede nach allgemeiner wirtschaftlicher Erfahrung 
spürbare Einwirkung auf das Verhalten der Markt- 
beteiligten im Sinne dieser Vorschrift geeignet, die ' 
Marktverhältnisse zu beeinflussen; nur eine bloß 
theoretisch vorstellbare Eignung zur Marktbeein- 
flussung erfüllt diese Voraussetzung nicht (zuerst 
Urteil vom 7. Juni 1962 - KZR 6/60 „SPAR", . 
BGHZ 37, 194 ff. - WuW E BGH 436 ff.). 

Im Teerfarbenbeschluß vom 17. Dezember 1970 
(Zweiter Abschnitt S. 126) hat sich der Bundesge- 
richtshof auch mit dem Einfluß des EWG-Karteil- 
rechts auf die Anwendung des GWB befaßt. Er hat 
entschieden, daß die Rechtshängigkeit eines wegen 
derselben Tat von der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften eingeleiteten Bußgeldverfahrens 
auch nach deutschem Recht einem gegen dieselben 
Betroffenen durchgeführten Bußgeldverfahren nach 
dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen | 
nicht entgegensteht. Ein solches Verfahren verstößt 
nach Ansicht des BGH nicht gegen das verfassungs- 
rechtliche Verbot der Doppelverfolgung (Artikel 103 
Abs. 3 GG). Zwar sieht der BGH den Gerichtshof der 
Europäischen Gemeinschaften, bei dem das EWG- 
Bußgeldverfahren gegen die Betroffenen zum Zeit- 
punkt seiner Entscheidung anhängig war, nicht als 
ausländische Gerichtsbarkeit an, im Verhältnis zu 
der das Verbot der Doppelverfolgung nicht gilt. 
Denn die supranationale Gerichtsbarkeit, die der 
Gerichtshof ausübe, lasse sich nicht nach der her- 
kömmlichen Unterscheidung als ausländische oder 
inländische Gerichtsbarkeit einordnen. Das Verbot 
der Doppelverfolgung sei aber hier wegen der Be- 
sonderheit der Verfahrenslage nicht anwendbar. Es 
bestehe zwar, soweit dieselbe Handlung sowohl 
Artikel 15 Abs. 2 a VO 17 in Verbindung mit Ar- 
tikel 85 Abs. 1 EWGV als auch § 38 Abs. 1 Nr. 1 in 
Verbindung mit § 1 GWB verletze, zwischen diesen ! 
Vorschriften Idealkonkurrenz im Sinne der straf- | 
rechtlichen Konkurrenzlehre. Das Verbot der Dop- I 
pelverfolgung sei dennoch in solchen Fällen weder - 
unmittelbar noch sinngemäß anwendbar. Es habe zur 
selbstverständlichen Voraussetzung, daß das Ge- J 
rieht, das eine einheitliche Buße festsetzt, entweder 
jede der idealkonkurrierenden Vorschriften auch 
selbst anwenden dürfe oder die Sache an ein ande- 
res Gericht verweisen könne, das für die Anwen- , 
düng der idealkonkurrierenden Vorschriften zustän- I 


dig ist. Diese Voraussetzung sei in Kartellbußgeld- 
verfahren nach Artikel 15 Abs. 2 VO 17 und nach 
dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
nicht erfüllt. Denn weder könne die Kommission 
oder der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaf- 
ten einen Sachverhalt nach den Vorschriften des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen prü- 
fen, noch seien die deutschen Kartellbehörden und 
Gerichte zuständig, Artikel 15 Abs. 2 VO 17 anzu- 
wenden. Allerdings verlange der Grundsatz der 
Rechtsstaatlichkeit von den deutschen Staatsorga- 
nen, entsprechend dem Grundgedanken des § 60 
Abs. 3 StGB eine früher von einem Organ der Ge- 
meinschaft wegen derselben Tat auferlegte Sanktion 
bei einer später nach deutschem Recht zu verhän- 
genden Geldbuße zu berücksichtigen. 


3. Anwendung der Artikel 85 und 86 EWGV durch 
das Bundeskartellamt 

Das Bundeskartellamt hat im Berichtsjahr keine Ent- 
scheidungen nach Artikel 85 Abs. 1 und 2 oder 
Artikel 86 EWGV im Rahmen seiner Zuständigkeit 
aus Artikel 9 Abs. 3 VO 17 getroffen. Es hat ent- 
sprechend seiner ständigen Praxis seit Inkrafttreten 
der Verordnung Nr. 17 (Tätigkeitsbericht 1963 S. 71) 
darauf hingewirkt, daß wettbewerbsbeschränkende 
Vereinbarungen, die den Anwendungsbereich der 
Wettbewerbsregeln des EWG-Vertrages berührten, 
bei der Kommission angemeldet oder den Vorschrif- 
ten des Gemeinschaftsrechts angepaßt wurden. 

Durch das Urteil des Gerichtshofes der Europäischen 
Gemeinschaften vom 18. März 1970 (Rechtssache 
43 69 „Bilger Jehle", RsprGH XVI S. 127 — 
WuW E EWG MUV 223) hat die Zuständigkeit der 
nationalen Behörden aus Artikel 9 Abs. 3 VO 17 an 
Bedeutung gewonnen. Bisher galt diese Zuständig- 
keit als generell beschränkt durch die ausschließ- 
liche Befugnis der Kommission, Freistellungen nach 
Artikel 85 Abs. 3 EWGV zu erteilen (Artikel 9 
Abs. 1 VO 17). Die Anwendung des Artikels 85 
Abs. 1 EWGV durch nationale Behörden in Fällen, 
in denen noch eine rückwirkende Freistellung durch 
die Kommission möglich war, wurde als unzulässi- 
ger Eingriff in die ausschließliche Zuständigkeit der 
Kommission aus Artikel 9 Abs. 1 VO 17 angesehen 
(Tätigkeitsbericht 1963 S. 71). In dem Urteil vom 
18. März 1970 hat der Gerichtshof nun ausgespro- 
chen, daß die auf Artikel 9 Abs. 3 VO 17 beruhende 
Zuständigkeit der nationalen Behörden, Artikel 85 
Abs. 1 EWGV anzuwenden, „zwangsläufig" auch die 
Befugnis einschließt, Artikel 85 Abs. 2 EWGV an- 
zuwenden. Für nicht angemeldete, von der Anmel- 
dung befreite Vereinbarungen ist danach die ge- 
nerelle Einschränkung der Zuständigkeit der 
nationalen Behörden zur Anwendung des Artikels 
85 Abs. 1 und 2 EWGV unter dem Gesichtspunkt des 
unzulässigen Eingriffs in die ausschließliche Kompe- 
tenz der Kommission für Freistellungen nach Ar- 
tikel 85 Abs. 3 EWGV nicht aufrechtzuerhalten. Die 
nationalen Behörden können solche Vereinbarungen 
nach der Auslegung, die der Gerichtshof Artikel 85 
Abs. 2 EWGV gegeben hat, wegen Verstoßes gegen 
Artikel 85 Abs. 1 EWGV mit Wirkung für die Zu- 
kunft für unwirksam erklären. Das Bundeskartellamt 
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wird Verfahren dieser Art in enger Konsultation mit 
der Kommission durchführen. Nach den bisherigen 
Erfahrungen wird die Anwendung von Artikel 85 : 
Abs. 1 und 2 EWGV durch das Bundeskartellamt 
insbesondere in Verfahren in Betracht kommen, in 
denen Ausschließlichkeitsbindungen aus Bierliefe- 
rungsverträgen überprüft werden sollen. Die Er- 
mittlungen in diesen Fällen werden sich schon des- ' 
halb besonders schwierig gestalten, weil nach der 
Rechtsprechung des Gerichtshofes bei der Prüfung 
der Voraussetzungen des Artikels 85 Abs. 1 EWGV 
das Bestehen gleichartiger Bindungen mit zu berück- 
sichtigen ist (Urteil vom 12. Dezember 1967 — 
Rechtssache 23/67 „Brasserie de Haecht", RsprGH 
XIII S. 543 — WuW/E EWG/MUV 187). In diesen 
und anderen Verfahren kann zudem im Einzelfall 
die Prüfung des Sachverhalts im Hinblick auf die ‘ 
Eignung einer Vereinbarung, den Handel zwischen 
Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen, auf Schwierig- 
keiten stoßen. Die hierfür erforderlichen tatsäch- 
lichen Feststellungen im Ausland kann das Bundes- 
kartellamt, dessen Ermittlungsbefugnisse auf das 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland be- 
schränkt sind, nicht durch eigene, förmliche Ermitt- 
lungsakte treffen. Die praktische Tragweite der Zu- 
ständigkeit, Artikel 85 Abs, 1 und 2 EWGV auf nicht 
angemeldete, von der Anmeldung befreite Verein- 
barungen anzuwenden, ist daher begrenzt. i 


4. Zusammenarbeit des Bundeskartellamtes mit der 
Kommission 

a) Beratender Ausschuß für Kartell- und 
Monopolfragen (Artikel 10 Abs. 3 VO 17) 

Der Beratende Ausschuß für Kartell- und Monopol- 
fragen trat im Berichtsjahr zu fünf Sitzungen zusam- 
men. An den Beratungen nahmen Präsident Profes- 
sor Dr. Günther als von der Bundesregierung be- 
stelltes Mitglied des Ausschusses oder in seiner 
Vertretung der bestellte Vertreter, Leitender Regie- 
rungsdirektor Dr. Klaue, teil. Der Ausschuß nahm in 
diesen Sitzungen zu sechs Entscheidungsvorschlägen 
der Kommission über die Anwendung des Artikels 
85 EWGV auf einzelne Vereinbarungen, Beschlüsse 
oder aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen 
Stellung 

b) Anhörungen nach Artikel 19 Abs. 1 und 2 VO 17 

Die Kommission hat im Berichtsjahr in zehn Einzel- 
fällen Anhörungen nach Artikel 19 Abs. 1 VO 17 in 
Verbindung mit den Vorschriften der Verordnung 
Nr. 99/63/EWG durchgeführt. An diesen Anhörun- 
gen haben Beamte des Bundeskartellamtes teilge- 
nommen. 
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Umtauschaktion 65 

§ 17 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 2 

67, 68, 76, 77, 78 

Werbeaktion 77 

§ 17 Abs. 1 

Nr. 2 und 3 

61, 64, 67, 68, 72, 77, 82 

Werbeaktion 64 

Reifenpreisbindung 72 

§ 17 Abs. 1 

Nr. 3 

67, 68, 76, 78 

§ 17 Abs. 1 

Satz 2 

67 

§ 17 Abs. 2 

58, 61, 67, 98 

§ 18 

23, 26, 27, 83, 98 

Schriftform 26 

Nebenabreden 27 

Blockbuchen 83 

§ 18 Nr. 2 

63, 83 

§ 18 Nr. 4 

83 

Blockbuchen 83 

§ 20 

92 

§ 20 Abs. 1 

92, 94, 95 

§ 20 Abs. 2 

Nr. 1 

93, 94 

§ 20 Abs. 2 

Nr. 2 

92 f., 94 

Preisstellungsbindung 92 

§ 20 Abs. 2 

Nr. 3 

94, 96 

§ 20 Abs. 2 

Nr. 5 

94, 95 

§ 20 Abs. 3 

95 

§ 20 Abs. 3 

Satz 2 

95 

§ 20 Abs. 4 

92 f. 
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§ 21 

§ 21 Abs. 1 
§ 22 


§ 22 Abs, 1 

§ 22 Abs. 2 

§ 22 Abs. 3 

§ 23 

§ 23 Abs. 1 
Nr. 1 

§ 23 Abs. 5 
§ 24 

§ 24 Satz 2 
§ 25 Abs. 1 
§ 26 Abs. 2 


§ 28 Abs. 3 
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92 

92, 94, 95 f. 

4, 5, 11, 12, 23, 25, 29, 52, 56, 62, 70, 74, 81, 82, 87, 90, 97, 99 

Arbeitskreis 29 

Frankiermaschinen 56 

Reparaturpreise 56 

Ausstellungsfläche 81 

Werbespot 81 

Einschaltpreise 82 

Untätigkeitsbeschwerde 97 

23, 56, 80 

Original-Ersatzteile 23 
Frankiermaschinen 56 
Werkzeugmaschinen-Ausstellung 80 

4, 12, 29, 82 
Preisgleichheit 29 
Werbefernsehen 82 

56, 63, 80, 82 
Reparaturpreise 56 
Zulassungsvoraussetzung 80 
Einschaltpreise 82 

13, 14, 15, 16, 24, 49, 59, 66 

25, 26, 51, 71 

Zusammenschlüsse, konglomerate 25, 71 
52 

3, 13, 15, 24, 49, 51, 52, 59, 66, 97, 98 

97 

69 

54, 62, 63, 64, 67, 72, 76, 78, 79, 80, 81, 82, 87 
Billigkeit 63 

Diskriminierungsverbot 63, 79, 81 
Naturalrabattgewährung 7 
Lebensmittelfilialbetriebe 78 
Ausstellungsfläche 81 
Werbespot 81 
Schiffahrtskonferenz 87 

80 
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§ 34 

27 

Nebenabreden, Nebenpflichten 27 

§ 38 Abs. 1 

17 

§ 38 Abs. 1 

Nr. 1 

19, 25, 66, 69, 77, 84, 92, 107 

Kartellvertrag 66 

§ 38 Abs. 1 

Nr. 8 

83, 87 

§ 38 Abs. 2 

Satz 2 

4, 54, 77, 84, 87 

Rundschreiben 77 

Hotelordnung 84 

Honorarverzeichnis 84 

§ 38 Abs. 2 

Satz 3 

62, 67 

wettbewerbsfördernde Bedingungen 

§ 38 Abs. 3 

53 

Schienenfahrzeuge 53 

§ 46 

78, 98 

§ 56 

98 

§ 57 Abs. 1 

51, 98 

Aufforderung nach § 24 51 

§ 62 Abs. 1 

51, 52 

Aufforderung nach § 24 51 

§ 63 Abs. 1 

78, 98 

aufschiebende Wirkung 98 

§ 63 Abs. 3 

98 

§ 70 Abs. 2 

Satz 2 

51, 52, 98 

§ 98 Abs. 1 

82 

§ 98 Abs. 2 

17, 19, 94, 95 

§ 99 Abs. 1 

28, 87 

§ 99 Abs. 2 

Nr. 1 

86 f. 

§ 99 Abs. 2 

Nr. 3 

87 

§ 100 Abs. 1 

86 
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§ 100 Abs. 5 
Nr. 2 

85 

§ 102 

88 f. 

§ 102 Abs. 2 

88 ff. 

§ 103 Abs. 1 

90 f., 99 

§ 103 Abs. 3 

99 

§ 104 

86, 87, 90, 91 

§ 105 Satz 2 

91 


EWG-Vertrag 

Artikel 5 
Abs. 2 

Artikel 85 
Abs. 1 

Artikel 85 
Abs. 2 

Artikel 85 
Abs. 3 

Artikel 86 

Artikel 87 
Abs. 2 

Artikel 88 

Artikel 177 

Verordnung 

Nr. 17/62 32, 70, 100 f., 103 ff. 

Nr. 99/63 108 

Nr. 159/66 84 

Nr. 1017/68 87 

Nr. 2142/70 84 

Montanunionvertrag 

Artikel 65 25 


Grundgesetz 

Artikel 19 

Abs. 4 52, 98 


106 

13, 25, 31, 70, 73, 81, 100 ff. 
105, 106 

55, 56, 70, 80, 100 ff. 

31, 100, 106 f. 

31 
105 
105 f. 
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Artikel 103 
Abs. 3 
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BGB 


§ 139 

62 

§ 145 ff. 

66 

§ 242 

26 

§ 823 Abs. 1 

52 

URG 


§ 85 


§ 97 

106 

StGB 


§ (30 Abs. 3 

107 

WiStG 


§ 2 a 

67 f 


Aktiengesetz 

§128 87 


Marktstrukturgesetz 

§4 86 

§11 86 


Gesetz zur Ausführung VO Nr. 17 

§ 1 106 

VerwGO 

§ 113 Abs. 1 
Satz 4 98 

OWiG 

§ 9 17 

§ 33 Abs. 1 69 

§ 47 71 

Preisbindungsregister-VO 

§ 7 61 
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Fundstellen der Entscheidungen des Bundesgerichtshofes 


WuW/EBGH 

l 

Datum der 
Entscheidung 

Stichwort 

weitere 

Fundstelle 

TB des BKartA 
1970 

Seite 

715 

12. 3. 1965 

Esslinger Wolle 


78, 79 

759 

16. 12. 1965 

pharmazeutische Großhandlung 

Betriebs-Berater 
1966 344 

78, 79 

795 

30. 6. 1966 

Schallplatten I 

Betriebs-Berater 
1966 1250 

26 

974 

17. 10. 1968 

Zahncreme 

Betriebs-Berater 
1969 10 

72 

1049 

27. 10. 1969 

Überlandwerk I 


98, 99 

1073 

20. 11. 1969 

Schallplatten II 

Betriebs-Berater 
1970 414 

26 

1081 

26. 2. 1970 

Schriftform bei Nebenpflichten 

BGH Z 53, 304 
NJW 1970 1131 

27, 74 

1103 

9. 4. 1970 

Context 

Betriebs-Berater 
1970 773 

24, 81, 83 

1113 

9. 4. 1970 

Biesenkate II 

NJW 1970 2157 

26, 32 

1121 

8. 7. 1970 

Automaten-Aufstellvergütung III 

Betriebs-Berater 
1970 1455 

49, 79 

1126 

1. 10. 1970 

Schaumstoff II 

Betriebs-Berater 
1970 1413 

71 

1147 

17. 12. 1970 

Teerfarben 

Betriebs-Berater 
1971 190 

11, 66 

1161 

16. 11. 1970 

Feuerfeste Steine 

Betriebs-Berater 
1971 142 

51, 98 
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Fundstellen der Entscheidungen der Oberlandesgerichte 


Datum der 
Entscheidung 

Gericht 

Stichwort 

Fundstelle 

1 

TB des 
BKartA 1970 
Seite 

17. 7. 

1967 

Kammergericht 

Baukeramik II 

WuW/EOLG 831 

17 

28. 8. 

1969 

Kammergericht 

Teerfarben 

WuW/E OLG 1015 

66 

7. 10. 

1969 

Kammergericht 

Kopierautomaten 

WuW/E OLG 1046 

98 

7. 10. 

1969 

Kammergericht 

Verhandlung nach § 24 

WuW/E OLG 1050 

97, 98 

24. 10. 

1969 

Kammergericht 

Schaumstoffe 

WuW/E OLG 1065 

71 

9. 1. 

1970 

Kammergericht 

Feuerfeste Steine 

WuW/E OLG 1074 

51, 97 

23. 1. 

1970 

Kammergericht 

Abmahnungseintragung 

WuW/E OLG 1081 

61, 98 

17. 2. 

1970 

Kammergericht 

Mittelstandsempfehlung 

WuW/E OLG 1100 

67 

24. 4. 

1970 

Kammergericht 

Flachglas-Großhandel 

WuW/E OLG 1110 

69 

8. 5. 

1970 

Kammergericht 

Fernmeldekabel-Gemeinschaft 

WuW/E OLG 1117 

60, 97 

17. 12. 

1970 

OLG Düsseldorf 



97 
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Anhang zum Tätigkeitsbericht 1970 des Bundeskartellamtes 


Geschäftsübersicht für das Jahr 19/0 


I. Kartelle 


Einen Überblick über die Anmeldungen und Anträge 
auf Erlaubnis von Kartellen nach den §§ 2 bis 7 
seit dem 1. Januar 1958 vermitteln die Tabellen A 
und B. 

Die Tabelle A gibt eine Übersicht über die Zahl und 
den Stand der Bearbeitung der Anmeldungen und 
Erlaubnisanträge beim Bundeskartellamt. 

In der Tabelle B sind Anzahl und Stand der Bear- 
beitung der Verfahren auf Grund der §§ 2, 3 und 5 
vor den Landeskartellbehörden aufgeführt. 

Die Tabelle C enthält eine Zusammenstellung über 
angemeldete, beantragte und in Kraft befindliche 
Kartelle nach Wirtschaftszweigen, geordnet nach 
dem Aktenplan des Bundeskartellamtes und folgt, 
soweit möglich, dem Aufbau des „Systematischen 
Warenverzeichnisses für die Industriestatistik'J 
Stand Januar 1958*). Innerhalb der verschiedenen 
Wirtschaftszweige sind in fortlaufender Numerie- 
rung zunächst die Verfahren vor dem Bundeskartell- 
amt, sodann die Verfahren vor den Landeskartell- 
behörden aufgeführt, jeweils unterteilt in bekannt- 
gemachte und nicht bekanntgemachte (wegen § 6 


*) Ausgabe 1957 nebst Ergänzungsliefei ung 1958, her- 
ausgegeben vom Statistischen Bundesamt, Wiesbaden, 
Verlag W. Kohlhammer 


Abs. 1 in Verbindung mit § 10 Abs. 1 oder wegen 
fehlender Bekanntmachungsreife) Anmeldungen und 
Anträge. 

Um die Entwicklung der Tätigkeit des Bundeskar- 
tellamtes und der Landeskartellbehörden im Rah- 
men der Berichte verfolgen zu können, sind — so- 
weit dies sinnvoll war — in die einzelnen Felder der 
Tabellen drei Zahlen untereinander eingetragen 
worden, und zwar obere Zahl: Stand am Stichtag 
des letzten Berichts (31. Dezember 1969); mittlere 
Zahl: Veränderung in der Berichtszeit; untere Zahl: 
Stand am Stichtag dieses Berichts (31. Dezember 
1970). Eine mittlere Zahl ist nicht eingetragen wor- 
den, soweit sie nur eine Durchgangsstation im Ver- 
fahren kennzeichnen würde. Diese Art der Darstel- 
lung Ist in den Tabellen A, B, E, F, G, J, K, L, M, 
N, O, P, Q, R, S, T und U verwendet worden. 

Die nach § 6 Abs. 1 angemeldeten Exportkartelle 
sind in den Tabellen A und C als „rechtswirksam 
geworden'' nur insoweit aufgeführt, als auf Grund 
der Prüfung des Bundeskartellamtes bereits fest- 
steht, daß sie sich im Rahmen der Voraussetzungen 
des § 6 Abs. 1 halten. Die übrigen nach § 6 Abs. 1 
angemeldeten Exportkartelle erscheinen noch in der 
Spalte „rechtliche und wirtschaftliche Prüfung", ob- 
wohl sie unter Umständen ebenfalls schon rechts- 
wirksam sind. 
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Tabelle A 


Übersicht über die Anmeldungen und Anträge auf Erlaubnis von Kartellen 
nach den §§ 2 bis 7 beim Bundeskartellamt 
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Tabelle B 


Übersicht über die Verfahren auf Grund der §§ 2, 3, 5 und 5 a 
vor den Landeskartellbehörden 
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Fußnote der Tabelle A auf Seite 126 

Davon 1 nur als Rabattkartell, Konditionenvereinbarung zurückgenommen; 

1 anderes nur als Konditionenkartell, Widerspruch gegen Rabattregelung unanfechtbar geworden; 
1 drittes nur als Konditionenkartell, Rabattvereinbarung zurückgenommen. 

Davon 1 übergeleitet in ein Verfahren nach § 5 a Abs. 1 Satz 1 (Zugang bei § 5 a Abs. 1 Satz 1) 
Davon in 1 Fall Erlaubnis nach § 5 Abs. 2 erteilt 
h Davon 2 übergeleitet in Verfahren nach § 6 Abs. 2 (Zugang bei § 6 Abs. 2) 

Davon 3 übergeleitet in Verfahren nach § 3 (Zugang bei § 3) 
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d b e 1 1 e C 


Übersicht über Anmeldungen und Anträge auf Erlaubnis von Kartellen 
und in Kraft befindliche Kartelle nach Wirtschaftszweigen 


Lfd. ; 
Nr. ; 

1 

Bezeichnung des Kartells,- 
. Kartellart 

Geschäfts- 
zeichen ' 

Kartell- 
Vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

i 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger j 



Bergbauliche Erzeugnisse 

1 

nicht bekanntgemacht: 



j 

1 ' 

Exportkartell | 

§ 6 Abs. 1 1 

B 1-1923/58 
124/64 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

Verfahren vor den Landeskartellbehörden 




2 

1 

j 

Lava-Union eGmbH j 

§ 5 Abs, 2 und 3 

Rheinland- 

Pfalz 

III/4-2511- 

3792/70 


rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

1/70 BAnz. Nr. 113 j 

vom 26. Juni 1970 


Mineralölerzeugnisse und Kohlenwertstoffe 


1 

Verkaufsvereinigung 
für Teererzeugnisse j 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B 1-225300- 
J-1547/58 
80/65 
247/65 

ja 1 

i 

Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 

1 Bd. II, Nr. 37 j 

17/70 BAnz. Nr. 54 
vom 19. März 1970 

2 

Phenol“ Verband 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 1-225350- 
J-1546/58 
80/65 

ja 

Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. II, Nr. 36 

18/70 BAnz. Nr. 54 
vom 19. März 1970 


Steine und Erden 


Nordbayerische 
Basalt-Union GmbH 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 1-251100- 
J-600/58 
22/63 
44/66 
85/69 


Erlaubnis bis zum 

30. September 1972 
erteilt; unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 42 

73/69 BAnz. Nr. 231 
vom 12. Dezember 1969 

Basalt-Union GmbH 

1 § 5 Abs. 2 und 3 

! 

B 1-251100- 
J- 1799/58 
322/62 
255/65 
147/66 
83/68 
137/69 
191/70 

ja 

Erlaubnis bis zum 

31. März 1971 erteilt; 
unanfechtbar gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 29 

51/70 BAnz. Nr. 135 
vom 15. Juli 1970 
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Lfd. 

Nr. 

i 

Bezeichnung des Kartells; 

! Kartellart 

1 

Geschäfts- 
’ Zeichen 

1 Kartell- 
Vertrag 
! nach 

I § 106 

1 Abs. 2 

Sadistand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

Q 

yj 

N 0 r dhes s is che 
Basalt-Union 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 1-251100- 
J- 130/70 

— 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

37/70 BAnz. Nr. 103 
vom 10. Juni 1970 

4 

Rabattgemeinschaft 
Schiefertafel 
GUR-Kartell 
§ 3 

B 1-251255- 
C-254/62 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 93 

12/63 BAnz. Nr. 29 
vom 12. Februar 1963 

5 

Zementexport 
Rhein-West GmbH 
§ 6 Abs. 2 

B 1-253100- 
K- 188/60 
214/63 
13/64 
227/66 
298/69 


Erlaubnis bis zum 

31. Januar 1973 
erteilt; unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 67 

19/70 BAnz. Nr. 54 
vom 19. März 1970 

6 

Konditionenkartell 
westfälischer 
Zementwerke 
§ 2 

B 1-253100- 
B-408/68 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 100 

12/69 BAnz. Nr. 27 
vom 8. Februar 1969 

7 

Liefergemeinschaft 
Niedersächsisdier 
Kalkwerke 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 1-253200- 
J-208/59 
121/61 
172/62 
95/63 
99/66 


Erlaubnis bis zum 

31. Juli 1971 erteilt; 
unanfechtbar gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 56 ^ 

37/67 BAnz. Nr. 83 
vom 3. Mai 1967 

8 

Liefergemeinschaft 
Mitteldeutscher 
Düngekalkwerke 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-253200- 
J-133/58 

ja 

i 

Erlaubnis abgelehnt; 
Rechtsmittel eingelegt 

29/58 BAnz. Nr. 157 
vom 19. August 1958 

9 

Liefergemeinschaft 
Westdeutscher 
Düngekalkwerke 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-253200- 
J-134/58 

ja 

Erlaubnis abgelehnt; 
Rechtsmittel eingelegt 

30/58 BAnz. Nr. 157 
vom 19. August 1958; 
Nachtrag: 

(30)/58 BAnz. Nr. 173 
vom 20. September 

1958 

10 

Süddeutsche 
Düngekalkgesellschaft 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-253200- 
J- 135/58 

— 

Erlaubnis abgelehnt; 
Rechtsmittel eingelegt 

31/58 BAnz. Nr. 157 
vom 19. August 1958 

11 

Konditionen- 
vereinbarung von 
Gipswerken 
§ 2 

B 1-253300- 
B-677/58 
122/64 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Karteilregister 

Abt. A. Bd. I, Nr. 3 

1 82/65 BAnz. Nr. 211 
vom 9. November 1965 

12 

Rabatt- und 
Konditionenverband 
Baukeramik 
GUR-Karteli 
§§ 2 und 3 

B 1-254134- 
D-2026/58 
326/60 
319/62 
32/66 
45/66 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 7; 
Änderung des Mengen- 
rabattbeschiusses ; 
Widerspruch; unan- 
fechtbar geworden 

91/67 BAnz. Nr. 216 
j vom 16. November 1967 
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Lfd. 

Nr. 

1 

1 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

1 

i 

' Geschäfts- 
Zeichen 

1 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

1 

' Sachstand 

Bekanntmachung 
' Nr. im Bundesanzeiger 

13 

i Verkaufsgemeinschaft 
Deutscher 
Steinzeugwerke 
§ 5 Abs. 2 und 3 

1 

B 1-254200- 
J-488/58 
65/62 
19/63 
172/63 
160/64 
132/65 
175/66 
30/67 
234/70 

ja 

' Erlaubnis bis zum 

31. Dezember 1975 
erteilt; unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 20 

1 61/70 BAnz. Nr. 171 
vom 16. September 

1970 

i 

j 

nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




14 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-29/59 
82/63 

— 

rechtswirksam 

geworden 

1 

15 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-103/61 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

16 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-267/62 
213/63 

— 

rechtswirksam 

geworden 


17 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-282/62 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

18 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-117/63 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

~ 

19 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-210/66 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

Verfahren vor den Landeskartellbehörden 




20 

Konditionen- 
vereinbarung von 
Moränekieswerken 
§ 2 

Baden- 

Württem- 

berg 

3732-M 1370 

! 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 51 

2/60 BAnz. Nr. 151 
vom 9. August 1960 

21 

Spezialisierungskartell 
von Zeitungsverlegern; 
Südwestpresse GmbH 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

Baden- 

Württem- 

berg 

3788.6-S 

1109 

i 

1 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 25 

2/70 BAnz. Nr. 217 
vom 21. November 1970 

22 

Bayerische 

Düngekalkgesellschaft 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Bayern 
7631 e-JU/c- 
43 117/59 


Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 73 

i 

2/70 BAnz. Nr. 4 
vom 8. Januar 1971 

23 

Verkaufsstelle der 
Walhalla- 
Kalkwerke GmbH 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Bayern i 
7631 e-JU/c - ' 
44 869/60 

j 

i 

1 

Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 54 i 

BAnz. Nr. 104 
vom 8. Juni 1967 
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Lfd. 

Nr. 


Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 


24 1 Westdeutsche 

I Grauwacke-Union 
^ GmbH 

§ 5 Abs. 2 und 3 


25 


Konditionenkartell 
§ 2 


Geschäfts- 

zeichen 


Nordrhein- 
Westfalen 
I/D 2-73-13 


Nieder- 

sachsen 


j Kartell- 
vertrag 
1 nach 

I § 106 

1 Abs. 2 


Sach stand 


Bekanntmachung 
Nr. im Bundesanzeiger 


I 


Erlaubnis erteilt; i 2/69 BAnz. Nr, 192 

unanfechtbar vom 15. Oktober 1969 

geworden; eingetragen 
■ ins Kartellregister 
' Abt. A, Bd. III, Nr. 3 

rechtliche und j 

j wirtschaftliche Prüfung | 


• Eisen und Stahl 

(Erzeugnisse der Hochofen-, Stahl- und Warmwalzwerke 
sowie der Schmiede-, Preß- und Hammerwerke) 


1 

Spezialisierungskartell 

B 1-274000- 

— 

rechtswirksam 


für die Herstellung von 

1-244/70 


geworden; eingetragen 


Freiformschmiede- 


ins Kartellregister 


stücken 


Abt. A, Bd. III, Nr. 29 

' § 5 a Abs. 1 Satz 2 




2 

Deutsche Radsatz- und 

B 1-274700- 



Erlaubnis bis zum 


Radreifengemeinschaft 

J-2060/58 


30. November 1973 


e. V. 

185/63 


1 erteilt; unanfechtbar 


§ 5 Abs. 2 und 3 

36/65 


geworden; eingetragen 



209/70 ; 

ins Kartellregister 


68/70 BAnz. Nr. 186 
vom 7. Oktober 1970 


57/70 BAnz. Nr, 149 
vom 15. August 1970 


1 Abt. A, Bd. I, Nr. 64 


nicht bekanntgemacht: 


3 

Exportkartell i 

§ 6 Abs. 1 

B 1-467/58 ! 


rechtswirksam 

geworden 

4 1 

1 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-180/65 


rechtswirksam 

geworden 

5 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-263/66 

— 

rechtswirksam 

geworden 


NE-Metalle und -Metallhalbzeug 

(einschließlich Edelmetalle und deren Halbzeug) 


Exportvereinigung 
Schwermetallhalbzeug 
§ 6 Abs. 2 


Güteschutz- 
gemeinschaft 
Bleihalbzeug e. V. 
§ 5 Abs. 1 


B 1-285120- ! 
K-35/60 ! 

131/64 ! 

146/68 I 
49/70 

B 1-285141- 
E-79/64 


Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 72 


— ! rechtswirksam 


I 66/69 BAnz. Nr, 218 
vom 25. November 1969 


76/64 BAnz. Nr. 228 


■ geworden; eingetragen ; vom 5. Dezember 1964 
' ins Kartellregister I 
! Abt, A, Bd. II, Nr. 21 1 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

1 Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 

1 Abs. 2 

i 

Sachstand 

i 

1 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

3 

Hersteller von Edel- 
metallerzeugnissen für 
die elektrotechnische 
Industrie 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 1-285500- 
1-33/67 
116/67 

1 

j 

1 

t 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A. Bd. II, Nr. 72 

18/69 BAnz. Nr. 39 
vom 26. Februar 1969 

nicht b e k a n n t g e m a c h t ; 




4 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-203/59 

— 

i rechtswirksam 

1 geworden 

1 

1 

5 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-36/64 
109/65 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

6 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-174/64 


rechtswirksam 

geworden 

— 

7 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-222/64 

— 

1 rechtswirksam 

1 geworden 

— 



Gießereierzeugnisse 


1 

Rabatt- und 
Konditionenverein- 
barung für Straßen- 
kanalguß 

GUR-Kartell 
§§ 2 und 3 

B 1-291100- 
D- 186/65 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 42 

73/67 BAnz. Nr. 181 
vom 26. September 

1967 

2 

Rabatt- und 
Konditionenverein- 
barung für Haus- und 
Hofkanalguß 
GUR-Kartell 
§§ 2 und 3 

B 1-291100- 
D- 187/65 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 41 

74/67 BAnz. Nr. 181 
vom 26. September 

1967 

n i c h 

t b e k a n n t g e m a c h t ; 




3 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-1925/58 


rechtswirksam 

geworden 

— 

4 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-338/60 

_ 

rechtswirksam 

geworden 



Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalzwerke und der Stahlverformung 

1 

Konditionenkartell 
für Stahlflanschen 
§ 2 

B 5-302140- 
B-8/61 
113/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 70 

95/61 BAnz. Nr. 227 
vom 25. November 1961 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

Zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

2 

Exportgemcinschaft 

B 5-302190- 


Erlaubnis erteilt; 

60/69 BAnz. Nr. 199 


der deutschen Kraft- 

K-337/60 


unanfechtbar 

vom 24. Oktober 1969 


fahrzeugfedern- 

136/64 


geworden; eingetragen 


hersteller 

116/67 


ins Kartellregister 



§ 6 Abs. 2 



Abt. A, Bd. I, Nr. 79 


3 

Hersteller technischer 

B 5-302194- 



rechtswirksam 

125/68 BAnz. Nr. 231 


Federn 

1-92/68 


geworden; eingetragen vom 11. Dezember 1968 


§ 5 a Abs. 1 Satz 1 



ins Kartellregister 






Abt. A, Bd. II, Nr. 93 


4 

Hersteller von rohen 

B 5-302310- 



rechtswirksam 

99/68 BAnz. Nr. 161 


Schrauben und Muttern 

D-96/68 


geworden; eingetragen vom 29. August 1968 


GUR-Kartell 

317/68 


ins Kartellregister 



§§ 2 und 3 

132/69 


Abt. A, Bd. II, Nr. 90 




109/70 




nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




5 

Exportkartell 

B 5-145/60 



rechtswirksam 




§ 6 Abs. 1 



geworden 

1 

6 

Exportkartell 

B 5-167/60 



rechtswirksam 

_ 

> 

§ 6 Abs. 1 



geworden 


7 

Exportkartell 

B 5-264/68 



rechtswirksam 




§ 6 Abs. 1 



geworden 

( 



Stahlbauerzeugnisse 


1 

Thyssen-Industrie 

B 5-31 3800- 



rechtswirksam 

! 70/70 BAnz. Nr. 187 


GmbH und Waggon- 

1-76/70 


geworden; eingetragen i vom 8. Oktober 1970 


und Maschinenbau AG 



ins Kartellregister 



§ 5 a Abs. 1 Satz 2 



Abt. A, Bd. III, Nr. 22 j 



Maschinenbauerzeugnisse 

[ 

1 

Vereinigte Drehbank- 

B 5-321 120- 



rechtswirksam 

1 128/68 BAnz. Nr. 235 


fabriken e. V. 

1-159/68 


geworden; eingetragen i vom 17. Dezember 1968 


§ 5 a Abs. 1 Satz 2 



ins Kartellregister 






Abt. A, Bd. II, Nr. 95 


2 

Industriewerke Karls- 

B 5-321230- 



rechtswirksam 

64/67 BAnz. Nr. 149 


ruhe AG, Maschinen- 

1-66/67 


geworden; eingetragen vom 11. August 1967 


fabrik Weingarten AG, 



ins Kartellregister 



Adam Richter 



Abt. A, Bd. II, Nr. 75 



Maschinenfabrik 






GmbH 






§ 5 a Abs. 1 Satz 1 






133 



Drucksache VI/2380 


Deutsclier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Lfd. 

Nr. 
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Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

3 

Wafios Maschinen- 
fabrik 

Wagner & Schmid und 
Ernst Koch & Co. 

§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-321259- 
1-66/70 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 20 

59/70 BAnz. Nr. 171 
vom 16. September 

1970 

4 

Maschinenfabrik 

Esterer AG und 
Gebrüder Linck KG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-321700- 
1-239/69 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 14 

21/70 BAnz. Nr. 57 
vom 24. März 1970 

5 

Maschinenfabrik 

Fahr AG, 

Bucher-Guyer AG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-323500- 
1-143/68 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 94 

126/68 BAnz. Nr. 231 
vom 1 1 . Dezember 1968 

6 

Anker-Werke 

Gebr. Goller oHG und 
Demag AG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

, B 5-323571- 
1-138/66 
65/68 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 62 

118/66 BAnz. Nr. 231 
vom 12. Dezember 1966 

7 

Limburger Eisen- 
gießerei und 
Maschinenfabrik 
Theodor Ohl KG und 
Huhter & Co. KG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-323600- 
1-102/70 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 27 

78/70 BAnz. Nr. 217 
vom 21. November 1970 

! 

8 

Johannes Fuchs KG 
und Kramer-Werke 
GmbH 

§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-323640- 
1 1-33/70 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
i Abt. A, Bd. III, Nr. 17 

40/70 BAnz. Nr. 116 
vom 1. Juli 1970 ' 

9 j 

i 

i 

Carl Ganzler und 

E. F. G. Küster-Rud. 

A. Hartmann 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-325229- 
1-1/70 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 18 

46/70 BAnz. Nr. 117 
vom 2. Juli 1970 

1 

1 

10 

Hersteller von Druck- 
und Verpackungs- 
maschinen 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-326100- 
1-232/68 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 92 

124/68 BAnz. Nr. 229 
vom 7. Dezember 1968 

11 

i 

Hersteller von Schuh- 
reparaturmaschinen 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

1 

1 B 5-326931- ’ 
1-118/67 

1 

1 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister t 

Abt. A, Bd. II, Nr. 78 1 

! 

92/67 BAnz. Nr. 218 
vom 18. November 1967 j 

1 

1 

12 1 

Vereinigte Armaturen- 
gesellschaft (VAG) 

§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

i 

! 

1 

B 5-327300- 

1-21/66 i 

121/67 1 

1 

1 

i 

! 

1 

rechtswirksam j 

geworden; eingetragen 
ins Kartellregister ! 

Abt. A, Bd. II, Nr. 47 i 

1/68 BAnz. Nr. 9 I 

vom 13. Januar 1968 | 

1 

i 

1 
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Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- ! 
vertrag j 
nach 
§ 106 
Abs. 2 1 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

13 

Deutsche Babcöck 
& Wilcox Dampf- 
kesselwerke AG und 
Stahlarmaturen 

Persts GmbH, KG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

ö 5-327300- 
1-114/67 

i 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 77 

87/67 BAnz. Nr. 207 
vom 3. November 1967 

14 

Hersteller von 

Armaturen 

§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-327300- 
1-54/70 

1 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 19 

60/70 BAnz. Nr. 171 
vom 16. September 

1970 

15 

Rabattkartell der 
Hersteller von Metall- 
balgreglern ohne Hilfs- 
energie GUR-Kartell 
§ 3 

B 5-327338- 
C- 168/63 

1 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 10 

8/64 BAnz. Nr. 27 
vom 8. Februar 1964 

16 

Hersteller von 

Ableitern 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-327350- 
1-138/69 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 6 

57/69 BAnz. Nr. 188 
vom 9. Oktober 1969 

17 

Hersteller von 
Kondensatableitern 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-327350- 
1-157/69 

; 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 9 

65/69 BAnz. Nr. 216 
vom 21. November 1969 

18 

Hydraulikelemente 
und Zubehörteile 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-327395- 
1-45/68 

1 1 

1 

i 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 88 

88/68 BAnz. Nr. 144 
vom 6. August 1968 

19 

1 

1 Normen- und Typen- 
! kartell für Hydraulik- 
1 anlagen und deren 
Einzelteile 
§ 5 Abs. 1 

B 5-327395- 
E-56/69 

i 

1 

1 

rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 1 

25/69 BAnz. Nr. 66 
vom 9. April 1969 

nicht bekannt gemacht: 

20 Exportkartell B 5-133/60 

1 § 6 Abs. 1 

i — 

rechtswirksam 

geworden 

i 

1 

21 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-134/60 

— 

' rechtswirksam 
geworden 

1 

1 

22 

Exportkartell 
i § 6 Abs. 1 

B 5-164/60 

i 

rechts wirksam 
' geworden 

1 — 

1 23 

Exportkartell 
: § 6 Abs. 1 

B 5-260/60 

i 

— 

rechtswirksam 

geworden 

i 

1 24 

i 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

, B 5-261/60 

1 

1 

1 

j 


rechtswirksam 

I geworden 

1 

i 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

25 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-262/60 


rechtswirksam 

geworden 


26 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-238/63 


rechtswirksam 

geworden 


27 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B5-111/61 


rechtswirksam 

geworden 




I 

.andfahrzeuge 



(ohne Schienenfahrzeuge, 

Ackerschlepper und Elektrofahrzeuge) 

1 

MAN und Saviem 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-331300- 
1-48/68 



rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 97 

134/68 BAnz. Nr. 242 
vom 31. Dezember 1968 

2 

Daimler-Benz AG und 
MAN AG 
§ 5 Abs. 1 Satz 1 

B 5-332850- 
1-189/70 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

1/71 BAnz. Nr. 13 
vom 21. Januar 1971 

3 

Wohnwagenhersteller- 
Industrie 
§ 5 Abs. 1 

B 5-334510- 
E- 175/63 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 11 

13/64 BAnz. Nr. 33 
vom 18. Februar 1964 

4 

Wohnwagenhersteller- 
Industrie 
§ 2 

B 5-3345 10- 
B-176/63 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 12 

12/64 BAnz. Nr. 33 
vom 18. Februar 1964 



Wasserfahrzeuge 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




1 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-220/60 

— - 

rechtswirksam 

geworden 

— 

2 

Exportkartell 
§ 6 Abs; 1 

B 5-221/60 


rechtswirksam 

geworden 




Elektrotechnische Erzeugnisse 


1 

Siemens und AEG- 

Telefunken 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 4-361 100- 
1-181/69 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 11 

, 7/70 BAnz. Nr. 22 
vom 3. Februar 1970 

2 

G. Bauknecht GmbH 
und Brown, Boveri 
& Cie AG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 4-361 150- 
1-135/70 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 28 

81/70 BAnz. Nr. 4 
vom 8. Januar 1971 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

3 

Rationaiisierungs- 
kartell für 
HGÜ-Anlagen 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 4-361300- 
J-93/68 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

32/68 BAnz. Nr. 70 
vom 9. April 1968 

4 

Robert Bosch GmbH, 
Ero-Starkstrom 
Kondensatoren 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 4-361700- 
1-180/66 
268/66 

■ 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 70 

46/67 BAnz. Nr. 94 
vom 23. Mai 1967 

5 

Rabattkartell 
Installationsmaterial 
(Schalter und Steck- 
dosen) GUR-Kartell 
§ 3 

B 4-3623 10- 
C- 11 6/60 
439/61 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 46 

32/62 BAnz. Nr. 101 
vom 26. Mai 1962 

6 

Rabattkartell 

Installationsmaterial 

(Fassungen) 

GUR-Kartell 
§ 3 

B 4-362330- 
C- 118/60 
8/62 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 48 

38/62 BAnz. Nr. 101 
vom 26. Mai 1962 

7 

Rabattkartell 
Installationsmaterial 
(D-Schmelzeinsätze) 
GUR-Kartell 
§ 3 

B 4-362370- 
C-1 17/60 
363/61 

7/62 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 47 

37/62 BAnz. Nr. 101 
vom 26. Mai 1962 

8 

Fernmeldekabel- 
Gemeinschaft, Köln 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 4-362630- 
J- 176/65 
243/66 


Erlaubnis bis zum 

31. Mai 1974 erteilt; 
unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 51 

37/69 BAnz. Nr. 102 
vom 7. Juni 1969 

9 

Preßverbinder und 
Preßkabelschuhe 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 4-362800- 
1-52/67 
323/67 

■ ■ 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 73 

55/68 BAnz. Nr. 81 
vom 27. April 1968 

10 

Vakuummetallurgische 
Anlagen W.C. Heraeus 
GmbH und DEGUSSA 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 4-363400- 
1-47/66 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 52 

111/67 BAnz. Nr. 7 
vom 11. Januar 1968 

11 

Brown, Boveri & Cie, 
AG, und Heinrich 

Neitz KG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 4-363400- 
1-127/69 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 5 

56/69 BAnz. Nr. 187 
vom 8. Oktober 1969 

12 

Brown, Boveri & Cie, 
AG und Dr. Schmitz 
& Apelt GmbH 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 4-363400- 
1-128/69 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 4 

55/69 BAnz. Nr. 187 
vom 8. Oktober 1969 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 
1 Zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

1 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

13 

Spezialisierungskartell 
über Saunaanlagen 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 4-363655- 
1-280/67 
53/68 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 83 

29/68 BAnz. Nr. 67 
vom 4. April 1968 

14 

Osram GmbH und 
Radium Elektrizitäts- 
Gesellschaft mbH 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 4-364000- 
1-35/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 50 

58/66 BAnz. Nr. 110 
vom 16. Juni 1966 

i 

15 

1 

Hersteller von 
elektrischen Lampen 
GUR-Kartell 
§ 3 

B 4-364400- 
C- 193/63 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 14 

24/62 BAnz. Nr. 81 
vom 29. April 1964 

nicht b e k a n n t g e m a c h 

t : 




16 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-29/59 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

17 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-125/59 
255/62 
18/63 
98/67 


rechtswirksam 

geworden 


18 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-131/59 

1 

rechtswirksam 

geworden 


19 

Exportkarteil 
§ 6 Abs, 1 

B 4-152/59 

1 

rechtswirksam 

geworden 

— 

20 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-317/60 



i 

rechtswirksam 

geworden 

— 

21 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-256/62 

1 

rechtswirksam 

geworden 


22 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-37/63 

1 

1 

1 

rechtswirksam ^ 

geworden i 

1 


23 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-418/64 


rechtswirksam ^ 

geworden 


24 

Exportkarteli 
§ 6 Abs. 1 

B 4-544/64 

i 

! 

rechtswirksam 

geworden 

— 

25 

j 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-18/67 

! 

rechtswirksam 

geworden 


1 

26 

i 

j 

Exportkartell , 

§ 6 Abs. 1 

B 4-294/67 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

27 

i 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 1 

B 4-286/67 

i 

! 

1 

1 

— , 

rechtswirksam 

geworden 

! 
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Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 


Feinmechanische und optische Erzeugnisse; Uhren 


1 

! 

Hersteller 

elektronischer Uhren 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-377000- 
1-52/69 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 2 

40/69 BAnz. Nr. 120 
vom 5. Juli 1969 

2 

Peter-Uhren GmbH 
und Jaz S.A. 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-377300- 
1-69/70 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 26 

76/70 BAnz. Nr. 217 
vom 21. November 1970 



Eisen-, Blech- und Metallwaren 


1 

Marktgemeinschaft 
Gas-Wasserheizer 
GUR-Kartell 
§§ 2 und 3 

B 5-383183- 
D-273/60 
86/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 9 

98/67 BAnz. Nr. 226 
vom 2, Dezember 1967 

2 

Buderus'sche Eisen- 
werke und Clima 
Chappee 

§ 5 a Abs, 1 Satz 1 

B 5-384210- 
1-92/70 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 24 

74/70 BAnz. Nr. 206 
vom 4. November 1970 

3 

! 

Interessengemeinschaft 
Stahlradiatoren 
GUR-Kartell 
§ 3 

B 5-384211- 
C-2 10/62 
213/64 
255/64 
19/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 1 

40/65 BAnz. Nr. 123 
vom 7. Juli 1965 

1 

4 

i 

1 

! 

Rationalisierungs- 
gemeinschaft Stahl- 
blechverpackungen 
e. V. 

§ 5 Abs. 2 und 3 

1 

i 

i 

B 5-384300- 
J-28/60 
21/62 
171/62 
84/64 
256/64 
38/65 
42/70 


Erlaubnis bis zum 

30. April 1975 mit 
Auflagen erteilt; 
unanfechtbar gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister Abt, A, 
Bd. I, Nr. 41; Erlaubnis 
zur 1. bis 4. Änderung 
des Kartellbeschlusses 
erteilt; unanfechtbar 
geworden 

i 

62/70 BAnz. Nr. 173 
vom 18. September 

1970 

1 

i 

1 

i 

5 

Rudolf Fissler KG 
■ Aluminium- und 

1 Metallwarenfabrik und 
! Ritter-Aluminium 

GmbH 

§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-384610- 
1-228/69 

i 

! 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr, 15 

i 33/70 BAnz. Nr. 93 
vom 23. Mai 1970 

i 

i 6 

i 

! Hersteller von 
Autowerkzeugen 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-386700- 
1-163/66 


rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
; Abt. A, Bd. II, Nr. 67 

14/67 BAnz. Nr. 30 
vom 11. Februar 1967 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sadistand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

7 

Metallkapselfabrik 

Loos & Co. GmbH und 
Mannes & Co. 

§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-388570 
1-18/70 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 16 

36/70 BAnz. Nr. 99 
vom 4. Juni 1970 

8 

n i c h 

Spezialisierungs- 
Gemeinschaft Rohr- 
und Montagewerk- 
zeuge 

§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

t bekannt gemach 

B 5-389000- 
1-281/68 

t : 


rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 99 

6/69 BAnz. Nr. 19 
vom 29. Januar 1969 

9 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-151/60 


rechtswirksam 

geworden 


10 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-268/60 ja rechtswirksam 

1 geworden 

Vnorganisdie Chemikalien und Grundstoffe 


1 

Deutsche Ammoniak- 
Vereinigung (DAV) 
Bochum 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-413410- 
J- 136/58 
132/63 
276/64 
135/69 

ja 

Vorläufige Verlän- 
gerung durch einst- 
weilige Anordnung; 
eingetragen ins 
Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 71 

63/69 BAnz. Nr. 200 
vom 25. Oktober 1969 

2 i 

Superphosphat 
Industrie-Gemeinschaft 
Hamburg 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-413431- 
J-222/58 


Erlaubnis abgelehnt; 
Rechtsmittel eingelegt 

24/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958 

3 

Superphosphat 
Industrie-Gemeinschaft 
Hamburg 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-413431- 
J-256/68 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

101/68 BAnz. Nr. 171 
vom 12. September 

1968 

4 

Verein der Thomas- 
phosphatfabrikanten 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-413440- 
J- 127/58 
138/63 
165/68 

ja 

Erlaubnis erteilt; 
vorläufige 

Verlängerung durch 
einstweilige 

Anordnung; 
eingetragen ins 
Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 20 

59/68 BAnz. Nr. 98 
vom 28. Mai 1968 

5 

Konditionenverband 
der Hersteller von 
flüssiger Kohlensäure 
§ 2 

B 3-415155- 
B-130/62 
382/64 

■ 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 88 

7/65 BAnz. Nr. 18 
vom 28. Januar 1965 

6 

Interessengemeinschaft 
Acetylen Nord 
GUR-Kartell 
§ 3 

B 3-415160- 
C-359/69 
60/70 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 13 

50/70 BAnz. Nr. 126 
vom 15. Juli 1970 
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Ltd. 

Nr. 

1 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- ! 
vertrag 

nach Sachs Land 

§ 106 

Abs. 2 

Bekanntmadiung 

Nr. im Bundesanzeiger 

n i c h 

t b e k a n n t g e m a c h 

t : 



7 

Exportkartell 

B 3-280/58 

— rechtswirksam 

— 


§ 6 Abs. 1 1 


geworden 


8 

Exportkartell 

B 3-62/59 

— rechtswirksam 

— 


§ 6 Abs. 1 


geworden 


9 

Exportkartell 

B 3-213/59 

— . rechtswirksam 

— 


§ 6 Abs. 1 


geworden 


10 

Exportkartell 

B 3-20/61 

— rechtswirksam 

— 


§ 6 Abs. 1 


geworden 


11 

Exportkartell 

B 3-124/61 

— rechtswirksam 

— 


§ 6 Abs. 1 


geworden 


12 

Exportkartell 

B 3-129/62 

— rechtswirksam 

— 


§ 6 Abs. 1 


geworden 


13 

Exportkartell 

B 3-6/70 

— reditswirksam 

— 


§ 6 Abs. 1 


geworden 




Mineralfarben und Teerfarbstoffe 


1 

Internationale Litho- j 

B 3-441110- 

— i Erlaubnis erteilt; 

; 77/70 BAnz. Nr. 217 

i 

pone Associate „ILA" ' 

K- 115/59 

. vorläufige 

vom 21 . November 1970 


§ 6 Abs. 2 

294/64 

Verlängerung durch 




101/67 

einstweilige 




167/70 

Anordnung; 





eingetragen 





ins Kartellregister 





Abt. A, Bd. l, Nr. 74 


2 

Hersteller von Blei- 

B 3-441 145- 

— rechtswirksam 

86/68 BAnz. Nr. 137 


mennige und Bleiglätte 

D-234/61 

geworden; eingetragen 

vom 26. Juli 1968 


GUR-Kartell 


ins Kartellregister 



§ § 2 und 3 


Abt. A, Bd. I, Nr. 82 


nicht bekannt gemacht: 



3 

Exportkartell 

B 3-197/60 

— rechtswirksam 

— 


§ 6 Abs. 1 


geworden 





Kunststoffe 


1 

Hersteller von 

B 3-453171- 

— rechtswirksam 

78/67 BAnz. Nr. 183 


Phenolharzpreßmassen 

D-ll/62 

j geworden; eingetragen 

vom 28. September 


GUR-Kartell 

1/63 

ins Kartellregister 

1967 


§§ 2 und 3 

329/64 

Abt. A, Bd. I, Nr. 84 




216/65 





211/67 
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I Kartell- 


Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 

1 Kartellart 

1 

Geschäfts- 

zeichen 

1 

1 vertrag 
i nach 
; § 106 
Abs. 2 

1 

! Sachstand 

j Nr. im Bundesanzeiger 

1 Bekanntmachung 

nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




2 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

1 

B 3-20/58 

— 

rechts wirksam 
geworden 

i 

3 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-83/58 

1 

rechtswirksam 

geworden 

i 



Chemisch-technische Erzeugnisse 


1 

Rabatt- und 
Konditionenkartell für 
die Belieferung von 
Friseuren 
§§ 2 und 3 

B 3-464700- 
D- 138/59 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 26 

25/60 BAnz. Nr. 42 
vom 2. März 1960 

2 

Inländische Mitglieder 
der Zündstein- 
konvention 
§ 6 Abs. 2 

B 3-465147- 
K-30/58 
252/62 
297/65 
278/68 


Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 16 

136/68 BAnz. Nr. 242 
vom 31. Dezember 1968 

i 

1 

nicht bekannt gemacht: 




3 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-88/58 

— 

rechtswirksam 

geworden 

- 

4 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-253/58 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 



Chemische Fasern 


1 

Exportförderung für 
Zellwolle 
§ 3 

B 3-49 1100- 
C-142/58 
99/67 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 52 

60/67 BAnz. Nr. 142 
vom 2. August 1967 

2 

Exportförderung für 
Textilreyon 
§ 3 

1 

B 3-491500- 
C-140/58 


rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 66 

26/61 BAnz. Nr. 49 
vom 10. März 1961 

i 

1 

i 

3 

Exportförderung für 
Kupferkunstseide ^ 

§ 3 

i 

B 3-49 1520- 
C- 164/58 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 60 

119/60 BAnz. Nr. 230 
vom 29. November 1960 ' 

nicht bekannt gemacht: 




4 

Exportkartell ' 

§ 6 Abs. 1 1 

j 

B 3-94/58 ' 



rechtswirksam 

geworden 

— 

5 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-149/58 
258/67 

— 

rechtswirksam 

geworden 
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Kartell- 


Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

6 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-89/62 


rechtswirksam 

geworden 


7 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-270/69 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 



Feinkeramische Erzeugnisse 


1 

Marktgemeinschaft 

Sanitär-Keramische 

Industrie 

GUR-Kartell 
§§ 2 und 3 

B 4-5 15000- 
D-334/59 
62/62 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 25 

26/62 BAnz. Nr, 68 
vom 6. April 1962 

2 

Interessengemeinschaft 
der deutschen 
keramischen Wand- 
und Bodenfliesenwerke 
GUR-Kartell 
§ 3 

B 4-517100- 
C- 187/59 
5/61 

18/62 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 14 

25/70 BAnz. Nr. 68 
vom 11. April 1970 

3 

Hersteller von Schleif- 
scheiben und Schleif- 
körpern 

GUR-Kartell 
§ 3 

B 4-519100- 
C- 16/59 
205/61 
191/63 
277/66 
298/67 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 71 

31/70 BAnz. Nr. 84 
vom 9. Mai 1970 

nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




4 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-371/59 


rechtswirksam 

geworden 



5 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-121/60 


rechtswirksam 

geworden 

1 

i 

! 

6 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-389/60 

i 

rechtswirksam 

geworden 

1 

1 



Glas und Glaswaren 


1 

Interessengemeinschaft 
deutscher Fensterglas- 
hütten 

GUR-Kartell 
§ 3 

B 4-521 110- 
C-19/60 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 12 

11/70 BAnz. Nr. 35 
vom 20. Februar 1970 

1 

2 

Rationalisierungs- 
gemeinschaft 
betreffend die Ver- 
wendung genormter 

B 4-5221 12- 
E-200/61 
207/63 

* — ■ 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 78 

1 

28/64 BAnz. Nr. 92 
vom 21. Mai 1964 


I Bierflaschen 
I § 5 Abs. 1 
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' ’ ! Kartell- I 


Lfd. i 
Nr. ; 

1 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

Zeichen 

vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

nicht bekanntgemacht'. 




3 j 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-95/59 

— 

rechtswirksam 

1 geworden 

i 


Holzwaren 


(einschließlich Erzeugnisse aus natürlichen Schnitz- und Formstoffen) 


1 

Hersteller von 

1 B 3-5423 10- 

— ^ rechtswirksam 

100/67 BAnz. Nr. 228 


Schrankwänden 

1-88/67 

; geworden; eingetragen 

vom 6. Dezember 1967 


§ 5 a Abs. 1 Satz 2 


ins Kartellregister 





; Abt. A, Bd. II, Nr. 79 


2 

Konditionen- und 

B 3-542340- 

— j reditswirksam 

55/70 BAnz. Nr. 141 


Rabatt-Verein 

D -258/64 

i geworden; eingetragen 

vom 5. August 1970 


Schulmöbel e. V. 

78/67 

ins Kartellregister 



§§ 2 und 3 

28/69 

; 1 Abt. A, Bd. II, Nr. 16 




310/69 





71/70 




Papier- und Pappewaren 


Interessengemeinschaft 

B 3-561 100- 

— 

rechtswirksam 

72/70 BAnz. Nr. 188 

der deutschen Tapeten- 
fabrikanten 

GUR-Kartell 
§ 3 

C-234/58 

119/61 

38/67 

53/67 

128/67 

200/67 

269/67 

314/67 

296/68 

122/70 


geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I. Nr. 10 

vom 9. Oktober 1970 

Rationalisierungs- 

B 3-561 100- 



rechtliche und 

30/70 BAnz. Nr. 81 

kartell von Tapeten- 
herstellern und 
-händlern 
§ 5 Abs. 2 

H-260/69 


wirtschaftliche Prüfung 

vom 30. April 1970 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 


Exportkartell 

B 3-1 15/58 

— 

rechtswirksam 

§ 6 Abs. 1 



geworden 


Kunststofferzeugnisse 


1 

Hersteller von 

B 3-5851 14- 



rechtswirksam 

19/67 BAnz. Nr. 42 


Kunststoffrohren 

1-5/66 


geworden; eingetragen 

vom 1. März 1967 


§ 5 a Abs. 1 und 2 



ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 46 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

2 

Hersteiiei von 

B 3-585570- 


rechtswirksam 

61/69 BAnz. Nr. 200 


Tischbelägen 

C-62/69 


geworden; eingetragen vom 25. Oktober 1969 


§ 3 



ins Kartellregister 






Abt. A, Bd. III, Nr. 7 


3 

Hersteller von 

B 3-585570- 



rechtswirksam 

i 

; 62/69 BAnz. Nr. 200 


Tischbelägen 

E-63/69 


geworden; eingetragen i vom 25. Oktober 1969 


§ 5 Abs. 1 



ins Kartellregister 

1 





Abt. A, Bd. III, Nr. 8 

' 

1 


Gumm 

i- und Asbestwaren 


1 

Gesamtumsatzrabatt- 

B 3-592100- 



rechtswirksam 

64/68 BAnz. Nr. 108 


kartell 

C- 179/60 


geworden; eingetragen vom 12. Juli 1968 


für technische Gummi- 

127/65 


ins Kartellregister 

; 


waren 

308/65 


Abt. A, Bd. I, Nr. 63 



§ 3 

249/67 






312/67 



1 

2 

Gesamtumsatzrabatt- 

B 3-592150- 



rechtswirksam 

15/70 BAnz. Nr. 49 


kartell für endlose 

C-241/60 


geworden; eingetragen vom 12. März 1970 


Gummikeilriemen des 

128/65 


ins Kartellregister 

1 


technischen Bedarfs 

163/65 


Abt. A, Bd. I, Nr. 68 

! 


§ 3 

307/65 






291/67 






366/69 




3 

Hersteller von Filter- 

B 3-592199- 


rechtswirksam 

69/70 BAnz. Nr. 187 


platten und Filter- 

1-120/70 


geworden; eingetragen vom 8. Oktober 1970 


rahmen 



ins Kartellregister 



§ 5 a Abs. 1 Satz 2 



Abt. A, Bd. III, Nr. 23 | 



Lederwaren und Schuhe 


1 

Mosbach, Gruber 8 ^ Co., 

B 2-621590- 



rechtswirksam 

j 93/66 BAnz. Nr. 178 


Fritz Zerfass 

1-133/66 


geworden; eingetragen vom 22. September 


GmbH & Co. 



ins Kartellregister 

1966 


§ 5 a Abs. 1 Satz 1 



Abt. A, Bd. II, Nr. 58 


2 

Konditionenkartell der 

B 2-625000- 

_ 

rechtswirksam 

19/68 BAnz. Nr. 49 


Deutschen Schuh- 

B-1 17/61 


geworden; eingetragen vom 9. März 1968 


industrie 

202/61 


ins Kartellregister 



§ 2 

162/62 


Abt. A, Bd. I, Nr. 75 




235/62 






278/64 






239/65 






257/65 






117/66 






118/66 






294/67 
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i 

Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

1 

Geschäfts- 
zeichen ■ 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 




Textilien 


1 

Interessengemeinschaft 
Textillohnveredlung 
§ 2 

B 2-630200- 
B-348/64 
116/65 
43/66 
160/66 
171/66 
151/67 
176/70 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 23 

82/70 BAnz. Nr. 4 
vom 8. Januar 1971 

2 

WGF Wuppertaler 
Garnbleicherei und 
Färberei 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-630200- 
1-183/67 

■* 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 81 

8/68 BAnz. Nr. 18 
vom 26. Januar 1968 

3 

Stoffdruck-Konvention 
§ 2 

B 2-630700- 
B-86/60 

1/61 

15/61 

103/62 

138/68 

236/69 

289/69 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 49 

77/69 BAnz. Nr. 240 
vom 30. Dezember 1969 

4 

Vereinigung Neder- 
landsche Textiel 
Conventie 

Konditionenkartell für 
bedruckte Textilien 
§ 2 

B 2-630700- 
B 117/65 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 31 

63/65 BAnz. Nr. 189 
vom 7. Oktober 1965 

5 

Hersteller von 
Bucheinbandstoffen 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-630910- 
1-185/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 59 

94/66 BAnz. Nr. 178 
vom 22. September 

1966 

6 

Konditionenkartell der 
Hersteller von Watte- 
Vliesen aus voll- 
synthetischen Fasern 
§ 2 

B 2-631871- 
B-1 14/70 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 21 

63/70 BAnz. Nr. 173 
vom 18. September 

1970 

7 

Dreizylinder- 
spinnereien 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-633100- 
1-206/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 60 

110/66 BAnz. Nr. 215 
vom 18. November 1966 

8 

Konditionenkartell der 
Deutschen Baumwoll- 
spinnerei e. V. 

§ 2 

B 2-6331 10- 
B-408/58 
179/61 
194/66 
65/69 
125/69 
57/70 
121/70 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 4 

67/70 BAnz. Nr. 182 
vom 1. Oktober 1970 
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Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

9 

Zusatzkartell zum 
Konditionenkartell der 
Deutschen Baumwoll- 
spinnerei 
§ 2 

B 2-6331 10- 
B-252/60 
180/61 
21/62 
106/64 
238/64 
195/66 
66/69 
126/69 
58/70 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 69 

48/61 BAnz. Nr. 94 
vom 18. Mai 1961 

10 

Spezialisierungskartell 
für SYNtric-Garne 
§ 5 Abs. 2 

B 2-633180 
H- 123/65 
1-334/68 


Erlaubnis erteilt; 

eingetragen 

ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 32 

8/69 BAnz. Nr. 19 
vom 29. Januar 1969 

11 

Übereinkunft der 
Kammgarnspinner 
§ 2 

B 2-633300- 
B-16/59 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 11 

25/59 BAnz. Nr. 104 
vom 4. Juni 1959 

12 

Kammgarnspinnerei 
Bietigheim AG, 
Schachenmayr, 

Mann & Cie. 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-633300- 
1-264/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nn 66 

9/67 BAnz. Nr. 20 
vom 20. Januar 1967 

13 

Rationalisierungs- 
kartell von Spinnereien 
des Fachverbandes der 
Hartfaserindustrie e. V. 

§ 5 Abs. 1 

B 2-633500- 
E-585/58 
154/67 

; 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 5 

71/58 BAnz. Nr. 4 
vom 8. Januar 1959 

14 

Rationalisierungs- 
kartell für Erntebinde- 
garn von Spinnereien 
des Fachverbandes der 
Hartfaserindustrie e. V. 

§ 5 Abs. 1 

B 2-633545- 
E-98/65 
155/67 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 29 

59/65 BAnz. Nr. 183 
vom 29. September 

1965 

15 

Konditionenkartell 
; von Spinnereien des 
Fachverbandes der 
Hartfaserindustrie e. V. 

§ 2 

B 2-633549- 
B-88/63 
230/63 
156/6? 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 4 

53/63 BAnz. Nr. 168 
vom 10. September 

1963 

16 

Konditionenkartell der 
Deutschen Jute- 
Industrie e. V. 

§ 2 

B 2-633550- 
B-53/65 
142/65 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 25 

89/65 BAnz. Nr. 215 
vom 13. November 1965 

17 

Herstellung von Sisal- 
kordel für 
Verpackungszwecke 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-633570- 
1-272/68 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 96 

131/68 BAnz. Nr. 240 
vom 24. Dezember 1968 
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Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

18 

Konditionenkartell der 
deutschen Baumwoll- 
zwirnerei 
§ 2 

B 2-6339 10- 
B-84/60 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 50 

87/60 BAnz. Nr. 133 
vom 14. Juli 1960 

19 

Hersteller von Staub-, 
Polier-, Spül- und 
Scheuertüchern (I) 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-635850- 
1-116/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 54 

66/66 BAnz. Nr. 136 
vom 26. Juli 1966 

20 

Hersteller von Staub-, 
Polier-, Spül- und 
Scheuertüchern (II) 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-635850- 
1-246/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 64 

vom 28. Dezember 1966 
vom 30. März 1967 

21 

Hersteller von Staub-, 
Polier-, Spül- und 
Scheuertüchern (III) 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-635850- 
1-328/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 69 

121/66 BAnz. Nr. 242 
26/67 BAnz. Nr. 60 

22 

Vereinigung Nieder- 
landse Textiel 
Conventie; 

Konditionenkartell für 
Rohgewebe 
§ 2 

B 2-637100- 
B-191/67 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 85 

58/68 BAnz. Nr. 95 
vom 21. Mai 1968 

23 

Konvention der 
Deutschen Seidenstoff- 
und Samtfabrikanten 
§ 2 

B 2-637200- 
B- 134/59 
208/59 
92/60 
217/60 
158/63 
193/65 
271/65 
135/68 
79/70 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 19 

82/68 BAnz, Nr. 136 
vom 25. Juli 1968 

24 

Deutsche Tuch- und 
Kleiderstoffkonvention 
§ 2 

B 2-637200- 
B-144/59 
126/60 
201/60 
72/64 
89/70 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 17 

105/68 BAnz. Nr. 187 
vom 4. Oktober 1968 

25 

Konvention der Baum- 
wollweberei und 
verwandter Industrie- 
zweige 
§ 2 

B 2-637200- 
B-1 64/59 
144/68 
20/69 
174/70 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 22 

32/69 BAnz. Nr. 89 
vom 14. Mai 1969 

26 

Konvention Deutscher 
Futterstoffwebereien 
§ 2 

B 2-637240- 
B-133/59 
93/60 
195/62 
22/63 
136/68 
80/70 
168/70 

i 

rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 18 

83/68 BAnz. Nr. 136 
vom 25. Juli 1968 
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Lfd. 

Nr. 

1 

Bezeichnung des Kartells; j 
Kartellart 

1 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
Vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

LT 

V Ci ciiiiy uiiy i-NCLici- 

landsche Textiel 
Conventie; 

Konditionenkartell für 
Futterstoffe 
§ 2 

■n o coTO Ar\ 

J_» Z.-L»vJ / 

B-1 08/65 

— 

rechts wirks am 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 30 

52/65 BAnz. Nr. 189 
vom 7. Oktober 1965 

28 

Verband Deutscher 
Krawattenstoff- 
webereien 
§§ 2 und 3 

B 2-637280- 
D -260/58 
272/65 


rechts wirks am 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 1 

5/58 BAnz. Nr. 87 
vom 8. Mai 1958 

29 

Rationalisierungsver- 
band Krawattenstoffe 
§ 5 Abs. 2 

B 2-637280- 
H-341/66 
374/68 
26/70 


Änderung des 
Kartellbeschlusses ; 
Erlaubnis erteilt; 
eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 91 

71/70 BAnz. Nr. 188 
vom 9. Oktober 1970 

30 

Fa. Föcking & Cohausz, 
Rheiner Zwirnweberei 
GmbH 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-637320- 
1-29/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 61 

108/66 BAnz. Nr. 211 
vom 10. November 1966 

31 

Hersteller von Decken 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-637410- 
1-97/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 49 

59/66 BAnz. Nr. 110 
vom 16. Juni 1966 

32 

Vereinigung 
Nederlandsche Textiel 
Conventie; 

Konditionenkartell für 
Schlaf- und Reise- 
decken 
§ 2 

B 2-637410- 
B-1 47/66 


rechts wirks am 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 55 

81/66 BAnz. Nr. 154 
vom 19. August 1966 

33 

Konvention der 
Deutschen Schirmstoff- 
webereien 

GUR-Kartell 
§§ 2 und 3 

B 2-637700- 
D- 119/60 
210/60 
192/65 
258/65 
291/66 
246/68 
62/70 
141/70 


rechts wirks am 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 55 

127/68 BAnz. Nr. 235 
vom 17. Dezember 1968 

34 

i 

1 

1 

1 

Konvention der 
Deutschen Heimtextil- 
Industrie e. V. 

§ 2 

B 2-637800- 
B- 164/60 
32/62 
33/62 
130-132/62 
224/67 
252/68 
10/69 
221/69 
217/70 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 61 

80/70 BAnz. Nr. 235 
vom 17. Dezember 1970 
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Nr. 

1 

Bezeichnung des Kartells? 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sach stand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

35 

' Normenkartell für 
Kokosmatten aus 
Läuferstoffen 
§ 5 Abs. 1 

B 2-637820- 
E-422/68 
53/69 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 98 

7/69 BAnz. Nr. 19 
vom 29. Januar 1969 

36 

Deutsche Wirker- und 
Strickerkonvention 
§ 2 

B 2-639000- 
B-248/59 
211/63 
122/68 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 30 

72/68 BAnz. Nr. 133 
vom 20. Juli 1968 

nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




37 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-44/63 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

38 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-1 10/64 
348/66 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

39 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-195/65 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

40 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-42/66 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

41 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-184/67 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 




Bekleidung 


1 

Kartellvereinigung 
Bekleidungsindustrie 
§ 2 

B 2-640000- 
B-13/60 
125/68 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 31 

73/68 BAnz. Nr. 133 
vom 20. Juli 1968 

2 

Fachkarteil der Herren- 
und Knaben-Ober- 
bekleidungsindustrie 
§ 2 

B 2-64 1100- 
B- 17/60 
129/68 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 35 

77/68 BAnz. Nr. 135 
vom 24. Juni 1968 

3 

Fachkartell der Herren- 
und Knaben-Ober- 
bekleidungsindustrie 
§ 2 

B 2-641 100- 
B-342/64 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 27 

44/65 BAnz. Nr. 133 
vom 21. Juli 1965 

4 

Fachkartell Damen- 
oberbekleidungs- 
industrie 
(Bundesgebiet) 

§ 2 

B 2-641200- 
B-15/60 
204/65 
127/68 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 33 

75/68 BAnz. Nr. 135 
vom 24. Juli 1968 

5 

Fachkartell der Damen- 
oberbekleidungs- 
industrie (Berlin-West) 

§ 2 

B 2-641200- 
B- 16/60 
128/68 
213/70 1 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 34 

76/68 BAnz. Nr. 135 
vom 24. Juli 1968 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

a 

\j 

Kartellverband Berufs- 
und Sportbekleidungs- 
industrie 
§ 2 

, 

R9-fi4i4nn- 

B-14/60 

126/68 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 32 

74/68 BAnz. Nr. 133 
vom 20. Juli 1968 

7 

Fachkartell der Wäsche 
und Hausbekleidungs- 
Industrie 
§ 2 

B 2-642000- 
B-21/60 
126/63 
264/65 
134/68 
135/70 
212/70 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 39 

81/68 BAnz. Nr. 136 
vom 25. Juli 1968 

8 

Fachkartell der Mieder- 
und Leibbinden- 
industrie 
§ 2 

B 2-642500- 
B-20/60 
262/65 
133/68 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 38 

80/68 BAnz. Nr. 136 
vom 25. Juli 1968 

9 

Wirtschaftliche Ver- 
einigung Deutscher 
Krawattenfabrikanten 
§ 2 

B 2-644100- 
B- 19/60 
132/68 
210/70 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 37 

79/68 BAnz. Nr. 135 
vom 24. Juli 1968 

10 

Fachkartell Hosen- 
träger- und Gürtel- 
industrie 
§ 2 

B 2-644400- 
B-18/60 
130/68 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. l, Nr. 36 

78/68 BAnz. Nr. 135 
vom 24. Juli 1968 

11 

Konditionenkartell der 
Pelzbekleidungs- 
industrie 
§ 2 

B 2-646500- 
B-189/63 
142/68 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 13 

106/68 BAnz. Nr. 187 
vom 4. Oktober 1968 



Erzeugnisse der Ernährungsindustrie 


1 

Konvention der Brot- 
und Backwaren- 
industrie Hessen 
§§ 2 und 3 

B 2-681710- 
D-2 13/62 


Konditionenkartell 
rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 94 

1 19/63 BAnz. Nr. 63 

vom 30. März 1963 

i 

1 

1 

2 

Hersteller von 
Süßwaren 
§ 2 

B 2-682700- 
B-209/69 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 10 

71/69 BAnz. Nr. 229 
vom 10. Dezember 1969 

3 

Hersteller von kan- 
dierten Früchten 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 2-682748- 
1-266/67 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 82 

25/68 BAnz. Nr. 56 
vom 20. März 1968 

1 

1 

1 

4 

Molkerei J. A. Meggle 
und Georg Jäger oHG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-683140- 
1-153/66 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
j ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 57 

80/66 BAnz. Nr. 152 
vom 17. August 1966 

i 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

5 

Backhefe-Konvention 
e. V. 

§ 2 

B 2-687351 - 
B-1 49/61 
25/62 
250/65 
14/66 
146/66 
127/70 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 76 

46/66 BAnz. Nr. 91 
vom 14. Mai 1966 

nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




6 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-199/58 

ja 

rechtswirksam 

geworden 

— 

7 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-240/59 


rechtswirksam 

geworden 


8 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-228/61 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

9 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-96/68 
102/70 


rechtswirksam 

geworden 

— 

Verfahren vor den Landeskartellbehörden 




10 

Molkereien in Solingen 
und Bergisch-Gladbach 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

Nordrhein- 
Westfalen 
I/D 2-72-21 

~ 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 86 

3/68 BAnz. Nr. 107 
vom 11. Juni 1968 

11 

Molkereien in Krefeld 
und Rheydt 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

Nordrhein- 
Westfalen 
I/D 2-72-21 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 87 

4/68 BAnz. Nr. 107 
vom 11. Juni 1968 




Tabakwaren 


1 

Interessengemeinschaft 
der Zigaretten- 
hersteller (IGZ) 
GUR-Kartell 
§ 3 

B 2-691 100- 
C-153/61 
5/67 

62/67 

377/68 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 77 

24/69 BAnz. Nr. 65 
vom 3. April 1969 

2 

Gemeinschaft der 
Deutschen Rauch- und 
Kautabak-Hersteller 
GUR-Kartell 
§ 3 

B 2-697100- 
C-2 18/59 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 43 

82/60 BAnz. Nr. 117 i 

vom 22. Juni 1960 | 

i 
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Kartell- 



Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

i i 

Geschäfts- 

zeichen 

vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 


Handel mit bergbaulichen Erzeugnissen 

nicht b e k a n n t g e m a c h t : 


Exportkartell 

1 B 1-532/58 

— 

rechtswirksam — 

§ 6 Abs. 1 

i 76/65 


geworden 1 


Handel mit Eisen und Stahl 

nicht b e k a n n t g e m a c h t : 

1 Exportkartell | B 1-53/65 — rechts wirksam 

§ 6 Abs. 1 I geworden 


Handel mit feinmechanischen und optischen Erzeugnissen; Uhren 


1 Konditionenkartell der 

B 5-7 12520- 



rechtswirksam 

61/67 BAnz. Nr. 143 

Mitglieder der ZentRa- 

B-70/67 


geworden; eingetragen 

vom 3. August 1967 

Garantiegemeinschaft 

134/69 


ins Kartellregister 


e. V. 

§ 2 

84/70 

i 

i 

Abt. A, Bd. II, Nr. 74 



nicht b e k a n n t g e m a c h t : 

2 I Exportkartell | B 5-219/68 — | rechtswirksam 

I § 6 Abs. 1 I I geworden 


Handel mit Erzeugnissen der Landwirtschaft, Fischerei, 
Nahrungs- und Genußmittelindustrie 


1 'Fleurop : B 2-7 12860- 

— Erlaubnis erteilt; '45/69 BAnz. Nr. 133 

! § 5 Abs. 2 und 3 j J-359/58 

1 eingetragen vom 24. Juli 1969 

; 180/63 

ins Kartellregister 

: 240/66 

Abt. A, Bd. II, Nr. 3 

‘ 331/66 

i 

1 i 175/67 


: 372/67 

; 

; 115/69 


j i 149/69 


; 249/69 

: 

60/70 


1 146/70 

1 1 

nicht bekannt gemacht: 


2 Exportkartell B 2-2/65 

— rechtswirksam — 

1 § 6 Abs. 1 ! 

geworden j i 
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! 


1 Kartell- j 


! 

Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; , 

■ Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

vertrag 
i nach 

§ 106 i 

Abs. 2 ' 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 


Handwerk 

Gewerbe für Gesundheits- und Körperpflege, chemische und Reinigungsgewerbe 


1 Lieferbedingungen- 

B 3-721607- 

1 Gemeinschaft deutscher 

B- 15/69 

; Färbereien und 

94/67 

Chemischreinigungs- 
betriebe j 

i § 2 

265/69 

i 


rechtswirksam 35/70 BAnz. Nr. 93 

geworden; eingetragen vom 23. Mai 1970 
I ins Kartellregister 
i Abt. A, Bd. I, Nr. 15 


Kulturelle Leistungen 

(ohne Filmwirtschaft) 


1 


I Konditionenkartell des 
I Vereins für Verkehrs- 
ordnung im Buchhandel 
§ 2 


B 4-745100- 
B-88/62 
207/62 


I rechtswirksam | 65/70 BAnz. Nr. 178 

geworden; eingetragen | vom 25. September 
ins Kartellregister | 1970 

Abt. A, Bd. I, Nr. 89 | 


Geld-, Bank- und Börsenwesen 


1 

Konditionenkartell des ' 

B 4-809000- 

! 

rechtswirksam 

3/69 BAnz. Nr. 17 


Pfandkreditgewerbes | 

B-225/64 


geworden; eingetragen 

vom 25. Januar 1969 


§ 2 

274/64 


ins Kartellregister 




B 1-346/68 


Abt. A, Bd. I, Nr. 65 
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II. Wettbewerbsbeschränkungen in den Ausnahmebereichen 

Seit dem 1. Januar 1958 sind beim Bundeskartellamt 27 Anmeldun- 
gen nach § 99, 14 Anmeldungen nach § 100, 174 Anmeldungen nach 
§ 102, eine Anmeldung nach § 102 a und 39 516 Anmeldungen nach 
§ 103 eingegangen. 

Im übrigen wird wegen der Wettbewerbsbeschränkungen in den 
Ausnahmebereichen auf die Ausführungen im Ersten Abschnitt ver- 
wiesen. 


IIL Preisbindungen und Preisempfehlungen 


1. Preisbindungen 

Im Jahre 1970 haben weitere 55 Unternehmen Preisbindungen an- 
gemeldet; 88 Unternehmen haben ihre Anmeldung zurückgenommen. 
Die Zahl der preisbindenden Unternehmen hat sich somit um 33 auf 
855 gesenkt. Die gesamten angemeldeten Verkaufseinheiten sind bei 
49 119 Zugängen (davon 6309 für Kraftfahrzeug-Ersatzteile) und 
48 017 Rücknahmen (davon 3943 für Kraftfahrzeug-Ersatzteile) um 
1102 auf 171 766 gestiegen. Von den angemeldeten Verkaufseinhei- 
ten entfallen 67 534 auf Kraftfahrzeug-Ersatzteile sowie -Zubehör 
und 104 232 auf andere Erzeugnisse. 


2. Preisempfehlungen 

Vertikale Preisempfehlungen für Markenwaren haben im Jahre 1970 
weitere 145 Unternehmen angemeldet; 191 Unternehmen haben ihre 
Anmeldung zurückgenommen. Die Zahl der preisempfehlenden Un- 
ternehmen hat sich somit um 46 auf 1863 gesenkt. Die Gesamtzahl 
der preisempfohlenen Verkaufseinheiten hat sich bei 81 262 Zugän- 
gen und 59 003 Rücknahmen um 22 259 auf 297 395 erhöht. Auf Kraft- 
fahrzeug-Ersatzteile sowie -Zubehör entfallen 1776 Verkaufseinheiten 
und auf andere Erzeugnisse 295 619. 

Die Zahl der Unternehmen, die sowohl Preisbindungen als auch 
Preisempfehlungen angemeldet haben, hat sich um 6 auf 241 gesenkt. 
Die Zahl der von ihnen preisgebundenen Verkaufseinheiten hat sich 
um 6242 auf 37 278 erhöht, die der preisempfohlenen Verkaufsein- 
heiten hat um 831 auf 25 232 abgenommen. 174 Unternehmen haben 
für gleichartige Waren Preisbindungen (19 224 Verkaufseinheiten) 
und Preisempfehlungen (11 213 Verkaufseinheiten) angemeldet. 
7 Unternehmen haben ihre sämtlichen Preisbindungen (255 Ver- 
kaufseinheiten) zurückgenommen und Preisempfehlungen (247 Ver- 
kaufseinheiten) angemeldet. 

In der nachstehenden Tabelle sind die Preisbindungen und -empfeh- 
lungen aufgeschlüsselt nach Warengruppen aufgeführt. Bei den an- 
geführten Warenarten der jeweiligen Warengruppe lag im Jahre 
1970 der zahlenmäßige Schwerpunkt der angemeldeten Preisbindun- 
gen bzw. -empfehlungen. 
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Tabelle D 


Zahl der bestehenden Preisbindungen und Empfehlungen, 
aufgeschlüsselt nach Warengruppen und Warenarten 


Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1970 B 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1970 h 


Unter- 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen ^) 

Erzeug- 

nisse 

Bergbauliche Erzeugnisse 

6 

12 

14 

27 


(4) 

(7) 

(11) 

(23) 

Mineralölerzeugnisse und Kohlenwertstoffe 

6 

26 

12 

257 

darunter 

(7) 

(32) 

(10) 

(227) 

vor allem Kraft- und Leuchtstoffe 

5 

23 

4 

14 


(6) 

(29) 

(3) 

(10) 

Schmieröle und sonstige öle 

1 

3 

8 

172 


(1) 

(3) 

(7) 

(148) 

Steine und Erden 

3 

20 

7 

50 


(4) 

(21) 

(4) 

(33) 

NE-Metalle und Metallhalbzeug 

1 

1 

1 

3 


(1) 

(1) 

(1) 

(3) 

Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalzwerke und 

5 

307 

8 

1 994 

der Stahlverformung 

(5) 

(366) 

(9) 

(2 403) 

darunter 

1 

1 




vor allem Gleitschutz-, Traktoren- und ähnliche 

1 

. — . 

4 

1 884 

Ketten 

{-) 

(-) 

(5) 

(2 293) 

Feld- und Gartengeräte 

4 - 

1 305 

3 

109 


(4) 

(333) 

(3) 

(109) 

Stahlbauerzeugnisse 

i 

— 

1 2 

i 

130 

i 

! 

(-) 

j 

(2) 

(129) 

Maschinenbauerzeugnisse 

14 

3 776 

2!5 

62 303 

darunter 

(14) 

(3 928) 

(217) 

(64 209) 

vor allem Holzbe- und -Verarbeitungsmaschinen 

! 

— 

7 

591 


! 

(-) 

(7) 

(810) 

Ottomotoren; Dieselmotoren 

j — 



5 

j 266 


1 (-) 

1 (-) 

(5) 

i (263) 


1) Die Angaben in den Klammern enthalten die Vergleichszahlen nach dem Stand vom 31. Dezember 1969. 

Eine Anzahl von Unternehmen hat Preisbindungen und/oder Preisempfehlungen für mehrere Warenarten ange- 
meldet. Während bei den im Textteil unter 1. und 2. auf geführten Gesamtzahlen jedes Unternehmen aber nur 
einmal gezählt wurde, erscheinen in der Aufstellung eine Reihe von Unternehmen mehrfach, soweit sie nämlich 
für die verschiedenen Warenarten jeweils Preisbindungen oder Preisempfehlungen angemeldet haben. Die Summe 
der Unternehmen in der Aufstellung ist daher größer als die im Textteil aufgeführten Gesamtzahlen. 
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Zahl der bestehenden 

Zahl der bestehenden 


Preisbindungen 

Preisempfehlungen 

Warenklassen und Warenarten 

Stand: 

Stand: 

31. Dezember 1970 0 

31. Dezember 1970 0 


Unter- 

Erzeug- 

Unter- 

Erzeug- 


nehmen 0 

nisse 

nehmen 

nisse 

Gewerbliche Kühlschränke und Tiefkühltruhen über 



3 

11 

250 1 

(-) 

(-) 

(3) 

(12) 

Heizungsumwälzungspumpen 

1 

1 

2 

160 

7 

105 


(2) 

(155) 

(6) 

(103) 

Trocknungsanlagen und Maschinen 




13 

1 577 

für Landwirtschaft 

(-) 

(-) 

(12) 

(1 665) 

Straßenbaumaschinen 

1 

3 

7 

41 


(1) 

(3) 

(5) 

(40) 

Sonstige Landmaschinen, Zubehör und Schlepper- 

2 

71 

163 

40 329 

anbaulader 

(1) 

(44) 

(166) 

(45 832) 

Dreirad- und Vierradschlepper 



28 

5 399 

(Ackerschlepper und Zubehör) 

(-) 

(-) 

(29) 

(5 003) 

Unterhaltungs- und Spielautomaten; 

2 

3 

5 

126 

Ausschüttwaagen 

(2) 

(6) 

(5) 

(132) 

Büromaschinen und Zubehör 

5 

109 

6 

920 


(6) 

j 

(205) 

(5) 

(157) 

Nähmaschinen 




2 

57 


(-) 

(-) 

(3) 

(57) 

Armaturen und Zubehör 

4 

3 429 

3 

2 065 


(4) 

(3 514) 

(3) 

(2 065) 

Landfahrzeuge 

i 

21 

67 727 

48 

5 146 


(21) 

(64 814) 

(79) 

(5 050) 

darunter 




vor allem Personenkraftwagen 

16 

113 

6 

31 

und Kleinomnibusse 

(16) 

(120) 

(?) 

(45) 

Kombinationskraftwagen 

7 

29 

1 

1 


(?) 

(29) 

(1) 

(1) 

Liefer- und Lastkraftwagen 

8 

27 

1 

2 


(9) 

(27) 

(1) 

(2) 

Krafträder 





5 

44 


(-) 

(-) 

(4) 

(15) 
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Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1970^) 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1970 9 

LFnter- 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen 9 

Erzeug- 

nisse 

Mopeds 

1 

4 

4 

I 

18 


(1) 

(4) 

(3) 

(38) 

Teile und Zubehör für Kraftfahrzeuge 

20 

67 534 

15 

1 776 


(18) 

(64 595) 

(51) 

(1 662) 

Anhänger-Fahrzeuge (ohne Fahrradanhänger) 




11 

1 337 


(-) 


(10) 

(1 384) 

Luftbereifte Gespannfahrzeuge und Zubehör 

. 


15 

1 886 


(-) 

(-) 

(13) 

(1 873) 

Elektronische Erzeugnisse 

87 

11 414 

133 

20 354 

darunter 

(89) 

(12 519) 

(135) 

(17 924) 

vor allem Elektrowerkzeuge 

2 

22 

13 

6 663 

Zubehör, Geräteschalter 

(1) 

(2) 

(14) 

(6 462) 

Elektrowärmegeräte und Zubehör 

19 

152 

27 

347 


(14) 

(123) 

(26) 

(341) 

Elektrische Kühlschränke, Kühltruhen bis 250 1 und 

8 

38 

6 

116 

Zubehör 

(8) 

(31) 

(6) 

(116) 

Elektrische Leuchten 



9 

2 630 


(120) 

(18) 

(9) 

(2 620) 

Elektronenblitzgeräte, Batterie- und 

2 

5 

7 

23 

Dynamoleuchten 

(4) 

(28) 

(8) 

(24) 

Elektrische Glühlampen 

! 

7 

545 

4 

442 


(8) 

(622) 

(4) 

(362) 

Entladungslampen und Zubehör 



_ 

2 

25 


(6) 

(564) 

(3) 

(28) 

1 

Rundfunkgeräte und Musiktruhen 

18 

171 

18 

233 


(16) 

(128) 

(15) 

(204) 

Fernsehgeräte und Kombinationen 

17 

413 

8 

99 


(20) 

(376) 

(7) 

(87) 

Sonstige Hochfrequenzgeräte und Zubehör für 

7 

206 

10 

249 

Rundfunk- und Fernsehempfangsgeräte 

(7) 

(191) 

(8) 

(184) 

Elektrische Tonaufnahme- und -Wiedergabegeräte 

15 

116 

15 

256 


(15) 

(94) 

(13) 

(217) 
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Drucksache VI/2380 



Zahl der bestehenden 

Zahl der bestehenden 


Preisbindungen 

Preisempfehlungen 

Warenklassen und Warenarten 

Stand: 

Stand: 

31. Dezember 1970 Ü 

31. Dezember 1970 9 


Unter- | 

Erzeug- 

Unter- 

Erzeug- 

1 

nehmen ') | 

iiisst; 1 

neiiiiieii -) j 

iiisse 

Mikrofone, Tonabnehmer, Kopfhörer, Lautsprecher, 

16 

209 

23 

610 

Zubehör, Einzel- und Ersatzteile für elektro- 
akustische Geräte 

(15) 

(195) 

(19) 

(525) 

i 

Schallplatten (bespielt) 

7 

7 665 

6 

5 515 


( 7 ) 

(8 860) 

( 5 ) 

(4 097) 

Feinmechanische und optische Erzeugnisse-, Uhren ; 

34 

8 306 

209 

25 936 

darunter 

(49) 

(7 384) 

(224) 

(27 204) 

vor allem Ferngläser, Fernrohre und Zubehör 

— 

— 

10 

134 

( 3 ) 

(17) 

(11) 

(157) 

Optische Meßinstrumente sowie Zubehör 

2 

630 

3 

9 

(2) 

(633) 

(2) 

( 8 ) 

Objektive für Foto-, Projektions- und Kinoapparate 




21 

1 072 


( 4 ) 

(63) 

(26) 

(1 155) 

Fotoapparate 

— 

— 

13 

71 


( 4 ) 

(55) 

(19) 

(108) 

Foto-Neben- und -Zusatzapparate, Fotokopier- 

2 

35 

13 

316 

maschinen, Fotolaborgeräte 

( 4 ) 

(73) 

(14) 

(290) 

Fotobedarf, Belichtungsmesser sowie Zubehör, 

1 ^ 

248 

37 

2 485 

Einzel- und Ersatzteile 

' (8) 

(284) 

(51) 

(3 278) 

Projektions- und Kinogeräte 

3 

40 

26 

28? 


( 7 ) 

(98) 

(32) 

(358) 

Projektionswände, Filmbe- und -Verarbeitungs- 

1 

2 

35 

1 277 

geräte, Zubehör, Einzel- und Ersatzteile 

( 3 ) 

(28) 

(49) 

(1 793) 

Lehrmittel und Laborgeräte 

4 

i 

19 


__ 


( 4 ) 

1 (17) 

(-) 

(-) 

Ärztliche, zahnärztliche und tierärztliche Geräte 

2 

50 

2 

53 


(2) 

i (50) 

1 

(2) 

(57) 

Kleinuhren 

15 

1 

3 730 

92 

1 6 675 


(15) 

(3 171) 

(90) 

(16 591) 

Großuhren 

7 

J88 

22 

2 306 


(4) 

(384) 

(20) 

(2 209) 

Kurzzeitmesser und Zeitauslöser 

2 

18 

5 

36 


(2) 

(19) 

(5) 

(27) 
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Drucksache VI/2380 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand; 

31. Dezember 1970^) 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1970 ü 


Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

Eisen- und Metallwaren, Handelswaffen 

80 

8 387 

105 

11 747 

darunter 

(73) 

(8 018) 

(104) 

(14 878) 

vor allem Pistolen und Revolver 

1 

1 

4 

11 


(-) 

(-) 

(4) 

(11) 

Sport- und Jagdgewehre 

1 

25 

5 

71 


(1) 

(19) 

(5) 

(71) 

Schießbedarf für Handelswaffen 

1 

119 

1 

12 


(2) 

(189) 

(1) 

(12) 

Öfen und Zubehör 

10 

130 

3 

79 


(5) 

(91) 

(3) 

(79) 

Herde und Zubehör 

5 

60 

7 

40 


(5) 

(65) 

(7) 

(40) 

Geräte und Bedarfsartikel aus Stahlblech für Haus- 

8 

105 

13 

945 

und Landwirtschaft 

(8) 

(77) 

(13) 

(981) 

Stahlrohrmöbel, geschweißte Stahlblechrohre 

6 

78 

5 

195 


(5) 

(42) 

(5) 

(714) 

Haushalts- und Küchengeräte und Bedarfsartikel 

9 

139 

5 

315 

aus NE-Metallblechen 

(8) 

(134) 

(6) I 

(356) 

Schneidwaren 

6 

42 

7 

68 


(6) 

(51) 

(8) 

(75) 

Bestecke und Tafelhilfsgeräte 

4 

4 538 

14 

7 434 


(4) 

(4 780) 

(15) 

(10 159) 

Küchenmaschinen und verwandte Geräte 

3 

33 

5 

64 


(3) 

(35) 

(6) 

(65) 

Haushalts-, Personalwaagen und Zubehör 

4 

1 43 

4 

10 


(4) 

(47) 

(4) 

(10) 

Tafelgeräte 

3 

i 1 327 

10 

621 


(2) 

1 (845) 

(10) 

(583) 

Galanteriewaren 

13 

226 

g 

170 


(11) 

j (210) 

(7) 

(156) 

Taschen- und Tischfeuerzeuge 

7 

522 

8 

100 


(7) 

(499) 

(7) 

(88) 

Büro- und Schreibgeräte 

3 

286 

7 

184 


(3) 

(246) 

(7) 

(161) 
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Warenklassen und Warenarten 


Haushalt- und gewerbliche Drahtwaren 


Metallfolien, Dosen, Hülsen und sonstige 
Metallkapseln 


Metallkurzwaren 


Füllhalter, Kugelschreiber u. ä. 


Musikinstrumente, Spielwaren, Turn- und Sport- 
geräte, Schmuckwaren, bearbeitete Edelsteine, 
Musikinstrumente aller Art 

darunter 

vor allem Klaviere, Flügel und Harmonien 


Zupfinstrumente 


Schlag-, Effekt- und Signalinstrumente 


Blasinstrumente 


Mund- und Handharmonika 


Blech- und Metallspielwaren 


Holzspielwaren 


Musik- und Sportspielwaren 


Stoff- und Fellspielwaren 


Papier-, Pappe- und Massespielwaren 


Sonstige Spielwaren 


Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 


Stand: 

31. Dezember 1970^) 


Unter- 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 

1 

3 

10 

(3) 

(10) 

2 

10 

(4) 

(21) 

3 

3 

(2) 

(2) 

5 

i 520 

(4) 

(507) 

89 

11 194 

(87) 

(9 929) 


10 

359 

(9) 

(346) 

2 

48 

(2) 

(43) 

1 1 

7 

(2) 

(20) 

2 

75 

(2) 

(77) 

U) 

(12) 

17 

3 024 

(17) 

(2 833) 

6 

362 

(6) 

(318) 

3 

11 

(4) 

(24) 

5 

804 

(4) 

(836) 

9 

1 657 

(7) 

(1 430) 

28 

3 652 

(25) 

(2 880) 


Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 


Stand: 

31. Dezember 1970^) 


Unter- | 

nehmen 2) | 

Erzeug- 

nisse 

1 

1 

(2) 

(6) 

3 

21 

(2) 

(12) 

6 

249 

(6) 

(249) 

13 

362 

(11) 

(320) 

121 

17 998 

(122) 

(16 825) 

6 

95 

(3) 

(23) 

3 

983 

(3) 

(983) 

5 

1 359 

(5) 

(1 295) 

8 

765 

(8) 

(765) 

2 

192 

(2) 

(192) 

3 

840 

(3) 

(822) 

1 

2 

(1) 

(2) 

4 

27 

(4) 

(25) 

1 

6 

(1) 

(6) 

5 

238 

(6) 

(444) 

7 

71 

(6) 

(64) 
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Drucksache VI/2380 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1970 h 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1970 1) 


Unter- 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

Geräte für Tennissport 

5 

29 

4 

156 


(6) 

(32) 

(3) 

(146) 

Geräte für Eis- und Wintersport 

11 

176 

2 

53 


(11) 

(176) 

(2) 

(40) 

Geräte für Schwimm- und Wassersport, Geräte für 

1 

9 

4 

725 

Angelsport 

(1) 

(9) 

(4) 

(725) 

Uhrenarmbänder aus Silber, Gold, Platin, 

3 

138 

77 

11 690 

Platinbeimetallen und deren Plattierungen 

(3) 

(137) 

(76) 

(9 997) 

Anorganische Chemikalien und Grundstoffe 

4 

37 

13 

HO 

darunter 

(5) 

(29) 

(12) 

(73) 

vor allem Düngemittel für Topf- und 

3 

36 

10 

101 

Gartenpflanzen 

(4) 

(28) 

(9) 

(58) 

Organische Chemikalien 


11 

4 

16 


(5) 

(12) 

(3) 

(9) 

Pharmazeutika 

56 

718 

44 

591 

darunter 

(57) 

! 

i 

(744) 

(41) 

(548) 

vor allem Pharmazeutische Chemikalien 

3 

6 

2 

2 


(4) 

(14) 

(2) 

(2) 

Desinfektionsmittel 

6 

26 

9 

105 


1 (6) 

(32) 

(9) 

(105) 

Human-pharmazeutische Spezialitäten 

i 39 

337 

20 

82. 


(40) 

i 

(357) 

(17) 

(47) 

Drogen sowie Extrakte pflanzlicher und tierischer 

8 

169 

5 

38 

Herkunft 

(11) 

(176) 

(5) 

(36) 

Dentalmedizinische und dentaltechnische 

1 

' 9 

1 134 

3 

76 

Erzeugnisse 

(9) 

(114) 

(3) 

(73) 

Veterinär-pharmazeutische Erzeugnisse 

2 

6 

3 

251 


(2) 

(6) 

(3) 

(251) 

Mineralfarben und Teerfarbstoffe 

1 

4 

4 

47 


(1) 

(4) 

(4) 

(25) 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 2380 


Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand; 

31. Dezember 1970^) 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1970 h 

i 

Unter- 
nehmen “) 

Erzeug- 
[ nisse 

Unter- 

nehmen 

1 Erzeug- 
( nisse 

Kunststoffe 

4 

341 

15 

2 337 

darunter 

(10) 

(1 479) 

(16) 

(1 345) 

vor allem Schmalfilme, Packfilme, Roll- und Klein- 

2 

77 

6 

1 089 

bildfilme, Planfilme und sonstige Filme 

(4) 

(415) 

(7) 

(419) 

Fotografische Papiere 

1 

15 

3 

499 


(3) 

(382) 

(3) 

(224) 

Fotochemische Materialien 

1 

98 

8 

740 


(5) 

(526) 

(9) 

(693) 

Chemisch-technische Erzeugnisse 

156 

8 086 

174 

3 100 

darunter 

(171) 

(8 088) 

(159) 

(2 513) 

vor allem öl-, Leim- und Wasserfarbe, Lacke 


— 

4 

112 


(2) 

(4) 

(5) 

(183) 

Klebestoffe und Bindemittel - 

3 

12 

10 

186 


(4) 

(39) 

(9) 

(118) 

Feinseifen- und Körperpflegemittel- 

24 

522 

11 

48 

Geschenkpackungen 

(27) 

(476) 

(5) 

(7) 

Feinseifen 

51 

! 440 

32 

139 


1 (62) 

1 (458) 

(24) 

(102) 

Rasierseifen und Rasiercreme 

28 

108 

10 

27 


(27) i 

i (96) 

(7) 

(10) 

Haarwaschmittel 

32 

203 

26 

121 

i 

1 

(32) 

(263) 

(18) 

(93) 

Waschmittel für Grob-, Bunt- und Feinwäsche 

6 

47 

19 

142 


(8) 

(39) 

(15) 

(97) 

Rostlösemittel, Schleifpasten und sonstige 1 

20 

92 

41 

247 

Reinigungs- und Putzmittel 

(22) 

(115) 

(34) 

(194) 

Autowasch- und Pflegemittei 

2 

17 

16 

254 


(2) 

(13) 

(15) 

(244) 

Alkoholische Duft- und Hygiene-Wasser 

78 

1 599 

26 

202 


(80) 

(1 616) 

(21) 

(151) 

Parfüms 

36 

617 

3 

7 


(37) 

(604) 

(-) 

(-) 
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Drucksache VI/2380 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1970^) 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1970^) 


Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

Kopf- und Haarwasser, Haarfestlegemittel 

46 

242 

44 

281 


(52) 

(320) 

(36) 

(183) 

Hautcremes und -emulsionen 

74 

1 578 

32 

249 


(77) 

(1 437) 

(27) 

(253) 

Zahnpflegemittel 

15 

63 

12 

71 


(19) 

(101) 

(11) 

(35) 

Gesichtspuder und sonstiger Puder 

38 

298 

11 

36 


(44) 

(295) 

(8) 

(25) 

Schönheitspflegemittel 

42 

1 173 

10 

91 


(42) 

(1 116) 

(10) 

1 

(86) 

Saaten- und Pflanzenschutzmittel, Schädlings- 

2 

14 ' 

16 

77 

bekämpfungsmittel 

(3) 

(16) 

(16) 

(77) 

Schuhcreme, sonstige Schuh- und Lederpflegemittel, 

1 

5 

12 

38 

Schwärzen und Tinten für Leder und Schuhe 

(2) 

(10) 

(12) 

(35) 

Fußbodenpflegemittel 

4 

55 

14 

82 


(4) 

(55) 

(15) 

(88) 

Feinkeramische Erzeugnisse 

6 

236 

6 

646 

darunter 

(6) 

(256) 

(6) 

(646) 

vor allem Haushaltsgeräte aus Porzellan, 

— 

— 

2 

334 

undekoriert und dekoriert 

(-) 

(-) 

(2) 

(334) 

Keramische Schleifscheiben und andere 

2 

3 

2 

77 

Schleifmittel 

(2) 

(4) 

(2) 

(77) 

Glas und Glaswaren 

8 

558 

17 

3 047 

darunter 

(10) 

(669) 

(13) 

(2 995) 

vor allem Konservenglas, Haushalts- und 

4 

532 

9 

401 

Wirtschaftsglas, gepreßtes Bleikristall, 
weiße Flaschen 

(6) 

(643) 

(6) 

(350) 

Hohlglas für Laboratorien und Krankenpflege 

1 

5 

2 

2 616 


(1) 

(5) 

(2) 

(2 616) 

Schnittholz, Sperrholz und sonstiges bearbeitetes 









Holz 

(-) 

(-) 

(1) 

(6) 
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Zahl der bestehenden 

Zahl der bestehenden 


Preisbindungen 

Preisempfehlungen 

Warenklassen und Warenarten 

Stand: 

Stand: 

31. Dezember 1970^) 

31. Dezember 1970 B 


Unter- 

Erzeug- 

Unter- 

Erzeug- 


nehmen 

nisse 

nehmen ^) 

nisse 

Holzwaren 

25 

572 

146 

110 076 

darunter 

(26) 

(652) 

(130) 

(90 278) 

vor allem Einbauküchen 

1 

7 

57 

44 911 


(-) 

(-) 

(53) 

(42 633) 

Zimmer- und Küchenmöbel aus Holz 

6 

342 

63 

40 956 


(5) 

(434) 

(56) 

(30 801) 

Büromöbel aus Holz 



12 

10 618 


(-) 

(-) 

(10) 

(7 277) 

Pinsel, Bürsten und Besen 

16 

79 

17 

145 


(18) 

(87) 

(11) 

(85) 

Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe 

8 

869 

4 

19 


(9) 

(898) 

(3) 

(15) 

Papier- und Pappewaren 

50 

8 276 

51 

2 432 

darunter 

(56) 

(7 960) 

(44) 

(2 497) 

vor allem Tapeten und Tapetenborten aus 

24 

7 998 

4 

307 

Papier 

(19) 

(7 617) 

(3) 

(246) 

Imprägniertes und gummiertes Papier 

1 

1 

9 

223 


(4) 

(17) 

(6) 

(205) 

Geschäftsbücher, System-Buchungsmittel und 



5 

1 279 

Bürohilfsmittel 

(-) 

(-) 

(4) 

(1 396) 

Briefumschläge und Papierausstattungen 

3 

62 

6 

279 


(3) 

(62) 

(6) 

(265) 

Zellstoffwattewaren und Kreppwaren 

15 

129 

15 

64 


(15) 

(141) 

(10) 

(51) 

1 

Abreißrollen, Einschlagpapier und sonstige 

11 

1 

67 

8 

37 

Erzeugnisse aus Papier und Pappe 

(15) 

(91) 1 

(9) 

(56) 

Druckereierzeugnisse, Lichtpaus- und verwandte 

4 

145 

5 

64 

Waren 

(4) 

(130) 

(6) 

(33) 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 



Zahl der bestehenden 

Zahl der bestehenden 1 


Preisbindungen 

Preisempfehlungen 1 

Warenklassen und Warenarten 

Stand: 

Stand: 

31. Dezember 1970 Ü 

31. Dezember 1970 0 


Unter- 

Erzeug- 

Unter- 

Erzeug- 


nehmen 

nisse 

nehmen 0 

nisse 

Kunststofferzeugnisse 

43 

2 717 

57 

2 877 

darunter 

(45) 

(2 569) 

(53) 

(2 624) 

vor allem Konfektionsmaterial 

7 

924 

5 

15 


(7) 

(924) 

(4) 

(14) 

Kunststofferzeugnisse für den Haushalt und 

19 

1 456 

23 

1 036 

täglichen Bedarf 

(21) 

(1401) 

(18) 

(781) 

Fußbodenbeläge und sonstige Beläge aus 

2 

72 

4 

22 

Kunststoff 

(1) 

(21) 

(4) 

(27) 

Plastikfolien 

2 

14 

4 

18 


(2) 

(11) 

(3) 

(28) 

1 

Gummi- und Asbestwaren 

32 

15 922 

21 

181 

darunter 

(34) 

(16 545) 

(14) 

(104) 

vor allem Personenwagendecken 

10 

2 806 






(10) 

(3 044) 

(-) 

(-) 

Personenwagenschläuche 

10 

486 






(10) 

(384) 

(-) 

(-) 

Lastwagendecken 

10 

1 912 






(10) 

(1 889) 

(-) 

(-) 

Lastwagenschläuche 

10 

425 





(10) 

(415) 

(-) 

(-) 

Keilriemen 

9 

8213 



_ 


(10) 

(8 761) 

(-) 

(-) 

Hochdruckdichtungsplatten sowie Ringe, Rahmen 

1 


1 

11 

und Formstücke aus It-Platten, Asbest-Filtrier- 
material 

(1) 

(4) 

(1) 

(11) 

Leder, Lederwaren und Schuhe 

8 

2 552 

55 

3 446 

darunter 

(13) 

(4 262) 

(60) 

(1 278) 

vor allem Geschirr- und Blankleder; Sattler- und 





31 

381 

Feinsattlerwaren aus Leder 

(4) 

(20) 

(35) 

(349) 

Feinsattler- und Feintäschnerwaren aus 

4 

25 

14 

157 

Austauschstoffen 

(4) 

(25) 

(13) 

i 

(110) 
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Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1970 Ü 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1970 Ü 


Unter- 

nehmen 

Erzeug- 

Unter- 

2\ 

Erzeug- 

nisse 

Lederstraßenschuhe 

1 

2 466 

7 

2 634 


(1) 

(4 146) 

(10) 

(556) 

Textilien 

75 

10 971 

108 

8 016 

darunter 

(78) 

(11 084) 

(108) 

(7 503) 

vor allem Näh- und Stopfmittel, Handstrick- und 

9 

215 

4 

55 

Handarbeitsgarn 

( 9 ) 

(236) 

(6) 

(55) 

Bänder, Gurte, Flechtartikel, Posamentenartikel 

5 

329 

8 

80 

aller Art 

( 5 ) 

(308) 

( 7 ) 

(78) 

Spinnstoffwaren der Grobgarnindustrie und 

5 

63 

5 

11 

sonstiger Spinnstoffwaren 

( 5 ) 

(60) 

( 3 ) 

(^) 

Haus-, Bett- und Tischwäschestoff sowie Frottier- 

8 

829 

19 

740 

gewebe und Dekorationsstoff aus sonstigem 

Material 

(8) 

(718) 

(20) 

(642) 

Teppiche 

4 

521 

12 

500 


( 4 ) 

(322) 

(11) 

(367) 

Gewirkte oder gestrickte Oberbekleidung für 

7 

^ 320 

5 

73 

Männer 

( 7 ) 

(273) 

(6) 

(70) 

Gewirkte oder gestrickte Oberbekleidung für 

8 

983 1 

9 

58] 

Frauen und Mädchen 

(6) 

(1 223) ' 

(11) 

(477) 

Gewirkte oder gestrickte Leibwäsche für Männer 

8 

915 

12 

1 016 

und Knaben 

(10) 

(835) 

(16) 

(1 043) 

Gewirkte oder gestrickte Leibwäsche für Frauen und 

24 

3 364 

19 

724 

Mädchen 

(26) 

(3 349) 

(19) 

(787) 

Herrenstrümpfe — Socken 

9 

530 

11 

320 


(10) 

(994) 

(8) 

(425) 

Frauenstrümpfe 

16 

361 

21 

259 


(17) 

(525) 

(23) 

(399) 

Trainingsanzüge, -Jacken und -hosen, Bade-, Strand- 

11 

1 159 

4 

311 

und Sportbekleidung und sonstige Wirk- und 
Strickwaren 

(12) 

(1 124) 

(4) 

(297) 
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Zahl der bestehenden 

Zahl der bestehenden 


Preisbindungen 

Preisempfehlungen 

Warenklassen und Warenarten 

Stand: 

Stand: 

31. Dezember 1970^) 

31. Dezember 1970 0 


Unter- 

Erzeug- 

Unter- 

Erzeug- 


nehmen 

nisse 

nehmen 0 

nisse 

Bekleidung 

52 

3 096 

50 

1 989 


(55) 

(2 447) 

(50) 

(1 782) 

darunter 


vor allem Sport-, Strand- und Badebekleidung 

3 

340 

3 

209 


(5) 

(353) 

(3) 

(230) 

Leibwäsche für Männer und Knaben 

6 

120 

10 

105 


(7) 

(81) 

(11) 

(108) 

Leibwäsche für Frauen und Mädchen 

7 

1 365 

5 

63 


(7) 

(761) 

(6) 

(95) 

Mieder, Medizinische Leibbinden u. ä. 

14 

738 

7 

260 


(14) 

(815) 

(8) 

(243) 

Haus-, Bett- und Tischwäsche 

6 

204 

6 

195 


(5) 

(177) 

(7) 

(196) 

Kopfbedeckungen für Männer und Knaben 

9 

72 

— 




(8) 

(48) 

(-) 

(-) 

Taschenschirme für Damen und Herren 

6 

74 

1 

4 


(6) 

(65) 

(1) 

(4) 

Matratzen mit und ohne Federkern 

1 

4 

9 

530 


(1) 

(4) 

(6) 

(303) 

Erzeugnisse der Ernährungsindustrie 

179 

4 918 

617 

12210 


(179) 

(5 210) 

(637) 

(11 733) 

darunter 




vor allem Mahl- und Schälmühlenerzeugnisse 

15 

101 

32 

131 


(15) 

(94) 

(30) 

(126) 

Nährmittel 

53 

1 197 

87 

899 


(57) 

(1 234) 

(74) 

(723) 

Brot, Pumpernickel, Knäckebrot usw. 

4 

179 

76 

1 426 


(4) 

(168) 

(80) 

(1 581) 

Kleingebäck und Feingebäck 

2 

54 

40 

400 


(7) 

(52) 

(42) 

(429) 

Verbrauchszucker, Kandis und sonstige Erzeugnisse 

8 

52 

9 

56 

der Zuckerindustrie 

(7) 

(52) 

(8) 

(57) 

Verarbeitetes Obst und Gemüse 

31 

899 

55 

976 


(32) 

(952) 

(48) 

(927) 

Süß waren: Dauerbackwaren 

8 

346 

25 

544 


(7) 

(493) 1 

(28) 

(496) 
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Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1970^) 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1970 9 


Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen 9 

Erzeug- 

nisse 

Kakaoerzeugnisse 

8 

32 

21 

65 


(7) 

(30) 

(21) 

(36) 

Massive Schokolade 

13 

146 

20 

206 


(13) 

(137) 

(19) 

(186) 

Gefüllte Schokolade 

1 

1 

14 

81 


(1) 

(1) 

(15) 

(99) 

Pralinen 

11 

262 

16 

655 


(11) 

(266) 

(16) 

(658) 

Karamellen, Kaugummi, Dragees, Fondant u, ä. 

13 

51 

49 

576 


(13) 

(83) 

(48) 

(616) 

Milch, Butter und Molkereikäse 

5 

14 

40 

394 


(7) 

(15) 

(33) 

(279) 

Margarine 

11 

43 

6 

17 


(12) 

(39) 

(6) 

(12) 

Fleisch-, Wurst- und Mischkonserven, Fleischsalat 

4 

74 

31 

260 

und -extrakte 

(7) 

(197) 

(29) 

(176) 

Marinaden, ölpräserven, Fischkonserven und 

4 

72 

12 

81 

sonstige Fischerzeugnisse 

(4) 

(77) 

(15) 

(82) 

Kaffee und Kaffee-Extrakte 

11 

209 

53 

749 

i 

(11) 

(203) 

(55) 

: (695) 

Tee und teeähnliche Erzeugnisse 

17 

235 

43 

453 


(16) 

(223) 

(38) 

(407) 

T rinkbranntweine 

10 

136 

58 

395 


(10) 

(137) 

(62) 

(422) 

Liköre 

5 

112 

45 

599 


(5) 

(107) 

(45) 

(629) 

Dessertweine 

4 

11 

32 

136 


(3) 

(10) 

(36) 

(150) 

Traubenschaumweine 

4 

16 

17 

81 


(4) 

(17) 

(18) 

(82) 

Mineralbrunnen, Mineralwasser und Limonaden 

2 

3 

13 

38 


(2) 

(2) 

(13) 

(34) 
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Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1970^) 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1970^) 


Unter- 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

Essig, Senf, Essenzen, Gewürze u. ä. 

18 

282 

44 

1 347 


(19) 

(325) 

(43) 

(1 337) 

Tabakwaren 

9 

334 

3 

10 

darunter 

( 9 ) 

(322) 

( 3 ) 

(10) 

vor allem Zigaretten 

9 

224 

— 

— 


( 9 ) 

(215) 

(-) 

(-) 

Rauchtabak und Kautabak 

2 

110 

3 

10 


(2) 

(107) 

( 3 ) 

(10) 

Land- und Forstwirtschaft, Garten und Weinbau, 

19 

233 

18 

230 

Fischerei und Jagd 

(19) 

(285) 

(13) 

(206) 

darunter 





vor allem Honig 

8 

37 

13 

55 


(8) 

(39) 

( 9 ) 1 

(35) 

Saaten- und Pflanzgut 

12 

196 

4 

175 


(12) 

(246) 

( 3 ) 

(171) 

insgesamt 

171 766 

297 395 


(170 664) 

(275 136) 
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Tabelle E 


IV. Lizenzverträge 

Zusammenfassende Übersicht über Anträge nach § 20 Abs= 3 
— auch in Verbindung mit § 21 — 


a) beim Bundeskartellamt 




Sachstand 

Gegenstand 

Zahl der 

rechtliche 

Erlaubnis 

erteilt 

Erlaubnis abgelehnt 

aus 

zurück- 

genommen 

der Verträge 

Verträge 

und wirt- 
schaftliche 
Prüfung 

Rechts- 

mittel 

eingelegt 

unanfecht- 

bar 

geworden 

sonstigen 

Gründen 

erledigt 

Patente 

109 

— 

54 

— 

— 

35 

20 


109 

— 

54 

— 

— 

35 

20 

Betriebsgeheimnisse 

40 

1 

— 

29 


— 

— 

11 


41 

1 

29 

— 

— 

— 

11 

Gebrauchsmuster 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

Sortenschutzrechte 

— 

— 

— 

— 

— 

— 



§ 21 Abs. 2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


150 

1 

151 

— 

83 

— 

— 

35 

32 


1 

83 

— 

— 

35 

32 


b) bei den Landeskartellbehörden 


Patente 

1 

1 

— 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

Betriebsgeheimnisse 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

Gebrauchsmuster 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sortenschutzrechte 

— 

— 

E 

— 

— 

i 

— 

§ 21 Abs. 2 

— 

— 

— 

j — 

— 

— 


i 

1 

1 

1 

' 

1 

1 

— 



— 

— 
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Tabelle F 


Nach Wirtschaftszweigen auf gegliederte Übersicht über Anträge nach § 20 Abs, 3 
— auch in Verbindung mit § 21 — 

a) beim Bundeskartellamt 


Gegenstand 
der Verträge 





Sach: 

stand 

Zahl der 

reditlidie 

Erlaubnis 

erteilt 

Erlaubnis abgelehnt | 

Verträge 

und wirt- 
schaftliche 
Prüfung 

Rechts- 

mittel 

eingelegt 

unanfecht- 

bar 

geworden 


aus 

sonstigen 

Gründen 

erledigt 


zurück- 

genommen 


Steine und Erden 


Patente 

2 

2 

— 

— 

— 

— 

1 

1 

1 

1 

Erzeugni 

Patente 

sse der Ziel 

1 

1 

lereien und 

Kaltwalzwerke und d( 

1 — 

1 1 — 

sr Stahlverf 

ormung 

— 

Patente 

1 

1 

Stahl 

bauerzeugn 

1 

1 

isse 

— 

— 

— 

Patente 

74 

74 

Maschir 

lenbauerzeu 

33 

33 

gnisse 


33 

33 

8 

8 

Betriebsgeheimnisse 

5 

1 

6 

1 

3 

3 

— 

— 

E 

2 

2 

Betriebsgeheimnisse 

1 

1 

Elektrotechnische Erz 

1 

“ 1 

eugnisse 

— 

— 

— 

Patente 

Feinmecl 

3 

3 

lanische un 

d optische 

3 

3 

Erzeugnisse 

Uhren 

Betriebsgeheimnisse 

1 

1 

— 

— 

— 

- i - : 1 

Betriebsgeheimnisse 

1 

1 

Eisen-, Blech- und Me 

- 1 1 

= i ^ 

tallwaren 

1 
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Sachs 

Stand 



Gegenstand 

Zahl der 

rechtliche I Erlaubnis 

abgelehnt 

aus 


der Verträge 

Verträge 

und Wirt- Erlaubnis 

schaftlidie erteilt mittel 

Prüfung eingelegt 

unanfecht- 

bar 

geworden 

sonstigen 

Gründen 

erledigt 

zurück- 

genommen 


2 

Pharmazeutika 

j ! 



2 

Patente 

— 

1 

— 

— 

— 


2 


— 

— 

2 


3 

_ 2 — 

! 

I 

1 

Betriebsgeheimnisse 

— 


— 

— 

— 


3 

— 2 — 

— 

— 

1 


2 

Kunststoffe 


1 

1 

Patente 

— 

— — — 

— 

— 

— 


2 

— — — 

— 

1 

1 


1 

Chemisch-technische Erzeugnisse 



1 

Patente 

— 

— — — 

— 

— 

1 


1 

— — — . 

— 

— 


14 

— 10 — 

— . 

— 

4 

Betriebsgeheimnisse 

— 

— — — 

— 

— 

— 


14 

— 10 — 

— 

— 

4 

< 

Schnittholz, 

1 

Sperrholz und sonstiges bearbeitetes Holz 


1 

Patente 

— 

— — — 

— 

— 

— 


1 

— — — 

— 

— 

1 


3 

Papier- und Pappewaren 

— 2 — 



1 

Patente 

— . 

— . — — 

— 

— 

— 


3 

— 2 — 

— 

— 

1 


1 

Kunststoff erzeugnisse 




Patente 

— 

— — — 

— 

— 

— 


1 

— 1 — 

— 

— 

— 


1 

Gummi- und Asbestwaren 




Betriebsgeheimnisse 

— 

— — — 

— 

— 

— 


1 

— 1 — 
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Sachstand 



' Gegenstand i 

der Verträge 

1 

Zahl der 
Verträge 

rechtliche 
und wirt- 
schaftliche 
Prüfung 

Erlaubnis 

erteilt 

Erlaubnis abgelehnt 

Rechts- unanfecht- 

mittel bar 

eingelegt geworden 

aus 

sonstigen 

Gründen 

erledigt 

zurück- 

genommen 


18 


Textilien 

13 


! 


5 

Patente 


— 

— 

— 

— 

— 

— 


18 [ 

— 

13 

— 

— 

— 

5 


13 

— 

11 

— 

— 



2 

Betriebsgeheimnisse 

— 

; — 

— 

— 

— 

— 

. — 


13 

— 

11 

— 

— 

— 

2 


1 

— 

— 



1 

j 

1 

Gebrauchsmuster 

— 

1 _ 

— 

— 

— 

— 

— 


1 

— 


— 

— 

— 

1 


Ei 

1 

Zeugnisse c 

ler Ernähru: 

ngsindustric 



1 

Betriebsgeheimnisse 

— 

— 


— 

— 

— 

— 


1 

— 

1 — 

— 


— 

1 


b) bei den Landeskartellbehörden 


Steine und Erden 



1 


1 



1 

_ 



Patente 


— 

— 

— 

1 

— 

— 

i 

1 


1 

— 

- i 

— 

— 
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Tabelle G 


V. Normen und Typenempfehlungen 

Übersicht über die Anmeldungen von Empfehlungen, 
die die einheitliche Anwendung von Normen oder Typen 
zum Gegenstand haben, nach § 38 Abs. 3 GWB 




Sachstand 


Zahl 

rechtliche 
und wirt- 
schaft- 
liche 
Prüfung 


davon 
für unzu- 
lässig 
erklärt; 
unan- 
fechtbar 
geworden 


abgegeben 


Kartell- 

Dehörde 

der 

Anmel- 

dungen 

rechts- 

wirksam 

geworden 

zurück- 

genom- 

men 

an 

Bundes- 

kartell- 

amt 

an 

(andere) 

Landes- 

kartell- 

behörde 

Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger 
im Berichtszeitraum 

Bundes- 

4 

1 

3 

, — . 

. — . 

— 

— . 

— 

kartell- 

1 

— 

1 

— 

1 

— 

— 

— 

amt 

5 

— 

4 

— 

1 

— 

— 

— 

Landes- 

— 

. — . 

— 

— 

— 

— . 

. — . 

— 

kartell- 

— 

— 

— 

_ 

— 

_ 

_ 

— 

behörden 

— 

— 

— 

— 

— ■ 

— 

— 

— 
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Tabelle H 


VI. Wettbewerbsregeln 

Übersicht über die Anträge auf Eintragung von Wettbewerbsregeln 

nach § 26 Abs. 3 

a) beim Bundeskartellamt 


Wirtschafts- und 
Berufsvereinigung 


Bezeichnung 
der Wett- 
bewerbs- 
regeln 


Geschäfts- 

zeichen 


Sachstand 




Antrag 






abgelehnt 




•5 ^ 




a 

CU 



C Q. 

■ q; tj 

ingetragen 

nanfechtbar 

eworden 

echtsmittel 

ingelegt 

a 

a 

o 

a 

(U 

fji 

:=i 

elöscht 

Bekanntmachung Nr. 
im Bundesanzeiger 

M 1/3 

0) 


K <p 

N 

D3 



1. Wirtschafts- 
vereinigung 
Ziehereien 
und Kalt- 
walzwerke 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B5-300000- 

Y-23/61 


X 





27/60 BAnz. Nr. 43 
vom 3. März I960; 

19/61 BAnz. Nr. 34 
vom 17. Februar 1961 

2. Verband der 
deutschen 
Automaten- 
industrie e. V, 

Wett- 
bewerbs- 
regeln dieses 
Verbandes 
für den Ver- 
trieb von 
Waren und 
Leistungs- 
automaten 

B5-325300- 

Y-28/65 


X 





91/65 BAnz. Nr. 227 
vom 3. Dezember 1965; 
83/66 BAnz. Nr. 157 
vom 24. August 1966 


3. Verband der 
Lackindustrie 
e. V. 


Wett- 

bewerbs- 

regeln 


B3-461100- 
Y- 172/69 


X 


71/66 BAnz. Nr. 139 
vom 29. Juli 1966; 
4/67 BAnz. Nr. 14 
vom 20. Januar 1967 


4. Fachverband 
der Schäl- 
mühlen- 
industrie e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B2-681100- 
Y- 136/69 


X 





87/61 BAnz. Nr. 206 
vom 25. Oktober 1961; 
Änderung: 

22/63 BAnz. Nr. 73 
vom 18. April 1963 
Eintragung: 

12/65 BAnz. Nr. 37 
vom 24. Februar 1965 

5. Verband der 
diätetischen 
Lebensmittel- 
industrie e. V. 

Grundsätze 
eines lau- 
teren Wett- 
bewerbs 

B2-681360- 
Y- 134/69 


X 





55/58 BAnz. Nr. 214 
vom 1. November 1958; 
Änderung: 

81/63 BAnz. Nr. 210 
vom 9. November 1963 
Eintragung: 

33/64 BAnz. Nr. 109 
vom 19. Juni 1964 
Änderung: 

2/69 BAnz. Nr. 12 
vom 18. Januar 1969 
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Sachstand 






Antrag 








1 


abgelehnt 






Bezeichnung 


? § 




ö 




Wirtschafts- und 

der Wett- 

Geschäfts- 

M-l 

'Ti 




Ci 

B 




Berufsvereinigung 

bewerbs- 

zeichen 

ö CL 




B 



Bekanntmachung Nr. 


regeln 


p ■ 

0) ^ 

c 

0) 

' fO 

(U 

i ö 

rf. 0) 

s 

ü Di 
R 0) 

b 

C 

Ci 

Di 

'S 


im Bundesanzeiger 




'S 

1 0} 

^ o 


'u 

W 






XI tö 

Ci 

s 

to ^ 

Ö 0) 

•6 g> 

oi .5 

:P 

)~i 

P 

o 

i 







P Di 


N 

Di 





6. Bundes- Wett- 

vereinigung bewerbs- 
der Deutschen regeln 
Hefeindustrie 


B2-687351- 
Y- 11 7/69 


7. Verband der Wett- 
Marken- bewerbs- 

spirituosen- regeln 

Industrie e. V. 


B2-687500- 
Y- 124/69 


8. Hauptverband Wett- 
der Deutschen bewerbs- 
Bauindustrie regeln 
e. V. 


B2-701000- 
Y- 147/69 


16/64 BAnz. Nr 51 
vom 13. März 1964; 
Änderung: 

24/67 BAnz. Nr. 56 
vom 21. März 1967; 
Eintragung: 

5/68 BAnz. Nr. 16 
vom 24. Januar 1968 

51/65 BAnz. Nr. 159 
vom 26. August 1965; 
Änderung: 

13/68 BAnz. Nr. 29 
vom 10. Februar 1968 
Eintragung: 

132/68 BAnz: Nr. 241 
vom 28. Dezember 196 

115/60 BAnz. Nr. 221 
vom 15. November 1960 
Änderung: 

65/62 BAnz. Nr. 147 
vom 7. August 1962; 
Eintragung: 

28/63 BAnz. Nr. 88 
vom 11. Mai 1963; 
Änderung und 
Eintragung: 

32/64 BAnz. Nr. 106 
vom 12. Juni 1964; 
Eintragung: 

115/66 BAnz. Nr. 218 
vom 23. November 1966 


9. Fachverband 
Hausschorn- 
steinbau e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B2-701100- 

Y-70/70 

X 






23/70 BAnz. Nr. 66 
vom 9. April 1970 

10. Verband der 
Flüssiggas- 
Großvertriebe 
e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Bl-711130- 
Y- 127/69 


X 


! 

i 



88/63 BAnz. Nr. 244 
vom 17. Dezember 1963 
80/64 BAnz. Nr. 243 
vom 30. Dezember 1964 

11. Bund Deut- 
scher Bau- 
stoffhändler 
e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Bl-711150- 
Y- 114/69 


X 





42/67 BAnz. Nr. 91 
vom 18. Mai 1967; 

61/68 BAnz. Nr. 103 
vom 5. Juni 1968 

12. Bundes- 
verband des 1 
Deuschen 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B3-711510- 
Y- 146/69 

X 






28/70 BAnz. Nr. 78 
vom 25. April 1970 


handeis e. V. 
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1 

Sachstand j 

Wirtschafts- und 
Berufsvereinigung 

Bezeichnung 
der Wett- 
bewerbs- 
regeln 

Geschäfts- 

zeichen 

reditliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

eingetragen 

Antrag 

abgelehnt 

1 zurückgenommen 

gelöscht 

Bekanntmachung Ni. 
im Bundesanzeiger 

unanfechtbar 

geworden 

Rechtsmittel 

eingelegt 

13. Fachverband 
des Deutschen 
Tapeten- 
handels e. V. 
(FDT) 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B3-711670- 
Y- 137/69 

X 




110/68 BAnz. Nr. 193 
vom 12. Oktober 1968 

14. Fachverband 
des Deutschen 
Linoleum- 
handels e. V. 

Wett- 
bewerbs- 
und Schieds- 
gerichtsord- 
nung 

B3-7 12640- 
Y- 163/69 





X 


13/58 BAnz. Nr. 125 
vom 4. Juli 1958 

15. Zentralver- 
band des 
Kraftfahr- 
zeughandels 
und -gewer- 
bes e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B5-7 12730- 
Y-36/62 


X‘) 





23/62 BAnz. Nr. 52 
vom 15. März 1962; 

24/63 BAnz. Nr. 84 
vom 7. Mai 1963 

16. Gesamtver- 
band Büroma- 
schinen, Büro- 
möbel, Orga- 
nisations- 
mittel und 
zwei weitere 
Verbände 

Wett- 
bewerbs- 
regeln zur 
Förderung 
des Lei- ■ 
stungswett- 
bewerbs und 
zur Verhin- 
derung un- 
lauterer Ge- 
schäfts- 
methoden 

B5-7 12830- 
Y-56/65 


X 





29/65 BAnz. Nr. 97 
vom 25. Mai 1965; 
Eintragung: 

84/66 BAnz. Nr. 158 
vom 25. August 1966 

17. Bundes- 
verband des 
Deutschen 
Kohleneinzel- 
handels e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B 1-7 12880- 
Y- 124/69 


X 





Antrag: 

19/69 BAnz. Nr. 76 
vom 22. April 1959; 

67/69 BAnz. Nr. 221 
vom 3. November 1959 
Eintragung: 

17/60 BAnz. Nr. 25 
vom 6. Februar 1960 

18. Bundes- 
verband des 
Deutschen 
Versand- 
handels e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B2-7 13000- 
Y- 123/69 


X 

i 

i 





12/67 BAnz. Nr. 30 
vom 11. Februar 1967 
Eintragung: 

2/68 BAnz. Nr. 14 
vom 20. Januar 1968 

19. ADW Ver- 
band Deut- 
scher Werbe- 
agenturen u. 
Werbungs- 
mittler e. V. 

Berufungs- 
grundsätze 
für Wer- 
bungsmittler 
und Werbe- 
agenturen 

B4-7 16400- 
Y-97/69 





! X 


5/61 BAnz. Nr. 6 
vom 24. Januar 1961; 
(5/61) BAnz. Nr. 28 
vom 5. Februar 1961 
Berichtigung: 

44/61 BAnz. Nr. 85 
vom 4. Mai 1961 
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Wirtschafts- und 
Berufsvereinigung 

Bezeichnung 
der Wett- 
bewerbs- 
regein 

Geschäfts- 

zeichen 

Sachstand 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

eingetragen 

Antrag 

abgelehnt 

zurückgenommen 

gelöscht 

Bekanntmachung Nr. 
im Bundesanzeiger 

unanfechtbar 

geworden 

Rechtsmittel 

eingelegt 

20. Wirtschafts- 
verband Ver- 
sicherungs- 
Vermittlung 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B 1-7 16620- 
Y-301/68 





X 


87/63 BAnz. Nr. 233 
vom 14. Dezember 1963; 
Rücknahme: 

94/67 BAnz. Nr. 218 
vom 18. November 1967 

21. Ring Deut- 
scher Makler 
für Immo- 
bilien, Hypo- 
theken und 
Finanzie- 
rungen (RDM), 
Bundesver- 
band 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B3-7 16700- 
Y- 164/69 


X 





57/62 BAnz. Nr. 124 
vom 5. Juli 1962; 

59/63 BAnz. Nr. 178 
vom 24. September 1963 

22. Fachver- 
band Chemie- 
graphie e. V. 

Wett- 
bewerbs- 
1 regeln 

1 B3-721710- 
1 Y-139-69 

X 






Antrag: 

15/69 BAnz. Nr. 29 
vom 12. Februar 1969 

23. Börsen- 
verein des 
Deutschen 
Buchhandels 

e. V. 

Wett- 
bewerbs- 
regeln (Ab- 
schnitt III 
der Ver- 
kehrs- und 
Verkaufs- 
ordnung 

B4-745000- 

Y-89/69 

X 

1 





40/59 BAnz. Nr. 139 
vom 24. Juli 1959 

24. Verband der 
Verleger von 
Kundenzeit- 
schriften e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B4-745100- 

Y-98/69 

1 

j 

1 

i 



X 

] 

1 

1 

7/61 BAnz. Nr. 18 
vom 26. Januar 1961; 
Änderung: 

25/62 BAnz. Nr. 63 
vom 30. März 1962; 
Rücknahme: 

69/62 BAnz. Nr. 131 
vom 11. August 1962 


Antrag teilweise abgelehnt; unanfechtbar geworden. 

Je ein nicht bekanntgemachter Antrag aus den Gruppen „Feinmechanische und optische Erzeugnisse, Uhren", 
„Einzelhandel" und „Chemische Erzeugnisse" ist zurückgenommen worden. 

Ein weiterer noch nicht bekanntgemachter Antrag liegt aus der Gruppe „Steine und Erden" und „Kulturelle 
Leistungen" vor, sie befinden sich in rechtlicher und wirtschaftlicher Prüfung. 
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b) bei den Landeskartellbehörden 


Wirtschafts- und 
Berufsvereinigung 

Bezeichnung 
der Wett- 
bewerbs- 
regeln 

Geschäfts- 

zeichen 

Sachstand 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 


Antrag 

abgelehnt 

zurückgenommen 

gelöscht 

Bekanntmachung Nr. 
im Bundesanzeiger 

c 

0) 

Cn 

fO 

f-H 

OJ 

Cn 

C 

'S 

unanfechtbar 

geworden 

Rechtsmittel 

eingelegt 

25. Verband 
Deutscher 
Fliesen- 
geschäfte, 
Landesver- 
band Rhein- 
land-West- 
falen 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Nordrhein- 
Westfalen 
I/C 2-73- 
16/8 


X 





2/61 BAnz. Nr. 84 
vom 3. Mai 1961 ; 

2/62 BAnz. Nr. 115 
vom 20. Juni 1962 

26. Verband der 
Kraftfahr- 
lehrer Nord- 
rhein 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Nordrhein- 
Westfalen 
I/C 2-75-17 


X 





1/65 BAnz. Nr. 77 
vom 24. April 1965; 

3/65 BAnz. Nr. 153 
vom 18. August 1965 

27. Verband der 
Kraftfahr- 
lehrer West- 
falen 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Nordrhein- 
Westfalen 
I/C 2-75-17 


X 




2/65 BAnz. Nr. 77 
vom 24. April 1965; 

4/65 BAnz. Nr. 153 
vom 18. August 1965 

28. Verband der 
Brauereien 
von Nieder- 
sachsen e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Nieder- 

sachsen 

I/l (PK) 
b-22.22 


X 

i 





1/62 BAnz. Nr. 55 
vom 20. März 1962; 
Antrag: 

1/63 BAnz. Nr. 149 
vom 14. August 1963; 
Eintragung: 

2/63 BAnz, Nr. 214 
vom 15. November 1963 

29. Baden-Würt- 
tembergischer 
Brauerbund 
e. V. und Lan- 
desverband 
Baden-Würt- 
tembergisdier 
Mittelstands- 
brauereien 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Baden- 

Württem- 

berg 

3720.10 


X 


I 

1 

l___ ____ 



Antrag: 

2/64 BAnz. Nr. 177 
vom 23. September 1964 
Antrag: 

3/66 BAnz. Nr. 135 
vom 23. Juni 1966; 
Eintragung: 

2/68 BAnz. Nr. 19 
vom 27. Januar 1968 

30. Landesver- 
band Bayeri- 
sdier Kraft- 
fahrsdiulen 
e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

ordnung 

Bayern 
5898 m 
11/10-44 
136 


X 





3/65 BAnz. Nr. 130 
vom 16. Juli 1965; 

4/65 BAnz. Nr. 187 
vom 5. Oktober 1965 

31. Verband der 
Brauereien 
des Saar- 
landes e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Saarland 

IC4- 

564/65 


X 





1/65 BAnz. Nr. 152 
vom 17. August 1965; 
1/66 BAnz. Nr. 58 
vom 24. März 1966 
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1 

! 

i 

1 

Wirtschafts- und 
Berufsvereinigung 

1 

Bezeichnung 
der Wett- 
bewerbs- 
iege ln 

Geschäfts- 

zeichen 

Sachstand 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

eingetragen 

unanfechtbar p 

geworden cq ^ 

Rechtsmittel 
eingelegt 2- 

zurückgeno mmen 

gelöscht 

Bekanntmachung Nr. 
im Bundesanzeiger 

32. Fahrlehrer- 
Verband 
Hamburg e.V. 

Wett- 

bewerbs- 

ordnung 

Hamburg 
WO 32/702 
102-9/4 


X 





BAnz. Nr. 165 
vom 3. September 1965; 

BAnz. Nt. 68 
vom 7. April 1966 

33. Verband der 
Kraftfahr- 
lehrer Pfalz 
e.V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Rheinland- 

Pfalz 

Wi O VI/2 
7795-891/65 


X j 

j 




1/65 BAnz. Nr. 134 
vom 22. Juli 1965; 

4/65 BAnz. Nr. 239 
vom 21. Dezember 1965 

34. Verband der 
Kraftfahr- 
lehrer Rhein- 
land e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Rheinland- 

Pfalz 

Wi O VI/2- 
7795/1063/ 
65 


X 





2/65 BAnz. Nr. 134 
vom 22. Juli 1965; 

3/65 BAnz. Nr. 239 
vom 21. Dezember 1965 

35. Landesver- 
band der 
Kraftfahr- 
lehrer Baden- 
Württemberg 
e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Baden- 
Württem- 
berg 
3792.70- 
L 270 


X 





1/66 BAnz. Nr. 19 
vom 28. Januar 1966; 

4/66 BAnz. Nr. 169 
vom 9. September 1966 

36. Verband der 
Kraftfahr- 
lehrer von 
Schleswig- 
Holstein 

Wett- 

bewerbs- 

ordnung 

Schleswig- 

Holstein 

IV/274-J 

4-7795 


X 





1/66 BAnz. Nr. 40 
vom 26. Februar 1966; 
2/66 BAnz. Nr. 83 
vom 31. Mai 1966 

37. Verband der 
rheinisch- 
pfälzischen 
Frisch- 
getränke- 
industrie e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Rheinland- 

Pfalz 

Wi O IV/2- 
6879-432/ 
66 und 
421/67 


X 





1/66 BAnz. Nr. 194 
vom 14. Oktober 1966; 
1/67 BAnz. Nr. 98 
vom 31. Mai 1967 

38. Verband der 
Kraftfahr- 
lehrer e. V. 
Nieder- 
sachsen 

Wett- 

bewerbs- 

ordnung 

Nieder- 

sachsen 

I/3a-22.22 


X 





1/67 BAnz. Nr. 88 
vom 12. Mai 1967; 
Berichtigung: 

BAnz. Nr. 103 
vom 7. Juni 1967; 
Eintragung; 

2/67 BAnz. Nr. 213 
vom 11. November 1967 

39. Landes- 
innungsver- 
band des 
Steinmetz- 
und Bild- 
hauer-Hand- 
werks Rhein- 
land-Pfalz 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Rheinland- 

Pfalz 

III/4- 

7211- 

1533/69 

X 

1 


1 

1 



1/69 BAnz. Nr. 108 
vom 19. Juni 1969 
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Wirtschafts- und 
Berufsvereinigung 


Bezeichnung 
der Wett- 
bewerbs- 
regeln 


40. Landes- 
innungsver- 
band des 
Bayerischen 
Steinmetz-, 
Stein- und 
Holzbild- 
hauerhand- 
werks 


Wett- 

bewerbs- 

regeln 


Sachstand 


Geschäfts- 

zeichen 


T3 • 

o; 

€ ' 


j tö 


ö 

0) 

& 

<0 

OJ 

tD 

G 


fü 

^ s 

fO ? 

C a; 

G CD 


pH ’S i 


'S 

IB 

'S 

Cd 


Bekanntmachung Nr. 
im Bundesanzeiger 



1/69 BAnz. Nr. 85 
vom 8. Mai 1969 


Je ein weiterer noch nicht bekanntgemachter Antrag liegt aus der Gruppe „Maschinenbauerzeugnisse" und „Ernäh- 
rungsindustrie" vor, sie befinden sich in rechtlicher und wirtschaftlicher Prüfung. 
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VIL Verfahren wegen Verdachts eines Mißbrauchs 
Verfahren vor dem Bundeskartellamt 


Tabelle J 




davon ab 1967 

Sachstand 






Verfügung der 

Verfahren eingestellt 



Zahl der 
Ver- 
fahren 



rechtliche 




an 

Grundlegende 


auf 

und 



nachdem 


Landes- 

Bestimmung 

Amts 

Antrag 

oder 

Wirt- 

schaft- 

unan- 

Rechts- 

bean- 

aus 

kartell- 

behörde 



wegen 

Anregung 

liehe 

fechtbar 

mittel 

Miß- 

anderen 

ab- 


i 

1 

Prüfung 

geworden 

eingelegt 

brauch 

abgestellt 

Gründen 

gegeben 


§ 11 

37 

3' 

q 


5 

— 

1 

3 1 

28 

1 

29 

— 


ö 

40 

Ö 

6 

— 

7 

— 

1 

3 

— 

§ 12 

131 •) 

o 

29 

1 

30 

9 

1 

10 

36 

— 

— 

28 

67 

q 

— 


z 

133 

35 

— 

— 

28 

70 

— 

§ 17 

1 496 

287 

122 

176 

79 

6 

498 

737 ‘) 

— 

(Preis- 

136 

111 

25 

— 

17 

— 

66 

48 

— 

bindung) 

1 632 

398 

147 

180 **) 

96 

7 

564 

785 

— 

§ 17 

141 

38 

31 

14 

6 

— 

62 

58 

1 

(Preis- 

10 

4 

6 

— 

— 

— 

3 

4 

— 

empfehlung) 

151 

42 

37 

17 

6 

— 

65 

62 

1 

§ 18 

320 

25 

45 

20 

1 

5 

42 

226 

26 


27 

17 

10 

— ■ 

— 

— 

— 

7 

2 


347 

42 

55 

38 

l 

5 

42 

233 

28 

§ 20 

7 

1 

1 






5 

2 


Abs. 3 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


7 

1 

1 

— 

— 

— 

5 

2 


§ 21 

1 

1 






— 

1 

1 

— 

§ 22 

335 

50 

147 

77 

1 _ 

1 

35 

191 

31 


49 

6 

43 

— 

— 

— 

9 

39 

19 


384 

56 

190 

59 

— 

1 

44 

230 

50 

§ 38 

Abs. 3 

— 




— 

E 

— 

— 

— 

§ 102 

89 

1 

9 

— 

— 

— 

— 

89 

— 

Abs. 2 

1 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

und 3 

90 

1 

10 

— 

— 

1 — 

— 

90 

— 

§ 104 in Ver- 

75 

1 

4 

5 

— 

— 

7 

60 

3 

bindung mit 

2 

— 

2 

— 

— 

__ 

— 

— 

— 

§ 99 Abs. 2 

77 

1 

6 

7 

— 

— 

7 

60 

3 

§ 104 in Ver- 

14 

2 

— 

1 5 

1 

— 

3 

3 

2 

bindung mit 

— 

— 

— 


1 

— 

— 

— 


§ 100 

14 

2 

— 

1 5 

1 1 

i — 

3 

3 

2 

§ 104 in Ver- 

53 

3 

1 20 

17 

— 

— 

6 

7 

23 

bindung mit 

11 

1 

' 10 

— 

— 

— 

5 

1 

7 

§ 103 

64 

4 

1 30 

15 

— 

— - 

11 

8 

30 


2 699 

440 

388 

355 

87 

13 

689 

1 469 

86 


241 

143 

98 

— 

17 

— 

83 

104 

28 


2 940 

583 

486 

363 

104 

14 

772 

1 573 

1 114 


*) davon 1 Verfahren nach § 3 Abs. 4 davon 5 unter Zurückweisung eines Antrages nach § 17 

davon in 1 Fall Verfügung ergangen (noch nicht unanfechtbar) 
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Tabelle K 


Verfahren vor den Landeskartellbehörden 




davon 

ab 1967 



Sachstand 








Verfügung der 

Verfahren 








Kartellbehörden 

eingestellt 

abge- 












Grund- 

Zahl der 


auf 

I ecntiicne 



nachdem 


geben 

an 

legende 

Ver- 

von 

Antrag 

wirt- 

schaft- 

liche 


Rechts- 

mittel 



an 

Bestimmung 

fahren 

Amts 

wegen 

oder 

Anre- 

unan- 

fechtbar 

standeter 

Miß- 

aus 

anderen 

andere 

Landes- 

Bundes- 

kartell- 

amt 




gung 

Prüfung 

ge- 

worden 

ein- 

gelegt 

brauch 

abge- 

Gründen 

kartell- 

behörde 








stellt 




§ 11 

7 

— 

2 

2 

— 

— 


5 

1 

6 



— 


7 

— 

2 

1 

— 

— 


— 

— 

§ 12 

2 

— 

2 

1 

— 


— 

1 

— 

— 


2 

— 

2 

1 

— 


— 

1 

— 

— 

§ 18 

139 

4 

26 

6 

1 

— 

25 

91 

4 

12 


16 

3 

13 

— 

— 

— 

. — 

17 

— 

1 


155 

7 

39 

4 

1 

— 

25 

108 

4 

13 

§ 20 

3 


— 









3 




Abs. 2 

3 


— 



— 


— 

3 

— 

. — . 

§ 21 

1 

— 


— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 


' 1 

— 

— 

1 

1 “ 

— 

_ 

— 

1 

— 

— 

§ 22 

' 180 

1 1 

137 

1 23 

— 

— 

22 

114 

2 

19 


38 

— 

38 

1 — 

- 

— 

6 

27 

1 

6 


218 

1 

175 

1 20 


1 

28 

141 

3 

25 

§ 38 

_ 



— 

— 






1 


_ 

Abs. 3 

= 


— 

— 

— 

— 



— 

— 

§ 102 

8 

' 

2 i 

_ 

— 

— 

2 

5 



1 

Abs. 2 

■ ■ i 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 





und 3 

8 i 

— 

2 i 

— 

— 

— 

2 

5 

— 

1 

§ 104 in Ver- 

16 

— 

4 

' _ 

4 

— 

3 

9 





bindung mit 

: 7 

— 

7 

— 

3 

— 

— 

1 

— 



§ 99 Abs. 2 

! 23 

— 

11 

3 

7 

— 

3 

10 

— 

— 

§ 104 in Ver- 

10 1 

_ 1 

1 

— . 

— 

— 

2 

7 



1 

bindung mit 

2 

2 j 

— 

— 

— 

— 

■ — 

— 

. — 



§ 100 

12 

2 

1 

2 

— 

— 

2 

7 

— 

1 

§ 104 in Ver- 

474 

134 

84 

104 

1 

1 

275 

85 



8 

bindung mit 

42 

11 

31 1 

■ — ■ 

— 

— 

40 

26 

— 

1 

§ 103 

516 

145 

115 1 

78 i 

1 

2 

315 

111 

— 

9 


840 

139 

258 1 

136 i 

6 

1 

329 

321 

6 

41 

1 

105 ; 

5 

89 

— 

3 

— 

46 

72 

1 

8 

1 

i 

945 

144 

347 1 

109 

9 

3 

375 

393 

7 

49 
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Tabelle L 


VIII. Verfahren wegen Aufnahme in eine Wirtschafts- oder 
Berufsvereinigung 


Kartellbehörde 

Zahl der 
Anträge 
nach § 27 

Sachstand 

Dl 

D 

D 

M-H 

••D 

Verfügung der 
Kartell- 
behörde 

'ö; "d 

Antrag 

abgelehnt 

Antrag zurück- 
genommen 

abgegeben 

rechtliche und 
wirtschaftliche Pr 

unanfechtbar 

geworden 

Rechtsmittel 

eingelegt 

Verfahren einges 
nachdem Antrags 
aufgenommen 

unanfechtbar 

geworden 

Rechtsmittel 

eingelegt 

an Landes- 
kartellbehörde 

an Bundes- 
kartellamt 

Bundeskartellamt 

56 

Q 

6 

5 

1 

14 

1 

3 

1 

— 

22 

5 

— 


O 

59 

8 

5 

— 

1 

15 

X 

4 

— 

22 

5 

— 

Landeskartellbehörden 

35 

! Q 

1 

1 

— 

11 

5 

— 

13 

— 

2 


2 

! 


— 

1 

— 

— 

2 

— 

— ■ 


37 

1 2 

1 

— 

12 

5 

— 

15 

— 

2 
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Tabelle M 


IX. Verfahren wegen Verdachts eines Verstoßes gegen Verbote des GWB 
Verfahren vor dem Bundeskartellamt 






Sachstand 



davon ab 1967 

1 

4-» 

*rö 

’u 

Bußgeld festgesetzt 

Verfahren 

eingestellt 

abgegeben 

Grundlegende 

Bestimmung 

Zahl 
der Ver- 
fahren 

)n Amts wegen 

auf Antrag 
oder Anregung 

LO 

1-1 

'S ^ 

Ph 

'S -6 

)-< 

cd 

CO ^ 

■So, 

2 S 

a'ö; 
in cn 

ächtsbesch werde 
ngelegt 

ißgeldbescheid 

ifgehoben 

ididem beanstan- 
ites Verhalten 
ifgegeben 

§ 

Ti 0) 

2 

cd ö 

1 Landes- 
irtellbehörde 

ich § 27 Abs. 3 
WiG 



> 


^ V) 

w d) 

'S 

1 PQ cd 


«ü 

Cd M 

ö 0 

§ 1 

1 833 

194 

207 

269 

6 

1 

1 

. — . 

263 

1 167 

126 

— 


146 

81 

65 

— • 

1 

— . 

— 

— 

24 

71 

12 

— 


1 979 

275 

272 

307 

7 

1 

1 

— 

287 

1 238 

138 

— 

§ 15 

235 

29 

21 

19 

— 

1 

1 


99 

101 

14 

- 


17 

7 

10 

— 

1 

— 


1 

8 

4 

1 

— 


252 

36 

31 

22 

1 

1 

— 

1 

107 

105 

15 

— 

§ 20 

468 

35 

41 

7 

— 

— 

— . 

— 

217 

244 

— 



Abs. 1 

20 

12 

8 

— 

_ 


— 

— 

9 

7 

1 

— 


488 

47 

49 

10 

— 

— 

— 

— 

226 

251 

1 

— 

§ 21 

238 

3 

6 

2 



— 





84 

151 

1 

— 


7 

5 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

3 

2 

— 

— 


245 

8 

8 

4 

— 

— 

— 

— 

87 

153 

1 

— 

§ 25 

234 

23 

34 

6 

3 



1 

— 

65 

130 

29 

- — 


8 

— 

8 

— 

— 

— . 

— . 

— 

3 

3 

3 

— 


242 

23 

42 

5 1 

3 

— 

1 

— 

68 

133 

32 

— 

§ 26 

174 

14 

20 

8 

3 

— . 

— 

— 

38 

94 

31 

— 

Abs. 1 

8 

2 

6 

— 

— 

— . 

— . 

— 

1 

2 

2 

— 


182 

16 

26 

11 

3 

— 

— 

— 

39 

96 

33 

— 

§ 26 

728 

51 

159 

28 

— ■ 

1 — 

— 

— 

152 

483 

65 

— 

Abs. 2 

35 

1 

34 

— • 

— 

— 

— • 

. — . 

8 

16 

10 

— 


763 

52 

193 

29 

— 

— 

’ 

— 

160 

499 

75 

— 

§ 38 

1 481 

150 

300 

82 

1 5 

3 



— 

798 

1 557 

35 



Abs. 2 

51 

19 

32 

— 

1 


— 

1 

24 

1 

3 ! 

1 

Satz 2 

1 532 

169 

332 

79 

6 

1 

— 

1 

822 

584 

38 

— 

§ 39 

Abs. 1 

2 

1 

— 

1 

— 


— 

— 

— , 

1 

— 

1 

Nr. 1 

2 

1 

— 

1 

— 

— ! 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

§ 39 

Abs. 1 

14 

2 

4 

1 

— 

— 

— 

— 

10 

3 

— 


Nr. 2 

14 

2 

4 

1 

— 

— 

— 

— 

10 

3 

— 

— 


5 407 

502 

792 

423 

17 

5 

3 

— 

1 726 

2 931 

301 

1 


292 

127 

165 

— ■ 

3 

— 

— 

2 

80 

132 

32 



5 699 

629 

957 

469 

20 

3 

2_ 

2 

1 806 

3 063 

333 

1 
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Tabelle N 


Verfahren vor den Landeskartellbehörden 





1 




Sachs 

t a n d 




1 



davon ab 1967 

1 

"(d 

•6 

in 

M 

Bußgeld festgesetzt 

Verfahren 

eingestellt 

abgegeben 

Grund- 

Zahl 





. i 






legende 

Bestimmung 

der 

Ver- 

fahren 

3n Amts wegen 
if Antrag 

ier Anregung 

a ^ 
"1 
'6 M 

'6 

(d 

i ■= 

■6 « 

C 9 

r i 

1 W 

S.2 

Qh OJ 
ifi O) 

c Ö 

Bchtsbeschwerd 

ngelegt 

ißgeldbescheid 

ifgehoben 

ichdem beansta 
ites Verhalten 
ifgegeben 

c 

Qi 

Td 0) 
c Td 
cd c 
w -p 

in 

QJ cj 

mS 

an andere Lande 
kartellbehörde 

ro 

in 

Xi 

< 

r*- 

CN 



> fd 

o 



w 'S 

oi '5 ! cb cd 

c-S s 

3t3 

C fd 
(d ^ 

c 0 

§ 1 

1 465 

69 

168 

61 

188 

1 

— — , 

212 

873 

111 

9 

11 


86 

21 

65 

— 

12 

— 

— — 

9 

47 

11 

— 

— 


1 551 

90 

233 

68 

200 

— 

— — 

221 

920 

122 

9 

11 

§ 15 

88 

2 

18 

4 

1 


— — 

18 

50 

12 

3 

— 


3 

1 

2 

— 

— 



— — 

2 

5 

— 

— . 

— , 


91 

3 

20 

— 

1 


— — 

20 

55 

12 

3 

— 

§ 20 

310 

— 

— 

— 

— 

— 

— — 

114 

102 

94 

— 



Abs. 1 

1 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— . 

1 

— 

— 




311 

— 

1 

— 

— 

— 

— — 

114 

103 

94 


— 

§ 21 

46 

— 

— 

— 

— 


— — 

20 

17 

9 

— 

— 


46 

— 

— 

— 

— 

— 

— — 

20 

17 

9 

— 

— 

§ 25 

147 

A 

5 

49 

A 

! ' 

7 

— 

— — 

25 

Q 

99 

0 

4 

1 

2 


4 

151 

5 

4 

53 

1 7 

7 

1 

— — 

O 

28 

z 

101 

4 

1 

T 

§ 26 

147 1 

— 

47 

9 

— 1 

— 

— — 

25 

106 

7 




Abs. 1 

12 

1 

11 

— 

— 

— 

— — 

5 

10 

1 

— 

— 


159 

1 

58 

5 

— 

— 

— — 

30 

116 

8 

— 

j 

§ 26 

271 

1 

126 

23 

. — 

— 

— _ 

58 

164 

25 

1 

— 

Abs, 2 

50 

1 

49 

— 

. — 

— 

— — 

12 

25 

2 

1 

— 


321 

2 

175 

33 

— 

— 

— — 

70 

00 

CD 

27 

2 

— 

§ 38 1 

503 

23 

55 

21 

5 

— 

. — — 

151 

242 

79 

5 



Abs. 2 1 

25 

9 

16 

— 

— 

— 

— — 

9 

20 

2 

1 

1 — 

Satz 2 1 

528 

32 

71 

14 

5 

— 

— — 

160 

262 

81 

6 

— 

§ 39 

Abs. 1 

Nr. 1 


j — 

— 

— 

— 

— 

— — 

— 

— 

— 

1 


§ 39 

Abs. 1 

Nr. 2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 



— 



— 


2 977 

100 

1 463 

127 

201 

— 

— — 

1 623 

l 653 

341 

19 

13 


181 

33 

148 

— 

13 

— 

— — 

40 

110 

16 

2 

— 

1 1 

3 158 

133 

1 611 

127 

213 

1 

— — 

663 

l 763 

357 

21 

13 
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Tabelle O 


X. Rechtsmittel 

1. Verwaltungsverfahren 


Einsprüche 


Entscheidende 

Kartell- 

behörde 

Zahl der 
Einsprüche 

Sachstand 

Einspruch 

Entscheidung aufgehoben 
oder abgeändert 

Einspruchs- 
verfahren 
in anderer 
Weise 
erledigt 

anhängig 

zurück- 

genommen 

zurück- 

gewiesen 

aufgrund 

veränderten 

Sachverhalts 

aus 

anderen 

Gründen 

Bundes- 

667 

168 

140 

3 

204 

138 

14 

kartellamt 

— 

— 

4 

— ■ 

— 

— 

— 


667 ») 

168 

144 

3 

204 

138 

10 

Landes- 

42 1 

7 

10 

1 

24 

— 

— 

kartell- 

— 

— 



— 

_ 

— 

— 

behörden 

42 2) 

7 

10 

1 

24 

— . 

— 


davon 507 Einsprüche gegen Kostenentscheidungen 
davon 25 Einsprüche gegen Kostenentscheidungen 


Tabelle P 


Beschwerden 


Entscheidende 

Kartell- 

behörde 

Zahl der 
Beschwer- 
den nach 
§ 62 Abs. 1 

Sachstand 

Beschwerde 

Entscheidung aufgehoben 
oder abgeändert 

Beschwerde- 
verfahren 
in anderer 
Weise 
erledigt 

anhängig 

zurück- 

genommen 

zurück- 

gewiesen 

aufgrund 

veränderten 

Sachverhalts 

aus 

anderen 

Gründen 

Bundes- ! 

245 

68 

CO 

CO 

— 

13 

70 

11 

kartellamt 

9 

6 

2 

— 

3 

1 

— 


254 1) , 

74 

85 

— 

16 

71 

8 

Landes- 

14 

4 

3 

— 

2 

4 

1 

kartell- 

4 

— 

— 


1 


— 

behörden 

18 2) 

4 

3 

— 

3 

4 

4 


davon 89 Beschwerden gegen Kostenentscheidungen 

1 Beschwerde gegen Entscheidung nach § 14 GebVO GWB 
davon 7 Beschwerden gegen Kostenentscheidungen 

in einem weiteren Fall wurde Unterlassungsbeschwerde zurückgenommen. 
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Tabelle Q 


Rechtsbeschwerden in Verfahren des Bundeskartellamtes 


Eingelegt 

durch 

Zahl der 
Rechts- 
beschwerden 

1 

Sach stand | 

zurück- 

genommen 

zurück- 

gewiesen 

Entschei- 

dung 

aufgehoben 

oder 

abgeändert 

zurück- 

verwiesen 

Rechts- 
beschwerde- 
verfahren 
in anderer 
Weise 
erledigt 

anhängig 

Bundes- 

10 

— 


— 

5 

1 

4 

kartellamt 

— 

— 

- 

— 

— 


— 


10 

— 

i - 

— 

5 

1 

4 

Beteiligte 

13 

9 

1 

' 3 

9 

2 

1 ! 

1 3 

3 


15*) 

1 

5 

2 

1 

3 

3 


*) In 2 weiteren Fällen wurde Nichtzulassungsbeschwerde vom Bundesgerichtshof zurückgewiesen 


Tabelle R 


Rechtsbeschwerden in Verfahren der Landeskartellbehörden 


Eingelegt 

durch 

Zahl der 
Rechts- 
beschwerden 

Sachstand 

zurück- 

genommen 

zurück- 

gewiesen 

Entschei- 

dung 

aufgehoben 

oder 

abgeändert 

zurück- 

verwiesen 

Rechts- 
beschwerde- 
verfahren 
in anderer 
Weise 
erledigt 

anhängig 

Landes- 

! 

— 

— 

— 

— 

— 


kartell- 

i 

— - 

— 

— 

— 

— 

— 

behörden 

— ; 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Beteiligte 

3 

— 

3 ; 

— 

— 


— 


3 

— 

3 

— 


— 

— 
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Tabelle S 


2. Bußgeldverfahren 


Rechtsbeschwerden in Verfahren des Bundeskartellamtes 



Zahl der 
Rechts- 

Sachstand 

Eingelegt durch 

beschwerden 
nach § 83 
Satz 1 

zurück- 

genommen 

verworfen 

Beschluß 

aufgehoben 

zurück- 

verwiesen 

anhängig 

Bundeskartellamt 

3 

— 

1 

1 

1 

1 

— 

3 


3 

— 

— 

1 

Betroffene 

2 

1 

3 

— 

2 

— 

— 

— 


— 

2 

— 

— 

1 


Tabelle T 


Rechtsbeschwerden in Verfahren der Landeskartellbehörden 


Eingelegt durch 

Zahl der 
Redits- 
besdiwerden 
nach § 83 
Satz 1 

Sachstand 

zurück- 

genommen 

verworfen 

Beschluß 

aufgehoben 

zurück- 

verwiesen 

anhängig 

Landeskartellbehörden 

4 


1 

— 

3 

— 


4 


1 

— 

3 

— 

Betroffene 

37 

1 2 

27 

— 

8 

— 


37 

2 

27 

— 

8 
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Tabelle U 


XL Übersicht über die Anträge auf Erlaubnis in anderen Fällen 
a) beim Bundeskartellaint 




Sachstand 



rechtliche 

und 

wirt- 

schaft- 

liche 

Prüfung 

Erlaubnis erteilt 

Erlaubnis abgelehnt 

zurück- 

genom- 

men 

an 

andere 

Behörden 

ab- 

gegeben 

Anträge 

unan- 

fechtbar 

geworden 

davon 
noch 
in Kraft 

Rechts- 

mittel 

eingelegt 

unan- 

fechtbar 

geworden 

Rechts- 

mittel 

eingelegt 

§ 14 

Abs. 1 

— 




— 




_ 


— 

— 

§ 91 

21 

— 

21 

20 

— 

— 

— 

— 

— 

Abs. 1 

1 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Satz 2 

22 


22 

21 

— 

— 

— 

— 

— 

§ 105 

E 

1 




— 



E 

— 




b) Landeskartellbehörden 


§ 14 

Abs. 1 

— 

— 




1 

— 

— 

§ 105 

4 1 — 

1 ; — 

5 1 - 

— 

E 


2 

2 

1 

2 

1 

i 

1 2 

— 


XII. Sonstige Zahlen und Angaben 

Während des Berichtszeitraums sind beim Bundes- 
kartellamt 10 965 Eingänge und 10 337 Ausgänge 
gezählt worden, ohne Anmeldungen von Preisbin- 
dungen und Preisempfehlungen. 

1792 Vertreter und Rechtsberater von Unternehmen 
und Verbänden suchten das Bundeskartellamt zu 
Besprechungen auf. 
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BM 

Abteilung 
Markt- 
beherrschung 
Direktor beim 
Bundes- 
kartellamt 
Lanzenberger 
3110 

B 1 

1. Beschluß- 
abteilung 
Leitender 
Regierungs- 
direktor 

Dr. Klaue 

3120 

B 2 ^ 

2. Beschluß- 
abteilung 
Direktor beim 
Bundes- 
kartellamt 
Mülder 

3100 

B 3 

3. Beschluß- 
abteilung 
Direktor beim 
Bundes- 
kartellamt 

Dr. Gutzier 

3010 

B 4 

4. Beschluß- 
abteilung 
Direktor beim 
Bundes- 
kartellamt 

Dr. Christi 

3020 

B5 

5. Beschluß- 
abteilung 
Direktor beim 
Bundes- 
kartellamt 
Kazmeyer 

3060 

Geschäfts- 

Geschäfts- 

Geschäfts- 

Geschäfts- 

Geschäfts- 

Geschäfts- 

bereich: 

bereich: 

bereich: 

bereich: 

bereich: 

bereich: 

Verwaltungs- 

Bergbauliche 

Leder, Leder- 

Chemische 

Elektrotech- 

Erzeugnisse der 

und Bußgeld- 

Erzeugnisse, 

waren und 

Erzeugnisse 

nische Erzeug- 

Ziehereien und 

Sachen in An- 

Mineralöl- 

Schuhe, Texti- 

einschließlich 

nisse, Feinkera- 

Kaltwalzwerke 

Wendung 

erzeugnisse 

lien, Beklei- 

Düngemittel, 

mische Erzeug- 

und der Stahl- 

a) der §§ 22, 23, 

und Kohlen- 

düng, Erzeug- 

Schnittholz, 

nisse, Glas und 

Verformung, 

24 GWB 

Wertstoffe, 

nisse der Er- 

Sperrholz und 

Glaswaren, 

Stahlbauerzeug- 

b) der §§ 15, 17, 

Steine uncl 

nährungsindu- 

sonstiges bear- 

Kulturelle 

nisse, Maschi- 

18. 25, 26 

Erden, Eisen 

strie, Tabak- 

beitetes Holz, 

Leistungen, 

nenbauerzeug- 

GWB, sofern 

und Stahl (Er- 

waren, Bauwirt- 

Holzwaren 

Filmwirtschaft, 

nisse, Land- 

das Verfah- 

Zeugnisse der 

Schaft und Woh- 

(einschließlich 

Verträge nach 

fahrzeuge (ohne 

ren sich 

Hochofen-, 

nungsunter- 

Erzeugnisse aus 

§§ 20 und 21 

Elektrofahr- 

gegen ein 

Stahl- und 

nehmen, Land- 

natürlichen 

GWB ein- 

zeuge), Was- 

marktbe- 

Warmwalz- 

und Forstwirt- 

Schnitz- und 

schließlich der 

serfahrzeuge, 

herrschendes 

werke sowie 

schaft, Garten- 

Formstoffen), 

Verträge, auf 

Luftfahrzeuge 

Unterneh- 

der Schmiede-, 

und Weinbau, 

Holzschliff, 

die nach § 20 

(einschließlich 

men richtet. 

Preß- und Ham- 

Fischerei und 

Zellstoff, Papier 

Abs. 4 GWB 

Flugbetriebs-, 

Die Zuständig- 

merwerke), NE- 

Jagd 

und Pappe, 

§ 1 i. V. m. § 38 

Rettungs-, 

keiten der 

Metalle und 


Papier- und 

Abs. 1 Nr. 1 , 

Sicherheits- und 

übrigen Be- 

-Metallhalb- 


Pappewaren, 

GWB anzuwen-! 

Bodengeräte), 

schlußabteilun- 

zeug (ein- 


Druckerei- 

den ist 

Feinmecha- 

qen für die in 

schließlich 


erzeugnisse, 


nische und 

§§ 99, 100, 102, 

Edelmetalle 


Lichtpaus- und 


optische Erzeug- 

102 a und 103 

und deren Halb- 


verwandte 


nisse, Uhren, 

bezeichneten 

zeug), Gießerei- 


Waren, Kunst- 


Eisen-, Blech- 

Wirtschafts- 

erzeugnisse, 


stofferzeug- 


und Metall- 

bereiche blei- 

Geld-, Bank- 


nisse, Gummi- 


waren, Musik- 

ben unberührt 

und Börsen- 


und Asbest- 


instrumente, 


wesen, Ver- 


waren. Sonstige 


Spielwaren, 


sicherungen, 


Dienstleistun- 


Turn- und 


! Wasser- unci 


gen, Freie 


Sportgeräte, 


Energieversor- 


Berufe, Ver- 


Schmuckwaren, 


gung 


kehrs- und 


bearbeitete 




Fernmelde- 


Edelsteine 




wesen 





Gegenüber dem Handel und Handelshilfsgewerbe, den Genossenschaften und dem Hand- 
werk richtet sich die Zuständigkeit nach den Wirtschaftszweigen. 

Zuständigkeiten der Beschlußabteilungen: 

Alle Entscheidungen in Verwaltungssachen und in Bußgeldsachen; Stellung der Anträge 
und Vertretung vor den Oberlandesgerichten in Beschwerdeverfahren sowie vor dem 
Bundesgerichtshof in Rechtsbeschwerdeverfahren; Vertretung in Verfahren nach Ein- 
spruch gegen Bußgeldbescheide. 
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